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In seiner Habilitationsschrift "Cie ausländischen Saison¬
arbeiter in der Landwirtschaft der öatliohen und mittle¬
ren Gebiete des Deutschen Beiohes von 189G - 1914"^ stell¬
te Johannes Wichtweiss fest,

"daß dio furchtbaren iienschenraubeü^.e der Bazis aufslawisohea Boden, ihre entsetzlichen, für den nor¬malen Hensohen faßbaren 'bsiohten, insbesonderegegenüber dem polnisohen Volke, die konsequentesteund rüoksiohtslose Fortführung und Vollendung dessenwar. wae auf diesem Gebiete im kaiserlichen Deutsch¬land begonnen wurde".2)
Biohtweiss belegte diese Behauptung in seiner Arbeit mit
umfangreichem üaterial. Senn wir Biohtweiss' Untersuchun¬
gen zeitlich fortaetzen, so nioht nur, um die seitens des
westdeutschen Historikers Friedrich LUtge^ gegen das Buch
von Biohtweiss erhobenen Einwände als nioht zutreffend
zu bezeichnen und die gleichzeitig unternoomenen Versuche,
das reaktionäre Uesen des deutschen Imperialismus zu ver¬
tuschen, abzulehnen, sondern weil wir glauben, daß das
Ziel von Biohtweiss, mit der Darlegung der preußiseh-deut-
sohon Politik gegenüber den ausländischen Saisonarbeitern
das brutale und menschenfeindliche Uesen des oatelbischen
Junkertums zu enthüllen, noch deutlicher duroh die Proble¬
matik des 1. Weltkrieges herauagearbeitet werden kann als
anhand des Zeitraumes vor 1914.
Cer erste Weltkrieg, der imperialistische Krieg, wurde vom
deutsohen Junkertum und Finanzkapital nioht nur begonnen,
um anderen imperialistischen Staaten ihre bis dahin in Ge¬
stalt von Kolonien und Rohstoffquellen gemachte Beute ab-

1) Untertitels "Ein Beitrag zur Geschichte der preußisoh-deutsohen Politik von 1890 - 1914". Wir beziehen unsauf das 1959 in Berlin erschienene Suoh, nicht auf die1958 von der Philosophischen Fakultät der Humboldt-Uni¬versität angenommene"Habilitationsschrift, deren Titelfür das Buch verändert wurde.
2) Biohtweiss, Saisonarbeiter, 3. 11. (Vergl. zu den Stioh-worten der Literaturhinweise die vollständigen Titelder zitierten Schriften im Literaturverzeichnis.) Vergl.eine ähnliohe Feststellung bei Kuozynski, L-’ge der Ar¬beiter I, 2 3. 113
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zujagen, sondern zugleich, um aus der innenpolitischen Kri¬

se der letzten Vorkriegsjahre herauszukommen und die Ar¬

beiterfrage gewaltsam zu lösen. Dis Bestrebungen der ost-

elbisohen Junker, die seit Übergang des Kapitalismus in

sein imperialistisches Stadium nach Deutschland in Massen

einwandernden ausländischen Saisonarbeiter maximal nuszu-

beuten, fanden einen Höhepunkt im ersten Weltkrieg. Die

mit Kriegsbeginn olnsetaende gewaltsame, von den Organen

des junkerlieh-bourgeoisan Staates unterstützte Ausplün¬

derung Hunderttausonder ausländischer Arbeiter und deren

zwangsmäßige Einbeziehung in die Sicherung der wirtschaft¬

lichen Kriegführung zeugen davon, daß 1914 kein wesentlich

neuer Abaohnitt in der Politik des Junkertums und seines

Staates gegenüber den ausländischen Arbeitern begann; die

sehen vor 1914 gegenüber dieser Arbeiterkategorie betrie¬

bene reaktionäre Politik wurde jetzt nur mit anderen Mit¬

teln, nämlich gewaltsamen, fortgesetzt. Die Zwangsüber-

führuag Hunderttausender belgischer und polnischer Arbei¬

ter nach Deutschland in den Jahren 1916/1917 sowie die

Ausplünderung der Bevölkerung der vom deutschen Imperialis¬

mus während des Krieges besetzten Gebiete entsprachen den

schon lange vor dem Kriege vom ostelbischen Junkertum

in der Wanderarbeiterfrage verfolgten Bestrebungen.

Wenn wir naohsuwelsen suchen, in weloh starkem Maße die

ausländischen Landarbeiter während dos Krieges junkerlichen

Profit— und Kriegsinteressen nutzbar gemacht wurden, so

hat das, obwohl wir schematische Aktualisierungen zu ver¬

meiden -suchen, dennoch aktuelle Bedeutung. Erinnern wir

uns der Worte Lenins:

“Gerade für den Imperialismus ist eine solche Ausbeu¬
tung der Arbeit schlechter bezahlter Arbeiter aus
rückständigen Ländern besonders charakteristisch. Ge¬
rade darauf basiert bis zu einem gewissen Grade der
Parasitismus der reichen Imperialistischen Länder,

Forts, v. S. 1:

3) Fergl. Rezension von Lütge über das Buoh von Uichfcweios,
in: Zeitschrift für Agrargesohiohte und Agraxeozialogle,
hrsg. v. Günther Franz, Frankfurt a.H., Jhg. 8, H. 1,
April I960, S. 93/94



die auch einen Teil ihrer eigenen Arbeiter durch
einen höheren Arbeitelohn bestechen und gleichsei¬
tig die Arbeit der 'billigen' ausländischen 'rbei-
ter maßlos und sehualoa ausbeuten. Die »orte 'schlech¬
ter bezahlten' müßten hinzugefügt werden, ebenso die
»orte 'und oft rechtlosen', denn die Ausbeuter der
•zivilisierten* Länder machen sich den Umstnd immer
zunutze, daß die importierten ausländischen Arbeiter
rechtlos sind".*)

Diese Morte Lenins finden heute ihre Bestätigung duroh
die vom westdeutschen Imperialismus gegenüber den in West¬
deutschland tätigen ausländischen Arbeitern betriebene

Politik. Obwohl heute in »Ostdeutschland ein Seil der
RepublikflÜohtigen und jene vom Imperialismus irregeführ-
ten Menschen, die die Volksrepubliken verließen, wie z. B.
während des konterrevolutionären Putschversuches in Un¬
garn 1956, genauso schamlos ausgebeutet werden und ähnli¬
che Punktionen ausüben wie früher die ausländischen Ar¬
beiter,^ so bemüht sioh gegenwärtig der westdeutsche Im¬
perialismus verstärkt darum, eine steigende Zahl auslän¬
discher Arbeiter naoh Westdeutschland au sieben, •’.useu-
pländern und der wirtschaftlichen Kriegsvorbereitung nutz¬
bar zu machen. Diese ausländischen Arbeiter sollen zu¬
gleich dazu dienen, die notwendige Verbesserung der wirt¬
schaftlichen und sozialen Lage der westdeutschen Arbeiter
zu umgehen.^ Der Bonner Regierung, die die Aufrüstung und
Kriegsvorbereitung zur Grundlage der gesamten Außen- und
Innenpolitik erhoben hat, ist es in den letzten Jahren
dank dem Umstand, daß Westdeutschland die führende Rolle
unter den Ländern der Montanunion bzw. im System des so¬
genannten Gemeinsamen ßuropäischen Marktes spielt, gelun¬
gen, die Monopolisten und Junker in steigendem Maße mit
ausländischen Arbeitern zu versorgen.') In einer westdeut¬
schen Dissertation wurde schon 1953 auf die in öestdeutsoh-

4) Lenin, 3. ». Bd. in, 1931, 3. 394' f.
5) Vergi. Probleme westdeutscher Agrarpolitik,

x S. 75/76
6) Schneider, Landarbeitermangel, 3. 124; Altmann u. a.,

Westdeutschland, S. 385
7) Vergi, hierzu zahlreiche westdeutsche Pressemeldungen, in:

Deutsches Institut für Zeitgeschichte Berlin, Zeitungsaus-
eohnitt-Arohiv Hr. 677.522



lana immer häufiger gestellte Forderung nach Anwerbung aus¬

ländischer Arbeiter
Ungewissen.89-* In Starnar 1992 arbeite¬

ten die ersten Italiener in der Landwirtschaft oüdbadens.

1959 waren sohon Ober 100 000 ausländische Arbeiter in

der westdeutschen Industrie und Landwirtschaft tätig; ihre

Zahl stieg 1960 weiter an; in diesem Jahr arbeiteten al-

ast 100 000 italienische Werktätige ln den Weatao-

Dio Ausbeutung großer Lassen ausländischer Arbeiter ist

eine Erscheinung, die nicht nur für den deutschen .Imperia¬

lismus typisch war und wieder wird, denken wir nur an

die Beschäftigung großer Lengen ausländischer Arbeiter in

den USA» der Bohweie, Frankreich u. a.10^ Typisch für den

kaiserlichen deutschen Imperialismus und für das heute ln

Westdeutschland herrschende System sind jodooh die Bruta¬

lität und das Ausmaß der Ausplünderung dieser Arbeiterka¬

tegorie und deren Einbeziehung in die wirtschaftliche

Kriegsverbereitung bzw. —führuag. ln dieser Beziehung setzt

der westdeutsche Imperialismus Traditionen fort, die, vor

1914 geschaffen, im 1. Seit krieg einen Höhepunkt fanden

und schließlich im Hitlerfasohiemus zu so grausamer Fort¬

führung gelangten. Wenn die ostelbiaohen Junker und Mili¬

taristen den ersten Weltkrieg u. a. entfachten und aus—

nutzten, um die Arbeiterklasse, und hierunter an erster

Stelle die ausländischen Arbeiter, zu unterjochen und stär¬

ker auebeuten zu können, so verfolgen die herrschenden

Kreise Westdeutschlands das gleiche Ziel. Die Möglichkeiten

zur Erreichung dieses Zieles sind jedoch gegenüber 1914

viel geringer geworden dank der Existenz des sozialisti¬

schen Weltlagers und seiner dominierenden Bolle in der in¬

ternationalen Politik. Die Gefahr des Krieges für immer zu

8) Schneider, Landarbeitermangel, S. 123

9) Vergl. glelohe Quellen, wie in Anmerkung 7 aufgeführt,

ferner: äeues Deutschland, 15. Jhg. 196u, lir. 233, 24.8.

Aus den westdeutschen Pressemeldungen ist leider nicht
ersichtlich, ob es sich bei den ausländischen Arbeitern

um Saisonarbeiter handelt - das wird wohl bei der Lohr¬

zahl der in der Landwirtschaft beschäftigten Italiener

der Fall sein - oder um Arbeiter, die mehrere Jahre in
Westdeutschland tätig sind.

10) Torgl. Colombo/Fontanl. Italienische Emigration. Die Ver¬

fasser gehen hier auf aie Gründe ebenfalls ein, dis die
italienische Regierung bewegen, die Auswanderung zu für-

dera.
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bannen, bedeutet für die deutsche Arbeiterklassedbenso wie
für die italienischen Arbeiter, die sich heute in Westdeutsch-
land aufhalten und die im Interesse des Profits und des Krie¬
ges ausgenutzt werden, gerneinsam gegen Imperialismus und Mi¬
litarismus su kämpfen. Diese Lehre vermitteln die beiden
Weltkriege; dieser Weg ist notwendig, um die Schaffung einer
Situation zu vermeiden, die jener gleioht, in der sich die
ausländischen Arbeiter ln der deutschen Landwirtschaft wäh¬
rend der Zeit des ersten Weltkrieges befanden,

lene wir zu Beginn unserer Einleitung die Arbeit von Johan¬
nes Hiohtweias hervorhoben, so nicht nur, weil wir dem 195ß
verstorbenen Verfasser für seine wissenschaftlichen Anre¬
gungen zu danken haben, sondern weil - das steht damit im
Zusammenhang - seine Arbeit die gründlichste Analyse der
preußisch-deutschen Politik gegenüber den ausländischen Sai¬
sonarbeitern in der deutschen Landwirtschaft vor 1914 dar—
stellt. Sein Wissenschaftler oder Politiker, der sich ernst¬
haft mit der deutschen Wirtschaftsgeschichte der Jahrzehnte
vor 4914 beschäftigte, konnte an der Tatsache Vorbeigehen,
daß der deutsche Imperialismus seinen raschen wirtschaftli¬
chen Aufstieg z. I. dem Umstand zu verdanken hatte, daß es
ihm möglich war, Hunderttausende ausländischer Arbeiter nach
Deutschland zu ziehen und durch deren unmenschliche Ausbeu¬
tung umfangreiche Extraprofite zu gewinnen. Hiohtweias unter—
suoht die Bolle, die diese ausländischen Arbeiter in der
deutschen Landwirtschaft spielten sowie die Politik, die der
junkerlich—bourgeoise deutsohe Imperialismus gegenüber die¬
ser Arbeiterkategorio verfolgte.

1914 befanden eich rund 600 OüQ ausländische Landarbeiter in
Deutschland. In den Jahren 1911/1912 waren allein ein Vier¬
tel aller ln Deutschland beschäftigten Landarbeiter Auslän¬
der, vor allem polnischer Bationalität aus der russischen
bzw. österreioh-ungorieohen Monarchie.11^

Den Ausgangspunkt für das Problem, weshalb die Junker trotz
ihrer nationalistischen, antipolnisohen Politik jährlich eine

11) Eiohtweiss, Saisonarbeiter, S. 196
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so große Zahl polnisoher ¿ohnitter ins Land zogen, sieht
Mchtweiss in dem verstärkten Bedarf an Arbeitskräften,

bedingt durch die Ende des 19. Jahrhunderts in der Land¬

wirtschaft, vor sich gehenden
Veränderungen^

wie dem Über¬

gang von extensiver zu intensiver Kultur12*' sowie ferner
in der verstärkten "Landflucht", deren eine Ursache die
in der vaoheenden Industrie gegenüber der LindwirtSchaft

besseren' sozialökonoaiachen Bedingungen bildeten. Gegen¬

über Peter ùu&nte, der 1953 von der "Landflucht" als
einer Folge der "Sättigung" der Landwirtschaft mit Arbeits¬

kräften sprach unc! den Zusammenhang zwischen Landflucht

und Großgrundbesitz leugnete, wies Hlohtweiss nach, daß
die Ursachen der Landflucht in der kapitalistischen In¬
dustrialisierung einerseits, der Differenzierung der Bau¬
ernschaft und der schlechten Lage der werktätigen des Dor¬

fes im Kapitalismus andererseits liegen pntait nennt

er Erscheinungen, die heute für Westdeutschland voll und

ganz gelten. Der steigende - und selbstverschuldete -

Arbeitersnngel und die Högllohkeit, die ausländischen,

der deutsohen .spräche meist nicht mächtigen und einer be¬
sonderen Auenahmegesetzgebung unterworfenen polnischen

Landarbeiter stärker ausnutzer. zu können als die deutschen
Arbeitskräfte, ihr materielles Interesse also drängte die
ostelbisohen Junker dazu, immer mehr ausländische Arbei¬
ter ins Land zu ziehen entgegen den Phrasen über die an¬
geblich mit dar Einwanderung slawischer Arbeiter gegebene
"völkische Gefahr". Gelegentlich sich zeigende iVider-

ebd., 3. 3G ff.
ebd., S. 51/52
Die Argumentation von yuante wurde in Jüngerer Zeit
von Pacyna erweitert, der sich bemüht, bei dar Unter¬
suchung der Landflucht von den auf den ostelbisohen
Gütern gegebenen Arbeitsbedingungen und der sohlech¬
ten wirtschaftlich-3ozialen Lage der Landarbeiter ab¬
zulenken. (Vergl. Paoyna, Agrarfabriken, 3. 167-130).
Paoyna wendet die alte Methode an, lypisohes als be¬
dauernswerte Einzelbeispiele zu bezeichnen, wenn er
sagi’t "Dabei soll keineswegs bestritten werden, daß
die sozialen Verhältnisse auf den Lande in Ostolbien
in einzelnen Fällen einor durchgreifenden Besserung be¬
durften. Aber die übliche Form aer Verallgemeinerung
dieser Fälle war nichts anderes als nolitisoho Demago¬
gie." (ebd. S. 349, Anmerkg. 9) Wir hoffen, duroh uaae—

Forts, n. Seite



spräche swisohen den ökonomischen Interessen des Junker-

tnma und der antipolnisoben Politik der preußischen Re¬

gierung und des Ostmarkenvereins wurden gelöst» indem

die preußisoh-deutsohe Itegierun,ig, besonders nach der rus-

sloohen Revolution van 1905/06

"schließlich die Form der Auslänäerbeschäftigung
fand, in der sowohl die ökonomischen Bestrebungen

der Gutsbesitzer als auoh die politischen Interes¬

sen der gesamten Reaktion berücksichtigt waren".'

Diese Politik war gekennzeichnet durch -onderbastimun-

gen wie die
Karenzzeit,1^1

der.
Inlandslegitiraationszwang,1®'

die ständig über den ausländischen Arbeitern wie ein Da¬

moklesschwert schwebende Drohung der Ausweisung, die Ab¬

sonderung von den deutschen Arbeitern usw. Diese Destim-

ounger. sollten das Aufbegehren der Schnitter ge^en Will-

kür und brutale Ausbeutung seitens der Junker und der

Staatsorgane verhindern.

In seinen "Schlußbemerkungen"1^ weist Eiohtweiss auf

einige in seiner Arbeit offen gebliebene, noch näher su

untersuchende Fragen hin. Er bezweifelt nleht, daß die

ausländischen Arbeiter eine der Quellen für den Extrapro¬

fit des deutschen Imperialismus bildeten. Die von Kuozyns-

ki aufgeworfene Frage aber, inwieweit die Ausbeutung der

ausländischen Arbeiter an die Stelle der kolonialen Aus¬

beutung zur Gewinnung von Extraprofiten tritt, die z. 1’.

der Bestechung der Arbeiteraristokratie

dienen,14151617

18' könne,

Forts, v. S. 6:

re Arbeit zu dem Haohweis beiautragen, daß derartige
Behauptungen, die das Junkertum rehabilitieren sollen,

nicht den historischen Tatsachen entsprechen.

14) Siohtwaiss, Saisonarbeiter, S. 54

15) Karenzzeit - einige soeben währende Zeit im .Vinter,
während der die polnischen Arbeiter Deutschland ver—
lasesn mußten. Diese Maßnahme entsprang den Ziele, das
Seßhaftwerden der Polen in Deutschland zu verhindern.

16) Seit 1908 bzvr. 1909 mußten 3ich alle in Deutschland be¬
findlichen ausländischen Arbeiter der inlandslegitimie-

ruag, alt der ein ausgeklügeltes Kontrollsystem verbun¬
den war, unterziehen, über Zwack und Wesen dieser
Maßnahme vsrgl. Eiohtweiss, Saisonarbeiter, 8. 138 ff.

17) ebd. S. 245/246
18) Kuozynski, ökonomische Basis., S. 676



so erklärt Kiohtweiss, erst dann beantwortet werden, wenn

auch die Rolle der ausländischen Arbeiter ln der Industrie

gründlich erforscht sei. Jedoch lassen die Hinweise von
Richtweiss eine Formulierung von Drewniak, nach der die

Beschäftigung der Saisonarbeiter Küen einzelnen Produzen¬

ten und dem ganzen deutschen Volk groß# Gewinne" brach¬
te,1^ als falsch erscheinen. Nicht das deutsche Volk,

sondern die Junker und Monopolisten sind für dieses trau¬

rige Kapitel der deutschen Geschichte verantwortlich. Wenn

sie such Brocken ihres durch die Ausbeutung ausländischer

Arbeiter gewonnenen Profits zur Bestechung kleiner Teile

der Arbeiterklasse verwandten, so kann doch von ¿roßen

Gewinnen für das deutsche Volk keine Rode sein. Ile Un¬

tersuchung der Haltung der deutschen Arbeiterklasse ge¬

genüber den Saisonarbeitern bezeugt zudem den echt inter¬

nationalistischen Geist, in dem die deutschen Arbeiter

gemeinsam mit ihren .usländischen Klassenbrüdern den Kampf

gegen eie reaktionäre Politik des Junkertums zu führen

suchten.19

20-^

Stimmen wir den wesentlichen Thesen des Buohesvon Nioht—

weiss zu, so bedauern wir jedoch das Versäumnis des Ver¬

fassers, den engen Zusammenhang zwischen der gewalttäti¬

gen preußisoh-deutsohen Politik in der Frage der auslän¬

dischen Arbeiter und der Kriegsvorbereitung deutlich zu

machen. Wir sehen hierbei ab von seinen Bemerkungen Uber

die Jahre 1913/14. Die Darlegung dieses Zusammenbanges

hätte auch die Tatsache besser verstehen lassen, daß die

Intensität und die fersen der Ausbeutung der Silaonarbei—

ter vor 1914 den Agrariern und Monopolisten nioht mehr

genügten und der Krieg u. a. deshalb vorbereitet wurde,

um gegenüber den polnischen Arbeitern zu einer noch offen¬

brutaleren Politik üb&rgehen zu können. Jedoch ändern die—

19) Drewniak, Eobotnioy sezonowi, S. 369
20) vergl. Kiohtweiss, Saisonarbeiter, S. 154 ff.
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ae Feststellungen nichts an der Bedeutung de; Arbeit von

Kiohtwelos, die einen iviohtigen Beitrag leistet nur Ent¬

hüllung dos reaktionären Lesens der prcußiaoh-öeutoohen

Politik und nur Entlarvung des wahren Charakters des deut¬

schen loperialisQue und damit jener Kräfte, die heute noch

in »eatdeutsohland die Sexxsohaft aualiben.

Existiert über die Lage und die Bolle der ausländischen

Saisonarbeiter in der deutschen Landwirtschaft für die

Zeit bis 1914 eine umfangreiche
Literatur,2122^ so kann das

für den von uns zu behandelnden Zeitraum nioht gesagt wer¬

den. One ist keine größere Arbeit bekannt, die sich spe¬

ziell mit unserem Phema befaßt, ins der Zeit des Krieges

selbst liegen uns nur zwei längere Artikel Uber des Problem

der aus: finnischen Sanderarbeit vor. Zwar boten die Be¬

schäftigung ausländischer Arbeiter und die sich daraus er¬

gebender. Probleme während des Krieges Anlaß zu lebhaften

Diskusßionen, doch wurden diese meist in Form kleinerer

Artikel in Zeitungen und Zeitschriften geführt, ohne daß

ihnen wissenschaftliche Untersuchungen zugrunde lagen. Ab¬

gesehen davon können wir auch deshalb nicht viel Material

aus diesen Artikeln entnehmen, weil es den Verfassern,

ob sie nun die Ideologen des Junkertums oder des bäuer¬

lichen IQeinbeoitßes waren, nioht um die Darstellung und

die Verbesserung der unmenschlichen Lage der ausländischen

Landarbeiter ging, sondern zumeist um die Frage, wie man

sich nach Kriegsende zur Einwanderung ausländischer Ar¬

beiter stellen solle, wie diese Einwanderung gefördert

bzw. behindert werden könne. In diese Diskussion greifen
2?h

auch Wygodzinski und Itieger ein. J Cer Bonner Professor

Wygodzinski kommt, naohdem er die Probleme der ausländi¬

schen Arbeiter in der deutschen Landwirtschaft der Vor¬

kriegszeit behandelte, zur Feststellung, daß die ¿ander—

arbeiterfrage vor dem Kriege schon das schwierigste Problem

21) Vorgl. Literaturverzeichnis bei iiiehtweies, Saison¬

arbeiter, S, 273 ff.
22) Äygodzinski, Wanderarbeiter; Sieger, Landarbeiter¬

frage
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der Agrarpolitik, duroh den Krieg in ihrer Schwierigkeit

außerordentlich verschärft worden sei.2"5' Er befürchtet,

daß Deutschland naoh dom Kriege keine Wanderarbeiter mehr

au« Polen und Galizien erhalten werde und weiß keinen ge¬

eigneten Rat, wodurch die Hundorttausende ausländischer

Arbeiter, die alljährlich naoh Deutschland kamen und die

seit Kriegsbegina dort festgehalten wurden, ersetzt wer¬

den kennten. Die Schaffung bäuerlicher "Familienvsirtsohaf-

ten* auf dem Wege der inneren Kolonisation, die Ansied¬

lung AusLands d e ufc3 o ha r, die vermehrte Anwendung.der Ma¬

schinentechnik in der Landwirtschaft und die Rationali¬

sierung des ganzen Arbeitsverfahrens (l.iylorisierung)

würden die Ausländer nicht völlig ersetzen.2*-* Da naoh

Meinung iiygodninskis Polen und Galizien in der Nachkriegs¬

zeit den deutschen Junkern nioht mehr als Axbeitskräfte-

reservoixe zur Verfügung ständen, kommt godzinski zwangs-

nsäßig zu der Feststellung, daß "Rationalisierung* (d. h.

ausschließliche Verwendung deutscher Arbeiter, 1.2.) und

"Rationalisierung" das Programm der nächsten Zukunft seien.2^

Damit sieht ä'ygddziaski den einzigen Ausweg für die Junker

in der Arbeitskraftefrage darin, nach dem Kriege zu noch

intensiverer Ausbeutung der deutschen Landarbeiter Uber-

zugehen, da Rationalisierung im Knpitaliamus immer Ver¬

stärkung der Arbeitsintensität, der Arboitshetze bedeutet.

Gegenüber Wygodzlnski vertritt Rieger in seinem Aufsatz

offen die Interessen der an der Ausbeutung ausländischer

Arbeiter interessierten Junker. Seinen Ausführungen liegt

der Artikel von Wygodzlnski zugrunde, dessen Gadankengän-

gen er folgt, um darm aber zu anderen Ergebnissen zu kom¬

men.2®-* benso wie für ygodzinski ist für ihn duroh den

23) Wygodsinaki, Wanderarbeiter, S. 372

24) ebd., 3. 377/378
25/ ebd., 3. 376
26) Sieger, Landarbeiterfrage, S. 234, Anmerkung 1
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Krieg die wunderarbaitorfrago zu einem "neuen Schreckge¬
spenst" geworden.2^ Er sieht die Gefahr, die cor Land¬
wirtschaft droht, warm naoh des Krieg die ausländischen
Arbeiter ausbleiben würden. Auf echt junkerliche Monier
bravourös nach dem Rezept "was nicht aein kann, das nicht
sein darf" verfahrend, setzt er voraus bzw. fordert, daß
das im Verlaufe des Krieges von deutschen friippen erober¬
te Bussisch-Pölen aus dem russischen Staatsverband aus—
soheidet und Deutaohlund ungegliedert wird, womit der Be¬
zug polnisoher Arbeiter, ohne vom Ausland abhängig zu
sein, gesichert ist.28'1

Ähnliches gilt für Litauen.2^ Erst
unter der Bedingung der weiteren Ausnutzung ausländischer
Arbeiter spricht sich flieger für gesteigerte Usachlnenan-
wendung im Verein mit der Elektrifizierung, für Zunahme
der .Frauen- und flädohenarbeit in der Landwirtschaft aus,5^

um abschließend zu formulieren:

"Wenn wir die staatsrechtliche Angliederung Polens an
Deutschland, den steigenden handerarbeiterbedarf bei
der Industrie auf (zu ertragende) Kosten der Land¬
wirtschaft, die ’möglichste' Rationalisierung des
ländHohen Arbeitsverfahrens und den Einfluß, den
immer der -taat auf die Gestaltung der '¿.'anderarbei-
terfrage und auf die Abwanderung vom Lande gewinnen
will — in Bechnung ziehen, wenn es uns gelingt, sie
vielfaoh zusammenwirkend
zur Geltung zu bringen, dann
erst ist die Arbeiterfrage
in der deutschen Landwirt¬
schaft für die Zeit naoh
dem Kriege als ge lß st zu
betrachten ."31)

Die Gesichtspunkte, unter denen Sygodzinski und Kieger
ihre Arbeiten schrieben, gelten auch für die meisten der
nach dem Kriege über die feVnderarbeiterfrage angefertigten

Untersuchungen. Diese Arbeiten,'52'1 in der 3eimarer Republik

) Ebd., 3. 235
) ebd., 3. 265
) ebd., S. 267
) ebd., S. 285 u. 875
) ebd., S. 891
) Gross, Ausländische Arbeiter} Kenatsoh, Problem} Hank,

Ä'anaorungen} Müller, Soziale Lage} Radetzki, Sanderar-
beiterfrnge; Tasch, Anteil der Wanderarbeiter
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entstanden, verfolgten seist das Siel, Hinweise au ¿eben,

um den zu ihrer Zeit bestehenden oder nur behafteten Lnnd-

arbeitermangel au beheben; die Problem«, die mit der mas¬

senhaften Beschäftigung der Sohnittor während des Krie¬

ges gegeben waren, berühren sie oft nur im BUokbliok.

übereinstimmend wird in diesen Arbeiten, soweit sie sich

mit dem ersten Weltkrieg befassen, die Tatsache als ein

Glüok für dis deutsche Landwirtschaft beeslohnet, daß

der Krieg au einer Zeit ausbraoh, während der in der Land¬

wirtschaft die größte jemals erreichte Zahl ausländischer

Arbeiter tätig war.^ Allerdings stellt keiner der Ver¬

fasser die Frage, ob dies nioht auoh in Verbindung stand

mit der wirtschaftlichen Kriegevorbereitung des deutschen

Imperialismus bzw. dem Zeitpunkt der Kriegsaualüsung durch

das Finanzkapital. In den genannten Arbeiten wird ferner

die große Bedeutung, die die Tätigkeit Hunderttausender

ausländischer Arbeiter in der deutschen Landwirtschaft

während des Krieges für die VoIkaernährung hatte, hervor¬

gehoben. Das Fortbestehen der Landwirtschaft trotz langer

Kxiegsdauer, trotz großer Verluste an den Fronten und

fortlaufender Einberufung der Isistangsfähigsten tiänner

sei ausschließlich den ausländischen Arbeitern zu verdan—

ken."5*^ Zweifelsohne vollbrachten die zu Beginn des

Krieges in Deutschland festgehaltenen ausländischen Ar¬

beiter zusammen mit den Kriegsgefangenen den größten Teil

dßr landwirtschaftlichen Arbeit während des Krieges, die

Tätigkeit der Schnitter kam jedoch nicht der "deutschen

Landwirtschaft" schlechthin zugute, sondern in erster

Linie und fast ausschließlich dem Junkertum. Biese Tat—

saohe und auoh jene, daß es durch die zwangsweise Aus¬

nutzung der ausländischen Arbeiter und Kriegsgefangenen

möglioh war, den größten Teil der deutschen Landarbeiter

an die Front zu schicken und auf diese ..eise den Krieg

53) Gross, Ausländische Arbeiter, . 8/9; Henatooh,
Probien, o. 4-0; Hadeteki, t/and erarbeit erfrage, S. 8

54) Eenatsoh. Problem, S. 40; Gross, Ausländische Arbei¬

ter, L. 9; Eank, Wanderungen, S. 46; Hüller, Soziale

Lage, S. 72



zu verlängern, wird von den genannten Autoren verschwie¬
gen bzw. nicht zum Anlaß genommen, um die reaktionäre
Politik der Junker und Monopolisten anzuprangem. ohne
Unterschiede in den Auffassungen der aufgeführten Büoher
leugnen zu wollen, kann doch zusammenfaasend gesagt wer¬
den, daß in ihnen wertvolles Material zussramengetragen
ist, die Verfasser jedooh das £esen der von ihnen behan¬
delten Problematik nicht voll erkannt bzw. dargelegt ha¬
ben. Insgesamt gesehen werden in diesen Arbeiten die
preußisch-deutsche Politik gegenüber den ausländischen
Wanderarbeitern in der Zeit des 1. Weltkrieges im allge¬
meinen befürwortet, zu große Härten in der Behandlung der
Ausländer als duroh een Krieg bedingte notwendige übel
und der Krieg überhaupt sozusagen als Ausnahmezustand be¬
zeichnet, ohne die Brkeuntnia zu vermitteln, daß in ihm
die Vorkriegspolitik, wenn auch mit gewaltsamen Mitteln,
fortgesetzt wurde. Munk spricht das klar aus, wenn er
die bezüglich der Schnitter während des Krieges getrof¬
fenen Maßnahmen zwar als eine "einseitige Wahrung des
deutschen »lrtsohai'tainteresses'1 bezeichnet, die-aber an¬
gesichts dos Krieges für die Ernährung und Kriegswirt¬
schaft notwendig seien.Air sehen auch hier wieder den
Hinweis auf "deutsche" Interessen, statt das Profitstre¬
ben der Junker und Monopolisten klar beim Hamen zu nennen

Das Problem der ä/andemrbsit verlor nach dem 1. ‘Weltkrieg

gegenüber der Vorkriegszeit mehr und mehr an Bedeutuni’.
Das wirkte aioh auoh auf die Literatur aus. Una sind aus
den letzten Jahren der «eimrer Republik urd der Zeit des
Faschismus keine größeren Arbeiten zu unserem Thema be¬
kannt. Brat nach 1945 wurden einige Arbeiten geschrieben,
in denen marxistische Historiker auf die Lage und den
Kampf der ausländischen Arbeiter in Deutschland zur Zeit
dos ersten Weltkrieges eingehen.

35) Hank, Wanderungen, S. 47/48
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In seiner Darstellung Uber die Hintergründe der froklana—

tion des sogenannten Königreiches Polen am 5. 11. 1916

behandelt der polnische Historiker Leon Grosfeld' ' die

Ausnutzung der polnischen Arbeiter für deutsche Kriegs¬

zwecke. Br seist nach, wie die deutschen Okkupanten unter

dom Deckmantel der Belcämpfung der "Arbeitsscheu'' dia

Pole« zwangsweise naoh Deutschland verfrachteten, nachdem

die .Anwerbung auf "freiwilliger” Grundlage nicht die ge¬

wünschten Lxgebniaae zeitigteGroafeld unterstreicht,

in selch starkem Halle das Bestreben, die Arbeitskräfte

Polens dar deutschen Kriegswirtschaft nutzbar au mchen,

bei der Festlegung der Politik des deutschen Imperialis¬

mus gegenüber Pulen mi twirkte Da iat forner das Ver¬

dienst Groafelds, auf den starken widerstand der polni¬

schen Bevölkerung gegen die Bwaagsanwerbung seitens der

deutschen Okkiqianten eingegangen zu sein und in diesen

Zusammenhang die Politik der Boaialdemokratie des König¬

reiches Polen und Litauens erläutert au haben, jener Par¬

tei, die sich am konsequentesten dar deutschen Ausplün¬

derung widarsetate.^'

Behandelt Grosfeld fast ausschließlich die Verhältnisse

in Polen, so geht der sowjetische Historiker Brjuuia in

zwei Aufsätzen auf die Situation der ausländischen .Arbei¬

ter in Deutschland ein.*0^ Brjunin sohildert den ersten

Slderhp.il der Gro3an sozialistischen Oktoberrevolution in

der deutsohen Arbeiterklacse. Kr zeigt, daß bei don pol¬

nischen .Arbeitern, die seit Jpbren grausam behandelt und

niedergehr.lten wurden, durch die Oktoberrevolution und

die reale Aussicht auf einen selbständigen polnischen

Staat ein Umschwung in den dtiramungea festzustallen war.

Hauptsächlich aufgrund dieses ntinnungswandols mußte der

preuSiaohe Staat di* für die Saisonarbeiter geltenden

Zwangsgeaetza nmildern11. Die Organisationen der Junker

36) Grosfeld, Proklamation
37) ebd., S. 171
38) ebd., S. US

39) ebd., S. 172 ff.
40) Brjunin, Deutdche Begierungj Brjunin, Widerhall
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protestierten hiergegenj das veranschaulicht nur, v.ie

blind diese Klasse gegenüber der sich vollziehenden Ent¬

wicklung war. Me Agrarier setzte- alles daran, um die aus¬
ländischen rbeiter 6o lange wie ¡nöglioh ungehindert aus—
beuten zu können.*^ Brjun.ln veranschaulicht, wie stark
dieses Interesse auoh bei den Friedensverhandlungen mit

8owjetrußlanö im Jahre 1918 mitwirkto.*^

Wesentlich ausführlicher als Grosfeld und Brjuain geht der
polnische Historiker Ürewniak in seinem Buch Über die
Saisonarbeiter in iVoatporamern in der Zeit von 1390 - 1918^^

auf die von uns bu behandelnden Probleme ein. Oer Verfaß—
ser stützt sioh, da er in Übereinstimmung mit uns das Feh¬
len von -pegialliteratur für deu Zeitraum des ersten Welt¬
krieges feststellte,*'^ auf Jäaterial aus Archiven der
Volksrepublik Polen. Auf Grund dieser Tatsache legt er
eine faktenmäßig gut fundierte Arbeit vor; es ist jedooh

unverständlich, weshalb der Verfasser die Akten der ihm
zugänglichen Deutachen Zentralarohive in Potsdam und Mer¬
seburg nicht auswertete, die umfangreiches üateric.1 zu
seinem Thema enthalten. Das hätte ihm auch ermöglicht, sei¬
ne Arbeit stellenweise stärker theozetisoh zu durchdrin¬

gen. Ungeachtet dessen leistet Drewniak mit seiner aus¬

führlichen Darstellung der Lage der ausländischen, vor¬
nehmlich polnischen Saisonarbeiter, der gesellschaftlichen

und kulturellen Bedingungen der Schnitter, der Anwerbung

in Polen und dsa Widerstands dieser Arbeiter gegen Aus¬
beutung und Unterdrückung einen wichtigen Beitrag zur Ent¬

larvung der gegen die Arbeiterklasse gerichteten preuBisoh-

Äeutsohen Politik. Einige Probleme werden allerdings von

'Drev/niak nicht genügend klar herausgenrboitet. 3o kommt er

41) Drjunin, Widerhall, 3. 42/43
42) Brjunia, Deutsohe Regierung, 3. 978 — 986
43) Drewniak, Robotnioy sezoncsi
44/ ebd., 3. 15, Anmerkung 6
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- zumindest was seine Bemerkungen Uber die Zeit des Welt¬

krieges betrifft - zu keiner eindeutigen Einschätzung

der Solle, die die katholische Kirche bei der Mederhal¬

tung der polnischen Landarbeiter spielte. Trotz Berück¬

sichtigung der Kritiken verschiedener katholischer Pfar¬

rer an einigen ilißständen in der Behandlung und Entloh¬

nung der Schnitter muß u. E. gesagt werden - wir bestäti¬

gen für unseren Zeitraum nur die von Hiohtweiss für die

Zeit bis 1914 getroffenen Feststellungen*^-, daß die

katholische Kirche als Gesamtheit wie auch die Mehrzahl

ihrer Pfarrer den junkerlichen Interessen dienten. Für

die zahlreichen Fälle, in denen Schnitter sich weigerten,

Arbeitsverträge zu unterzeichnen, führte die herrschende

Klasse z. B. die Reihenfolge Junker - Pfarrer — Gendarm

ein. Hach vergeblichen Versuchen der Junker, die Schnit¬

ter zum Vertragsabschluß zu bewegen, verfolgten die

Pfarrer auf ihre Weise und mit ihren Mitteln das glei¬

che Ziel, um dann bei einem Mißerfolg der Polizei und

damit der brutalen Gewalt das Feld zu überlassen. Wir wer¬

den an anderer Stelle noch auf die R.lle der Kirche aus¬

führlicher eingehen. .uch ein anderer wichtiger Zusammen¬

hang ist Drewniak entgangen: Er schildert, wie mit zuneh¬

mender Zahl der Kriegsjahre die Unzufriedenheit unter

den Sohnlttem wuchs und das Wachsen der Unzufriedenheit

wiederum die deutschen Behörden zu bestimmten Maßnahmen

zwang. Mit keinem Wort weist er aber darauf hin, in welch

starkem Maße Unzufriedenheit und Widerstand gegen die

gewaltsame Ausplünderung gerade in Auswirkung der Großen

Sozialistischen Oktoberrevolution auf die in Deutschland

weilenden polnischen Arbeiter Zunahmen, wie die jetzt

gegebene reale Aussioht auf einen selbständigen polni¬

schen Staat in Polen wie auch in Deutschland den Kampf

gegen das am 5. 11. 1916 proklamierte Königreich von

deutschen Gnaden beflügelte. Sicherlich begünstigt die

schlechte Quellenlage eine solche Darstellung nicht;

das enthebt den Historiker {Jedoch nicht der Pflicht, aus

45) Hiohtweiss, Saisonarbeiter, S. 175 ff.
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dem vorhandenen Material erste Schlußfolgerungen zu
ziehen bzw. Anregungen für die weitere Forsohung in die-
eer Richtung au geben, wir haben an anderer Stelle sohon
auf eine falsche Auffassung von Drewniak hingewiesen,
nach der die Ausbeutung der ausländischen Saisonarbeiter

nicht nur den einzelnen Produzenten, sondern dem ganzen
deutschen Volke große Gewinne brachteln dieser Fest¬
stellung zeigt sich ein ungenügendes Differenzieren zwi¬
schen den Bestrebungen und der Politik der einzelnen Klas¬
sen und Schichten} der Verfasser beraubt sich dadurch
verschiedener Möglichkeiten, die reaktionäre Politik des
ostelblachen Junkertums herauszuarbeiten. Diese Bemerkun¬
gen aber keineswegs unsere oben getroffene Fest¬
stellung Uber die Bedeutung des Buches von Drewniak ein-
schränken. Diese Arbeit ist schon deshalb den von uns auf¬
geführten Schriften aus der Zeit vor 1945 überlegen, weil
Drewniak vom Standpunkt des Proletariats aus an die Proble¬
me heranzugehen versucht und sie damit allseitig unter¬
suchen kann, während in jenen Schriften aie Existenz des
junkerlich-bourgeoisen bzw. des bürgerlich-junkerlichen

Staates als notwendig vorausgesetzt wird, eines Staates
also, in dessen Kähmen die Landarbeiterfrage entstanden
war, in dessen Kähmen sie aber nioht gelöst werden kann.

Kloht nur in den sozialistischen Staaten, sondern auch
in itfestdeutsohland wurde nach 1945 die Frage der auslän¬
dischen Arbeiter behandelt. Dies steht in engem Zusammen¬
hang mit der Aufrüstung in der Bundesrepublik und den
Plänen des deutschen Imperialismus, die Arbeitskräfte der
Länder des sogenannten Gemeinsamen Europäisohen Marktes
für die Kriegsvorbereitung auszunutzen. Die besonderes

seit den Jahren 1956/57 betriebene Anwerbung italieni¬
scher Arbeiter für die deutsche Industrie und Landwirt¬
schaft und die von Jahr zu Jahr gesteigerte Beschäftigung

ausländischer Arbeiter ln Westdeutschland haben sohon

46) Vergl. S. ßj Drewniak, Robotnioy sesonov/i, S. 369
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in der westdeutschen Presse ein Scho gefunden*^ und wer¬

den sicher auoh das Interesse an der Erforschung der

Wanderarheit früherer Perioden verstärken. Binige Ar¬

beiten zur fanderarbeiterfrage liegen vor, eie behandeln

aber, wie die von Brepohl und Werner,*8-1 vor allem Proble¬

me der industriellen Sanderarbeit. Das entspricht der

Tatsache, daß die ausländischen Arbeiter in Westdeutsch¬

land gegenwärtig zum größten Teil in der Industrie be¬

schäftigt sind. Die Donner Agrarpolitik, die u. a. ge¬

kennzeichnet ist durch systematische Ruinierung des

bäuerlichen Kleinbeoitzes zugunsten des großbäuerlichen

Eigentums bzw. des Großgrundbesitzes, wird jedooh zur

Veränderung dieser Proportionen und zur vermehrten Be¬

schäftigung ausländischer Arbeiter in der Landwirtschaft

führen.

Die Erforschung der Probleme der Sanderarbeit in West¬

deutschland wird wirtsohaftlioh-politisohen Zwecken nutz¬

bar gemacht. Das zeigt sich deutlich bei der Arbeit von

Werner sowie einem Buch von Studders,*^ dem Mitglied

der Geschäftsführung des Bundesverbandes der westdeutschen

Industrie. Auf beide Büoher können wir nicht näher ein-

gehea, da sie sieh nicht mit landwirtschaftlichen Arbei¬

tern beschäftigen. In beiden Arbeiten wird mehr oder

weniger deutlich das Ziel verfolgt, das westeuropäische

Arbeitskräftereservoir dem deutschen Imperialismus zur

Verfügung zu stellen. Studders wendet sich bewußt gegen

ein Abwandern europäischer Arbeiter, besonders von Fach¬

arbeitern, nach Übersee.^

Die von Jnbr zu Jahr steigende Zahl der in Westdeutsch¬

land beschäftigten ausländischen Arbeiter und zunehmende

Klagen über deren starke Ausbeutung^*' zeugen von den

alten Wegen, die der westdeutsche Imperialismus in der

*48495051

7) Vergi. Deutsches Institut für Zeitgeachichte Berlin,
Zeitungeauasohnitt-Arohiv Hr. 677.522

48) Brepohl, Ruhrvolk} Werner, Eingliederung
49) Etuddera, Integration
50) ebd. S. 44/45 u. 151/152
51) Vergi. Deutsches Institut für Zeitgeschichte Berlin,

Zeitungs-Aussohnitt-Arohiv Hr. 677.522} ferner unsere
Tagespresse, z.B. Heues Deutschland, 15. Jhg. 196ü,
Hr.. -319, 18.11 .(Fremdarbeiter hinter Stacheldraht), Hr.
304, 3.11 (200 italienische Arbeiter im Ztreik), Hr.
233, 24.8. (Italiener als Arbeitssklaven) u.a.
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öandcrarbeiterfr ge geht. Angesichts dieser Entwicklung
ist es umso bedauerlicher, daß in einer Reihe westdeut¬
scher Veröffentlichungen Ober den ersten Weltkrieg die
Frage der ausländischen Wanderarbeiter nicht behandelt
und damit nioht die Möglichkeit genutzt wird, Schlußfolge¬
rungen für die Gegenwart zu ziehen. Das trifft z. B. zu
für die Dissertationen von Hoop und Kooohnitzke iiber die •
Innenpolitik der Reichskanzler Bethmann Hollweg, Miohae—
lis und Hertling."52

5354

55^ Liese Unterlassung ist unverständ¬
lich, da gerade die massenweise Beschäftigung von Auslän¬
dern eines der wichtigsten innenpolitischen Probleme wäh¬
rend des Krieges bildete, das zugleich Anlaß für zahlrei¬
che außenpolitische Konflikte bot. Auch Wunderlich'*'^ wird
mit einigen kurzen Bemerkungen diesem Problemkreis nioht
gerecht.

Die westdeutsche Literatur abschließend, wollen wir nooh
auf das Buch von Conze Uber die deutsche Polen¬
politik im ersten Weltkrieg hinweiaen, das 195S im Buoh-
handel erschien."5^ Der Hauptteil des Buches ist der Dar¬
stellung der deutschen Politik in den von den deutschen
Truppen eroberten Teilen Kongreßpolens gewidmet, .ir kön¬
nen an dieser Stelle nicht auf die Ansichten Conzes Uber
die Lösung der polnischen Frage eingehen, die er, dem
deutschen Generalgouverneur v. Beseler und den hinter die¬
sem stehenden Kreisen des Finanzkapitals folgend, in der
Bildung eines von Deutschland abhängigen polnischen Staa¬
tes sieht, der im Verein mit den reaktionären Kräften
Deutschlands gegen Rußland als "Sehutzwehr" wirken könne
und soll.'*'*^ öir weisen auf diesen Grundgedanken hin, weil
nur in Verbindung mit ihm einige Kritiken zu verstehen
sind, die Conze an der Politik deutschen Reiohsleitung

52) Hoop, Innenpolitik? Koschnitzke, Innenpolitik53) Sunderlich, Reichstag und polnische Frage
54) Conze, Polnische Kation
55) Ebd., S. 179. Vergl. auoh die Rezension von F.-H.Gentzen, ins Zeitschrift für Gesohwichtswlsaeasohaft,

Berlin, VII. Jhg. 1959, H. 8, S. 1865 - 1871
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übt und ferner an Ludendorff, indem er ihnen vorwirft,
bei der Bildung des polnischen Staates 1916 nur den Ge¬
sichtspunkt der Gewinnung polnischen Kanonenfutters im
Auge gehabt und nioht alle Möglichkeiten für die Schaf¬
fung eines deutsch-polnisohen antibolsohewistisohen Bünd¬
nisses genutet au haben. Sr bejaht demgegenüber die Auf¬
fassungen von Baselers und bemüht sich in Verfolgung die¬
ser Linie, die Politik der deutschen Verwaltung in Kon—
greßpolen au rechtfertigen, wenn er auoh augeben muß,
daß die "Wirklichkeit großenteils dooh deprimierend" war.-’6)

In Zusammenhang mit der Schilderung der Tätigkeit der
deutschen Verwaltung spricht Conze auoh über die Zwangs¬
anwerbung polnischer Arbeiter für die deutsche Kriegs¬
wirtschaft Die Schuld für diese völkerrechtswidrige
Handlung suoht er allein Ludondorff

aufzubürden*5657

58

59

60^ und
verschweigt, daß nioht nur die Oberste Heeresleitung die
Zwangsanwerbung zu einem bestimmten Zeitpunkt forderte,
sondern auch v. Beseler es als erste Pflicht der deut¬
schen Verwaltung bszeichnete, die polnischen Arbeiter der
deutschen Wirtschaft zur Verfügung zu stellen, während
die Interessen des besetzten Landes erst in zweiter Li¬
nie berücksichtigt werden sollten.Falsch ist Conzes
Meinung, die Einstellung der Zwangsanwerbung nach eini¬
gen Monaten sei allein das Verdienst der deutsohen Ver¬
waltung gewesen.80-^ Er übersieht hierbei geflissentlich
den Widerstand der polnischen Bevölkerung, der die deut¬
schen Imperialisten zu einer Änderung ihrer Taktik zwang
und sie jetzt auf die "freiwilligen" Meldungen der Polen
für die Arbeit in Deutschland hoffen ließ, Sie wir an
anderer Stelle darlegen werden, gingen auoh die "frei¬
willigen" Meldungen unter dem zwang der wirtschaftlichen
Hotlage vor sich. Hier kommt es uns nur darauf an zu
zeigen, wie Conze bemüht ist, ausgehend von einer reaktio¬

56) Conze, Polnische Nation, S.-130
57) ebd., S. 134/135
53) obd.
59) Drewniak, Robotnioy sezonowi, S. 98
60) Conze,.Polaische Hation, S. 135
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nären politischen Zielsetzung,61^ die Tätigkeit der deut¬
schen Verwaltung Kongreßpolene in Erlege zu reohtferti-

gen. Boi diesen Vorgehen und hei der daraus folgenden
Einseitigkeit des von ihm benutzten Quellenmaterials ist
sein Buch nioht geeignet, unser Wissen um die sich aus
der Arbeit Hunderttausender polnischer Schnitter in der
deutschen Landwirtschaft während des ersten Weltkrieges
ergebenden Probleme zu vergrößern.

Unser Überblick Uber die zu unserem Thema vorliegenden
Barstellungen deutet an, daß von dieser Seite her die töa-
terialbasie unserer Arbeit nur sehr klein ist. Wir haben
uns deshalb, wie unser Quellen— und Literaturverzeichnis
zeigt, hauptsächlich auf Archivalien gestützt, die sioh
in den Archiven unserer Republik befinden und die zum
großen Seil bislang noch nicht ausgewertet wurden. Beben
den Akten der verschiedenen Landes- und Landeshauptar-
ohive haben wir wichtige Aufschlüsse aus den Beständen
der beiden Deutschen Zentralarohivo, besonders aus den
Akten des Reichsarates des Innern und des preußischen Mi¬
nisteriums für Landwirtschaft, Domänen und Torsten gewon¬

nen. Bedauerlicherweise gingen die Aktenbestände der
Obersten Heeresleitung, des preußischen Kriegarninisteriums
und der stellvertretenden Generalkommandos der verschiede¬
nen Armeekorps, deren Kompetenz die ausländischen Arbei¬
ter in der Zeit von 1914 - 1918 im wesentlichen unter¬
standen, durch die Einwirkungen des letzten Krieges zum
großen Seil verloren. Allerdings wirkt sioh in diesem
Palle ausnahmsweise der preußische Bürokratismus insofern
positiv aus, als Abschriften vieler Schreiben und Verfü¬
gungen dieser militärischen Stellen in den uns zugängli¬
chen Akten anderer Ministerien aufzufinden sind. Auf die
Durchsicht von Akten aus .Archiven der Volksrepublik Polen
haben wir verzichtet; einmal war 83 uns nicht möglich,
sämtliche Arohive, die Material zur Entwicklung der Land¬
wirtschaft der östlichen und mittleren Gebiete des Dout-

61) Vergl. hierzu die in Anmerkung 55 genannte Rezension
von P.-E.Gentzen
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sehen Seiches enthalten, aufzusuchen, zum anderen kam es

uns weniger darauf an, kleinere örtliche Unterschiede, z.

B. in der Behandlung der ausländischen Arbeiter, heraus-
zusrbeiten, als vielmehr die Haltung der Junker als Ge¬

samtheit und die von ihrem Staate gegenüber den Saison¬

arbeitern verfolgte Politik darzustellen, iür dieses Vor¬

haben ist eine ausreichende (juellengruadlage durch die

Bestände unserer Zentrnlarchive gegeben. Bas bestätigt

uns auoh die Arbeit von Brewniak, der die Akten der pol¬

nischen Archive zugrundeliegen. Damit soll nicht gesa, t

sein, daß wir glauben und Vorhaben, alle die vielfältigen,

mit der Beschäftigung ausländischer Arbeiter in der deut¬

schen Landwirtschaft während des Krieges verbundenen

Probleme zu behandeln. Es werden verschiedene lAragen,

die wir in unseren _>chluübenerkungen andeuten wollen,

nloht oder nur wenig berücksichtigt werden können, Proble¬

me, die am besten in Gemeinschaftsarbeit zwischen polni¬

schen und deutschen marxistischen istorikern zu lösen

sind.
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I. Der Charakter den ersten Weltkrieges und die auslän¬

dischen Sanderarbeiter im Rahmen der wirtschaftlichen

Krle ¿^Vorbereitung des deutschen Imperialismus

Der erste Weltkrieg war das Ergebnis der sich seit Beginn

des 20. Jahrhunderts verschärfenden Kidersprüohe der mo¬

nopolistischen Mächtegruppen. 3r war, vom deutschen Im¬

perialismus entfesselt, von seiten aller Großmächte ein

räuberischer, imperialistischer Krieg. Das Wesen dieses

Krieges charakterisierte Lenin mit folgenden Worten:

"Territoriale Sroberungen und Unterjochung fremder
HatIonen, Ruinierung der konkurrierenden Ration,
Plünderung ihrer Reiohtümer, Ablenkung der Aufmerk¬
samkeit der werktätigen Massen von den inneren po¬
litischen Krisen in Rußland, Deutschland, England
und anderen Ländern, Entzweiung und nationalistische
Verdummung der Arbeiter und Vernichtung ihrer Vorhut,
um die revolutionäre Bewegung des Proletariats zu
schwächen - das ist der einzig wirkliche Inhalt und
Ginn, die wahre Bedeutung des gegenwärtigen Krie¬
ges . "1)

In diesem Zitat sind die Ziele der imperialistischen Vor—
kriegspolitik, die jetzt mit dem Krieg gewaltsam verfolgt
wurden, genannt: die Lösung der Widersprüche auf außen¬
politischem Gebiet und in der Innenpolitik, ilso nicht
nur Krieg im Interesse der Neuverteilung der Kolonien,
um die Neuverteilung der bis dahin von den Großmächten
gemachten Beute, sondern zugleich, um die wachsende Ge¬
fahr der proletarischen Revolution abzuwenden, die Aus¬
beutung aufreehtzuerhalten und sogar noch zu verschärfen.
In diesem Sinne sprach Lenin aüoh vom "Krieg der Sklaven¬
halter um die Erhaltung und Festigung der Sklaverei"
Diesen Gesichtspunkt hatte auch Karl Liebknecht im Auge,
wenn er in seiner Erklärung an dae Königliche Kommandan—
turgerioht Berlin vom 3. 5. 1916 sagte, daß der Krieg

1) Lenin, Werks Bd. 21, S. 13
Z) ebd./ S. 349
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von Standpunkt des Proletariats

"nur die äußerste Konzentration und Steigerung derpolitischen Unterdrückung, der wirtschaftlichen
Aussagung, der militaristischen Ahschlaohtung vonLeih und Leben der rfaeiterklasse zum kapitalisti¬
schen und absolutistischen Vorteil"

bedeute.5^

Der deutsche Imperialismus trug die Hauptschuld an Aus¬
bruch des ersten Weltkrieges. Heben den allgemeinen Zü¬
gen, die dem Kapitalismus in seinem imperialistischen
Stadium eigen sind und die Lenin in seinem Werk "Der
Imperialismus als höohstes Stadium des Kapitalismus"
herausarbeitete, entwickelte der deutsche Imperialismus
einige Besonderheiten, die ihn außerordentlich aggressiv
und reaktionär machten. Lurch sein schnelles Wachstum und
den sehr rasch verlaufenden Konzenbrationsprozeß überhol¬
te der deutsche Honopolkapitalisaus um die Jahrhundert¬
wende wirtschaftlich England und Frankreich. Das große
Tempo dieser wirtschaftlichen Entwicklung war, abgesehen
von den Auswirkungen der vollzogenen ReichSeinigung und
des Deutsch-Französischen Krieges, u. a. darauf zurüok-
euführen, daB die deutschen Junker und Monopolisten Hun-
derttausende ausländischer Arbeiter nach Deutschland
ziehen und ausbeuten konnten. Lurch die auf diese .¡eise
gewonnenen Extraprofite noch nicht zufriedengestellt,
entwickelte der deutsche Imperialismus, bei der Auftei¬
lung der Kolonien und Einflußsphären bis dahin zu kurz
gekommen, besonders starke Tendenzen zur imperialistischen
Aggression. Aufrüstung und Kriegsvorbereitung seit der
Jahrhundertwende beschleunigten den Übergang zum staats¬
monopolistischen Kapitalismus und verschärften den Wider—
apruoh zwischen den Produktivkräften und dem Charakter
der Produktionsverhältnisse. Dieser ¿iderapruoh mußte sich
um 30 stärker .ausprägen, als Deutschland infolge der Rieht—
vollendung der bürgerlich-demokratischen Revolution des
19. Jahrhunderts eine halbabsolutistisohe Monarchie ge¬
blieben war.

3

3) Dokumente II. Bd. 1 381



"Auf der Grundlage gemeinsamer Klasseninterosoen ver¬
banden sieh Junker und Monopolisten eng miteinander.
ff.I. Lenin bezeichnet« deshalb den deutschen Imperia¬
lismus als einen ’

j unkerlich-bourgeoi-
sen Imperialismus', der äußerst re¬
aktionäre und militaristische Züge aufeios",

beißt es dazu in den Thesen des ZK der SSD zum 40. Jahres¬

tag der i.'ovenberrevolution.4'1 Kurt Steifewitz, der in

seiner Arbeit Uber die politische Krise am Vorabend des

ersten Weltkrieges in Deutschland ausführlich auf die

äußerst negativen Folgen des Bündnisses zwischen Junkertum

und Bourgeoisie hinweist,-56' sagt über den Kompromiß zwischen

Junker und Bourgeois in Deutschland:

«Das Besentliohe der Erscheinung ’junkerlich-bürgerli¬
cher* Imperialismus ist die Tatsache der engsten Ver¬
flechtung zwischen Großbourgeoisie und Junkertum un¬
ter Vorherrschen der halbfeudalen militaristischen
Ideologie. Diese Momente prägten die Besonderheiten
des deutschen Imperialismus. Die Bourgeoisie unter¬
warf sieh mehr oder weniger willig, meistens aber
mehr willig, dar Junkerlichen Ideologie, und junker¬
liche Militaristen und Staatsmänner besorgton eifrig
die Geschäfte der Großbourgeoisie, wie auch letztlich
die Bestrebungen beider Klassen weitgehend konform
gingen."»)

Diese Übereinstimmung der Interessen beider Klassen zeigte

sich u. a. in ihrer Haltung gegenüber der Arbeiterklasse.

In Gest lt der revolutionären deutschen Arbeiterklasse

existierte eine Kraft, die in großen Aktionen in den Vor¬

kriegsjahren gegen die antinationale, imperialistische

und militaristische Politik der herrschenden Klassen

Deutschlands ankämpfte und in diesen Kampf auch mehr und

mehr die in Deutschland befindlichen ausländischen Arbei¬

ter ainbezog. Diese Kraft wäre bei konsequenter Führung

in der Lage gewesen, der Aufrüstung und dem iiilitariamus

ein Ende zu bereiten und Chauvinismus und Kriegspolitik

zunichte zu machen. Wollte der Junkerlich-bourgeoise Staat

dis kapitalistische AusbeuterOrdnung erhalten, wollte er

4) Novemberrevolution , Thesen ¡3. 2
5) Stenkewitz, Bajonett und Dividend», S. 9 ff.
6) ebd-., S. 22



seine aggressiven außenpolitischen Pläne verwirklichen,

mußte er die revolutionäre Arbeiterbewegung vernichten.

Die Spaltung der Arbeiterbewegung gelang dem Imperialis¬

mus durch das Wachsen der ArbeiterbOrokratie und durch

die Verwendung der Extraprofite, die u. a. aus der bruta¬

len Ausbeutung ausländischer Arbeiter in Deutschland ge¬

zogen wurden, für die Entwicklung und Beeinflussung der

Arbeiterarist okratie.

"Die Arbeiteraristokratie und die aioh in den Orga¬
nisationen der Arbeiterbewegung entwickelnde Anbei—
terbürokratie bildeten zusammen mit den in die Ar¬
beiterbewegung eindringenden kleinbürgerlichen Ele¬
menten ... die sozialen Wurzeln
für den Revisionismus..."?)

Die objektive Aufgabe dieses Revisionismus besteht darin,

die Arbeiterklasse au spalten und damit eine Voraussetzung

für die Aufrechterhaltung des kapitalistischen Systems zu

schaffen. Indem die Revisionisten die Lehren des Klassen—

kampfes, der Diktatur des Proletariats, überhaupt den

ganzen revolutionären Inhalt des Karrisaua preisgaben

und dem Eindringen der bürgerlichen Ideologie in die

Arbeiterklasse Tür und Tor öffneten, untergruben sie die

ideologische Einheit der- sozialistischen Partei. Diese

Entwicklung hatte in der Vorkriegszeit zur Herrschaft der

Opportunisten in der Partei geführt. Die arbeiterfeind¬

liche Politik der rechten Partei- und Gewerkschaftsführer

hemmte die Aktionen der ¡Arbeiterklasse gegen Ausbeutung

und Krieg.

In den letzten Vorkriegsjahren verschlechterte sich die

wirtschaftliche und soziale Lage der Werktätigen. Aus¬

druck dessen waren die Vergrößerung der ständigen Reser¬

vearmee von männlichen Arbeitern trotz zeitweiliger Kon¬

junktur, Rationalisierung und vermehrte Heranziehung der

Frauen trotz Arbeitslosigkeit der Männer, steigende Le¬

benshaltungskosten und Zurückbleiben der Löhne hinter den

7) M o b berrevolut i Thesen E. 2
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Preissteigerungen. Die 1913 beginnende Krise verschlech¬
terte dis Lebensbediagungen für die Arbeiterklasse. Die
werktätige Bevölkerung mußte die Lasten der von den Jun¬
kern diktierten, durch hohen Lohutzzoli gekennzeichneten
Wirtschaftspolitik und die sich aus den vermehrten Wi¬
dersprüchen des kapitalistischen Wirtschaftssystems und
der Militarisierung ergebenden Folgen mit der ständigen
Verschlechterung ihrer lobensverhäxtnisse bezahlen. Die
deutsche .Arbeiterklasse war aber nicht bereit, sich mit
diesen Zuständen abzufinden. Sie führte unter Anleitung
der deutschen Linken große ¿Lasaenkämpfe in den Vorkriegs¬
jahren gegen Ausbeutung und Krieg, otenkewitz kennzeich¬
net die Ursachen dieser Kämpfe mit folgenden »orten:

"Biese Kämpfe waren nicht nur aus der ökonomischen
Hotlage der Arbeiter geboren, sondern eie ergaben
sich auoh zwangsläufig aus der sich verstärkenden
politischen Reaktion. .Ausbeutung und politische
Reaktion waren eng verknüpftjniteinanuer, und des¬halb riohtete sich auch der s. mpf der Arbeiterklas¬
se gegen beide, mußte sich gegen beide richten."«)

Entgegen dem Willen der rechten Partei- und Gewerkschafts¬
führer wuchs und verschärft© sich in den letzten Frie¬
densjahren unaufhörlich die politische Krise. 1911 stell¬
te Lenin fest:

"_>ie .Arbeiter m a s s e sowohl in Deutschland alsauch in anderen Ländern sohließt sich immer mehrau einer Armee der Revolution
zusammen, und diese Armee wird ihre Kräfte ineiner nahen Zukunft entfalten, denn die Revolutionwächst heran, in Deutschland wie in den anderen
Ländern."9)

1913 sprach Lesin schon davon, daß

'sämt liehe Pfeiler der 'ruhigen'
Herrschaft des adlig-preußischen oäbels" unterhöhlt
sind. "Vorüber die Zeiten, da der 'deutsche

Hichel’...friedlich schlummerte. Unaufhaltsam reift heran undrückt näher der allgemeine und völlige Zusammen¬
bruch ..." 10)

8) Stenkswitz, Bajonett und Dividende, 3. 162. Die Arbeitvon Ltsnkeaitz analysiert gründlich die politische Kri¬se in Deutschland am Vorabend des ersten Weltkrieges.
9) Lenin, Über Deutschland, Ü. 239/240

10) ebd., S. 292
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Um diesen Zusammenbruch eu entgehen und die Lohnsklaverei

au festigen, beschleunigte die herrschende Klasse die

Kriegsvorbereitungen. Ihnen halfen die Führer der SPD und

der Gewerkschaften, deren türken e3 zuzuschreiben ist, wenn

die revolutionäre Energie der deutschen Arbeiterklasse, wenn

die politische Krise am Vorabend des Krieges nicht zur Re¬

volution werden und der deutsche Imperialismus den Krieg

entfeäseln konnte. Die reohten SPD—Führer gingen bei Kriegs¬

ausbruch offen in das Lager der Bourgeoisie über und liefer¬

ten ihr mit der Parole von der Vaterlandsverteidigung die

Arbeiter als Kanonenfutter aus. Sie waren schuld daran,

daß die Junker und Monopolisten cur oh Regierungsaufträge

und Keereslieferungen, durch Ausnutzung der annektierten

Länder, durch Verteuerung der Nahrungsmittel und zunehmen¬

den Schleichhandel mit Lebensmitteln "gigantische, maßlose,

skandalös hohe Profite erzielten. Das traf für die

herrschenden Klassen aller am Kriege beteiligten Staaten zu,

deren sozialdemokratische Parteien - außer der Partei der

Bolschewik! - ebenfalls zu Kriegsbeginn das Proletariat of¬

fen verrieten. Hur in Gestalt der Bolsohewiki existierte

jene Macht, die die Führung des internationalen Proletariats

übernahm und den eg wies, wie durch den revolutionären Kampf

ein für allemal dem Krieg und dem ihn hervorbringenden kapi¬

talistischen System ein Ende bereitet werden kann. Wenn heu¬

te der Imperialismus längst aufgehört hat, die beherrschen¬

de Macht in der Welt zu sein und das sozialistische Welt—

lager den dominierenden Faktor der internationalen Politik

dnratullt, so ist das das Ergebnis des konsequenten revo¬

lutionären Kampfes, den die Bolscbewiki jahrzehntelang ge¬

gen Krieg und Imperialismus führten, eines Kampfes, der

1917 mit der Großen Sozialistischen Oktoberrevolution den

einzig möglichen Weg aus dem Kriege wies,

wir mußten diese Probleme andeuten, weil ihr Verständnis,

das Begreifen des Wesens des Krieges und der zu ihm hinfüh¬

renden Entwicklung, die Voraussetzung schafft, um die Politik

des deutschen Imperialismus in der Frage der ausländischen

11) Lenin, Werke Bd. 24, N. 174



Arbeiter während des Krieges, au verstehen, Ausplünderung

fremder Völker, maßlose Cteigerung der Ausbeutung der in

Deutschland befindlichen =.us ländischen Arbeiter, verstärk¬

te Kiederhaltung dieser Arbeiter usw. entsprangen dem be¬
sonders aggressiven und reaktionären Charakter des deutschen

Imperialismus und entsprachen den Zielen, die er im Kriege
gewaltsam durohzusetsen suchte« Da in der westdeutschen Ge¬

schichtsschreibung das Viesen dos Imperialismus und des Krie¬

ges verschleiert wird, kann, aufbauend auf dieser Literatur,

das Verstehen der von un3 zu behandelnden Probleme nicht
erreicht werden. Greifen wir, um das deutlich zu maohen, aus
der großen Zahl der Versuche westdeutscher Historiker, durch
Verfälschung der Ursachen und doe Charakters do3 ersten Welt¬
krieges den deutschen Imperialismus und Militarismus salon¬

fähig zu machen, das 2uob von 15. Schütte "Weltgeschichte

unserer Zeit" heraus, das 1957 in der 2. Auflage erschien.
Schütte sagt überjdie Kriegeursachen:

"Keines der kämpfenden Völker (bei ihm gleiohzusetzen
mit Staaten, L.Ii.) hatte Kriegssiele, ein wirtschaft¬
liches, territoriales oder gar ideelles Programm, das
als Ursache des Weltbrandes wirkte." 12)

Imaginäre Mächte werden bemüht:

"Es gab Kriegstreiber hüben und drüben, aber nicht sie
haben schließlich den Krieg entfesselt. Eher hat eohon
der milde Fatalismus von der Unvermeidbarkoit des Krie¬
ges und die laute Torheit, daß Kriege nun einmal ein
Kapitel dss Völkerlebens seien und die Völker darin
30gar ihre eigene Lthik ausprägten, an der Katastrophen¬
konstellation iäitgewirict. Am meisten aber hat die po¬
litische Unvernunft den Krieg begünstigt." 13)

Oder nehmen wir die Aussagen des westdeutschen Historikers

Karl Dietrich Erdmaan.^^ Lrdaiann leugnet die Couuld der
imperialistischen Rächte am Ausbruch dos Krieges"* ^ und for¬

muliert:

"Die Kriegsschuld!orschung, an der sich alle betroffe¬
nen Kationen beteiligten, hat zu dem Ergebnis geführt,
daß keiner Regierung der ,'orwurf gemacht werden kann,
sie habe bewußt auf einen allgemeinen Krieg hingearbei¬
tet." 16)

Sohütte, Weltgeschichte, 3. 22
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Bis Ursache für die Spannungen, dis zum Kriege führten,
sieht Erdmann dagegen im ßevölkorungnwaohstum und der
angeblioh daraus entspringenden ii'irtooriaftse-.pansion.’1'^

Damit sind die Kriegsschuldfrage und die besondere Ver¬
antwortung dos deutschen Imperialismus wiederum umgangen.

Sir haben nur 2 Bücher herausgegriffen. Ähnliche Tenden¬
zen, wie in ihnen zum Ausdruck kamen, einschätzend, stell¬
te Wohlgemuth fest:

"In der westdeutschen Geschichtsschreibung finden
sich die verschiedenartigsten Auslegungen der
Ursachen des ersten Weltkrieges, gie reichen von
de* Behauptung der Unschuld Deutschlands und sei¬
ner Verbündeten und der ausschließlichen Schuld
der Triple-Entente am Krieg über leritisohe Vorbe¬
halte gegenüber der deutschen Außenpolitik bis zurUmgebung der Eriegaschuldfrage. In der Reihe der
Geschichtsfälscher befinden sich auch eine Anzahlsozialdemokratischer Historiker und Politiker, die,wie Stampfer, Theimer und andere, in der Jüngsten
Vergangenheit behaupteten, Deutschland sei in denKrieg bineingesoklittert." 18;

Derartige Auffassungen sind ein falscher «usgangspunkt
und helfen uns nioht, die Rolle, die die ausländischen
Arbeiter in der deutschen Landwirtschaft während des
Krieges spielten, und die preuflisoh-deutsohe Politik in
der .Vand erarbeit erfrage in ihrem Wesen zu verstehen und
darzulegen.

Seit der ä;>hrhundertwende bereitete der deutsche Imperia¬
lismus , gestützt auf die wachsende wirtschaftliche Macht
des Monopolkapitals, den Krieg militärisch vor. Mit dem
Spätsommer 1914 wählte die deutsche Bourgeoisie den von
ihrem Standpunkt aus günstigsten Zeitpunkt für den Be¬
ginn des Krieges,

"um ihre letzten Errungenschaften in der Kriegs—
technik auszunutzen und den von nußland und Frank—roioh bereits vorgesehenen und beschlossenen neuenRüstungen zuvorzukommen." 19)

17) ebd., tj. 7 f. Vergl. eine kurze ninsohätzimg des Bu¬ches von Erdmann bei Petzold, Kriegssiele, S. 1397
18) Wohlgemuth, Deutschland, S. 34
19) Lenin, Werte Bd. 21, o. 14
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Das Kriegspotential des Gegners unterschätzend, glaubten

die deutschen Junker und Monopolisten, in einen kurzen

Krieg, einem Blitzkrieg, den Sieg erringen zu können.

Infolgedessen waren nur ungenügende Vorkehrungen für einen

lang andauernden Wirtschaftskrieg getroffen worden.20^

Uber eines waren sich Jodooh die deutsohen Militaristen

schon vor dem Kriege klargewordens Ss mußte gelingen, die

Arbeiterklasse während des Krieges verstärkt auszubeuten

und der Kriegführung dienstbar zu maohen. In diesem Sin¬

ne interessierten sie sioh schon vor dem Kriege für die

Frage, was mit den in Deutschland befindlichen ausländi¬

schen Arbeitern im Kriegsfälle geschehen solle. Diese

Frage bewegte sie um so mehr, als in den letzten Jahren

vor dem Kriege, in denen der landarbeitermangel infolge

der zunehmenden Verschlechterung der Lage der Werktätigen

auf dem Dorfe und des erhöhten Bedarfes der Rüstungsin¬

dustrie an Arbeitskräften stark gewachsen war, die unge¬

hinderte Einwanderung hunderttausender ausländischer Ar¬

beiter nach Deutschland gefährdet schien. Die österreichi¬

sche und die russische Regierung bereiteten Gesetze vor,

die gegebenenfalls den Zuzug der Arbeiter aus dem Osten

erschweren mußten.2^ Hinzu kam, daß der Widerstand un¬

ter den ausländischen Arbeitern gegen die preußische Aus—

nahmegesetzgebung und die rücksichtslose Ausplünderung,

der von den deutschen linken und den besten Kräften der
22)deutsohen Arbeiterklasse unterstützt wurde, zunahm. '

Die Junker befürchteten auoh von dieser Beite her eine Be¬

einträchtigung ihrer Profite, falls es nicht gelänge,

den Bestrebungen der ausländischen Arbeiter gewaltsam

entgegenzutreten. Der deutsche Imperialismus konnte den

von ihm vorbereiteten Krieg nicht führen, ohne seine Er—

nährungsbasis zu sichern, tte die Kriegführung von dieser

20) Vergl. Bülter, Deutschland 1914/15, S. 8465 Erdmann,

_ Weltkriege, S. 48/49
21) Bichtweisa, Saisonarbeiter, 3. 195 ff. u. S. 105 ff.
22) Hiohtweiss, Ihesen, S. 9
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Seite her zu gewährleisten und um zugleich die Ausländer
nooh grausamer ausnutzen zu können, als es vor 1914 er¬
folgte, waren die Junker und deren Organisationen schon
vor dem Kriege bemüht, die Frage der ausländischen Ar¬
beiter im Kriegsfälle in ihren Interesse zu löBen.

"Es ist mit Gewißheit anzunehmen, daß die herr¬
schenden Kreise Deutschlands, insbesondere die
Militärs, die Frage der Saisonarbeiter bei ihreniüObilisierungsplänen berücksichtigt haben",

sohroibt Niohtweiss.2^ dir haben den von Hiohtweiss aus¬
gewerteten Quellen einige noue hinzuzufiigen, die diese
Annahme als berechtigt erscheinen lassen.

Schon im Jahre 1909 machte die Deutsche Landwlrtsohafts-
geseilschaft auf die folgen aufmerksam, die sich daraus
ergäben, daß der Arbelterbodarf der deutschen Landwirt¬
schaft nicht ohne die ausländischen Schnitter gedeckt
werden könne:

"In volkswirtschaftlicher Beziehung kann dies zu
unserer Vernichtung im Falle eines Krieges führen,
da wir dann nioht imstande sind, unsere ausstehen¬
de Ernte zu bergen, also ausgehungert werden kön¬
nen.B24)

Auch Professor ächulze-Gaevernits gab in einer im Frühjahr
1914 verfaßten Denkschrift zur Frage der Getreideversor¬
gung Deutschlands im Kriegsfälle2*^ dieaer Befürchtung
Ausdruck. Da die meisten größeren Landwirtschaftsbetrie¬
be, besonders des Ostens, von ausländischen Arbeitern ab¬
hingen, würde nach seiner Auffassung die Ernte beim Fern¬
bleiben dieser Arbeitskräfte im Falle eines Krieges nicht
eingebraoht werden können. Er nannte allerdings kein an¬
deres Mittel gegen diese Gefahr als die Förderung der
inneren Kolonisation.2*’'1

Es blieb nioht nur bei der Feststellung der der Landwirt¬
schaft drohenden Gefahr des Fernbleibens der ausländischen
Arbeiter bei kriegerischen Konflikten, sondern eie Junker

25) liiohtweiss, Saisonarbeiter, S. 212
24) zit. ebd.
25) Denkschrift s. DZA Potsdam, Reichswirtschaitsamt,

Akten betr. wirtschaftliche Mobilmachung, Bd. 3 (Kr.
7611) f. 21-25

26) ebd. f. 25
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suohten auf verschiedenen Wegen, für die Zeit des Krieges
die Ausnutzung der Sohnitter au gewährleisten. Es ent¬
sprach ganz ihren Vorstellungen, wenn 9. 4. 1913 der
sozialdemokratische Abgeordnete hr. Frank im Reichstag
verlangte, daß im Kriegsfälle die halbe sii111on auslän¬
discher Arbeiter zur Erledigung der landwirtschaftlichen
Arbeit im lande festgehalten werdeDie im Februar
1913 tagende Konferenz der Vorstände der preußischen Land¬
wirts ohaftskammern forderte von der preußischen Regie¬
rung, Maßnahmen zu treffen, um im Falle einer Mobilmachung
den Fortgang der landwirtschaftlichen Arbeiten zu sichern.
Die Konferenz verwies auf folgende »eget 1. Bereitstel¬
lung der fiskalischen Waldarbeiter für landwirtschaftli-
ohe Arbeiten. 2. Einschränkung der Beschäftigung auslän¬
discher Arbeiter in der Industrie zugunsten der Landwirt¬
schaft. 3. Überführung der in der Industrie nicht be¬
schäftigten oder entbehrlichen Arbeitskräfte auf das Land.
4. Verwendung der Strafgefangenen in der Landwirtschaft
und 5. weitgehende Befreiung der ländlichen Schulkinder
vom Unterricht und deren Einsatz zu landwirtschaftlicher

miekollegiums vom 11. 3. 1913 an den preußisohen Land¬
wirts ohaftsminister v. Schorlemor,2^' in dem diese Vor¬
schläge mitgeteilt wurden, gab zugleich die Anregung,
die unteren Verwaltungsbehörden mit weitgehenden Voll¬
machten auszustatten, um die Überführung ausländischer
Arbeiter im Mobilmaohungs- oder Kriegsfall schnell zu
regeln. Das Landwirts ohaftsniiniot er ium sollte die Vorbe¬
reitung eines entsprechenden Erlasses an ie Verwaltungs¬
organe erwägen

Auf dieses Schreiben hin empfahl der Landwirtschaftsrai-
nistex dem Reiohsamt des Innern, die Frage der Sicher¬
stellung landwirtschaftlicher Arbeitskräfte im Zusammen¬
hang mit den Erörterungen über die wirtschaftliche Mobil—

27) HiohtweiS3, Saisonarbeiter, S. 212/213
28) DZA Merseburg, Rep. 87 B, Arbeiter- und Angestellten-

saohen Br. 18 A, Bd. 1 f. 1
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machung au behandeln.31^ Ob das nooh im Jahre 1913 ge¬

schah, konnten wir den von una durohgearbeiteten Akten

nicht entnehmen. Aufschlußreich ist jedoch eine Äußerung

in dem Buche des damaligen Staatssekretärs des Innern,

Delbrück, Uber die wirtschaftliche ¿¿obilmaohung,'1^ naoh

der die fragen der wirtschaftlichen Kriegsbereitschaft

zwischen den Vertretern des Reichsamtes des Innern und

den preußischen Ministerien beraten wurden und sich zu

einem umfassenden Programm verdichtet hatten, während

der Reichskanzler im hinter 1913/1914 nooh aus der Furcht

heraus, die Öffentlichkeit könnte aufmerksam gemacht und

dadurch auch die auswärtige Politik beeinflußt werden,

dagegen gewesen wäre, dieses Programm mit Vertretern der

Landwirtschaft, der Industrie und des Handels zu beraten.

Diese Bedenken des Reichskanzlers seien .jedoch ira Früh-
33")

jahr 1914 : ortgefallen. • Inwieweit in diesem Programm

der wirtschaftlichen Mobilmachung des intere 1913/1914

die Frage der ausländischen Arbeiter berücksichtigt war,

v.issen wir nicht. In zwei Beratungen im Frühjahr und

Sommer 1914 wurde dieses Problem Jedoch behandelt. Die

erste dieser beiden Beratungen zu Fragen der wirtschaft¬

lichen Hobilmaohung wurde am 13. 3. 1914 im Reiohsamt des

Innern unter Vorsitz des Unterstaatssekretärs Dr. Richter
durohgeführt.3^ Der zweite Punkt der Tagesordnung be¬

traf die Beschaffung von Landarbeitern im Kriegsfälle.

Als Diskussionsgrundlage legte das Ministerium für Land¬

wirtschaft eine Denkschrift vor, in der die von den Vor¬

ständen der preußischen Landwirtschaftskammern im Febru¬

ar 1913 ausgearbeiteten Vorschläge enthalten waren.33^

Freiherr von äassenbaoh, der Vertreter des preußischen

Landwirtsohaftsministeriuras, forderte unter Zustimmung

von Dr. Richter, die russischen Arbeiter, d. h. die pol—

31) ebd., f. 4
32) Delbrück, v,irtsohaftliche Mobilmachung
33) ebd., S. 8U
34) ebd., S. 80 spricht Delbrück von einer am 18.5. duroh-

geführten Sitzung. Aus dem betr. Zusammenhang heraus
ist anzunehmen, daß er die Sitzung vom 13.3.14 meint.
An dieser Sitzung nahmen Vertreter des lieichs.amts des
Innern, des Auswärtigen Amtes, des Keiohsschatzamtes,
des Reichsjuatizamtes, des Eeicha-Eisenbahnamtes, des
Reichs—Mnrineamte3 und der preußischen Ministerien
teil.

Forts, n. Seite
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nisohen Arbeiter russischer JfetLoaaüiät, im Kriegsfälle

in Deutschland zurückzuhalten; eine "innere Gefahr" sei

damit nicht gegeben, da eich diese Arbeiter ruhig verhal¬

ten würden.'5 '* Das preußische Innenministerium gab zu,

sohon 1912, während des Balkankrlegea, die Zurückhaltung

der polnischen Arbeiter erwogen bu haben. Interessant war

die Antwort auf die Frage, weshalb damals dennoch die„
Karenzzeit"5^ eingehalten wurde:

"Abs prinzipiellen Gründen sei damals der Aufhebung
des Karenzzwanges vom Ministerium des Innern wider¬
sprochen worden, weil der Herr Beiohakanzler er¬
klärt hätte, daß eine immanente Kriegsgefahr nicht
vorläge." 58)

Ausgehend von dieser Feststellung erklärte sich der Ver¬

treter des preußischen Innenministeriums, Überregierungs¬

rat lenz, damit einverstanden, die Aufhebung der Karenz¬

zeit als Voraussetzung für die Zurückhaltung der polni¬

schen Arbeiter in das Programm der wirtschaftlichen Mo¬

bilmachung aufzunehmen. Er fügte hinzu:

"Oh der Maßnahme eine erhebliche praktische Bedeu¬
tung beizumessen sei. hänge wesentlich davon ab,
in welcher Jahreszeit eine Kriegsgefahr auftrete
bsw. der Krieg -usbreche."

Erfolge eine Kriegsgefahr oder der Kriegsausbruch im

Sommer oder Frühherbat, so könnte eine große Zahl von

Saisonarbeitern in Deutschland festgehalten werden. Die

Aufhebung der Karenzzeit sollte jedoch nach Auffassung

Forts, v* S. 54:

Das Protokoll dieser -itzung s. DZA Potsdam, Keiohs-
wirtsohaftsamt, Akten betr. wirtschaftliche Mobilmachung,
Bd. 5 (Hr. 7611) f. 83 - 1ü0

35) DZA Potsdam, Beiohswirtsohaftsamt, Akten betr. wirt¬
schaftliche Mobilmachung, Bd. 3 (Br. 7611) f. 85

36) ebd. f. 86
37) Die ausländisch-polnischen Arbeiter durften vor dem

Kriege immer nur für eine bestimmte Zeit des Jahres
in Deutschland arbeiten. Die Karenzzeit, d. h. die Zeit,
während der die polnischen Arbeiter das Land verlassen
mußten, wurde 1898 auf die Zeit von 1.12.-1.3,1900 auf
die Zeit vom 20.12.-1.2. festgelegt. Ein l'eil der deut¬
schen Bundesstaaten schloß sich diesem Vorgehen der
preußischen Regierung an. Ausländisch-polnische Arbei¬
ter, die während dieser Zeit im Lande angetroffen wur¬
den, erhielten den Ausweisungsbefehl. Diese Maßnahme
sollte das Seßhaftwerden der polnischen Arbeiter ver¬
hindern und damit der Gefahr aer "Polonisierung" ent-

Forts, n.Seite
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von Lenz von der Erklärung des Reichskanzlers abhängig
gemacht werden, daß mit einem Krieg zu rechnen sei, '

Auf diesen deutlichen Hinweis, bei der Festsetzung des
Termins für den Beginn einer Aggression auoh die Frage
der ausländischen Arbeiter zu berücksichtigen, gingen an¬
dere Teilnehmer der Beratung sofort ein. v. Massenbach
als Vertreter des Ministeriums für Landwirtschaft hielt
allerdings die Abgabe einer solchen Erklärung durch den
Reichskanzler für unmöglich. Statt dessen schlug er fol¬
gende Regelung vors Da die ausländischen Arbeiter für
die Landwirtschaft von großer Wichtigkeit wären, sollte
den zahlreich vorliegenden Anträgen der Junker, die Ka¬
renzzeit fortfallen zu lassen, in dem Moment, wo mit
einem Kriege zu rechnen wäre, stattgegeben werden, nach¬
dem die Regierung den Verwaltungsbehörden einen entspre¬
chenden Sink gegeben habe.*0^ Um ganz deutlich zu machen,
wieweit im Frühjahr 1914- der deutsche Imperialismus sich
für einen Krieg stark genug fühlte, schlug schließlich
der Vertreter des Auswärtigen Amtes, v. Stookhamraern,
vor, schon im Jahre 1914 mit dem von v. ßasaenbach gewie¬
senen weg einen "Probeversuch" zu machen.

liaohdem sich die Staatsbehörden des Reiches und Preußens
geeinigt hatten, dem ütmsche der Junker zu entsprechen
und im Kriegsfälle die ausländischen Arbeiter zwangswei¬
se im Inland festzuhalten, nachdem sie darauf bingcwiesen
worden waren, mit dieser Maßnahme schon in gleichen Jahre
1914 zu rechnen, wurde das Problem der Beschaffung der
Arbeitskräfte im Kriegsfälle in der Sitzung des ..'irt-

Forts. v. S. 33:

gegenwirken. Zugleich wurde mit dieser Maßnahme die
Anpassung der polnischen Arbeiter an die ökonomi¬
schen und kulturellen Bedürfnisse der deutschen Ar¬
beiter und sine feste Verbindung zu diesen erschwert.
Vergl. hierzu flichtweiss, Saisonarbeiter, S. 43.

38) DZA Potsdam, Reichswirtschaftsamt, Akten betr. wirt¬
schaftliche Mobilmachung, Bd. 3 (Hr. 7611) f. 86

39) ebd. f. 86/87
40) ebd. f. 87
41) ebd. f. 87
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sohaftlichen Ausschusses an 26. 5. "1914 unter Vorsitz
des Staatssekretärs des Innern, Delbrück, erneut zur De¬
batte gestellt. ' ln dieser Verhandlung erwies 3ich,. daß
die Großagrarier den Krieg nicht nur auszunutzen gedach¬
ten, um die ausländischen Arbeiter besser ausbeuten zu
können, sondern um zugleich die deutschen Arbeiter durch
Zwangsgesetze niederzuimlten. Das kam deutlich in den
Ausführungen des Vorsitzenden des Bundes der Landwirte,
V. Wangenheim, zum Ausdruok. Den Gedankengängen einer
1908 von Oberst Martini unter dem 'Titel "Eätarpflicht und
Wehrpflicht" herausgegebenen Broschüre folgend, forderte
v. Wangenheim die Einführung einer wirtschaftlichen Wehr¬
pflicht neben der militärischen allgemeinen Wehrpflicht
schon zur Priedenseeit. Die Arbeiter, die nioht zum Mi¬
litär ausgehoben werden, sollten einige Monate in der
Landwirtschaft arbeiten und dieser wirtschaftlichen Wehr¬
pflicht nachkommen, um daduroh für die landwirtschaft¬

liche Arbeit im Kriegsfälle brauchbar zu sein. Darüber
hinaus wandte sich v. Wangenheira gegen die Unterstützung
der Arbeitslosen durch den Staat, solange die Möglichkeit
ihrer anderweitigen Beschäftigung gegeben wäre.

"Es müßte, meine ioh, direkt ein Zwang eingeführt wer¬
den, daß diejenigen arbeitslos gewordenen Leute, die
in ihren bisherigen Berufen nioht Unterkommen können,
wenn ihnen eine andere Arbeitsstelle nachgewiesen
wird, in diese Arbeitsstelle überführt und dort

, beschäftigt worden."43)

Diese und ähnliche Forderungen der Junker, die Beohte
der Arbeiterklasse zu beschneiden und sich eine genügen¬
de Zahl williger Arbeitskräfte zu sichern, wurden seit
Kriegsbeginn verstärkt erhoben und fanden 1916 ihren Mie¬
ders ohlag im Gesetz über den sogenannten Vaterländischen

Hilfsdienst Auf die ausländischen Arbeiter eingehend,
forderte v. Wangenheim ln der Beratung vom Mai 1914, sie
im Kriegsfälle einfach in Deutschland zurüokzuhalten.

42)

43)
44)

Protokoll der ¿Sitzung s. DZA Potsdam, Belohswirt-
sohaftsamt, Wirtschaftsausschuß - Mobilmachung Bd.
1 (Er. 7613) f. 13-374
obd. f. 221/222
vergl. S. 154
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Diesem Vorschlag stimmton andere Teilnehmer der Be¬

sprechung «tt.** Hiervon ausgehend, konnte Belbrüok am

SohluB der Sitzung feststellen, daß im Mobilmaohungs- bzw.

Kriegsfälle die Verhältnisse, was den Mangel an Arbeitern

anbaträfenicht zu tragisoh zu nehmen wären und es nur

darauf anköme, Angebot und K -.ohfrage nach Arbeitskräften

riohtig auszugleichen. Ansonsten wurde auf Vorschlag

Delbrücks eine 16 Mitglieder starke engere Kommission

gebildet, die die Fragen der wirtschaftlichen Mobilmachung

weiter behandeln sollte. Als Vertreter der Junkerintares—

een gehörten dieser Kommission u. a. v. Wangenheim sowie

v. Batooki, der Vorsitzende der Landwirtsohaftskammer der

Provinz Ostpreußen, an.*®^ Ihrer Tätigkeit blieben genau¬

ere Festlegungen Vorbehalten.

Wie die Akten beweisen, berücksichtigten die Staatsbe¬

hörden in der folgenden Zeit die Wünsche der Junker in

der Frage der ausländischen Wanderarbeitsr. So z. B. teil¬

te der preußisohe Landwirtsobaftsminister v. Sohorlener

am 30. 7. 1914 dem Konter—Adrairal z. B. v. Grurame-Douglas,

der in einem Telegramm an den Kaiser die Zurückhaltung

der russischen Landarbeiter erbeten hatte,vertrau¬

lich mit, eine Ausweisung dieser Arbeiter wäre nicht vor¬

gesehen.* ' Drei Tage vorher hat Delbrüok als Vertreter

des Beichskanzlera im Einvernehmen mit den preußischen

Ministern das Innern, der Landwirtschaft und des Handels

und Gewerbes den Kriegsainister darum, den üilitärbe-

fehlshabem zu empfehlen, bei der Erklärung des Kriegs¬

zustandes von der allgemeinen Ausweisung russischer .Ar¬

beiter abzusehon.*^ Diesem Wunsche wurde entsprochen

Auoh vor der Verletzung des Völkerrechts schreckten die

Junker nicht zurück, wenn es darum ging, die weitere

Ausnutzung der Schnitter zu ermöglichen. Das geht aus

45) DZA Potsdam, Beichawirtsohaftsamt, Wirtschaftsausschuß-
Mobilmachung Bd. 1 (Kr. 7613), f. 227/228 u.f. 281

46) obd. f. 373/374
47) DZA Merseburg, Eep. 87 £, Arbeiter- und Angestellten—

Sachen, Kr. 18 A Bd, 1 f. 26
48) ebd. f. 27
49) DZA Potsdam, heiohsamt des Innern, Militaria-Gen.Er. 11

adb. 17, Bd. 1 (Kr. 12361) f. 2/3
50) ebd. adh. 17a Bd. 1 f. 2 u. f. 4
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einem Sobreiten des Vorsitzenden der Landwirtaohaftskam-
mer der Provinz Ostpreußen, v. Batooki, vom 29. 7. 1914
an den Landwlrtaohaftsmlniater hervor.^ v. Batooki
wies darin auf die Teilmobilisierung der österreiohisohen
und russischen Armee hin, deretwegen mit dar RUckberu—
fung zahlreicher russischer Wehrpflichtiger aus Deutsch¬
land gerechnet werden müßte. Da aber ein Kriegszustand
noch nioht bestände, würde die Zurückhaltung dieser Arbei¬
ter große formelle Schwierigkeiten machen. Um diese
Schwierigkeiten zu Überwinden, unterbreitete v. B&tocki
folgende Vorschläge: Die Postbehörde sollte die Zustel¬
lung dienstlicher Schreiben an die Schnitter verzögern.
Reisten die Sohnitter doch ab, sollten ihnen ihre lieimat-
papiere nioht gegeben werden, ehe sie nioht ihre größten¬
teils nooh rückständigen Besorgungskosten'’2^ beglichen
hätten. Führen sie aber ohne diese Papiere los, müßte
an der Grenze deren Vorlage gefordert werden.

Es klingt wie hohn, wenn v. Batooki abschließend versicher¬
te:

"Duroh derartige, völkerrechtlich nioht anfechtbare
Maßnahmen könnte die Heimreise der Mehrzahl derReservisten immerhin solange verhindert werden,bis sich die politische Lage nach der einen oder
der anderen Richtung klärt." 53)

Zu diesen Manövern brauchte infolge der Erklärung des
"Zustandes drohender Kriegsgefahr" am 31. 7. seitens der
deutschen Regierung und der am näohoten Tage folgenden
Kriegserklärung an Rußland nioht mehr gegriffen zu wer¬
den. Der Krieg brach zu einer Zeit aus, als sich in
Deutschland die größte ¡mala orreiohte Zahl aU3ländi-

Hinwcis auf den "günstigsten Zeitpunkt", den sich die

51) DZA. Merseburg, Rep. 87 B, Arbeiter- und Angestellten-saohen Er. 18 A Bd. 1 f. 65/66
52) Hiermit sind wahrscheinlich die Kosten gemeint, diedie Arbeitgeber für Anwerbung der oohnitter una de¬ren Reise verauslagten und die den Schnittern aufge¬bürdet werden sollten.
55) ebd. f. 66
54) Hichtwaisa, Saisonarbeiter, S. 214

scher Arbeiter befand. Wir erwähnten schon nenine
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deutsche Bourgeoisie von ihren Standpunkt aus für den Be¬

ginn des Krieges wählte.-5^ Fassen wir die Tatsachen zu¬

sammen: Im Winter 1913/14 lag ein umfassendes Programm

der wirtschaftlichen Mobilmachung vor, in dem wahrschein¬
lich die Arbeiterfrage enthalten war. Im Frühjahr 1914

versuchten die Staatsbehörden, die Deutsche Arbeiter-
Zentrale als Zentralstelle für die Beschaffung ausländi¬
scher Arbeiter und die Landwirtschaftskaomern zu bewegen,
mögliohöt viele ausländische Arbeiter anzuwerben.'5^ Dies
geschah au einer Zeit, -ls der Reichskanzler seine durch
Furcht vor der Öffentlichkeit diktierten Bedenken fallen¬

ließ, Fragen der wirtschaftlichen Kriegsvorbereitung in

größerem Rahmen beraten zu lassen. Zur selben Zeit stimm¬
ten die obersten Reichsbehörden den Wünsohen der Junker

naoh Zurückhaltung der ausländischen Arbeiter im Kriegs¬
fälle zu und ließen durchblicken, daß ein solches Vor¬
gehen vielleicht sohon 1914 praktiziert würde. Wenige Ta¬
ge vor Kriegsbeginn schließlich erging direkte ¡eisung

an die Generalkommandos, die ausländischen Bctanitter bei
Kriegsbeginn im Inlande fesüzuhalten. Durohdenkt man all
diese Tatsachen im Zusannen hang, so wird die von Eichtweisa
geäußerte Annahme, die Frage der ausländischen Landar¬
beiter habe eine nicht unwesentliche Rolle bei den Speku¬
lationen des deutschen Imperialismus um den günstigsten
Zeitpunkt des Kriegsausbruchs^^ gespielt,'5®' zur festen

Gewißheit. Die Junker hatten mit .Kriegsbeginn ihr Ziel
erreicht, die ausländischen Landarbeiter im Lande zu ha¬
ben, die Drnährungsbasis für die deutsche Kriegführung
zu siohern und damit zugleich in noch stärkerem iiaße als
vor dem Kriege ihre Profite zu erhöhen.

55) Lenin, SVerke Bd. 21, S. 14
56) Eichtweisa, Saisonarbeiter, E. 214
57) über diese Spekulationen vergl. Bartel, Die Linken,

_ S. 116 ff.
58) Eichtweisa, Erläuterungen, S. 12
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II. Die Haltung der ausländischen Arbeiter bei Kriegs¬

ausbruch und die sofortige Sicherung der verstärk¬

ten Ausbeutung dieser Arbeiter

1. Die Haltung der ausländischen Schnitter in den ersten
?agen naoh dem Kriegsausbruch

Der Krieg brach zu einer Zeit aus, als die Getreideernte
in vollem Gange war und die bevorstehende liackfrucht-
ernte viele Arbeitskräfte erforderte. ..ährend in der In¬
dustrie durch atillegung zahlreicher für die Kriegswirt¬
schaft unwichtiger Betriebe sofort ab August 1914 die Ar¬
beitslosigkeit stark anstieg und ein halbes Jahr ver¬
ging, ehe die Zahl der Arbeitslosen das Vorkrieganiveau

erreichte,^ konnte in der Landwirtschaft im allgemeinen
von einer Arbeitslosigkeit nicht gesprochen werden. Kla¬
gen der Junker über Arbeitermangel, vorgebracht aus dom
Bestreben, duroh ein vermehrtes Angebot von Arbeitskräf¬

ten die Lohn— und Vertragsbedingungen verschlechtern au
können, waren Jedoch nicht berechtigt, wurde doch die Ge¬
treide- und Eaokfruohtemte, zumindest auf den 03telbi—
sehen Gütern, ohne große Schwierigkeiten geborgen. Das
bestätigen uns die Antworten auf ein ¡lundschreiben vom
21. 8. 1914, in welchem Ö6r preußische Landwirtschaftsmi—
niater die Igpdwirtsohaftskaumern aufforderte, ihren Be¬
darf an Arbeitern für die Hackfruchternte dem Ministerium
bis 15- 9.

mitzuteilen.1

23^ Die Antwortschreiben der
Landwirtschaftskammem, denen in der Hegel die Oberprä¬
sidenten der entsprechenden Provinzen zustinmten, ließen
deutlioh erkennen, daß im allgemeinen der Bedarf an Land¬
arbeitern gedeckt war bsw. aus Kräften der Provinzen selbst
gedeckt werden konnteDas ging auoh aus den Berichten

1) Vcrgl. Kuczynski, Deutschland Bd. 1, B. 289
2) DZa Merseburg, Hep. 87 B, Arbeiter- und Angestellten¬

sachen Kr. 18 A, Bd. 3 £. 66
3) ebd. f. 69, 74/75, 76-78
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zahlreicher Regierungepräsidenten hervor.'*'-* Nur die Re¬
gierungspräsidenten von Posen, Bronberg und Liegnitz spra¬
chen von Arbeitermangel in einigen ihrer Kreise, der
aber im Rahmen des Bezirkes ausgeglichen werden könnte.^
Einzig und allein die LandwirtscUaftokarmaer der Provinz
Posen erbat die Zuweisung von 4 — 5 000 Landarbeitern
von außerhalb der Provinz.^ Eine ähnliche Lage bestand
in Meoklenburg-Schwerin. Sie die Meldungen der Magistrate
und Großherzoglicken Ämter vom August 1914 zeigen, waren
auch hier Angebot von Arbeitskräften und Nachfrage nach
diesen ausgeglichen.^ Da die Haokfruokternte von der
Seite der Arbeitskräfte her gesichert war - abgesehen
von einigen Grenzkreisen der Provinz Posen, für die eine
besondere Fürsorge eingeleitet wurde - wurde die im Au¬
gust im preußischen Ministerium für Landwirtschaft einge¬
richtete Auskunftsstelle für ¿rntearbeit aufgelöst.0-*

Die ausreiohende Yersor ung der Junker mit Arbeitskräften
konnte erreicht werden, obwohl neben dar Einberufung zahl¬
reicher deutsoker Landarbeiter zum Meere auch viele wehr¬
pflichtige Schnitter aus der Deutschland verbündeten
österreich-ungarischen Monarchie Deutschland seit der
österreichischen Mobilmachung verließen.^ Der Verlust
konnte jedoch ausgeglichen wercen durch lausende von
Schulkindern, Studenten und städtischen Arbeitslosen, die

456789

4) Ebd., f. 94-100, 103, 105-107, 108, 109
5) obd., f. 101, 102, 104
6) ebd. f. 71/72. Die Landwirtschaftskammer der Provinz

Pommern bestätigte in einer Veröffentlichung ebenfalls,
daß zu Anfang des Krieges ein Arbeitermangel nicht be¬
stand. Erst mit der Kartoffelernte ab September 1914
sei die Nachfrage nach Arbeitskräften ständig gestiegen.
Vergl, Kriegsarbeit Pommern, S. 10

7) S, die Berichte in: DU Schwerin, Rep. 41, Akten betr.
Feststellung des Bedarfs ouer des Überschusses an
landwirtschaftlichen Arbeitern ... (Nr. 20722)

8) DZA Merseburg, Rep. 87 B, Arbeiter- und Angestellten—
Sachen lir. 18 A, Bd. 3 f. 128/129

9) Die Deutsohe Arbeiter-Zentrale hatte im Geschäftsjahr
1913/14 129.089 Landarbeiter aus Österreich legiti¬
miert. (flichtv/eiss, Saisonarbeiter, 3. 258) Die tat¬
sächliche Zahl der in Deutschland befindlichen Arbei¬
ter aus Österreich war aber höher, da die Legitimie-

Forts, Seite
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den Junkern zur Hrntearbeit zur Verfügung gestellt wurden.

In den Gewerkschaften fanden die Gutsbesitzer Unterstützung.

Die Gewerkschaften, die seit fixiegebeginn den deutschen

Imperialismus auch auf dem Gebiet der Kriegsernährungs—

politik unterstützten,10' bemühten sich um die Gewinnung

arbeitsloser Industriearbeiter für die Erntearbeiten.11'

Zum anderen wirkte es sich Jetzt günstig für die Junker

aus, daß sie sich in Vorbereitung des Krieges 1914

reichlich mit ausländischen, vornehmlich ruasisch-polni-

achen Landarbeitern versorgt hatten. Von den 1914 in

Deutschland befindlichen rund 1 200 000 ausländischen

Arbeitern waren fast die Hälfte in der Landwirtschaft

tätig. 1911/12 waren nach offizieller Statistik über ein

Viertel aller Landarbeiter in Deutschland Ausländer.12-^

Damit verfügten die grarier über einen starken Stamm

von Landarbeitern, der von den Einberufungen zum Heere

nioht betroffen wurde. Diese Einberufungen zogen viel¬

mehr die kleineren und mittleren Landwirtsohaftliehen

Betriebe in Mitleidenschaft, die nioht über ausländische

Arbeiter verfügten und zum großen Teil auf die Arbeit dor

Familienangehörigen angewiesen waren. Der Ausfall der

zum Heere eingezogenen Männer konnte in diesen Betrieben

in vielen Fällen nur duxoh die übermäßige Arbeit der

Forts. S* 42:

rung nicht alle Arbeiter erfaßte. Es ist aber leider
nicht genau festzustellen, wieviele dieser Arbeiter
wehrpflichtig waren und Deutschland verließen. Sach
den "IJaohweisungen über Zugang, Abgang und Bestand
der ausländischen Arbeiter im preußischen Staate
des Jahres 1914" befanden sioh 1914 rund 127 000
Arbeiter vornehmlich polnisoher und ruthenischer Na¬
tionalität aus Österreich in Preußen, wovon die
Hälfte Frauen waren. Ende 1914 waren es noch 53 000.
(Vergl. "Hachweisungen ..." S. 4-6, in: DZa Merse¬
burg, Ilep. 87 B, Arbeiter- und Angestelltensachen Nr.
21 b) Vorgl. hierzu unsere Ausführungen o. 94

10) Eiohter, Gewerkeohaften, S. 53 ff.
11) V e r b ä n d e 1914, 8. 30
12) Hichtweiss, Saisonarbeiter, S. 196
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Frauen und Kinder ausgeglichen werden. Vermehrter Frau¬
en- und Kinderarbeit gelang es Jedoch nicht, die in den
nächsten Kriegejahren wachsende Ruinierung der kleinen
und mittleren Bauernwirtschaften aufzuhalten. In seinem
Jahresbericht für 1914/15 stellte der Verband Deutscher
Arbeitsnachweise fest»

"Der landwirtschaftliche Arbeitamarkt entwickelte
sich also im laufe Sommers 1915 in der Rich¬
tung. daß der Arbeiterbedarf im Großgrundbesitz
hauptsächlich durch Beschäftigung Kriegsgefange¬
ner und der festgehaltenen ¿/anderorbeitor befrie¬
digt wurde, während die kleineren Betriebe sich
möglichst einsohränkten und nur zögernd die noch
vorhandenen freien Arbeitskräfte in Anspruch nah¬
men." 13)

Während also die Kleinbauern brw. deren Frauen wirtschaft¬
lich nicht in der Lage waren, vorhandene Arbeitskräfte
einzustellen, wuohsen die Profite der Junker durch die
Ausnutzung der ausländischen Arbeiter bsiv. der Kriegs¬

gefangenen.

Durch die Heranziehung zahlreicher nichtlandwirtschaft¬
licher Arbeiter zur Smtezeit wurden die ausländischen
Schnitter nicht überflüssig. Die Junker waren an deren
Weiterarbeit interessiert, weil die Schnitter einmal mit
der landwirtschaftlichen Arbeit vertraut waren und zum
anderen besser ausgebeutet werden konnten, als die be¬
wußteren städtischen Industriearbeiter.

Die weiterhin bestehende Arbeitamögliohkeit trug mit dazu
bei, daß sich die ausländischen Landarbeiter bei Aus—
bruoh des Krieges und in den ersten lagen danach rela¬
tiv ruhig verhielten. Hie kannten sioh nicht genau in
der politischen Situation aus; die einzige Höglichkeit
der annähernd wahrheitsgemäßen Information fiel oft weg,
indem bestehende Verbindungen zu deutschen Arbeitern vie¬
lerorts durch Jiinberufungen zum Heere unterbrochen wurden.

13) Arbeiten i s e 102
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Außerdem waren die Sohnitter nicht kriegsbegeistert; die
Kriegsereignisse interessierten 3ie oft nur insofern und
insoweit, als sie ihre Heimat betrafen. Zu Beginn dos
Krieges überschatteten jedoch die Vorgänge an der ¿Ost¬
front die Lage an anderen Frontabschnitten. Bas wirkte
mit, wenn die Sohnitter, wie auch Drewniak bestätigt,14^

in den ersten lagen nach Kriegsbeginn eine nbwnrtende
Haltung einnahmen. 23 kamen wohl, besonders in den öst¬
lichen ßrenzkreiaen, Fluchtversuche vor, sie häuften sich
aber erst au späterer Zeit. Da die russisch-polnischen
Schnitter aus bitterer wirtschaftlicher Kot gezwungen
waren, durah Saisonarbeit in Deutschland einen Verdienst

au suchen, ist es verständlich, wenn sie nicht sofort
bei Eintreffen der ersten Nachrichten über einen Krieg
diese Verdienstmögliohkeiten mfgeben wollten.

Aus junkerlichen Kreisen kamen schon in den ersten Kriegs¬
tagen Mitteilungen über Arbeitsniederlegungen der Auslän¬
der.1^ Oft stellte sich ’ber die Haltlosigkeit derarti¬
ger Mitteilungen heraus. Ein typisches Beispiel sei ge-
na.nnti Der Rittergutsbesitzer Rolfs aus Heuenhagen bei
Dassow in Mecklenburg erklärte an 5. 8. 1914 in einem
Schreiben an den Staatssekretär des Innern:1^

"Hit Ausbruoh des Krieges hat sich das Betragen der
Schnitter g^nz bedeutend verschlechtert. Hier und daist es in Mecklenburg bereits zu kleinen Revolten
gekommen; doch lege ich hierauf nicht to großes Ge¬wicht, weil diese durch die bestehenden Kriegsgo-
8etze im Keim exstiokt wurden." 17)

Größeres Gewioht legte der Gutsbesitzer darauf, die Be¬
hörde gegen eventuell der Ernte seitens der Schnitter dro¬
hende Gefahren zu mobilisieren, wobei die Naivität des Vor—
gebrachten in Erstaunen setzt. Rolfs führte an, daß vor oa

14) Drewniak, Robotnioy sezonowi, S. 211
15) Vorgl. B3A Potsdam, Reichaa.it des Innern, Militaria-

Gon. Nr. 11, adh. 17, Bd. 1 (Nr. 12561) £.7-9, 10-11
16) ebd. f. 10/11
17) ebd. f. 10
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10 !D<igen, du h. also gegen den 25. Juli, viele Postpakete

für die Schnitter aus Rußland gekommen wären, in denen

sich Bilder des russischen Kaisers befunden hätten. In

diesen Bildern wäre ein gegebenes Goheimzeichen au sehen.1®^

Die Haltlosigkeit dieser Angaben bestätigt ein Bericht

der iandes-Gendarmerie von Mecklenburg-Schwerin vom 10. 8,

1914,nach dem unter den Schnittern völlige Ruhe herrsch¬

te. Die Entwaffnung der Schnitter, die in der lacht vom

4. zum 5. 8. begonnen wurde und während der den 27 000

zur damaligen Zeit in Mecklenburg—ohwerin befindlichen

Saisonarbeitern insgesamt nur 149 Schußwaffen und 10 Hieb¬

und Stiohwaffen abgenommen. wurden, verlief ebenfalls rei-
OQ')

bungslos. / Von anderer Seite liegt ebenfalls die Bestä¬

tigung vor, daß sich auch in Pommern, Mecklenburg und Po¬

sen die Schnitter zu dieser Zeit ruhig verhielten.*

1920

21^ Wenn

den Behörden ähnliche haltlose Mitteilungen wie die genann¬

ten gemaoht wurden, so zeugt das, abgesehen vom Sinwirken

der nationalistischen Propagandawelle, vom Bestroben der

Junker, die Stats- und Militärbehörden schnell zu um¬

fassenden Maßnahmen gegen die Schnitter zu veranlassen,

um deren verstärkte Ausbeutung gesetzlich zu sanktionie¬

ren .

Verhielten sich die Sohnitter bei Kriegsausbruch relativ

ruhig und abwartend, so änderte sich ihre Haltung schon

nach kurzer Zeit, flies hatte seinen Grund nicht nur in

dem mit Beginn der Kampfhandlungen im Osten Ende August

wachsenden *unsoh der polnischen Landarbeiter, zu ihren

Familien nach Hause zu gelangen; der wesentliche Grund

lag in den Maßnahmen, die die Junker und ihr Staat bald

naoh Kriegsausbruch ergriffen und die zu einer starken Ver¬

schlechterung der Lage der Schnitter führten.

18} ebd.
19) IHA Schwerin, Rep. 41, Akten betr. die Überwachung der

Russen, insbesondere der Schnitter (kr. 17251)
20) ebd., Schreiben der Londes-Gendarmerie von Mecklsnburg-

sobwerin v. 19.8.1914 an das Ministerium des Innern
Schwerin.

21) Landwirtaoh. Annalen , R.f., 53. Jhg.1914, .
35,28.8., S. 273, Artikel von k.Rettich:»Box Krieg";
Kriegsarbeit Pommern, S. 10; Henatsch,
Problem, S. 41j DZA Merseburg, Rep. 87 B, Arbeiter-und
Angestelltensaohen lir. 18 A, Bd. 3 f. 71
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2. Die ersten Maßnahmen der Junker und dos Staatsappa¬
rates naoh Kriegsausbruch zur Kioderhaltung und ver¬
stärkten Ausbeutung der ausländischen Landarbeiter
und deren Auswirkungen

Mit Kriegsbeginn ging die vollziehende Gewalt in die
Hände der Generalkommandos der Armeekorps über. Alle
wesentlichen Angelegenheiten, die die ausländischen Arbei¬
ter betrafen, wurden für eie Dauer des Krieges von den
kriegsiainistorien der Bundesstaaten, der Obersten Heeres¬
leitung und den stellvertretenden Generalkommandos der
Armeekorps geregelt, wobei eine enge Zusammenarbeit mit
den Innenministerien zustande kam. Die militärischen
kommandostellen berücksichtigten die Interessen dar Jun¬
ker und paßten die Regelung der die Sohnitter betreffenden
Probleme den Bedürfnissen der deutschen Kriegführung an.
Auf die Ausnutzung des Krieges zur Unterdrückung der
Arbeiterbewegung und die Rolle der militärischen Koranan-
doatellen eingehend, stellte der Vorstand der deutschen
Landarbeitergewerkschaft fest:

"Was die zivile Polizei in der Iriedenszeit nicht
fertig gebracht, das wollten die Militärs erzielen,
dir kannten die Gutsbesitzer
in Uniform, die ihren Teil an der Vater-
lsndsverteidigung in diesem Sinne in den Generalkom¬
mandos ausübten.” 22)

Das galt auoh für die ausländischen Arbeiter. Da der
Staatsapparat und die militärischen Dienststellen beson¬
ders in Preußen stark mit Junkern durchsetzt waren,^

2223

22) Geschäftsbericht des Landarbeiter-
Verbandes, 3. 36

23) Uunderlioh sprioht von "größtenteils mit Mitgliedern
des Alldeutschen Verbandes besetzten Kommandostol¬
len", unter denen er wegen ihrer besonders scharfen
antipolnischen Politik dio Generalkommandos in Po¬
sen und Stettin hervorhob. s. .underlioh, Reichstag
und polnische Präge, S. 36. Die starke Durchsetzung
des Staatsapparates mit Junkern ist folgenden Angaben
b\x entnehmen: 1914 waren in Preußen von 11 Staatsmini¬
stern 5 von altem und 2 von neuem Adel, von 12 Oberprä-• sidenten 6 von altem, 3 von neuem Adel, von 490 Land¬
räten 270 aus dem Adel. s. Görlitz, Junker, S. 328.Uber
das junkerliche Element im deutschen Staatswesen vgl.
auoh Stenkewitz, Bajonett und Dividende, S. 19 ff.
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konnten diese unter Ausnutzung des Belagerungszustandes

alle Grenzen, die ihnen vor dem Kriege in der Ausbeutung

der .johnitter durch die Rücksichtnahme auf das Ausland und

den Kampf der deutschen Arbeiterklasse gesogen waren, be¬

seitigen. Baß sie gewillt waren, den Krieg in diesem Gin¬

ne zu nutzen, zeigten schon die ersten nach Beginn des

Krieges in der Saisonarbeiterfrage ergriffenen Maßnahmen,

gelang der herrschenden Klasse die Kieöerhaltung der deut¬

schen Arbeiter vor allen mittels der Burgfriedenspolitik

der Partei- und Gewerksohaftsführung und deren nationa¬

listischer Propaganda der "Vaterlandovarteidigung" - wir

brauchen wohl nicht zu sagen, daß gegen jede revolutionä¬

re Regung brutaler Terror angewandt wurde - so suchte

eie die ausländischen Arbeiter von .Anfang an auf dem «ege

des direkten Zwanges sich gefügig zu machen.

Sofort mit Kriegsbegina wurde die Freizügigkeit der -Arbei¬

ter aus dem sogenannten feindlichen Ausland aufgehoben

und die Festnahme der Wanderarbeiter, die nicht auf ihren

Arbeitsstellen blieben, angeordnet. Bas geaohah in allen

Bundesstaaten, in denen ausländische Arbeiter in großer

Zahl arbeiteten. T^-pisoh für diese Anordnungen war die

Bekanntmachung des Innenministeriums von Meoklenburg-

Sohwerin vom 3. 8. 1914.2^ In ihr hieß es eingangs!

"Mit Rücksicht darauf, daß die im Lande befindlichen
ausländischen Arbeiter sich bisher während des
Kriegszustandes ruhig verhalten haben, wird zwar
von einer allgemeinen Ausweisung dieser -Arbeiter ab¬
gesehen." 25)

L’ie weiteren Bestimmungen aber ordneten an: 1. Ausländi¬

sche Arbeiter dürfen ihre Arbeitsstelle nicht verlassen.

2. taffen sind ihnen absunehmon. 3. Alkohol darf ihnen

nioht gegeben werden. 4. Bewachung durch Bewaffnete. "Ber

Gehorsam ist auf alle Fälle zu erzwingen". 5.her Besuch der

2425

24) Regierungsblatt Mec klenburg-G c hv/e r in,
Jhg. 1914, Br. 52, 3. 8. Ü. 420/21

25) ebd. i. 420
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Städte ist diesen Arbeitern verboten. 6. Festnahne al¬

ler Arbeiter, die sich im Lande herumtreiben.26^ Ähnli¬

che Bestimmungen wurden auch in den anderen Staaten der

östlichen und mittleren Teile des Deutschen Reiches er¬

lassen. Das entsprach den Forderungen der Heichsrejie-

rung, teilte doch am 7. 8. 1914 der Reichskanzler allen

Bundesregierungen folgende Richtlinien mit,2^ die in

Übereinstimmung mit der preußischen Regierung für die

Behandlung der russischen Saisonarbeiter aufgestellt wor¬

den waren: Keine Ausweisung, sondern Verwendung dieser

Arbeiter bei der Amte. Entwaffnung der Schnitter und

Hinweis auf den Kriegszustand, durch den Jeder . iderstand

mit Ersohießen bestraft werden kann. Bewachung durofc Hit—

glieder der Krieger- und Schützenvereine, notfalls Bil¬

dung von Bürgerwehren.26

28

29^

In den Bestimmungen der ersten Kriegstage wurde überein¬

stimmend betont, daß die Schnitter auf ihren derzeitigen

Arbeitsstellen bleiben sollten und ein Stellenwechsel

unbedingt zu verhindern und nur in dringenden Fallen ge¬
gen den Willen der Arbeitgeber zuzulassen wäre, falls die
Genehmigung seitens der örtspolizeibehörde vorläge.2®^ In
diesem Sinne hatte das proußisohe Kriegsministerium am

4. 8. 14 die Generalkommandos angewiesen.30^ kit diesen

Festlegungen sollte die Ruhe unter den Schnittern ge¬

sichert und den Junkern die Ausbeutung der bis dahin hei

ihnen tätigen Ausländer ermöglicht v/erden.

Eine Randbemerkung zeigt die ganze feindliche Haltung

der herrschenden Klasse gegenüber den ausländischen

Landarbeitern: Zu einem Bericht über deutschfeindliche

Stimmungen unter Schnittern im Kreise Kolberg (Regierungs¬

bezirk Köslin)31^ bemerkte v. Doltke, der Chef des deut—

26) ebd. S. 420/21
27) DZA Potsdam, Reichsamt des Innern, »ilitaria-iGen.iär.

11, adh. 17a, Bd. 1 (Kr. 12380) f. 9
28) ebd.
29) Vergl. die Verordnungen des XVII. u. dos II. Armee¬

korps v. 4.8. bzw. 17.8.1914, in: La Greifswald, Ren.
60, XI. Bd. 1 (Sr. 1455)

30) DZA Potsdam, Reichsamt des Innern, Kilitaria-Gon.Hr.11,
adh. 17, Bd. 1 (Hr. 12361) f. 15

31) ebd. f. 7-9
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sehen Generalstabes, daß Streikenden mit Ausweisung ge¬
droht werden sollte. Darüber hinaus ordnete v. Moltke an:

Dieser Geist fand mehr oder weniger seinen ilisdersohlag
in den zahlreichen Bestimmungen und Verordnungen Uber
die ausländischen Arbeiter, die in den ersten .«oohen nach
Kriegsausbruch erlassen wurden.

Mit Mähen des Herbstes und winters 1914 zeigte sich das
Bestreben, für das ganze Heich oder zumindest für ganz
Preußen gleichartige Bestimmungen in der oaiaonarbeiter-
frage zu treffen, um ein einheitliches Vorgehen der Jun¬
ker und des Staates zu ermöglichen. Bnde August und im
September fanden verschiedene Beratungen hierüber statt.
In einer Besprechung am 28. 8. 1914 im Heiohsamt des In¬
nen) an der Vertreter der preußischen niniaterien, des
Generalstahea der Armee sowie des .Admiralstabes teilnah-
men,"^ wurde beschlossen, die russisoh-polniaohon Sai¬
sonarbeiter von der Heimreise auazunehmen. Andere Ange¬
hörige des russischen Staates, bis -¡uf «ohrpflichtige,
Offiziere sowie Spionageverdächtige, durften die Heimreise
an treten.'^

Im September 1914 fanden Beratungen über die Frage statt,
was mit den ausländischen Landarbeitern nach dem iände
der Haokfruohternte geschehen sollte. In Vorbereitung
einer Besprechung vom 5. 9. wurden im ?r ischon Innen¬

stellten sie einen großen Überschuß an deutschen Arbeitern
fest und verlangten, etwa freiwercende Stellen nicht durch
ausländische Arbeiter zu besetzen; andererseits aber for¬
derten sie im Interesse der Landwirtschaft sowie aus mili-

:ung über die Besprechung s. DZA Potsdam,
Heiohsamt des Innern, Militaria-Gen. Mr. 11 adh. 17,Bd-r1 (fir. 12561) f* 88-95

54) ebd. f. 90
559 ebd. f. 110/111

"Vor allem Festnahme der

rainiaterium '‘Grundlinien" ausgearbeitet. Sinerseits
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tärisohen Gründen die Festhaltung der meist wehrpflich¬
tigen russischen Arbeiter in Deutschland« Deshalb spra¬
chen eich die “Grundlinien" dafür aus, nur die Arbeiter
aus neutralen Staaten sowie die niohtwehrpfliohtigen männ¬
lichen und alle weiblichen russischen Arbeiter nach Hau¬
se zu schicken^ sofern sie von ihren Arbeitgebern ent¬
lassen würden."' ' Auch in der Beratung am 5. 9. 14 im
preußischen Innenministerium3^ stimmten die anwesenden
Vertreter der preußischen Ministerien in der Forderung
iiberoin, alle russischen Arbeiter, außer den wehrpflich¬
tigen, abzuschieben, sofern sie nach Beendigung der bra¬
te nicht mehr benötigt würden. In diesem Zusammenhang er¬
innerte ein Vertreter des Innenministeriums an die vor
dem Kriege geführten Verhandlungen, ln denen man von der
Voraussetzung ausgegangen war, daß im Kriege ein Arbei¬
tarmangel elntreten würde; aus diesem Grunde hatte man
damals die Aufhebung der Karenzzeit bejaht. Da z. Zt.
aber ein Überfluß an Arbeitern vorhanden wäre, so fuhr
der Redner fort, könnte sin Bedürfnis zur Aufhebung der
Karenzzeit nicht anerkannt werden.*

37

38^ Im Anschluß hieran
besohloß die Konferenz folgende Grundsatzes 1. Die männ¬
lichen russisch—polnischen Arbeiter Uber 45 Jahre sowie
Frauen und Kinder sollen nach dem 15. 11. 1914 in ihre
Heimat abgesohoben werden, soweit dies nbglioh ist und
wenn die Landwirte nicht begründete Anträge stellen, die¬
se Arbeiter zu behalten und sich zugleich verpflichten,
sie zu unterhalten. 2. Frauen, deren Mann oder einziger
naher Verwandter im Inland bleiben, dürfen sich auch wei¬
terhin in Deutschland aufhalten. 3. Arbeitern unter 17
Jahren ist auf Verlangen die Rückkehr zu gestatten. Diese
Festlegungen galten auoh für die Arbeiter der Industrie,
ausgenommen die obersohlesisoho Kohlenindustrie. Bs wur¬
de ferner beschlossen, die polnischen Arbeiter nicht als
Kriegsgefangene zu behandeln. Sas die österreichischen

36} ebd.
37) Aufzeichnung i er Beratung s. DZA Merseburg, Sep. 77,

Sit. 1135, Hr. 1, Fase. 7 b
38) ebd«, Ausführungen des Oberregierungsates Lenz
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Arbeiter anbetraf, so sollten 3ie der Karenzzeit nicht

unterworfen, aber im falle der Arbeitslosigkeit ebenfalls
39A

aus Deutschland abgeachoben werden, '

Aus diesen Beschlüssen sprach das Bestreben, möglichst

alle ausländischen Landarbeiter, deren die Junker im Win¬

ter nloht bedurften, wie zur Iriedenazeit in ihre Heimat

reisen zu lassen. 'Wahrscheinlich wirkte hierbei die

starke 'rbeitalosigkeit deutscher Industriearbeiter in

den ersten Kriegsmomten ein. Jedooh war schon in den

nächsten Wochen auf direktes Betreiben der Junker ein

f:einungoUmschwung bei den staatlichen Behörden Preußens

und des keiohes festzustellen. Auf ein Sohreiben des Vor—

ker die Befürchtung aussprachen, daß die Regierung in

diesem Jahre die Sohnitter eher als sonst Ausweisen wür¬

de, bezeiohnete der preußische Landwirtschaftsminister

am 21. 9. eine solche Befürchtung als unangebracht, da

im Gegenteil angenommen werden könnte, daß nicht nur die

wehrpflichtigen, sondern alle ruaslschen/irbeiter den

Sinter über in Deutschland bleiben müßten.*1^ Der sloh

hier andeutende HeinungsUmschwung war, wie wir sagten,

hauptsäohlioh auf die Proteste der Junker gegen die Ab¬

schiebung der Saisonarbeiter zurüokzufUhren. Er war aber

wahrscheinlich auch bedingt duroh die Kriegslage, denn

er fiel gerade in die Zeit, in der mit der Marnesohlaoht

die Blitzkriegspläne des deutschen Imperialismus zuaam—

menbrachon und die Junker und Monopolisten, nicht ge¬

willt, Frieden zu schließen, sich mf einen länger andau¬

ernden Wirtschaftskrieg einzustellen begannen. Aus diesem

Grunde mußten sie an der Ausnutzung aller nur verfügbaren

Arbeitskräfte verstärkt interessiert sein. Die Verord-

dea keraeourg, tii
saohen l?r. 18 A,

1) ebd. f. 257

ebd.
DZA Mereeburt iS' ’Sä.

87 B, Arbeiter- und Angestellten—
l. 2 f. 256
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nungen dar nächsten Zeit lassen diese 'bsicht deutlioh

erkennen*

Für die Behandlung der in Deutschland befindlichen aus¬

ländischen Landarbeiter wurde der Erlaß der preußischen

Minister des Innern und für Landwirtschaft vom 28. 9. 1914-,

geriohtet an die Oberpräsidenten der Provinzen,42^ von

grundlegender Bedeutung. Hach ihm wären mit Kriegsbe-

glnn die russischen Landarbeiter polnischer Rationali¬

tät , auch die wehrpflichtigen, an ihren Arbeitsstellen

belassen worden,

"sowohl im Interesse der öffentlichen Sicherheit als
im Interesse.der heimischen L • n d Wirt¬
schaft ...» die der Russen für die krntearbei-
ten dringend bedarf.*4-3)

Da dieser Bedarf mit der Beendigung der Hackfruchternte

zum Teil aufhöre, sei es mit Rücksicht auf die deutschen

Arbeitslosen berechtigt, die Karenzzeit schon am 1. 12.

1914, also nicht erst am 2u. 12. wie in Friedenszeiten,

beginnen zu lassen. Aus militärisohen und wirtschaftli¬

chen Gründen seien aber Einschränkungen dieser Festlegun¬

gen notwendig. Einmal müssen die wehrpflichtigen, im

Alter zwischen 17 und 45 Jahren stehenden russischen Ar¬
beiter zurüokgehalten werden; sie bleiben den Winter

über auf ihren .Arbeitsstellen, um im Frühjahr wieder für

die Arbeit zur Verfügung zu stehen. Sollten sie im Sin¬

ter nicht beschäftigt werden können, haben sie dem Arbeit¬

geber täglioh 50 Pfennig für Unterkunft und Verpflegung

zu zahlen. Ihrer Verwendung in dem bislang für Polen ver¬

schlossenen Gesindedienst stände nichts entgegen. Aus¬

nahmen vom ttüokkehrzwang würden auch für die nicht iifl

wehrpilichtigen Alter stehenden polnischen Arbeiter und

.Arbeiterinnen zugelnssen, mit denen die Junker neue Ar—

heitsvorträge für den Sinter abschließen. Alls übrigen

Arbeiter sollen spätestens bis zum 1. 12. in ihre Heimat

42) DZA Potsdam, Beiohsaiat des Innern, iiilitaria-Gen.Hr.
11, ahd. 17®, Bd. 1 (Ur. 12380), f. 38/39

43) ebd. f. 38



- 54

gesohiokt wardes, sofern dies die militäriaohon Interessen

und die Verkehrsmöglichkeiten zulassen. Sollte das nicht

der fall sein und sind diese Arbeiter nicht gewillt, Uber

neutrales Ausland in die Heimat zu reisen, müßten eie eben¬

falls ln ihren bisherigen Arbeitsstellen bleiben.**' Zur

sicheren Durchführung dieser Bestimmungen mache e loh eine

Anordnung notwendig, daß die im Inlande befindlichen rus¬

sisch-polnischen Arbeiter den Ortspolizeihezirk ihrer Ar¬

beitsstelle nicht ohne schriftliche Genehmigung der Poll—

sei verlassen dürfen, für den Übergang in eine ander© Ar¬

beitsstelle eines anderen Ortspolizeibezirkes müsse die

Genehmigung des Landrats vorliegen. Entsprechende Befehle

würden die Generalkommandos der Armeekorps am 5. Oktober

erlassen. Sind diese Befehle ergangen, müsse für deren

strenge Durchführung gesorgt werden,

"insbesondere wird gegen die das Verbot des Verlas¬

sene des Grtspoliseibezirks verstoßenden Russen

auf Grund des § 9 des Gesetzes über den Belagerungs¬

zustand vom 4. Juni 1854 energisch einzusohreiten

und auf eine möglichst empfindliche Bestrafung hin¬

zuwirken sein." 45)

Dem Inhalt dieses Erlasses entsprachen die Befehle, die

alle preußischen Generalkonmandos auf Anordnung des

Kriegsministera*^ am oder um den 5. Oktober 1914 erließen.*^

Der Erlaß und diese Befehle enthielten die fendenz, einen

möglichst großen feil der ausländischen Arbeiter den Win¬

ter über an den Arbeitsstellen zu belassen, wenn dieses

Ziel auoh nur in vorsichtigen Warten ausgedriiokt war. In

den Befehlen hieß es sogar - und das schien dem zu wider¬

sprechen]

45) ebd.
46) DZA Potsdam, Reichsamt des Innern, I5ilitaria-Gen.Hr.11,

adh. 17a, Bd. 1 (Sr. 12580), f. 46

47) Muster de3 Befehls s. ebd. f. 39. Das stellvertretende

Goneralkoimnando des II. Armeekorps erließ z. B. diesen

Befehl erst am 10. 10. Die stellvertr. Generalkomman¬

dos der Bundesstaaten erließen inhaltlich gleichlau¬

tende Befrhle. Vergl. ebd. f. 72 ff.
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"3. Sobald dl© militärischen und die Verkehrsver¬
hältnisse die unmittelbare Rück¬
kehr der unter 17 und über 45 Jahre alten männli¬
chen und weiblichen russischen Arbeiter (...) nach
ihrer Heimat (Uber die Landesgrenze) gestatten, müs¬
sen sie das Inland verlassen, wenn sie durch Arbeits-
Verträge nicht mehr hier gebunden sind oder wenn
nicht Ihre bisherigen Arbeitgeber- neue rbeits ertrü¬
ge für den Winter mit ihnen fibsohlleflen."*®)

Doch diese Formulierung, die den Junkern die Festh-ltung

aller russisch-polnischen Arbeiter ermöglichte, befrie¬

digte sie noch nicht. Sie erwarteten von den Staatsbe¬

hörden eine Erklärung, wonach es keinem Sohnitter er¬

laubt sein sollte, das Land zu verlassen. Deshalb kam es

sofort nach Bekanntwerden des Erlasses vom 28. 9. bzw.

der Befehle von Anfang Oktober zu Protesten seitens der

Junker und ihrer Organisationen gegen die getroffenen

Festlegungen. In einem Telegramm des Vorsitzenden der

Landwirtschaftsksmmer der Provinz Pommern, v.
'Jungen heim,

der zugleich dem Bund der Landwirte Vorstand, sowie in

einem in seinem Aufträge an den preußischen Landwirt—

achaftsminiater geschriebenen Briefe*9-* wurden "aller¬

schwerste Bedenken" gegen die Verordnung vom 28. 9. vor¬

gebracht. Im Jahre 1915, so hieß es, würde die Zuwande¬

rung aus Österreich bedeutend geringer sein nls 1914-i

man müsse ferner damit rechnen, daß der Krieg auch im

Frühjahr 1915 noch andauere. Aua diesem Grunde sollten

alle russischen Arbeiter in Deutschland festgehalten wer¬

den.

Den Darlegungen v. Mangenheims schloß sloh der Oberprä¬

sident der Provinz Pommern sn.'*®^ Die Ungewißheit, ob

die einmal in ihre Heimat abgesohobenea Arbeiter im

Frühjahr 1915 wiederkomraen würden, veranlaßt© auch die

Landwirte des Regierungsbezirkes E-igdeburg, die Zu-iiek-

Haltung aller polnischen Arbeiter zu verlangen. Das teil-

48} ebd. f. 39
49) Telegramm v. 2. 10. 14 u. Schreiben vom gleichen Tage

s. LA Greifswald, Rep. 60 XI, Bd. 1 (ur. 1455)
50) Schreiben v. 3.10.14 an den Innenminister s. ebd.



te der Regierungspräsident von Magdeburg nm 4. 1ü. 1914

dem Innenminister Er spraoh in seinem Schreiben

von der Bereitschaft der Landwirte, uie Kosten für die

Überwinterung der Arbeiter zu tragen. Die Landwirtschaft

wäre sieh einig, "daß sie das im Hinblick auf den Vorteil

wohl tun kann". '

Dieser Vorteil wurde vom Begieruagopräaidenten auch ge¬

nau ausgerechnet, Hach seinen Berechnungen kostete der

wöchentliche Unterhalt eines Arbeiters, ü. h. Feuerung,

ein Viertel Zentner Kartoffeln und 7 Liter Magermilch
1,25 Bark. Da die übrigen Lebensmittel von den Arbeitern
selbst bezahlt werden müßten, entständen den Arbeitgebern

oinen großen Gewinn für die Junker, entfielen dooh duroh

die Überwinterung die Rückreise der ^ohnltter 1314 in

ihre Heimat sowie deren Herreise in Frühjahr 1915, die

sonst von den Arbeitgebern zu bezahlen Waren und die zu¬

sammen weit mehr ausmaohten als 15 Mark.

Den zuerst von der Landwirtechnftsknmmer der Provinz Pom¬

mern vorgebraohfcon Bedenken gegen die Ende September/An¬

fang Oktober festgelegten Maßnahmen sohlaß sich nuoh der

Vorsitzende der sohlesisohen Landv/irtachaftskasmer, v.
Kilt ging, an.^^ Sr bat ebenfalls den Lnndwirtsohafts-

minioter, von der Einhaltung der Karenzzeit Abstand zu

nehmen.

"Die nationalpolitischen Gründe für die zeitweise
Entfernung der Bussen können für diese außerordent¬
liche Zeit wohl aurüokgestellt werden."55)

Die L?.ndwirt3ehaftskaramer der Provinz Hannover befürwor¬

tete eine Heimkehr der Frauen nur dann, wenn im Frühjahr

51) DZA Merseburg, Kcp. 87 B, Arbeiter- und ngastollten-yi) DBA Merseburg, Hcp. ay n, Arbeiter-
saohen Br. 18 A, Bd. 5, f. 178-182

52) ebd. f. 179
55) ebd. f. 179/180
54) ebd. f. 184/185
55) ebd.. f. 184
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1915 ¿einigend neue Arbeiter einwaadern würden.

Die zahlreichen Proteste au3 Junkerkroisen veranlaßten
die Minister für Landwirtschaft und des Innern, am 12.
10. 1914 einen neuen Erlaß herauszugeben-^ "zur Behebung
hier verlautharter Zweifel Uber Inhalt und Tragweite"
der aufgrund des Erlasses vom 28. 9. herausgegebenen
Befehle der stellvertretenden Generalkommandos von An¬
fang Oktober 1914. In diesem neuen Erlaß wurde zur Be¬
friedigung der Junker die allgemeine Tendenz der "Befehle"
durch das Ziel charakterisiert, "tunlichst alle zurzeit
im Inlande befindlichen russischen üaisonarbeitor auoh
über den winter hierzübehalten" und ihr Verhältnis zum
Arbeitgeber "möglichst günstig und friedlich" zu gestal¬
ten. Die Bestimmungen, naob denen die unter 17 und über
45 Jahre alten russischen Arbeiter und alle Frauen, so¬
weit sie nicht durch Arbeitevertrüge gebunden sind und
sofern sie Fahrkarten für die Heimfahrt über neutrales
Land haben, nach Hause zuriickkehren könnten, wären "durch
die notwendige Rücksichtnahme auf die Lago der Deutschen
in Rußland bedingt, werden aber kaum eine nennenswerte
praktische Bedeutung erlangen. ivas een Rückkehr zwang
für alle russischen Arbeiter, außer den wehrpflichtigen,
anbetr&f, so würde, wie der Erlaß bestätigte, die Voraus¬
setzung hierfür, d. h. die unmittelbare üaimbeförderung
Uber -die östliche Landesgrenze, weder vor noch nach dem
1. 12. gegeben sein.®®'

Mit dieser Erklärung hatten die Junker ihr Ziel erreicht.
Da aus wirtschaftlichen Gründen kaum ein russisch-polni¬
scher Schnitter in der Lage war, die Heimreise über neu¬
trales Ausland, d. h. über Skandinavien, anzutroten,
konnten die Agrarier weiterhin mit den bei ihnen arbeiten¬
de--. ausländischen Landarbeitern rechnen. Die Ausbeutung

56) ebd. f. 183
575 DZA Potsdam,

adh. 17«, Bc
58) ebd. f. 47
595 ebd.

Heiohooat des Innern, Hilitaria-Gen.
. 1 (iIr. 12380) f. 47-50

ilr.11,
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dieser Arbeiter auch im Jahre 1915 war damit gesichert.
Iias wurde nicht klar ?.uagesprochen, muß aber berücksich¬
tigt worden, wenn man die ¿orte liest, mit denen im Jah¬
re 1916 der Staatssekretär dos Innern, Helfferich, dnrleg-
te, weshalb auch die nichtwehrpflichtigen russisch-
polnischen Arbeiter und Arbeiterinnen öem Rückkehr- und
Ortsweohaelverbot unterlagen:

"Für die Lratreckung dieser .'..aßnahmen auch auf die
weiblichen und die nicht im wehrpflichtigen Alter
stehenden männlichen Arbeiter war, abgesehen von
den Erfordernissen der militärischen Sicherheit,
entscheidend, daß ohne sie nach dem Übereinstim¬
menden Urteil der beteiligten fieiohs- und preußi¬
schen Ressorts die Erfüllung der inneren ¿Criers¬
auf gaben, insbesondere der Aufrechterhaltung der
landwirtschaftlichen Betriebe, in dem für die Volks—
ernährung erforderlichen Umfange und die Versorgung
der Kriegsindustrie mit den notwendigen Arbeitskräf¬
ten nicht möglioh erschien."60)

Helfferich versäumte zu erwähnen, daß bei dar Regelung
dieser Angelegenheit auch die Junker ein gewichtiges ;ort
mitgesprochen hatten.

Die ersten Maßnahmen der zivilen und militärischen Staats¬
behörden, die in der Zeit von August bis Oktober 1914
in der Saisonarbeiterfrage getroffen wurden, bedeuteten
nicht nur eohleohthin die Festhaltung der Schnitter an
ihren Arbeitsstellen und gaben nicht nur di® Uögliohkeit,
unter Berufung auf das Gesetz über den Belagerungszustand
dem beginnenden widerstand der ausländischen Landarbei¬
ter, der sieh in Fluohtversuchen äußerte, zu begegnen,
sondern sie waren zugleioh getroffen worden, um sofort
mit iriegsbeginn diese Arbeiter verstärkt ausbeuten zu
können. Das wurde allerdings in der bürgerlichen Presse
oft verschwiegen. So schrieb am 21. 1. 1919 die "Soziale
Praxis":

"Im allgemeinen hat sich freilich die russische r/an-
derarbeiterschaft mit ihrem Schicksal der Festha I—

60) DZA Potsdam, Eeiohsamt des Innern, iiilitaria-Gen.iir.H,
adh. 17», Bd. 2 (Hr. 12381), f. 106



- 59 -

haltung bei gutbezahlter Arbeit in Deutschland abge-
funden und gern darauf verzichtet, in Väterchens
iieor gegen die Deutschen zu kämpfen. Auch haben die
russischen Arbeiter vielfach eine günstigere Behand¬
lung als sonst auf den deutschen Gütern erfahren*
Dabei scheint es aber manchen zu wohl geworden zu
sein, und das häufige Fehlen dea Gutsherrn oder der
Inspektoren, die im Kriege draußen stehen, hat die
Bussen manchmal zu Bnbotmäßigkeiten verführt. Des¬
halb greifen die Behörden auch hier notgedrungen
ein."51)

Ähnliche Einschätzungen wurden nicht selten vorgenommen,
sie widersprachen aber der Wahrheit» Die folgende Dar¬
legung der Lohn- und Arbeitsbedingungen sowie der Behand¬
lung der Schnitter soll das beweisen.

Den ausgebrochenen Krieg nutzten die «unker sofort ”us,
um schon in den ersten tfoohen die Löhne der ausländischen
Landarbeiter systematisch zu senken. Lohnsenkungen seit
Kriegsbeginn wurden euch bei den deutschen Landarbeitern
vorgenonmen, wie die Zeitung des Deutschen Landarbeiter—
Verbandes mehrfach berichtete.6162®^ Das große Angebot an
Erntehelfern in Gestalt von Studenten, Schülern, Pfadfin¬
dern, Jugendbündlera nutzten die Junker sofort zur Sen¬
kung der Landarbeiterlöhne aus. Am stärksten von diesem
Vorgehen betroffen wurden allerdings die ausländischen
Landarbeiter, die durch das Verbot, die Arbeitsstellen
bzw. die Ortspolizeibezirke zu verlassen, noch stärker der
V.illkUr der Junker p.usgeliefert waren als ihre deutschen
Klasaengenossan. Der Abgeordnete v. Trampczynski erklär¬

te hierüber am 15. 2. 1917 im Preußischen Landtags

"...sobald die Arbeitgeber merkten, daß die Arbeiter
vollkommen wehrlos waren, daß aie ihre Arbeitsstel¬
le nicht verlassen konnten, boten sie ihnen ent¬
weder gar keinen oder einen co geringen Lohn, daß
die Leute nicht davon leben konnten."62)

61) Sozis 1« Praxis , Jhg. DJtIV, 1914/15, Hr. 17,
21. 1. 1915, Sp. 39S

01e)Vergl. Der Landarbeiter ,6. Jhg.1914,
l!r. 9, September, S. 99/100; Hr. 10, Oktober, 3,
101/102; Kr. 11, Kovember, S. 106/107; Br. 12, Dezem¬
ber, S. 111

62) Berichte d. Hauses der Abgeordneten, 22. leg.p. III.
Sess. Bd. 5, Sp. 3336



Setzten die Junker vor dem Kriege und auch während der

Kriegszeit alles daran, damit die Schnitter ihren in den

Arbeitsverträgen festgelegten Verpflichtungen mchkainen,

so scheuten sie selbst, besonders »ährend des Krieges,

vor Vertragsbrüchen nicht zurück. In den Akten der staat¬

lichen Behörden findet sich zwar wenig Material über die

Lohnvorhültnisae in den ersten Kriegowoohen, da der Staat

die Regelung dieser fragen Im allgemeinen den Junkern

überließ. Von einigen besonders krassen, aber keinesfalls

vereinzelt vorkotnnenden Fällen mußte der Staat dennooh

Botia nehmen, ho berichtete dar Regierungspräsident von

Magdeburg am 11. 1w. 1914 dem preußischen Innenminister,

daß im Halberstädter und -ernigeroder Kreia ein Ritter¬
gutsbesitzer den Ausbruch des Krieges zur stärkeren Be¬
drückung seiner ochaitter ausgenutzt hätte. Dieser Junker

mußte durch Verhaftung gezwungen werden, die löhne an
seine ochnitter auszuzahlen.Verschiedene Generalkom¬

mandos ordneten im Interesse der Junker an, den Lohn der
ausländisohen Arbeiter zu kürzen bzw. einen Teil des noh—
aes seitens des Arbeitgebers einzubehalten. Auf Antrag der
Verwaltungsbehörden befahlen z. B. die Generalkommandos

des XVII. und XX. ¡Armeekorps die Linbeba.ltung des halben
Barlohnes seitens der Gutsbesitzer.6*^ Diese -¡ohnhorab—
Setzung bestätigte die "Dresdener Yolkazeitung" em 11.
S. 1914# Hach ihrem Bericht hatte die Verwaltung dos Gu¬
tes heubau bei Halabrüoke vor dem Kriege den Schnittern
neben voller Kost einen Stundenlolin von 35 - 40 Pfennigen
gezahlt, jetzt aber einem Schnitter 23 Pfennige pro Stun¬
de ohne Kost geboten. Die löhne der auf dem Gute be¬
schäftigten Schnitter waren, entgegen den vertraglich fest¬

gelegten Sätzen, um fast die Hälfte gekürzt worden.6^ Die
Amtsbauptraannschaft Freiberg erklärte zwar diese Meldung
für unwahr; sie konnte allerdings den Stundenlohn von

63) DZ4 Merseburg, ep. 87 B, Arbeiter- und ngestellten-
sachen Kr. 18 A, Bd. 3 f. 180

64) ebd. f. 30 u. 33
65) LEA Dresden, Ministerium des Innern, Kr. 16598, £.156
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23 Pfennigen nicht leugnen, wenn eie in ihrem schreiben

auch darauf hinwies,- daß nur ungeschickte Gelegenheits¬
arbeiter einen solchen Lohn erhielten.^ Zu Beginn de3
Krieges vorgenommeae Lohnkürsungen wurden auch von der
"Zeitschrift der landwirtschaftskasflaer für die Provinz
Schlesien'- bestätigt,ebenso von der "Sozialen Praxis",
die, in Auswertung einer von Deutschen Landnrbeiterverbaad
angesteilten Lrhefcung, zugoben mußte, daß ausländische
Landarbeiter "hier und dort" geringere Löhne als vor dem
Kriege erhielten«**®^ Die iirrm ¡i« & W. AUendorff aus
Sohönebeok an der Llbe suchte in einem schreiben vom

8« 8, 1914 die Kürzung des Lohnes der russischen ’rbei-

ter wie folgt zu begründen:

"In der Annahme, daß wir die Leute ja auch in der
Zeit, in der eie sonst in Rußland sind, hiorbehal—
ten werden müssen, und daß wir für ihre ...rna.hr ung
aufkoramen müssen, die ungefähr vier Monate dauert,
wäre ja eine Sioherung dieser Unkosten durch Sin- ,-q\
behaltung eines Seiles des Lohnes gerechtfertigt."0^

Cie Gewinnsucht der Junker wird gerade in dem Falle be¬
sonders deutlich, da zu dieser Zeit noch gar nicht ent¬
schieden war, ob die ausländischen Arbeiter den Winter
über auf ihren bisherigen Arbeitsstelle bleiben würden;
außerdem blieben sie Ja schließlich nicht freiwillig und
verbrachten den Winter nicht untätig.

Cie Lohnkürzungen hatten schon im August 1914 ein solch
großes Ausmaß angenommen, daß der Direktor der Deutschen
Arbeiter-Zentrale, von dem Busche, sie in einem Schreiben
von 18. 8. .an den preußischen Landwirtsohaftsminister
als große Gefahr für die Landwirtschaft beseiebnete, da
die Schnitter unruhig würden.Die Grenzämter der Deut¬
schen Arbeiter—Zentrale batten wiederholt von ausländi¬
schen Arbeitern berichtet, die ihre Arbeitsstellen vor-

66} ebd. f. 157/156
67) Der ‘Arbeitsnachweis. Jhg. 2, 1914/

_ 1915, Ui. 5, 20. 2. 1915, 8. 97
68) soziale Praxis , Jhg.-.LiV, 1915/16, Kr. 17, 27.

, 1. 1916, Sp. 400
69) UZA Merseburg, Rep. 87 B, Arbeiter- und Angesteilfcen-

saohen, Br. 10 K, Bd. 2, f. 231
70) ebd. f. 228



ließen

"weil ihre ‘Arbeitgeber ihnen während des Krie-SesnurdieVerpflegunggebenwolltenodersie
ooh mit Gutscheinen zu bezahlen suchten, die

naoh dem Kriege eingelöst werden sollten."

Das sei nicht nur eine flagrante Rechtsverletzung, so
schrieb von den: Busche, sondern auob eine die öffentli¬

che Sicherheit gefährdende kafin-biae.'^-* Gas Vorgehen der
JUnker veranlaßte den Minister für Landwirtschaft, am

3. 9« 1914 die Landwirtscbaftskariaaern zu bitten, allen
Landwirten, die russisch-polnische Landarbeiter beschäf¬

tigten, oiteuteilen, eie Linbehaltung eines feiles des

vertraglich i’eatgelegten Lohnes sei unzulässig. Lin sol¬

ches Verhalten müßte auf das schärfste verurteilt wer¬
den und käme einem Vertragsbruch gleich, abschließend
drohte der Minister denjenigen Landwirten, die derartige

Kittel anwenden, in Zukunft keine ausländieohen Arbeiter
mehr zu geben

La wäre falsch, hieraus zu entnehmen, dem Landwirtscb«fts—
ninicter hätte das ohl der Sohnitter am Herzen gelegen.
Ihm ging es nur darum, einige zu krasse Auswüchse der
verschärften Ausbeutung seitens der Junker zu beseitigen,

um das System der Ausbeutung auch weiterhin zu sichern

und nicht etwa durch den verstärkten . iderstmd der Schnit¬
ter gefährden zu lasses.

Auf den järlaß des preußischen L^ndwirtachnftamini-itorlums

vom 3. 9. 1914 hin suchten verschiedene Junker die Lohn—

einbeh-'Itung und Lohnkürzung zu rechtfertigen, Lo er¬
klärte der Rittergutsbesitzer und Vorsitzende des Land¬
wirtschaftlichen Vereins von Dirschnu in Sestpreußen,

v. Kries, in einem Schreiben vom 18. 10., daß die Linbe-

hsltung der Hälfte der uchnitterlöhne soit Lxiegsbeginn
durch die westpreußischen Agrarier sehr segensreich gewe—

71) ebd. f. 232
72) DZA Merseburg, Rep. 87 B, Arbeiter- und Angestellten—

Sachen, Br. 18 A, Bd. 2 f. 234



sen wäre, denn einmal hätte das die Sobnitter vom Kontrakt-
bruoh abgehalten, zum anderen wären die Landwirte zu einer
Zeit, wo bares Geld nioht aufzutreiben war, von Lohnzah¬
lungen befreit und dadurch Gelder für den Unterhalt der
Sohnitter im Winter gesammelt worden.^ Der Oberpräsident
der Provinz Westpreußen, v. Jagow, vertrat eine ähnlioho
Auffassung und bat darum, der westpreußischen Landwirt—
sohaftskammer zu gestatten, den Erlaß vom 3. 9. nioht
durchzufUhren.^ Demgegenüber setzte aber das Landwlrt-
8ohaftsministerium seine Auffassung durch, Bo wurden die
Bestimmungen der Generalkommandos des XVII. und XX. Ar¬
meekorps über die Einbehaltung der Hälfte des Lohnes auf¬
gehoben.^"^ Damit waren aber Lohnkürzungen nioht ein für
allemal beseitigt.Die Junker nutzten jetzt vielmehr die
Tatsache aus, daß mit Ende der Haokfruehternto die Ver¬
träge der Sohnitter abliefen und neue Verträge für die
üinterszeit abgeschlossen werden sollten, um die syste¬
matische Lohnkürzung vertraglich featzulegen und damit
rechtskräftig zu machen. Sie waren am Abschluß derartiger

interverträge interessiert, um die staatlioher3eits aus¬
gesprochene Festhaltung aller Schnitter, nicht nur der
wehrpflichtigen, duroh prlvatreohtllohe Abmachungen zu
ergänzen. Bei einem Fortfall der die Bewegungsfreiheit
der ausländischen Landarbeiter aufhebenden "Befehle" der
Generalkommando in Verbindung mit einem eventuellen Frie-
denssohluß wären die Schnitter duroh diese Verträge
gebunden und könnten jetzt auf deren Grundlage an ihren
jeweiligen Arbeitsstellen featgehalten werden. Das sprach
der Landwirtschaftliche Hauptverein des Großherzogtums
Heoklenburg-Strelitz deutlich aus. Mit Schreiben vom 21.
11.forderte er die Landwirte auf, nach Ablauf des
Vertrages von 1914 sofort neue Verträge abzuschließen.

73) DZA Merseburg, Eep. 87 B, Arbeiter- und Angestellten«
Sachen Hr. 18 A, Bd. 3 f. 260

74) ebd. f. 30-32, Schreiben v. 8. 9. 1914
75) ebd. f. 29
76) DZA Potsdam, Reichsant des Innern, Militaria-Gen.11,

adh. 17«, Bd. 1 (Hr. 12380), f. 185
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Zur Begründung wurde gesagt:

"Bel frühzeitiger Beendigung des russischen feldBu¬
ges liegt die Möglichkeit vor. daß die Freizügig¬
keit der ausländischen Schnitter vor Beginn der
Frühlahrsarbeiton behördlich gestattet wird, har
Arbeitgeber kann derartigen Überraschungen und
den damit verbundenen wirtschaftlichen Härten nur
duroh die baldige kontraktliche Verpflichtung der
ausländischen Arbeiter rorbeugen."77)

Aueh die Hinister des Innern und der Landwirtschaft such¬

ten in ihrem gemeinsamen Erlaß vom 12. Oktober den Jun¬
kern den Abschluß von Winterverträgen schmackhaft zu

machen:

"Es wird dies der sicherste Heg zu einer befriedigen¬
den Gestaltung des gegenseitigen Verhältnisses wäh¬
rend der ¿iaterzeit und zur Fortsetzung des Arbeits-
verhältnissss im näohsten Frühjahr auf Grund eine3
dann neu abzusohließenden Arbeitsvertrages sein, wäh¬
rend bei ungerechtfertigter Verweigerung eines sol¬
chen Abkommens von seiten des Arbeitgebers dem Ar¬
beiter nicht verwehrt werden könnte, sioh rechtzeitig
nach einer für ihn günstigeren Arbeitsstelle uraauaehen.”

In einem solchen Falle würden die Landräte den Wechsel

der Arbeitsstelle genehmigen.^

Dieser Hinweise bedurfte es allerdings im allgemeinen

nicht. Versuchten auoh einige Junker, dem Staat die
Kosten für den Unterhalt der Sohnitter über .Vinter auf zu-
bürden, indem sie empfahlen, die Ausländer bis zum Früh¬
jahr in Gefangenenlagern oder Konzentrationslagern unter¬
zubringen, ^ so war die Kehrzahl der ausländische Ar¬
beiter beschäftigenden Landwirte bereit, diese über hin¬
ter zu behalten und mit ihnen neue Verträge abzuschließen.
Es ging ihnen in der Hauptsache nur darum, die Sohnitter

7778*

77) ebd.
78) ebd. f. 48
797 Vergl. S. 50 ff.
79a) Diese Bereitschaft war natürlich 1914 noch nioht so

allseitig vorhanden wie in den folgenden Jahren, wäh¬
rend der immer mehr deutsche Landarbeiter eingezogen
wurden und die Junker dis Schwierigkeiten in der Be¬
schaffung neuer Arbeiter aus Österreich bzw. Ruasiech-
Polen kennenlernten. Vergl. hierzu: Tätigkeit
des Landeskulturrates, 8. 55; lasch, Anteil der Wan¬
derarbeiter, S. 6



für ihren Unterhalt zum ¿roßen Teil allein aufkommen zu

lassen, während sie ihnen jederzeit zur Arbeit bei äußerst

niedrigen Löhnen zur Verfügung stehen sollten. Ausgangs¬

punkt für die Diskussion hierüber bildete der erwähnte

Erlaß vom 28. 9. 1914» in dem Hinweise gegeben waren für

die ßegeluhg der Arbeitsbedingungen nach Beendigung der

Hackfruchternte. 2u reoht stellte der Erlaß fast, daß

die Schnitter, die zu Friedenszeiten nsoh der Ernte das

Land verließen, jetzt auch zum Teil wenigstens über EIn¬

ter in der Landwirtschaft beschäftigt werden könnte, da

Viele deutsche Landarbeiter und Knechte zum Heere einbe¬

rufen wären. Aus diesem Grunde wurde auch die Verwendung

russiscfc-polnisoher Landarbeiter in dem bisher für sie

verschlossenen Geeindedienst in Preußen
gestattet.80

8182

83^

Sollten die Sohnitter jedooh keine Arbeit erhalten, müß¬

ten sie aus ihrem ersparten Lohne dem Arbeitgeber täg¬

lich pro Kopf 50 Pfennige für Unterkunft und Verpflegung

zahlen.8^

Gerade Über letzteren Vorschlag gab es große Diekussio-

nen in landwirtschaftlichen Kreisen. So beaeiohnete der

westpreußisohe Hittergutsbeeitzer von Kries diese Be¬

st! .mung als "fast ruinöse Belastung der Landwirtschaft".8^

Ausführlich rechnete or dem Laadwirtachaftsminiatez vor,

daß 50 Pfennige für die Beköstigung nicht «uaroichen

und daß die Schnitter bei einer kost für 50 Pfennige

hungern und stehlen würden. Deshalb forderte er, den Ar¬

beitgebern zu gestatten, die Hälfte des HerbstLohnes ein—

zubehalten, um diesen Teil des Lohnes neben dem hinter—

lohn und der Kaution von 19148^ für den Unterhalt der

80) DZA Potsdam, Beiohsamt des Innern, Hilitaria-Gen.iir.11,
adh. 17», Bd. 1 (Hr. 12380) f. 38

81) ebd.
82) DZA Merseburg, . 87 , Arbeiter- und Angestallton-

soohen, Hr. 18 A, Bd. 3, f. 263

83) Die alljährlich vom Arbeitgeber einbehaltene Kaution
betrug in der Hegel 30—5P Mark, d. h. ein Viertel bis
ein Drittel des Lohnes, den die ausländischen Arbei¬
ter während einer Saison verdienten. Sie wurde angeb¬
lich eingezogen, um die Arbeiter vom Kontraktbruch ab—
zuhalten, da die Kaution in einem solchen Falle dem
Arbeitgeber verblieb. Die Gutsherren vermieden aber oft
die Auszahlung dieser Kaution an die Arbeiter am Jah¬
resende dadurch, indem eie die Saisonarbeiter faktisch

Forts, n.Seite
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Arbeiter zu verwenden.8*^ Auf diese Weise wollte v. Erlös
die Junker völlig von der Unterhaltspflicht befreien,

Hit seiner Forderung, mehr als 5C Pfennige täglich von

den üohnittern in der 'Jiate-szeit zu verlangen, stieß v.
Kries bei seinen Klaesengenosaen nicht auf große Gegen¬

liebe. hin Seil der Junker benötigte schon 1914 auch im
.Vinter die ochnittor zur landwirtschaftlichen Arbeit;
zum anderen gab es andere, nicht so offensichtliohe Me¬
thoden der Ausplünderung dieser Arbeiter. Der scheinbar

großmütige Verzicht vieler Junker auf die Einziehung der
vorgeschlagenen 50 Pfennige pro lag war nämlich aum Seil
veranlaßt durch die Rücksichtnahme auf den wachsenden
Widerstand der Schnitter, so wurde mehrfach seitens der
Junker betont, daß die Einziehung dieser 50 Pfennige
bei den ausländischen Arbeitern auf großen widerstand
stoßen würde.Der Regierungspräsident von Bromberg,
v. Guenther, wollte diese Vergütung "unter allen Umstän¬
den" vermeiden, da sie einen Hauptgrund für die Flucht

der Schnitter darstellte.

Im Erlaß vom 28. 9. war der Vorschlag, die Schnitter hät¬
ten ihren Arbeitgebern täglich 50 Pfennig zu zahlen, nur
im Hinblick auf die über »inter arbeitslosen oohnitter ge¬
macht v/orden. Im übrigen, so betonte der Erlaß, sollte
es den Ausländern und den "Arbeitgebern" überlassen blei-

Forta. v. S. 65s
zwangen, "aufsässig" und "kontraktbrüchig" zu werden.
Vgl. hierzu: Hichtweiss, Saisonarbeiter, S. 221. Im
Kriege machte diese Kaution oft den größte. Peil des
verdienten Lohnes aus. Sic mußte von den .Arbeitern um
so mehr als Härte empfunden werden, als sowieso alle
Machtmittel dos Staates eingesetzt waren, um Koatrakt-
brüohe zu verhindern bzw. flüchtige Arbeiter -wieder an
ihre Arbeitsstellen zu bringen.

848586

84) DZA Merseburg, Rep. 87 B, Arbeiter- und AngeateIltensa¬
chen Hr. 18 A, Ed. 5 f. 261-265

85) Vergl. z. B. ebd. f. 208; Schreiben des Regierungspräsi¬
denten von Bromberg, v. Guenther, v.17.11.14 an Ober¬
präsidenten der Provinz Posen, in: DZA Merseburg, Rep.
77, lit. 1155, Hr. 1, adh. S. Beih. 2, Bd. 1; »Der
tviritervsrbleibb. der russisohen Arbeiter", Eonderabdruok
aus dem Amtsblatt der Landwirtschaftskammor (d.Pro-
vinz Pommern) vom 14.Oktober 1914, in: La Greifswald,
Rep. 60 XI, Bd. 1 (Rr. 1455)

86) DZA Merseburg, Rep. 77, I’it. 1155, Hr. 1 adh.S.Beih.2
Bd.1, Schreiben v. 17.11.14
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ben,

"das etwa auoh für die Winterszeit fortgesetzte Ar-
beitavorhältnis in einer dem Wert der verhinderten
Arbeitsleistung entsprechenden Weise vertraglich zu
regeln.«87)

Bei dieser vertraglichen Begolung bemühten sioh die Jun¬
ker, die volle Beköstigung der Schnitter, die für die
Einziehung der 50 Pfennige Voraussetzung sein sollte,
zu vermeiden und die Schnitter, ob sie arbeiteten oder
nicht, für einen großen Teil ihrer Verpflegung seihst
auflcommen zu lassen. Auf diese Weise sollten die Arbei¬
ter die Auswirkungen der sofort mit Kriegsbeginn einsetr,en¬
den Preissteigerung der Lebensmittel tragen. Solche Be¬
strebungen lagen dem Vorschlag zugrunde, den das Direk¬
torium des Landwirtschaftlichen Hauptve eins von i'eok-
lenburg-otrelitz am 22. 10. 14 der Abteilung dos Innern
der großherzoglichen Regierung

unterbreitete.87

8889^ Hach die¬
sem Vorschlag sollten die Schnitter in der Zeit vom 1,
12. 1914 bis 1. 4. 1915 nicht täglich 50 Pfennig zahlen,
da das ihre volle Beköstigung vorauasetzte. für zweckmäßi¬
ger hielten es die mecklenburgisohen Gutsbesitzer, nur
freie Wohnung, Heizung, Kartoffeln und Uiloh zu liefern,
die -Ausländer aber zu verpflichten, gegen halben Lohn zu
arbeiten, wenn ihnen Arbeit zugewiesen wird.8^ Die am
17. 11. 1914 tagende Hauptversammlung des Landwirtschaft¬
lichen H-’.uptvereins stimmte diesen Vorschlägen zu und
legte den Lohn für Männer auf täglich 1 Hark, für Frauen
auf 0,60 Mark fest, wenn gearbeitet würde. Die Schnitter
sollten verpflichtet werden, zu diesem Lohn jederzeit auf
Verlangen der Gutsbesitzer zu arbeiten. Erhielten sie
keine Arbeit, so hätten sie außer Wohnung, Heizung, Kar¬
toffeln und kiloh keine Ansprüche an den Arbeitgeber zu
stellen. Mit Zustimmung zu diesem Vertrag siußten sie sioh

87) DZA Potsdam, 2eichsamt des Innern, Militaria-Gen.Hr.
11, adh. 17-, Bd. 1 (Er. 12380) f. 38

88) LEA Schwerin, Rep. 41, iir. 17251 , Akten betr. die Über¬
wachung aer Russen, insbesondere der bchnitter

89) obd-.



zugleich verpflichten, für die Zeit ah 1. 2. 1915 einen

neuen Arboitsvertrag abauschließen.In Obcrpräsidium

der Provinz Pomiaern wurde eine Verordnung entworfen, die

das stellvertretende Generalkommando .des II. Armeekorps
Qrf\

in Stettin erlassen sollte. ' Sie sah vor, den Schnit¬

tern über Viinter nur Lebensmittel,. Teuerung und Licht

su gehen trnd Barlohn nur, wenn gearbeitet wird. Die Land¬

wirts ohaft3karamer der Provinz schlug in Abänderung des

Entwurfes Endo September 1314 vor, den Schnittern wie

bisher wöohentlich 25 Ffunc Kartoffeln, 1 Pfund Kehl und

7 Liter Magermilch oder 31'2 Liter Vollmilch zu gehen bei
einem Barlohn von 20 Pfennigen pro lag, der bei Arbeits¬

tagen erhöht werden sollte auf 40 - 50 Pfennige. Laß

bei dieser Regelung an den Vorteil der Junker gedacht war,

spraoh die Landwirtschaftskamraer deutlich aus;

"Auch die Arbeitgeber dürften bei dieser Regelung
nicht schlechter fahren, «erden die Leute nicht be¬
schäftigt, so werden eie bei einer Gewährung von
0,20 M für die Person und dem bisherigen Deputat
zum mindesten nicht schlechter fortkoramen als hei
voller Beköstigung."92)

ähnliche Vorschläge wie aus äecklenburg-3trelitz kamen

auoh aus Meoklenburg-üehwerin. Hier empfahl die Direkto-

rialverSammlung des Mecklenburgischen Patriotischen Ver¬
eins vom 1. 10. ihren Distriktsvereinen, während der

Zeit zwischen dem Ende der Hackfruchternte und den 1.3.
1315 den Schnittern Wohnung, Holz, Kartoffeln und Milch
kostenlos zu liefern und, wenn Arbeit vorhanden wäre,

den Männern 80 Pfennig, den Frauen 50 Pfennig täglich

zu zahlen.Diesen äußerst niedrigen Sätzen, die nicht
einmal die ilälfte des Somraerlohnee ausmachtan und die an-

90) D2A Potsdam, Reichaarat des Innern, Militaria-Gen.Nr.
11, adh. 17®, Bd. 1 (Kr. 12380) f. 185

31) Entwurf der Verordnung in« LA Greifswald, Rep. 60 KI
Bd. 1. (Hr. 1455)

92) Schreiben der Landwirtschaftskammer v. 3C.9.14 an den
Überpräsidenten der Provinz, ebd.

93) LHA Schwerin, Rep. 41, Ilr. 17251, Akten betr. die Über¬
wachung der Russen, insbesondere der Schnitter (Schrei¬
ben- des Hauptsekretärs v.5.10.14 an Ministerium des In¬
nern Sohwerin und Rundsohreiben an Distrilctsvereine.)



- 69

gesichts der ständigen Preissteigerungen für Le ensrait-

tel keinesfalls ausreichten, um die notwendigsten Nah¬

rungsmittel zu kaufen, stimmte das Schweriner Innenmi¬

nisterium zu.®^ 2s klingt wie Eohn, wenn angesioh s die¬

ser krassen Ausnutzung der ausländischen Arbeiter das Hi—

aioterium in einem Aufruf vom 2. 11. 1914 den Gohnittern

erklärtes

"In Lurer Heimat tobt der Krieg weiter. I!ir müßt
froh und dankbar sein, daß Ihr hier in Ruhe und
Frieden wohnen und arbeiten könnt."95)

Bie vom Patriotischen Verein vorgesohlageaen Lohnsätze

fanden in Leeklenburg-Lohwerin vielfach Anwendung, wie

die Berichte der verschiedenen Beritte der Mecklanburg-

Sohwerin'sehen Landes-Gendarmerie zeigen, die zu Beginn

des Jahres 1915 alle Orte besuchte, in denen ausländische

Gohnitter in großer Zahl arbeiteten.Zahlten einige

Güter 3ogar höhere Löhne, wofür allerdings weniger Na¬

turalien als vorgesehen geliefert wurden, so war aber häu¬

figer das Gegenteil der Fall« ln nisehow bei Leufcukow z.

B. zog man den Schnittern von ihrem 50 bzw. 80 Pfennige

betragenden Lohn noch 30 Pfennig für die gelieferten

Naturalien ab; suoh im Gena-jaerie—Standort Rostock wa-

Patriotisohen Vereins zu folgen. ' Linern Schreiben des

katholischen Pfarrers von ündarza aus ismar vom 29. 12.

14 an das Sohweriner Innenministerium ist zu entnehmen,

daß sioh Schnitter einiger Güter beschwerten; sie hatten

nicht die festgesetzten Löhne erhalten und ein großer feil

ihres Sommerlohnes - bis zu 100 ¿»ark - war neben der schon

1914 hinterlegten Kaution von den Junkern ela Kaution für

94) ebd., Gohreiben des Ministeriums des Innern v. 5.1.1915
an Großherzogi. Gendarmerie-Kommando u.Anlage hierzu

35) ebd.
96) Berichte inj LILA.Sohwerin, Rep. 41, Er. 17250, .Akten

betr. die Überwachung der Bussen, insbesondere der
Schnitter

97) Vergl. ebd., Bericht des 4. Beritts, Standort Bütaou
v. 26. 1. 15 und Bericht des 3. Beritts, Standort
Rostock, v. 28. 1. 15
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das Jahr 1915 einbehalten worden.
Die von Patriotischen Verein empfohlenen ¿ohne warenderart niedrig und mußten so stark den Protest der Schnit¬ter herausfordern, daß selbst einige Gutsbesitzer mitihnen nicht einverstanden waren, her Aotshauptmaan vonHagenow, v. Hessen, aohrieb im Januar 1915:

"Da seit einiger Zeit, seitdem die löhne der üounit-ter vielfach herabgesetzt sind, sich hier und daUnzufriedenheit unter denselben bemerkbar macht,bitte ioh darauf hlnweisen au dürfen, daß die vomPatriotischen Verein empfohlene gleichmäßige Ent¬lohnung der ¿ohnitter der Lage dar Leute mir nichtganz gerecht zu werden sohelnt."99)
Die unterschiedlichen Arbeitsbedingungen auf den einzelnenGütern würden nicht genügend bei der Lohnzahlung: berück¬sichtigt, erklärte v. Hessen. In seiner Antwort hieraufverteidigte der Patriotische Verein seine Vorschläge undwandte sich gegen jene Gutsbesitzer, die die festgeleg—tea Lohnsätze überboten:

"...wenn einige Arbeitgeber darüber himusgehen, soist das leider nicht zu hindern, eine größere Zu¬friedenheit werden sie aber nicht damit herbeifüh¬ren. "1oo)

In der lat ließ die starke Lohnsenkung seit beginn desKrieges, die die Junker jetzt in den Winterverträgen zusanktionieren suchten, in Verbindung mit der- allgemeinenVerschärfung der Ausbeutung der ausländischen Landarbei¬ter - seit Kriegsausbruch war z. B. Bonntagsarbeit dieRegel, da die von 5—19 vhr währende Arbeitszeit wochen¬tags kaum noch verlängert werden konnte - die Unzufrieden¬heit unter den -Schnittern wachsen; sie lehnten es viel¬fach ab, Sinterverträge zu so schlechten Lohn- und Ar¬beitsbedingungen
einzugehen. Die schon genannten Beriohteder Landes-Gendarmerie von Mecklenburg-~chworin"* ^ ' be—

93} abd.
99) ebd., Sohreiben v. 6.1.1915 ma Ministerium des InnernSohwerin

100) ebdi, Schreiben v. 14. 1. 15 Ho kinisteriua des InnernSohwerin
101) ebd;
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ntätigen das. So beißt es ln Bericht des 2. Beritts,
¡»tandort äjiemar, vom 1. 2. 1915s

"Diese Leute (d.h. Schnitter, die täglich 50 - So
Pfennige Barlohn erhielten, L.S.) erklärten, daß
sie mit diesem Gelee ihren Lebensunterhalt nicht be¬
streiten könnten, zumal sie auch wie früher diesel¬
be Arbeitszeit hätten ...*102)

Hinzu kamen Klagen Uber Lieferung schlechter Naturalien«
wie erfrorener Kartoffeln,1®'1^ Klagen über fehlende ufen
in den Schnitterkasernen und dadurch bedingte große iäl-
te in der Nacht1usw.

Ähnlich achleohte Bedingungen in Sachsen führten, wie der
Landwirtschaftliche Kreiaverein Leipzig am 11. 11. 1914
dem sächsischen öiniaterium des Innern mitteilteda_

zu« daß zwar die Landwirts zum Abschluß der '7intorverträ-

ge bereit waren, die Sohnitter aber, so hieß es weiter,
»ach den bisher gemachten Erfahrungen ohne Unterstützung
der Militärbehörden ihre Unterschrift nioht geben würden«
Deshalb sollten die Anfang Oktober von den Generalkomman¬
dos erlassenen "Befehle" ergänzt werden; die Schnitter
hätten auf ihren Arbeitsstellen zu bleiben, den 1914 ein—
gegangenen Vertrag bis zum 3ü. 11. 14 einzuhalten und dann
den neuen Arbeitevertrag bis zum 1. 12. 14 anzunehnen.
Sollte das nioht geschehen, müßten die Generalkommandos
einsohreiten.1®^ Der Landeskulturrat des Königreiches
Sachsen unterstützte diese Forderungen.1 Seinen V;ün-
ecben entsprach das sächsische kxiegariinisterium mit
einem an die sächsischen Stellvertretenden Generalkomman¬
dos gerichteten Erlaß vom 4. 12« 14. Der Erlaß ordnete an,
den Schnittern, falls eine friedliche Vertragsregelung nioht
zustande käme, bewußt zu machen, daß mit Gewalt gegen sie
vorgegangen werden könnte. Sollten die Verträge nioht un-

102)
)
104)
105)

106)
107)

ebd.
ebd., Bericht des VII. Beritts, Standort Güstrow,
29. 1. 15
ebd.
ISA Dresden, Ministerium des Innern, IJr. 16.6üG,
siacbe i^mtearbeiter, f. 40/41
ebd.
ebd. f. 42
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tersohrieben worden, würde jeder 'rbeitsstellenweohsel lra
Winter oder Frühjahr verboten werden, sofern die Arbeit¬

geber bereit wären, die jchnitter über Vinter bu beh»lten*^*^^
Biese Erklärung beruhigte die sächsischen Agrarier, die um
so mehr den Widerstand der Sohnitter fürchten mußten, als
sie ihnen sehr schlechte Vertragsbedingungen nnboten bzw.
a uf zwangen .1

Wenn die Gutsbesitzer dazu übergingen, die Sohnitter zum
Vertragsabschluß zu zwingen, so zeigt das nur, sie wenig
die Ausländer bereit waren, freiwillig den lohnverochlsoh—
terungen suzustimmon In einem -ohreiben der Amtsbauptmnn—
schalt äeisaen vom 11. 12. 1914^^ wurde die -Anwendung

von Zwangsmitteln beim Vertragsabschluß bestätigt:

"ln einigen Fällen, z. ß* Rittergut Bieberstein, ist
euch eine solche Erklärung Cd. a. Einverständnis der
Schnitter, 3ich ohne Unterschrift des Vertrages an
dessen Bedingungen halten zu wollen, !.£.) nicht zu
erzielen gewesen, dort mußte sogar die Inhaftierung
der männlichen Arbeiter erfolgen, worauf sich dann
die hauptsächlich widersetzlichen «eiber tatsächlich...-,
den Bestimmungen stillschweigend unterworfen haben.*'

ln der 55. Sitzung des Lnndeekulturrates da3 ¿.ünigreiches
Sachsen am 14. 12. 14 berichtete -konomierat Reichel aus
Seiteoben ebenfalls über die Weigerung der Schnitter, den
vorgelegten Vertrag zu unterschreiben. Rur ein Drittel
seiner eigenen Schnitter wären zur Unterschrift bereit.
Reichel sagte wörtlich:

"Der russisch-polnische Arbeiter sagt: 'Für das Geld
wollen wir nicht mehr arbeiten. Gebt nie unsere
Papiere, wir wollen nach Hause usw."'112)

Da Sausende von ¿Schnittern nicht dazu zu bewegen waren,
freiwillig den sintervertrHgen zuzustimmen, forderten die
Junker mehrfach, die Verlängerung der Verträge von 1914

103} Ebd. f. 54
109) Vergl.^tien häufig in Saohsen verwandten Vertrag ebd.

110) ebd. f. 68-71
111) ebd. f. 70/71
112) Amtlicher Bericht Uber die 55.Gesa tsitsung des

deakulturrotes am 14. Dezember 1914, -. 2£, in: DZ4
Potsdam, Auswärtiges Amt, Landwirtschaft Nr. 2, Bd. 55• (Nr. 13568), f. 8
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dis für diese Provinz zuständigen Generalkommandos Befeh¬
le in deutscher und polnischer Sprache, in denen es hieß:

"Anstelle der bisherigen Arbeiteverträge sind neue
Verträge für den .Vinter und für das nächste Jahr
(1915) abzusokließon."™«!

In einer Ministerialverordnung vom 13. 10, 14 für das Groß¬
herzogtum Sachsen, in der angeordnot wurde, 73 * des Loh¬
nes den Schnittern erst auszuzahlen, wenn sie die Arbeits¬
stellen verlassen, und in der die Sinterlöhne für Frauen
und kann er auf 0,75 —1,0 Jäark festgelegt wurden, war
zu lesen: "Die russischen Arbeiter sind verpflichtet,

auf Verlangen des Arbeitgebers zu diesen Lohn¬
sätzen Verträge abzuechließen und zu arbeiten.
Höhere Löhne dürfen den russisohen Arbeitern
nicht bewilligt werden."118)

Viele derartige Fakten können noch genannt werden, die den
preußischen Ministern bekannt sein mußten, entnehmen wir
sie doch den Äxten der preußischen Staatsbehörden. Dooh
die Minister wußten ja, daß dem ausgesprochenen Swang zum
Vertragsabschluß vielerorts durch das Singreifen der Po¬
lizei Haohdruok verliehen wurde. So schrieb der Vorsitzen¬
de des Kriegsgerichts Stettin am 24. 11. 1914 an den He-
gisrungePräsidenten von Stralsund: ^”*9)

Pin don letzten Sagen sind dem Kriegsgericht wieder¬
holt duroh Gendarmen russische Arbeiter zugofUhrt,
die nur deshalb verhaftet waren, weil sie sich ge¬
weigert hatten, den Jiutorkoutrakt zu unterschrei¬
ben und anders zu der Weigerung veranlaßt hatten ..."

Die Landwirtschaftskananer der Provinz Sachsen borlohtete
am 19. 1. 1915 dem preußischen Landwirtschaftsministerj

"I!ur die äußerste Strenge ist gegenüber den russi¬
schen Arbeitern auf den Platze, wie auch die Erfah¬
rung allgemein gezeigt hat, daß nur da. wo der Gen¬
darm die widerspenstigen militärpflichtigen Russen
zunächst abführte, die Leute schließlich lieber Vor¬
zügen, die Verträge zu unterschreiben ..." 120)

117) LA Greifswald, fiep. 60 XI. Bd. 1 (Hr. 1455), Rundschrei¬
ben d.Oberpräaidenten v.10.11.14 an Pclizeidirektionen
in Greifswald u.Stargard. Diese BeÄle wurden den Land¬
räten mit Schreiben v. 5.11.14 übermittelt.

118) DZA Potsdam, Heiohsarat des Innern, fiilitaria-Gen.iir.11,
ada. 17® Bd. 1 (Hr. 12380), f. 188

119) LA Greifswald, Een. 38 b, Magistrat der Stadt l’riebsees,
Polizei-Verwaltung, Br. 2181

120) DZA Merseburg, fiep. 87 B, Arbeiter-u.Angestelltensaohen,
lir. 18 A, Bd. 4
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All dies© Maßnahmen and Verordnungen, von denen wir nur
einige anftüwten, konnten nioht verhindern, daß sich in
steigendem Baße Sohnitter der verschärften Ausbeutung
durch Fluoht zu entziehen suchten. In Gefängnissen und
Gefangenenlagern der verschiedenen Staaten der östlichen
und mittleren Gebiete des Deutschen Deiches befanden sich
Tausende von Schnittern, die auf der Flucht in ihre Hei¬
mat von der Polizei aufgegriffen worden waren. Zwar hat¬
ten 3ohon am 16. 10» 1* die preußischen Eieenbahnkomoiis-
eare die Anweisung erhalten, bu veranlassen, daß Fahrkar¬
ten an russische Landarbeiter nur ausgegeben würden, wenn
oiese eine Genehmigung des Landrates ssum Antritt einrar
neuen Arbeitsstelle verwiesen,^*0 doch konnte, obwohl
auch auf Bitten des Bei chskanalero vom 10. 11. 1914*2^
die Bundesregierungen ähnliche Maßnahmen ergriffen, der
tiunsoh der Sohnitter und ihr Versuoh, bu flüchten, nioht
verhindert werden. Verschiedene Amtshauptmannsohaften des
Königreiches Sachsen berichteten im Januar 191? über das
starke Zunehmen der Kontraktbrüche} die Sohnitter würdsn
ihre Arbeitsstellen heimlich verlassen, um in die Heimat
bu gelangen.120^ Aufgrund derartiger Meldungen wurden in
Preußen im Januar 191? die Bahnsteigeohaffaer und das
gesamte Bisecbahnpersonal auf flüchtende Schnitter ge¬
hetzt, indem sie die Anweisung erhielten, alle irgendwie
verdächtigen russisoh-polniachen Arbeiter der Bahnpolizei
au melden.129-^ Deshalb forderte der preußische Innenmi¬
nister die Regierungspräsidenten auch mehrmals auf, a. B.
mit Erlaß vom 23. 1. 1915» für eine sohärfore Durch¬
führung des Ortswechselverbotes zu sorgen,

dohließlioh nuteten die Junker und der Staat auch die ka¬
tholische Kirche aus, um die Fluoht der Schnitter einzu-

126) DZA Potsdam, Heichsaat des Innern, Militaria-Gen.Kr.11, adh. 17«, Bd. 1 (Hr. 12380), f. 70
127) ebd. f. 68 u. 113
128$ DZA Potsdam, Reiohaai.it des Innern, Poliaeiwesen-Gea.tfr. 5, adh. 2. Bd. 5 (Kr. 13713), f. 9.10,11,12,14
129) DZA Potsdam, Deiohsaat des Innern, Militär ia-Gen.Iir.11, adh. 17«, Bd. 1 (äx. 12380), f. 240
130) obS. f. 211
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dämmen. Eine Amtshauptmannschaft aus der Gegend von Leip¬
zig schrieb im Januar 1915i1^

“Im übrigen ist die Amtshauptmannsohaft auch mitder hiesigen römisch-katholischen Geistlichkeit
ins Vernahmen getreten, um vielleicht auch durohderen Vermittlung der wachsenden Neigung der polni¬schen Arbeiter zur I'luoht aus ihren Arbeitsstellen
Einhalt zu tun."

Es entsprang dem Bestreben, den Einfluß der Kirohe stär¬
ker auf die Schnitter wirksam werden zu lassen, wenn die
zu Beginn des Krieges in Mecklenburg ergangenen Verbote
für die Schnitter, die Städte aufzusuchen, mehr und
mehr eingeschränkt wurden.1"52^ Anträge der Geistlichen,
den Schnittern den Kirchbesuch zu ermöglichen, lagen vor.
Derartige Anträge hatten z. B. katholische Geistliche
aus Meoklenburg-Strelitz gestellt,

"aelohe verheißen haben, duroh Ermahnung im Gottes¬dienst ganz wesentlich zur Verminderung von Drohun¬gen und Gewalttätigkeiten der Schnitter beitragenzu können, wenn diesen der Besuch der Gottesdienstein den Städten wieder erlaubt werden würde.ni33)
Daß die Kirohe in der Tat in diesem Sinne wirkte, ist
einem Schreiben des Kuratue Piecha au3 Pyrits vom 26. 11.
1914 an das Stellvertretende Generalkommando das II.
Armeekorps zu entnehmen, in dem es hießt

"Zu einer vollkommenen Beruhigung in der ProvinzPommern wurde seitens des übsrpräsidiuas in Stet¬tin und der PUrstbischöfliehen" Delegatur in Ber¬lin den Geistlichen die Anweisung zugestellt, mitallem Ernst und mit aller Entschiedenheit die Ar¬beiter zur Ruhe und Besonnenheit zu ermahnen."134)

131) DZA Potsdam, Roiohsamt des Innern, Polizeiweeon-Gen
Br. 5, adh. 2, Bd. 5 (Nr. 13713), f. 14

132) Vergl. Regierungsblatt Heoklen-burg-Sohwerin, Jhs. 1914, Nr. 99, 22.9., 5.589/590;ebd., Amtliche Beilage, Nr. 64, 30.10.5.417; LILA
Schwerin. Rep. 41, Nr. 17250. Akten betr. die Über¬wachung der Russen, insbesondere der Schnitter,
Schreiben des Pfarrers Brüx v. 28.6.14 an '¡.feteilg.f.geistliche Angelegenheiten des Großherzogliohen ki-nisteriums; ebd., Sohreiben des Pfarrers Brüx v.30.10. 14

133) IBA Schwerin, Hep. 41, Nr. 17251.Akten betr.die Über¬wachung der Russen, insbesondere der Schnitter,Schrei¬ben d.ätaatsmin. v.Strelitz v.20.8.14 an Staatsmin.Schwerin
134) LA Greifswald, Rep. 6ü XI, Bd. 1 (Nr. 1455)



Es handelte sioh hierbei nicht uta Einzelbeispiele, wie
wir an anderer Stelle darlegen werden."1'5^

Sie angeführten fatsaohen Haigen deutlich« in woloh star¬
kem Maße der Staatsapparat und die militärischen Konaan-
dostellen bestrebt waren, im Interesse des Profitstrebens
der Junker des Schnittern die ihnen bis zum Kriege noch
verbliebenen Hechte zu nehmen, War auch mehrfach betont
worden, die Sohnittar wären keine Kriegsgefangenen, so
traf dennoch die Feststellung des Oberpräaidenten der
Provinz Pommern, v. tfaldow, and des Generals v. Vieting-
hoff vom Januar 1915 ßu,

"daß die im Lande festgehaltenen Russen keine Arbei¬
ter sind, sondern Gefangene, die allerdings nur
an den Ortsbezirk gebunden sind."126)

Aufhebung der Freizügigkeit, systematische Lohnsenkung,
Brechung des beginnenden Widerstandes - all diese Maß¬
nahmen wurden nur getroffen, um die ausländischen Land¬
arbeiter besser den Profitintoressen der Junker nutzbar
bu raaohen und sie zur Sicherung der irnährungsbasis für
die deutsche Kriegführung heranzuziehen.

Polizeipräsidium Stettin,



III* Dia Anwerbung ausländischer Arbeiter ln den Jahren

1915/16 und die Lage der Sohnitter zu dieser Zeit

1. Eie Auseinandersetzungen mit der österreioh-unga-

rieohen Regierung über die Anwerbung galiziaoher

Arbeiter

In den Jahren 1915/16 veraohärfte sich der Arbeitermangel

in der deutschen Landwirtschaft. Der SUckgang der Arbeits¬

losigkeit in der Industrie wahrend der ersten Monate des

Jahres 1915, der bald einem Arbeitermangel Platz maohte,

wirkte auoh auf die Landwirtschaft ein. Der Landwirtschaft

standen jetzt nicht mehr, wie 1914, arbeitslose Industrie¬

arbeiter für die Emtearbeiten zur Verfügung. Ferner wa¬

ren die deutschen Monopolisten in steigendem Maße genau

wie die Junker an der Anwerbung und Ausbeutung ausländi¬

scher .Arbeiter interessiert. Die höheren Löhne in der

Industrie im Vergleioh zur Landwirtschaft wurden in der

Folgezeit für die Junker eine ernsthafte Konkurrenz bei

der Arbeiteranwerbung im Ausland. Hinzu kam, daß nach

dem Scheitern der deutschen Blitzkriegspläne duroh die

Harneschlaoht im Herbst 1914 der deutsche Imperialismus

sich auf einen längeren Krieg umzustellen begann, neue

Arbeitskräfte der Landwirtschaft entzog und sie entweder

der Kriegsindustrie oder dem Heere zufiihrte. Heben den

Kriegsgefangenen, die ab 1915 in großer Zahl zur land¬

wirtschaftlichen Arbeit eingesetzt waren, bildeten die

ausländischen Landarbeiter in den Kriegsjahren die wich¬

tigste und größte Arbeiterkategorie in der Landwirtschaft.

Da den Junkern die seit Kriegebeginn in Deutschland feet-

gehaltenen Saisonarbeiter aus der russischen und öeter-

raioh-ungariaohen Monarchie nioht mehr genügten, bemühten

eie sioh besonders seit dem Jahre 1915» zusätzlich neue

Arbeitskräfte aus diesen und anderen Staaten anzuwerben.

Besonders große Schwierigkeiten stellten sich der Anwer¬
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bung in Ö3terreioh-Ungam entgegen; diese Schwierigkeiten
konnte der deutsche Imperialismus auob in Verhandlungen
und durch Druck auf die österreichische liegioruag nicht
beseitigen.

Vor den Kriege hatte österreioh-Ungara nach ßußland die
größte Zahl von Landarbeitern den deutschen Junkern all»
Jährlioh zur Verfügung gestellt.1

2

3^ Hierbei handelte os
sich hauptsächlich um polnische und ruthenisohe '.rbalter
aus Galizien. Waren diese Arbeiter bis zun Kriege ähn¬
lich wie die russisch-polnischen Arbeiter behandelt wor¬

den» so ergaben sich mit den Erlege gewisse Änderungen,
da sie Jetzt einem verbündeten. ¡Staate angehörten, während
Jene, als aus dem "feindlichen Ausland" stammend, beson¬
ders sohsrfen Bestimmungen unterlagen.^

Mit kxiegsbeginn wurden die wehrpflichtigen Arbeiter aus
Österreich-Ungarn in die Monarchie zurlickberuf'an, die
Arbeitskräfte Galiziens standen aber bis auf die zura Mi¬
litär einberufenen Jahrgänge weiterhin den deutschen Jun¬
kern zur Verfügung.^ Kar von deutschen Gutsbesitzern
verschiedentlich dar Befiirohtuug Ausdruok gegeben worden,
daß mit Kriegsbeginn alle galiziaohen Saisonarbeiter
Deutschland verlassen würden, so bewahrheitete sich eine
solohe Annahme nioht. Die österreichischen Behörden beließen
die aiohtwehrpfliohtigen Galizier nicht nur stillschweigend
in Deutschland, sondern befahlen ihnen sogar, bei ihrer
Arbeit zu bleiben. So verbot der österreichische Konsul
in Stettin ia Dezember 1914 allen in Pommern beschäftig¬
ten galizisohen Arbeitern, wie Polen und Ukrainern, in
die Heimat zuriiokzukehren und empfahl ihnen, ihre Arbeits-
Verträge bis zum Unde der Feldarbeiten 1915 zu verlängern.
Die Vorfügung des Konsuls drohte den eventuell doch in die

1) Vergl« 3. 94 Anmerkung 59 u.iiichtweiss, Saisonarbeiter,
S. 258, 260

2) Drewniak, fiobotnioj- sezoaowi, S. 207
3) ebd. S. 112
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HoInat Zurüokkahronden, die dieser Anordnung nicht Folge
leisteten, die gewaltsame Festhaltung in Ausländerlagern
an.^ Zu dieser Zelt waren große Seile Calizions von
russischen Sruppen besetzt. Heben der unsicheren politi¬
schen und militärischen lege, mit welcher dar Konsul sei¬
ne Verfügung begründete, wirkten eioher auoh die Interes¬
sen der deutschen Junker mit, denen besonders zur Brnte-
sseit. an einem großen Angebot von Arbeitekräften gelegen
war. In ihrem Interesse führten die deutschen Behörden
auch eine Propagandaalction und nutzten dafür die Aufrufe
polnisoher kirchlicher GUrdonträger aus, die das polni¬
sche Volk zum Ausharren unter den Fahnen des Kaisers auf-
forderten.^ Während die Anwerbung österreich-ungarischer
Arbeiter auoh naoh Kriegsbeginn normal verlief,^' stimm¬
ten die Staatsbehörden Preußens und des Seiches naoh Be¬endigung der Ernte, als nicht alle ausländischen Arbei¬
ter mein? benötigt wurden, der iieinrel3e beschäftigungs¬
los gewordener Arbeiter aus Österreich zu.^ Zugleich wur¬
den aber sohon Versuche unternommen, die Gclizier im Lan¬
de zu behalten. Entgegen der Bekanntmachung des Ministeriums
des Innern von Üecklenburg-Gohwerin vom 14. 8. 1#,8^wonach
österreioh-ungarlsohe Staatsangehörige nloht an ihrer Ab¬
reise gehindert werden durften, trat z. B. ein Vertreter
desselben Ministeriums in einer Besprechung am 18. 12. 14
dafür ein, diese Bekanntmachung nicht allgemein zu ver¬
öffentlichen, da es wünschenswert wäre, die Galizier imlande zu behalten.®^ Damit deuteten »ich Versuohe an, diespäter vermehrt unternommen wurden und die zeigen, daß
Uank sich irrte, wenn er sohriebj

456789

4) Fotokopie der Verfügung s. ebd. S. 203. InhaltlichfleichlautendeVerfügungdosKonsulsinLübeckvomDez914 3-. ISA Schwerin, Hep, 41, Hr. 17250, Akten betr.die Überwachung der Bussen, insbesondere der Schnitter.5) Drewniak, Hobotnioy sezonowi, S. 2026) ebd. 3. 112
7) DZA Potsdam, Beiehsamt des Innern, Militaria-Gen.Er.11, adh. 17. Bd. 1 (ffir. 12361), f.225,226,227; vergl.auoh BZA Potsdam, Beichsamt des Innern, Militäria-Gen,Hr. 11, adh. 17«, Bd. 1 (lix. 12380), f. 498) Regierungsblatt

Mecklenburg-Schwerin,Jhg. 1914, Br. 66, 15.8., S. 484
9) Aufzeichnung dieser Besoreohung s. Ulk Schwerin, Sep.41, Hr. 17250. Akten betr. die Überwachung der Bussen,insbesondere aer Schnitter.
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"Ihre Heimreise (d. h. der Arbeiter aus ihjterreioh,
L.2.) erfolgte reibungslos, wie überhaupt die deut—3oh8 Regierung die Bemühungen der uns verbündetenStaaten weitestgehend untoratütsst." 1ü)

Solange allerdings die österreichische Regierung mit der
Art und Weise dar Anwerbung und Behandlung ihrer als
Saisonarbeiter in Deutschland tätigen Staatsangehörigen
einverstanden war- bzw. nichts gegen deren sohlr-chte La¬
ge vorbraohte, fiel auf die diesbetreffenden Beziehungen
zwiaoben Deutschland und Österreich kein Schatten. Das
änderte sich Jedooh bald. Schon in ihrer Kote von 28. to.
1314 an das Auswärtige Amt forderte die österreich-unga¬
rische Botschaft in Berlin für die österreichischen Arbei¬
ter in Deutschland die gleiohen Rechte wie für die deut¬
schen "rbeiter.11^ Bit dieser Forderung wurde ein Thema
berührt, welches schon in den Vorkrlegsj-.hron au lebhaf¬
ten Auseinandersetzungen und diplomatischen Verhandlun¬
gen zwischen beiden Monarchien geführt hatte.1Dine
grundsätzliche Regelung aller mit der Boisoneuswanderung
aus uötarreloh nach Deutschland verbundenen Tragen war
Jedoch infolge des Kriegsausbruches nicht mehr zustande
gekommen.1^ Jetzt suchte die österreichische Regierung
das durch den Krieg noch gewachsene Interesse der deut¬
schen Junker und Monopolisten am Bezug -'usländisoher .Ar¬
beiter auszunutaen, um eine solche Regelung herbeizufüh¬
ren. Sie konnte um so mehr mit Forderungen-» auftreten, als
in zunehmendem Maße in der österreichisches Landwirtschaft
selbst Arbeltermangel eintrat und sich die österreichi¬
schen Agrarier gegen eine Saisonwanderung nach Deutsch¬
land wandten. Da die deutschen Großgrundbesitzer nicht
bereit waren, auf die galizischen Arbeiter zu verzichten,
aber auch deren Lago in Deutschland nicht verbessern woll¬
ten, kam ob besonders in den Jahren 1919/16 zu langwieri¬

1G) ¿Lank, «‘indsrungen, S« 45
11} Erewniak, Sobotnioy sezoaowi, 3, 205
12} fiiohtsreiss, Saisonarbeiter, 3. 187-200
13} ebd. S. 20Ü
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gen diplomatischen Verhandlungen mit Österreich.

War die Anwerbung von Arbeitern aus Österreich für die
deuteohe Landwirtschaft 1914 relativ reibungslos vonstat¬
ten gegangen, eo konnten neue Arbeitskräfte im Frühjahr
1915 nicht ang»worben werden. Die österreichische Regie¬
rung erklärte eich «war in ihrer Bote vom 9. 2. 1915**'
bereit, der Deutschen Arbeiter-Zentrale und den Landwirt-
scha/tskamasrn der Bundesstaaten die Anwerbung in den ga-
lizisohan Flüchtlingslagern zu gestatten, knüpfte eine
Erlaubnis aber an folgende Bedingungen« 1. Die Anwerber
brauchen eise Be oheinigung der österreichischen Konsula¬
ts des Inhalts, daß sie die Anwerbung im Aufträge der
Deutschen Arbeiter-Zentrale bsw. der Landwirtsohaftakam-
mern vornehmen. 2. Die Arbeitsverträge eollen, von den
preußischen Laadräten bestätigt, den österreichischen
Konsulaten vorgelegt und dann in den Flüchtlingslagern
selbst abgeschlossen werden. 3. Die Arbeitsbücher der
Arbeiter werden als ausreichendes Legitimationsdokument
anerkannt. Die Ausstellung der Legitimationokarte duroh
die Deutsche Arbeiter-Zentrale entfällt damit, die Legi-
timtionsgebühr ist sowieso eine mit den zwischen Deutsch¬
land und Osterreioh bestehenden Staatsverträgen nicht in
Einklang zu bringende Sonderbesteuerung.1

Mit Bote vom 9. 2. 1915 brachte die österreichische Re¬
gierung Forderungen vor, wie sie in ähnlicher ¿eise schon
vor dem Kriege gestallt, aber auf Drängen der Junker von
den deutaohen Staatsbehörden «bgelehnt worden waren.1

Umihre Meinung befragt, hielt die Deutsche -Arbeiter—Zen¬
trale die Erfüllung der unter Punkt 1 gestellten Forde¬
rung für unbedenklich, die 2. Bedingung dagegen für "völlig

unannehmbar". Wenn sioh die Arbeiter-Zentrale besonders
gegen diesen 2. Punkt wandte, so deshalb, weil diese In-

141516

14) DZAMerseburg, Rep. 87 B, Arbeiter- und Angestellten-
Sachen Kr. 18 A, Seih. I, Bd. 1, f. 18/19

15) ebd,
16) Vergl. Biohtwelas, Saisonarbeiter, S. 187-200



teresaenvertretung der Junker fürchtete, der Vertrags*!)—

Schluß würde damit unter Kontrolle einer ausländischen

Regierung stehen, die auf Form und Inhalt der Verträge

Einfluß nehmen könnte.1^ Bei den großen Umfnng der Be¬
schäftigung ausländischer Arbeiter in der deutschen Land¬

wirtschaft wären damit nach Meinung der Arbeiter-Zentrals

die gesamten Arbeits- und Produktionsbedingungen der Land¬
wirts ohaft dem Belieben einer fremden Regierung unter¬

stellt.17

18' Auf keinen Fall wollten die deutschen Junker
zulassen, daß sich die österreichische Regierung in die
schlechten Arbeitsbedingungen der in der deutschen Land¬
wirtschaft arbeitenden österreichischen Arbeiter ein~
niaohte, auf keinen Fall wollten sie durch die Forderung
nach Verbesserung der Lage der Galizier ihre Profite
schmälern lassen. Bas waren die Gründe, die hinter der ab¬
lehnenden Haltung der Deutschen Arbeiter-Zentrale standen.
Sie wurden allerdings nioht genannt, ho spraohen Beamte

der Arbeiter-Zentrale in Verbindung mit (lernVersnob der
österreichischen Regierung, Rinfluß zu gewinnen auf die
Vorträge, die zwischen dieser Zentrale und den galizisohen

Arbeitern abgeschlossen wurden, sofort von "aus bösem
Willen künstlich errichteten Hindernissen" und von "deutsch¬

feindlichen Treibereien"

Aufgrund der Hinweise der Deutschen Arbeiter-Zentrale
schrieben die Minister für Landwirtschaft und des Innern
am 24. 2. 15 gemeinsam an den Minister der auswärtigen An¬
gelegenheiten,^ die österreichische Forderung naoh kon¬
sularischer Vidlerung der Arbeitsverträge wäre unannehm¬
bar. Sie verteidigten ferner die Inlandslegitimisrung und
bezeichaeten sie als eine innere Angelegenheit, die mit
der Anwerbung im Ausland und dem Grenzilbertritt der aus¬
ländischen Arbeiter nichts zu tun hätte.21^ Die Minister

17) DZAPotsdam, Reiohsarat des Innern, Polizeiwesen-Gen.Hr.
5, adh. 2, Bd. 5, («r. 13713) f. 52-54

18) ebd. f. 53
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drohten, falls die österreichische Regierung dio Anwer¬
bung verhindere, mit Gegenmaßnahmen vorzugehen, z. B. die
in Deutschland befindliche!', galizischen Flüchtlinge aus—
zuwoisen.22^

Dei ihrem Bemühen, trotz Ablohnung der Forderungen Öster¬
reichs die Anwerbung galizisoher Arbeiter durchzuaetzen,
wurden die preußisohen Minister ongespomt durch die Jun¬
ker, die sich im Frühjahr 1915 am Bezug ausländischer Ar¬
beiter sehr interessiert zeigten. So hatte die Landwirt-
Eichaftskammer der Provinz Sachsen am 10. 3. 1915 den iii-
nister für Landwirtschaft gebeten,dahin zu wirken,
daß die österreichische Regierung von den von ihr gestell¬
ten Bedingungen Abstand nehme. fVenige I-ge später, am
17. 3. 1915, beschloß der ständige Ausschuß des Deutschen
Landwirtschaftsrates, mit allen Mitteln durch das Auswär¬
tige Amt dahin zu streben, von der österreichischen Re¬
gierung die Befürwortung der Saisonwanderung galiziacher
Arbeiter nach Deuteohland zu erwirken.^ Biesen und an¬
deren WUnsohen sohloß sich der Landwirtsohaftaminister
an.2®' Hach seinen Äußerungen wäre die Frühjahrsbestellung
und damit die Sicherung der Volksernährung außerordent¬
lich sraohwert, wenn die Österreichische Regierung die
Anwerbung nicht gestatten würde. Wörtlich fuhr er fort«

"Bei der großen Bedeutung der Angelegenheit bitte ich,jedes Druckmittel, das Euer Exzellenz geeignet er¬scheint, anzuwenden, um eine uns günstige Entschei¬
dung horbeizufUhren." 26)

Der landwirtschaftsminister bat zugleich den Stellvertre¬
tenden Chef des Goneralstabeo bzw. den Stellvertreter
des Kriegsministers, durch Vermittlung militärischer Stel¬

22) ebd. f. 58
23) DZAMerseburg, Rep. 87 B, Arbeiter- und Angestellten¬

aachen, Br. 18 A, Beih. I, Bd. 1, f. 28-32
2+) Zeitschrift f. .Agrarpolitik, illl. Jhg.1915 Kr. 4, Sn. 107
25) Schreiben v. 18.3.15 an den Minister der auowfirtigen

Angelegenheiten s. DZAMerseburg, ßep. 87 3, Arbeiter-una Angestelltensaohen Kr. 18 A, Bein. I, Bd. 1 f.6ü/61
26) ebd. f. 60
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len in diesem Sinne auf die Regierung der Donaunonar—
obie einzuwirken,2^ Ehe militärisoherseito Jedoch ein
Druck ausgeübt wurde, suchte die deutsche Regierung Ver¬
handlungen, die 19. 4. 15 zwisohen deutschen und öster¬
reichischen Kommissaren über die Verteilung der Sollein¬
nahmen aus den von beiden Staaten besetzten Gebieten
Russisch-"olene durohgeführt und die zu einem übereinkom-ogS
men führten, J auszunutzen, um dis Frage der Anwerbung
galizisoher Arbeiter zu klären. In diesen Verhandlungen
einigten sich beide Seiten, jedem Teile zu erlauben, im
Verwaltungsgebiet des anderen Arbeiter fiir die Industrie
und Landwirtschaft anzuwerben und nach Deutschland bsw.
Österreich zu bringen.2®^ ln diesem Zusammenhang die
Frage der Anwerbung galizisoher Arbeiter für die deutsche
Landwirtschaft zu klären,gelang aber der deutschen Seite
nicht. In einer dem getroffenen Obereinkommen über die
Verteilung der gemeinsamen Zolleinnahiaen angefügten Er¬
klärung50' wurde vermerkt, daß die deutschen Kommissare
erklärt hätten, die Bestätigung des getroffenen Überein¬
kommens durch die deuteohe Regierung hinge u. a. davon
ah, ob Österreich bei der Anwerbung galizisoher Arbeiter
Entgegenkommen zeige. Die österreichischen Kommissare
lehnten es aber ab, im Rahmen der Verhandlungen über die
Verteilung der Zolleinnahmen auf diese Frage einzugehen.51^

Auf wiederholtes Drängen der deutschen Regierung fanden
am 14. 5. 15 in Berlin deutsch—österreichische Verhand¬
lungen statt über die Frage der Anwerbung vor den russi¬
schen Truppen geflohener galizisoher Arbeiter aus den
Flüchtlingslagern in Österreich.52^ Die Ssterreichisoher-

27) ebd. f. 61 bzw. f. 62 u. 63
28} Übereinkommen und Anlage s. DZAPotsdam, AuswärtigesAmt, Auswanderung-Gen. Br. 53, Bd. 2 (Hr. 30005) f.116-118
29) ebd. f. 116
30) ebd. X. 119
31) ebd.
32) Die von deutsober Seite verfaßte Aufzeichnung überdiese Verhandlungen s. ebd, f. 121/122. Vergl. auch

ebd. f. 71
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aeita aufgesfcellte Forderung nach konsularischer Vidieruag
der mit den Sohnittera abzuacfclioßeaden Verträge wurde,
nachdem die deutsohen Verhandlungspartner sie «blehnten,
nicht weiter sufreohterhalten. hie österreichische Re¬
gierung erklärte in diesen Verhandlungen ihre Bereit¬
schaft, der Deutsohen Arbeiter-Zentrale und den Landwirt-
schaftakaEaBem der Bundesstaaten die Genehmigung zur An¬
werbung galiaiaoher Arbeiter aus den Flüchtlingslagern
zu geben; die Verträge sollten in den lagern selbst abge¬
schlossen werden und den Interessen der Arbeiter Rechnung
tragen« Der Mustervertrag der Deutschen Arbeiter-Zentra¬
le von .1914-mit den durch den Krieg gebotenen Änderungen
wurde als Grundlage für die Anwerbung anerkannt. Im übri¬
gen betonte die österreichische Regierung, daß sie die
in ihrer Hote vom 9. 2. 1915 gestellten Forderungen auf—
roohtarhalten und diese Abmachungen nur1 als provisori¬
sche betrachten würde«55^ Hierauf erklärten sich .die
deutsohen Vertreter einverstanden, noch im Frühjahr des
Jahres Uber die künftige, prinzipielle Regelung der Bai—
sonarbeiterfrage mit Österreich zu verhandeln. '

Wenn die österreichische Regierung eine vorübergehende
Anwerbung galizisoher Arbeiter auliaß, so deshalb, weil
sie sich hierdurch nicht selbst um die Besserung der
schlechten und unwürdigen Verhältnisse der g lizisohen
Arbeiter in den Lagern zu kümmern brauchte; außerdem woll¬
te die österreichische Regierung, wie anzunehmea ist, in
der zu dieser Zeit für Österreich schwierigen militäri¬
schen Lage .ernsten Auseinandersetzungen mit der deutschen
Regierung aus dem Wege gehen und gab auch deshalb dem aus—
geübten Druck.Jiaoh. Die österreioh-ungarische Botschaft
betonte denn auoh in ihrer Rote vom 11. 6. 1915, daß nur
die RUoksiohtnohrae *.uf politische und militärische Momen¬
te Österreich veranlaßt hätte, die Verhandlungen vom Mai
1915 aufaunehmen.5^

33) ebd. f. 121
34) ebd. f. 122
35) ebd. f. 123/124
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Baoh den getroffenen Vereinbarungen nahm die Deute oho
Arbeiter-Zentrale sofort die Anwerbung ln den galizisohen
Flüchtllngelagern auf* Es gelang ihr, bis Anfang August
191? einige lausend galiziaohe Arbeiter anauw erben •'5^'
»eitere Auseinandersetzungen zwischen Deutschland und
Österreich beendeten jedoch diese aerbeaktion. Schon in
den näohston üonaten wirkte es sieh aus, daß die Forde¬
rung der österreichischen Regierung naoh prinzipieller
Regelung aller mit der Saisonwanderung österreichischer
Arbeiter naoh Deutschland verbundenen Fragen seitens
Deutschland nicht erfüllt wurde.

Anlaß für erneute Auseinandersetzungen sowie für die
Einstellung der Anwerbung seitens der Deutsoben Arbeiter-
Zentrale bildete die Verordnung des österreich-ungari¬
schen Armesoberkommandönten vom 27. 6.1915 über die An¬
werbung von Lohnarbeitern in den während dos Krieges
von Österreich okkupierten .Gebieten das russischen Staa¬
tes, die ab 1. 7. 15 in Kraft trat.'’^ Paragraph 8 die¬
ser Verordnung verlangte für die Anwerbung von Arbeitern
diesei' Gebiete die Vorlage .eines schriftlichen Arbeits-
Vertrags in polnischer Sprache, der zuvor durch den
entsprechenden Kreiakommandanten zu genehmigen war. Die
AHwerbebewilligung würde nur erteilt, so hieß es weiter,
wenn keine Bedenken gegen die Verträge 7orlägen.^6^

Wahrscheinlich wurde dieser uohon mehrfaoh von der deut¬
schen Regierung abgelehnce Passus, diesmal nicht für die
Galizier, sondern i’ür die russisch-polnischen Arbeiter
des österreichischen Okkupationsgebieten geltend, nioht
deshalb in üia Verordnung aufgenoramen, um die Lage der
Arbeiter zu bessern, sondern um das kenschenpoteniisl
dieser Gebiete in erster Linie der österreichischen Kriegs—

36) Der Direktor der Deutschen Arbeiter-Zentrale sprachvon 5 000 Angeworbenen Galiziern. DZA korsoburg, Rep.87 B, Arbeiter- und Angssteilfcensachon Mr. 18 A, Boih.I, Bd. 1 f. 105
37) Verordnungsblatt der £. u. K» Kllitärverwaltung inPolen, V. Stück, 29.6.1915, in: DZA Potsdam, Roichs-ant des Innern, LA. 0.—Polen, ßpez.Kr. 12. Bd. 1 Uir.19798) £.15-19
38) obd. f. 16
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Wirtschaft nutzbar zu machen. Dennoch konnte die Erfül¬

lung dieser Forderung die Deutsche Arbeiter-Zentrale und

andere deutaohe Institutionen zwingen, eie Löhne zu er¬

höhen und damit die Lage der in Deutschland befindlichen

polnischen Arbeiter zu verbessern. Damit sahen sich aber

die deutschen Großgrundbesitzer an ihrer empfindlichsten

Stelle getroffen. Die furcht, ihre Profite könnten bei

dieser Regelung geschmälert werden, ließ sie zahlreich

gegen diese Verordnung protestieren. Die dunkor stellten

nicht die frage, ob Österreich nioht deshalb die Anwer¬

bung in den von ihm besetzten Gebieten erschwerte, weil

die deutschen Behörden bislang die österreichische An¬

werbung im deutsch besetzten Gebiet Huesisch-P olens ver¬

hindert hatten. Die Deutsche Arbeiter-Zentrale brachte

vielmehr gegen den § 8 der Verordnung vom 27. 6. 15 vor,^

daß anläßlich der Verhandlungen über die Anwerbung in den

Flüchtlingslagern die Forderung nach konsularischer Vi¬

dier 1er Verträge seitens Österreich faUengelassen

wurde. Formal im Reoht war die Arbeiter-Zentrale, wenn

sie ferner hinwies auf das im April 1915 getroffene Zoll¬

abkommen, das die gegenseitige freie Anwerbung in den Ok¬

kupationsgebieten im Osten gestattete.*1'* Da aber, wie

erwähnt, den Österreichern die Anwerbung im deutschen

Okkupationsgebiet verweigert wurde, war es verständlich,

wenn die österreichischen Agrarier und Monopolisten sich

die Arbeitskräfte der ihnen zur Verfügung stehenden Ge¬

biete zu sichern suchten. Hioht zuletzt deshalb lehnte

die österreichische Regierung in ihrer Koto vom 23.10.15

die deutsche Forderung ab, die Anwerbung nioht nur in

den Flüchtlingslager , sondern a .-oh in den inzwischen

von russischen Gruppen geräumten Steilen j3-lizions zuzu¬

lassen, wobei sie zugleich bemerkte, daß in Galizien

selbst alle landwirtschaftlichen Arbeitskräfte gebraucht
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würden. Gegenüber der gegenteiligen Behauptung Deutsch¬

lands wies Caterreich mit Recht darauf hin, daß in den

Berliner Abmachungen vom Mai 1915 die deutsche Anwerbung

nur ln den galiziaohen Flüchtlingslagern gestattet wurde,

da u. a. zu dieser Zeit Galizien noch besetzt war, also

nooh keine Rede von der Anwerbung in diesem Gebiet gewe¬

sen sein konnte.

Auf die ständigen Bitten der Deutschen Arbeiter-Zentrale^

hin bemühte sieh die preußische Regierung, bei der öster¬

reichischen Regierung die Streichung des ¿ 6 der Vca-Ord¬

nung des Armeeoberkammandanten zu erreichen} er sollte

durch eine allgemeine Vorschrift erseczfc werden, wonach

di® .Anwerbung mit den bisherigen Formularen der Deutschen

Arbeiter-Zentrale gestattet wäreDie Regierung der

Donaumonarchie war aber nicht gewillt, auf den § 8 zu

verzichten. Sie betonte, daß er nicht im ¿siderspxuch zum

Zollabkommen stände, da in diesem nur freie Anwerbung und

freier Greneüber tritt zugesagt, nicht aber die unkon¬

trollierte Verfügungsgewalt Uber die Arbeiter ohne Rück¬

sicht auf die Hofeeitsrechte festgelegt wären. Zugleich

erhob Österreich Beschwerde Uber die Behinderung der An¬

werbung in den deutsohbesotztar. loilan Russiaah-í oleas

In der weiteren Verfolgung dieser Angelegenheit erwies ea

sieh, daß es den deutschen Junkern bzw. ihren Regler«»» '

gen nicht um die Durchsetzung eines vermeintlichen Rech¬

tes ging, sondern darum, möglichst viole und billige Ar¬

beiter sus dem Ausland zu erhalten. Hicht gewillt, den

ausländischen Arbeitern glelohe Rechte ainzuräumen, wie

den deutschen und sich den österreichischen Forderungen zu

fügen, suchten und fanden sie einen Ausweg. Der General—

42) Kote s. DZA Potsdam, Reichsamt das Innern, Polizei¬
wesen-Gen. Er. 5, ach. 2. Bd. 5 (Er. 15715), f.239/240

45) vergl. ebd. f. 165/166, 1b&-171
44) Vergl. DZA Potsdam, Reichsamt des Innern, IA.C.-Polen,

Spee. Er. 12, Bd. 1 (Kr. 19798) f. 25-27; DZA Poto-
- dam, Reichsamt des Innern, Polizeiwesen-Gen. Er. 5,

adh. 2, Bd. 5 (Er. 15715) f. 140
45) Vergl, österreichische Koten v. 2.12.15 u. 17.12.15,

DZA Potsdam, Keiohsamt des Innern, Ia.O.—Polen.Öpez.
Hr. 1g, Bd. 1 (Hr. 19798), f. 77-79 u. 81/82
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gouverneur des Generalgouvernements Warschau, v. Baseler,
igen der Deutßohen Arbeiter-Zentrale bu-

bung im Generalgouvernement nicht eher zu erlauben, ehe
nicht üsterreioh auf die im § 8 der Verordnung des Armee-
ober kommandanten aufgeatellte Forderung verzichtete. Zu¬
gleich aber .sprach er eich für die Aufreohterhaltuag des
Status quo aus, d. h. des Zustandes, daß entgegen dom
Zollabkommen jeder der beiden Staaten nur in dem von ihm
besetzten Gebiet Arbeiter anwarb. Diese Regelung war vor¬
teilhafter für Deutschlandj

"Bio Befürchtung, daß die Österreicher mehr Arbei¬
ter bei uns he rausue Innen, als wir in der Lage sind,in ihrem Okkupationsgebiet anzuwerben, ist nichtvon der Band zu weisen." 47)

Deshalb sollte erwogen worden, ob nicht der bestehende
Zustand aufreohteuerhalten wäre.

Wenn der vom Genera lgouvemeur gegebenen .Anregung Folge
geleistet wurde, so zeugt des nur vom Willen der deut¬
schen Regierung, das Zollabkommen auszuautzen, um Arbei¬
ter aus dom Österreichischen Okkupationsgebiet zu erhal¬
ten j Preußen—Deutschland brach in dem Augenblick getrof¬
fen a Vereinbarungen, als Österreich auf sein in diesem
Abkommen fiiriartee Rocht, im Generalgouvernement nazu-
warben, pochte.

Sndgtlltlg entschieden wurde die Frage, ob weitere Verhand¬
lungen mit Österreich über die Ausführung des Zollabkom¬
mens stattfinden oder die bestehenden Zustände beibehäl¬
fesn werden sollten, am 1. 2. 1916 ln einer im Seichsamt
des Innern stattfindenden Besprechung.^-0^ Obwohl die Ver¬
treter des proußlsohen Landwirteohaftsminieteriums und

46) ebd. f. 60/61
47) obd.
48) An der Besprechung nahmen Vertreter des Reichsamtesdes Innern, des Auswärtigen Amts, der preußischen Mi¬nisterien für Handel und Gewerbe, Landwirtsohaft und• Krieg, des Generalgouvernements Warschau und der Deut¬schen Arbeiter-Zentrale teil. Aufzeichnung über dieseBesprechung s. ebd. f. 101-107

dafür ein, die österreichische Anwer-
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dar Arbeiter-Zentrale au bedecken gaben, daß im öster¬

reichischen Okkupationsgebiet mehr landwirtschaftliche

Arbeiter aageutorbea werden könnten als im Generalgouver¬

nement tsaraohau, . ^ führte die üiskusoion aum Beschluß,

den s, 9 des Zollabkommenn nicht sussuflhron; Jode Partei

sollte in dem von ihr besetzten Gebiet anwerben. Weitere

Verhandlungen mit Österreich über die Auslegung das 2oll-

abkomaeas in dieser Frage hielten die Teilnehmer an der

Besprechung für zwecklos.^0'’ Trotz dieser Ablehnung der

österreichischen Forderungen besaßen nie anwesenden Ko—

giorungsVertreter aber die Frechheit — lanin erklärte

einmal zu rsobts

"Mensohllohen instand - in der Welt der Kapitalisten
soll man ihn nicht suchen}" 51) -

zu empfehlen, die deutsohe Regierung solle zuglaioh er¬

klären, daß nie es für dringend halte, mit wsterreiou

Uber die Frage der Anwerbung galizischer Arbeiter zu

.verhandeln,^

Kachriera am Jahresende 1913 die österreichische Regierung

die Anwerbung in den Flüchtlingslagern verbeten hatte,

erklärte der deutsche Reichskanzler unter iiinweis auf die

Frühjahrsbestellung und die wachsende iäoohfrnge nach

Arbeitskräften mit Schreiben vom 15. 2. 1916 erneut die

Bereitschaft der deutschen Regierung zu baldigen farh^ad—

langen über die Anwerbung österreichischer Arbeiter.^

Brei Tage später teilte die österreichische Botschaft dem

Auswärtigen Amt mit,^ daß mit Rücksicht auf die

8nahezu gänzliche Erschöpfung das in den Flücht¬
lingslagern verfügbar gewesenen Arbelterreeer-
voirs die Arbeiteranwerbuag von fallwaisen Aus¬
nahmen zugunsten bringender militärischer Arbeiten
abgesehen, überbauet eingestellt werden mußte." 55)

49) ebd. f. 103
50) ebd. f. 105
51) Lenin, werke Bd. 24, S. 13
52) BfA Potsdam Reiohsamt des Innern, IA.Ü.-Polen,' ;pez.

Br. 12, Dd. 1 (Br. t9798), f. 1ü5
53) DZA Potsdam, Raiohsnnt ries Innern, Polizeiwesen-Gon»

Kr« 5 ödb« 2, Bd. 5 (Br. 13713), f. 312} Bemericun-ÖnderministerfürLandwirtschaftunddesInnern
erzu q. ebd.

34) Bote v. 1j8. 2. 1916, ebd. f. 337 - 338
55) sbd. f. 3.57
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Falls dennoch in Frühjahr an cila übcrlasoung iibcrochüo-
eiger Arbeitskräfte an Deutschland gedacht werden könn¬
te, müßte die Anwerbung abhängig gemacht werden von der"vorherigen Sicherung eines ausreichenden Schutzes der
österreichischen Saisonarbeiter im Deutschen Reiche und
selbstredend auch von der Sanierung dos hinsichtlich der
Arbeiteranwerbung aus dem doutschen Okkupationsgebiete in
Polen bestehenden, den getroffenen Vereinbarungen nicht
entsprechenden Zustandes

Seit dieser Zeit war, so wußten die deutschen Großgrundbe¬
sitzer und die -Regierung endgültig, eine Anwerbung öster¬
reichischer Staatsangehöriger bsw. von Arbeitern aus dem
österreichischen Okkupationsgebiet nur unter Zugeständ¬
nissen sozialer und reohtiioher Art möglioh. obwohl die
Junker vielfach über .Arbeitermangel klagten, waren eie
zu diesen Zugeständnissen nicht bereit und bemühten sich,
in Belgien und im deutschen Okkupationsgebiet des Ostens
verstärkt Arbeiter nnsuwerben und auf diese ¿eise don
Ausfall der Galizier zu kompensieren. Zugleich waren sie
aber bemüht, alle nur möglichen Wege einzuschlagen, um
die noch in Deutschland befindlichen Arbeiter aus der
Donaumonarchie im Inlande festzuhalton. Als die öster¬
reichische Regierung im Herbst 1915 die Rückkehr mög¬
lichst vieler Saisonarbeiter aus Deutschland in die Hei¬
mat erbat, um sie ?m Wiederaufbau der durch die Kriegs-
handlangen zerstörten Wirtschaft Galiziens mitwir men zu
lassen und als sie die deutsche Regierung um üithilfe
bei der Rückführung dieser Arbeiter ersuchte,verhiel¬
ten sich die zuständigen Ministerien dos Deutschen Heii.-hes
bzw« Preußens ablehnend- Sin Beamter des Reiohoantes des
Innern vermerkte über eine am 1. 11. 1915 mit dem Qber-

56) obd. f» 557/556. Vergl. auch Österreichische Botev. 6. 5. 1916, DZA Potsdam, Reichs&mt des Innern,
Polizeiwesen-Gen. Br. 5, aah. 2, Bd. 6 (flr. 15714) f.210-212

57) - Rote vom 26.10.15, DZA Potsdam, Seiohsamt des Innern»Polißeiwesen-Gen. Br, 5, adh. 2, Bd. 5 (Br. 13713) f.180-183



regierungsrat Lenz vom preuSiaohen Innenministerium durch¬
geführte Aussprache:

"Harr Geheiinrat Lena erklärte mir, Preußen habe nichtden geringsten Anlaß, die Heimkehr dar gnlizisohen
Arbeiter zu fördern, s/enn die K. und £. Konsul^rKm-
ter die heimkehrenden Saisonarbeiter zu ..amraeltrans-
porten vereinigen wollten, sei dagegen niohts au sa¬
gen, eine Mitwirkung der Deutschen Arbeiteraentrale
und der Landwirtsohaftskammern hierbei sei jedoch
in keinem Felle auaulassen. Sine Beschränkung der
Beförderung euf bestimmte Verkehrslinien könne er¬folgen, eine Befreiung von der Paßpflicht soi doge-fennichtzugestatten.AuchseiendieMilitärbehür-

en zu ersuchen, keine Ersatzausweise für die fehlen¬
den Pässe zu genehmigen."58)

Diese Feststellung, die den vor dem kriege iibliehan Ge¬
pflogenheiten widersprach, stand m Anfang eines langen
Kampfes zwischen Deutschland und Österreich um die in
Deutschland seilenden galizischen Saisonarbeiter, deren
Zahl nach Angaben des Direktors der Deutschen Arbeiter-
Zentrale 1915 rund 5U 000 betrug.^ Sie kennzeichnet zu¬
gleich das Falschspiel des deutsohen Imperialismus. Einer¬
seits konnte die deutsche Regierung mit Rücksicht auf
die verbündete Monarchie nicht offiziell die Grenze für
die heimkekrenden österreichischen Staatsangehörigen
sperren, andererseits waren sie und die Junker nicht ge¬
willt, auf diese Arbeiter zu verzichten; deshalb bemüh¬
ten sie sich mit anderen Uitteln, deren Verbleiben in
Deutschland zu erreichen. Das machen folgende Vorgänge
deutlich:

Einige Enge naoh dem Empfang der österreichischen Bote
vom 26. 10. 1915 wies der preußische Kriegsminisfcer die
ihm unterstellten militärischen Koomandosteilen an, den
Galiziern naoh Ablauf ihrer Verträge die Heimkehr zu ge¬
statten. Es läge jedoch nicht im Interesse der deutsohen

53} ebd. f. 184
59) Bericht über die Konferenz der Deutsohen Arbeiter-Zen¬

trale v. 21.2.1516, DZA Potsdam, Reiohsamt des Innern,
Polizeiweeon-Gen. Kr. 5, adh. 2, Bei. 7 (Kr.13715)f.11.Diese Angaben beziehen eich nur auf die zumeist gali-zlsohen Arbeiter aus der österxeioh-ungarischen Monar¬
chie, nicht auf die polnisohen Arbeiter aus dem öster¬reichischen Okkupationsgebiet. iVas letztere anbetraf,
so teilte die öaterreioh-ungarisohe Botschaft mit Bote
vom 23v12.1916 mit, daß in Deutschland seit Kriegsaus¬
bruch aus dem späteren österreichischen Okkupationsgo-

Forts. fl. aeite
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Wirfcsohaft, ihnen diese Heimkehr zu erleichtern.6*^ Letz¬

tere Feststellung des Kxiegsniniatexs wurde allerdings

nicht in die Veröffentlichungen der GeneralkoräBandoe

aufgenommen. Go teilte des Stellvertretende Generalkoiumaa—

do des LC. Armeekorps in Altona in seinem Erlaß vom 2ü.

11* -15 lediglich mit, daß die Galizier, wenn ihre Vertra¬

ge abgelaufen wären, behördlicherseits an der Heimkehr

nioht gehindert werden dürften.61^ Auf österreichische

Boten vom 26. 10. 15, 2. 12. 1915 und 18. 1. 1916, in

denen die Rückkehr der Galizier gefordert wurde, erwi¬

derte das Auswärtige Amt am 27. 1. 16 ebenfalls, dis

preußisohen Zentralstellen hätte» nichts .dagegen einau-

wenden, wenn die österreichischen Wanderarbeiter .die Grau¬

se überschritten. Der Grenzübortrltt war jedoch an Be¬

dingungen geknüpft, die diese Erklärung in Zweifel ziehen

mußten. So wurde gefordert« 1. Sie Beförderung der öster¬

reichischen Arbeiter darf nur in Sammeltransporten er¬

folgen. 2. Arbeiter, die keinen Baß haben, benötigen eine

polizeiliche Beseheiniguag darüber, daß sie Wanderarbei¬

ter und österreichische Staatsangehörige seien» 5. Für

jeden Transport ist ein TeilnehmtrverBeiohnis ’ufBustei¬

len und den beteiligten Stellvertretenden Generalkomman¬

dos euz-ustellen, die diese Verzeichnisse ihrerseits dann

den Grenzüberwachungsstellen als Unterlage für die Kon¬

trolle an der Grenze zugehen lassen.62^

Forts, v. Seite 9*i

biet Russisch-Polens rund 95 000 Arbeiter featgehalten
wurden. Seit Kriegsbeginn bis Ende Juni 1915 waren
von Deutschland weitere rund 6 000 Arbeiter dieses Ge¬
bietes angeworben worden. Demgegenüber behauptete die
Deutsche Arbeiter-Zentrale, nicht der Wahrheit ent¬
sprechend, daß sie zu keiner Zeit während des Krieges
Arbeiter aus dem österreichischen Okkiqiationsgobiet
angewoxbon habe. Vorgl. hierzu DZA Berschurg, Rep.
87 B, Arbeiter- u.Angestelltensachen Ir. 18 A, Bei¬
heft I, Bd. 2, f. 22 u. 28

60) Drewniak, Robotnidy sezonowi. S. 205
61) Regierungsblatt Becklenburg—ichwerin,

Jhg. 1915, Ir. 191, 30.11., S. 1017
62) DZA Potsdam, Reichsamt des Innern, Polizeiwesen-Gen.

Sri 5, adh. 2, Bd. 5 (Br. 13713) f. 305
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Die unter den Punkten 2 und 3 genannten Forderungen stell¬
ten Säuerungen dar, die es offensichtlich darauf anleg¬
ten, den Abtransport der galizisohen Arbeiter zu verzö¬
gern. Dem entsprach es auoh, wenn euf eine Bsterreiohi-
aohe Bote vom August 1916, in der erneut die Unterstützung
der Heimreise der Galizier erbaten wurde,der Gehei¬
me Oberregierungsrat im Reiohs&mt des Innern, Dannann,
erklärte»

"Den Wunsch der österreichischen Regierung zu fördern,
liegt keineswegs in unserem Intereose. Jeder galizi-
sche Arbeiter, der im Inlande verbleibt, ist uns er¬
wünscht. In erster Linie ist Preußen an der Angele¬
genheit interessiert." 64)

Genauso dachten die preußischen Minister für Landwirt¬
schaft, des Innern und iles Krieges, die, obwohl sie un¬
ter Zustimmung des Staatssekretärs des Innern dem Auswär¬
tigen Amt erdfahlen,der österreichischen Regierung auf
ihre IJofce vom 29. 8. 16 zu antworten, daß diese RUokkehr
deutscherseits nicht behindert werden würde, wörtlich er¬
klärten»

"Die noch hier befindlichen Arbeiter werden zur Auf-
roohterhaltung unserer Wirtschaft dringend gebrascht,
ü'ix haben daher keine Veranlassung, die RUokkehr
dieser Arbeiter n«oh Österreich irgendwie au fördern,
um so weniger als die österreichische Regierung unse¬
ren ..'Unsohen in der Arbeiterfrage nlohts weniger als
Entgegenkommen gezeigt hat." 66)

Dieser Haltung entsprach ae auch, wenn der preußioohe
Landwirtachaftsminister auf eine Bemerkung der L^ndwirt-
oohaftakammer von üstpreußen, sie wäre vom Österreich—
ungarischen Konsulat gebeten worden, nach Sohluß der Sai¬
son die galiziaohen Arbeiter zu entlassen,allen -Land—
wirtsohaftokammern im November 1916 empfahl,derarti¬
gen Sünsohen des Konsulats nicht zu entsprechen und auf

63) Hote v. 29.8.16 s. DZA Potsdam, Reichsamt des Innern,
Folizeiwesen-Gen. IJr. 5, adh. 2, Bd. 6 (Kr. 13714)f. 36^/363

64) ebd. f. 363
65) ebd. f. 364/365
66) ebd. f. 364
67) DZ4.Hereebürg, Rep. 87 b, Arbeiter— und Angestellten—

Sachen Br. 18 A, Beih. I, Bd. 1 f. 286 u. 287
60) ebd. f. 289
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dessen Schreiben keine Antwort au geben. Bitten der

österreichischen Regierung gegenüber den gallziechen Ar¬

beitern für den Grenaübertritt Paßerleiohterungen zu ge¬

währen,^ verhielt aioh Deutschland ablehnend.^ -Auf

eine andere Bitte Österreichs, geschlossene Eisenbaha-

tranoporte bereitssuetellen, da für diese erleichternde

Paöbestimmungen bestanden, erklärte ein Vertreter des

Ulnlsteriins für öffentliche Arbeiten plötzlioh, eine

solch® Regelung wäre aus 'betriebstechnischen Gründen"
71*1

zur Zeit ausgeschlossen. J Auch der Versuch der öster¬

reichischen Regierung, die in Deutschland weilenden Arbei¬

ter aus den österreichischen Okkupationsgebiet zuriiokzu-

erhalten im Austausch gegen deutsche Rüoksiedlar aus Wol¬

hynien, sohlug fehl.^2' Daraufhin teilte Österreich nlt,^

daß es seine Forderungen beschränke und nur die ungehin¬

derte RUokkehr derjenigen Saisonarbeiter aus dom öster¬

reichischen Okkupationsgebiet erbitte, die naoh amtli¬

cher Feststellung zu H-use selbständige landwirtschaftli¬

che Betriebe hätten oder für das Fortbestehen landwirt¬

schaftlicher Betriebe der Angehörigen dringend benötigt

würden. Da diesen Wünschen "eine gewisse Berechtigung

nicht abgesprochen werden" konnte, empfahl der Staats¬

sekretär des Auswärtigen Amtes mit "Rücksicht auf das

Bundesverhältnis" mit Österreich ein Entgegenkommen zu

zeigen.^ Diese scheinbare Großmütigkeit war nichts als

eine politische Farce, entbehrte doch die Festhaltuag

der Arbeiter aus Österreich und dem österreichischen Ok¬

kupationsgebiet jeglicher Rechtsgrundlage, über diese

Tatsache war sich die preußisch-oeutsche Regierung auch

klar und oo hatte der preußiaohe Kriegeminicter a : 2.1.1917

69) Boten der österreich-ungarischen Botschaft v. 17. u.
23.11.1916 u. 4.12.1916 s. DZA Potsdam, Roichsamt des

Innern, Polizeiwesen-Gen. Hx. 5, adh. 2, Bd. 7 (Sr.

13715), f. 13.14 u. 71

70) ebd, f. 23, Aufzeichnung über Ergebnis der am 7.12.16

im Reiohsamt des Innern abgehaltenen Beratung über
Rückbeförderung der österreichischen iüanderarbeitex.

71) obd. f. 24
72j Vergl." ebd. f. 73,78,122. über die in dieser Frage im

Frühjahr 1916 zwischen Kriegsministeriunt und öster¬
reichischem Armeeoberkommando geführten Verhandlungen*,

•jffergl. DZ 4 Potsdam, Heiohssmt des Innern, ISilitaria-

Gen. Hr. 11,. «dh. 17», Bd. 2 (3r. 12381) f. 3
Forts, n. Seite
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festgestellt: Sa
fehlt lade fieobtsgruadlage, um des im Inlande sioh

aufhaltenden österreichischen Wanderarbeitern all-
gemein die Helmreise^Brlaubnls hu verweigern.” 75)

Trotz des Wissens um die Ungerechtigkeit ihres Vergehens

dachten die preußischen Behörden aber nicht daran» öster¬

reichischen Arbeitern irgendwie die Heimreise zu erleich¬

tern. In der am 26. 2. 1917 abgeh.«ltenen Besprechung zu

dieser frage'6' kamen die Anwesenden einstimmig zum Ent¬

schluß , den österrelohisohen wünschen in der Hauptsache

nicht zu entsprechen."^
"Es ist wichtiger» des intensives Sirtsohaftabstrieb

im Deutschen Selch naoh Möglichkeit aufrecht Verhal¬
ten, als unter offensichtlicher Schädigung der deut¬
schen Kriegswirtschaft den Sirtsohaftsoetxiab in den
Okkupationsgebieten zu heben." 78)

Da aber angeeiohts zwisohen Deutaohland und Österreich

bestehender "Seihungsfläohon" ein gewiseea Entgegenkom¬

men für nötig erachtet wurde, entstand der Vorschlag,

in gewissem Umfang Beurlaubungen für russisch—polnische

Arbeiter aus dem österreichischen Okkupationsgebiet zu-

zulaesen; vor Antritt des Urlaubs sollte aber ein gleich¬

wertiger Ersatzmann ¿enteilt werden

Bei dieser Bedingung konnte wahrhaftig sicht von einem

Entgegenkommen gesprochen werden; der Vorschlag bedeutete

faktisch die Ablehnung dee österreichischen Wunsches, denn

einmal war mit der Stellung eines Ersatzmannes für den

zu beurlaubenden Arbeiter ein langwieriges Verfahren vor¬

wärts. v. S. 97:

75) Bote vom 15.1.1917, DZA Potsdam, Beiohsamt des Innern,
„ Polizelwesen-üen.¿¡r. 5, adh. 2, Bd. 7 (Br. 15715)f.11»

74) ehd. f. 119

75) ebd. f. 107
76) An dieser Besprechung nahmen Vertreter des Seicbssuatcs

des Innern, des Auswärtigen Amtes, der preußischen Mi¬
nisterien, des Generslguartiermeleters und dee Verwal—
tungsohefs des Goneralgouverneraente Warsohau teil. Auf-

. Zeichnung über Ergebnis der Beratung s. ebd. f. 139-142
77) ebd. fr?40
781 ebd. f. 141
79) ebd. f. 141/142. Vergl« auoh Bote des Auswärtigen Amtes

V. 31.5.1917, ebd. f. 220.Zur ablehnenden Haltung Üater-
relohs e. dessen Bote v. 1.6.1917, ebd. f. 277/278



blinden, zum anderes entstanden große Reisekosten, Uber

deren Bezahlung sich dieser Torschlag nicht ausließ.

Schließlich hatte .die österreichische Regionun keine Si¬

cherheit dafür, daß die deutaohen Junker nach Rückkehr

der Urlauber tatsächlich den Ersatzmann wieder in die

Heimat entließen. .Auch die österreichische Regierung sohlen

diesen Vorschlag als Ablehnung der von ihr geäußerten,

mehr und mehr reduzierten Wünsche aufzufassen, denn eie

reagierte mit Zwangsmaßnahmen, ho verbot sie die Über¬

siedlung von Kolonisten deutscher Rationalität aus dem

ailitärgouvernement Lublin und dem Bareloh ihrer 4. Ar¬

mee nach Deutschland, die auf Ersuchen des deutsehen

GeneraIst*.bes und des preußischen Kriegsninioterluma durch

Befehl vom 5. 5. 1916 mit Einschränkungen äugelassen war.

Die Tätigkeit aller deutschen Etollea, die sich mit der

Arbeitexanwerbung und Rücksiedlung befaßten, wurde ira

österreichischen Okkupationsgebiet verboten. Arbeitsun¬

fähige und kranke Saisonarbeiter, die die deutaohen Be¬

hörden bislang einfach Uber die Grenze in ihre Heimat

abschoben, wurden jetzt von Österreich nicht mehr aufge¬

nommen.'^

Die preußisch-deutsche Regierung lehnte im Interesse der

Junker besonders Ende 1916/Anfang-,1917 kraß die öster¬

reichischen äüaaohe in der Saisonarbeitarfiage ab und

betrieb gerade zu dieser Zelt eine besonders gewalttäti¬

ge Politik gegenüber den Arbeitern aus Österreich bzw.

dem österreichischer Okkupationsgebiet. Das war bedingt

durch die zunehmenden Kriegsschwierigkeiten des deutschen

Imperialismus, die in den "Katorialschlachten1’ des Som¬

mers 1916 deutlich zum Ausdruck gekommen waren und die

mittels das Ende 1916 aufgestellten "Hindenburg-Programms"

80) äote V. 50.5.1917, DZA Potsdam, Auswärtiges Amt, Aua-
w&nderung-Gen.iir. 15. Österreich, Bd. 12 (Kr. 29S73),
f. 20/21. Vergl. 4uch ebd. f. 23-25. 3ber weitere Ver¬
handlungen in der Präge der deutschen KUoksiedler und
der la Lfirz 1917 hierüber getroffenen Vereinbarung
s. ebd. f. 26-28
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beseitigt werden sollten. Die Durchführung dieses Pro¬
gramms bedeutete die rücksichtslose Einbeziehung aller -
verfügbaren Arbeitskräfte in die Kriegswirtschaft, um da¬
für weitere deutsohe Arbeiter an die Front schicken zu
können. Die Interessen der verbündeten Donaumonarchie
wurden hierbei nicht berücksichtigt, was nur den labilen
Charakter imperialistischer Bündnisse baw. die Tatsache .
bestätigt, daß in den Beziehungen imperialistischer Staa¬
ten zueinander immer Macht vor fischt geht. Hatte die
preußisch-deutsche fiegierung besonders in den Jahren
1916/17 darauf hingewirkt, keine österreichischen Arbei¬
ter aus Deutschland herauszulassen, so bemühte sie sich
»ährend der gleichen Zeit und bis zum finde des Krieges
darum, jede Gelegenheit zu nutzen, um durch Druck auf
die österreichische fiegierung ihre Forderungen in der
fiaisonarbeiterfrage durohausetzen. fiehen den schon ge¬
nannten Beispielen sei hier nur noch auf den üiunsoh der
österreichischen fiegierung verwiesen, mit Deutschland
gesondert über die .im Interesse der Erhaltung der Öster¬
reichs eben öehrkraft gelegene Verhinderung der Auswan¬
derung wehrpflichtiger Österreicher für die Zeit nach
dem Kriege zu verhandeln; dieser wünsch, wurde sofort mit
dar deutschen Forderung zuniohte gemaoht, in diese Ver¬
handlungen die Frage der Anwerbung gallzischor Saisonar¬
beiter für die deutsohe Industrie und Landwirtschaft ein—
zubesiehea.8^

Diese Politik des Druckes und der Gewalt bestätigte und
unterstützte der Staatssekretär des Innern im Juli

191881

82^
mit folgenden Sorten:

"Bei der außerordentlich großen Bedeutung, welche
die Heranziehung ausländischer Arbeitskräfte für
unsere Volkswirtschaft besitzt, und bei der stajv-

81) Ober diese Verhandlungen vorgl. ebd. f. 4-0/41, 46/47,85, 104, 110, 115, 116-119, 126/127, 128, 155-142
82) Schreiben vom 13. 7. 18, ebd. f. 126/127
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ken Beteiligung Österreichs an der Gestellung von
Arbeitern für deutsche Betriebe in den Jahren vor
dem Erlege, erscheint es mir daher erforderlioh,
auch Jede andere sloh darbietende Gelegenheit au
benutzen, bei der wir in der Lage sind, Entgegen—
kommen von Österreich verlangen zu können, die
Forderungen durchnusetzen zu suohen, die wir zur
¡Sicherung der künftigen Anwerbung österreichischer
Zeitarbeiter zu stellen haben." 83)

Diesen Worten stimmte das preuBisobe £riegsminiaterium
Btt.0**' Geben jetzt, also noch während des Krieges, müßte,
so erklärte das liriegsminiaterium,

"für Öen Fall einer künftigen wirtschaftlichen Mo¬
bilmachung die uwanderung ausländischer Arbeits¬
kräfte als Lrsate für zum Heere einberufene Deut¬
sche ernstlich ins Auge gefaßt werden. Das Kriogs-
amt hat es daher sohon lange als eine seiner wich¬
tigsten Aufgaben betrachtet, innerhalb seines Ge¬
schäftsbereiches die Zuwanderung ausländischer
Arbeitskräfte jetzt und für die Zeit naoh dem Krie¬
ge in jeder Hinsicht zu fördea^n." 85)

unter dieser "Förderung" zu verstehen und was von
der Politik des deutschen Imperialismus in der Saison—
Arbeiterfrage gegenüber Österreich—Ungarn zu halten war,
ging aus den Forderungen hervor, die 1917 in den "Gruad-
aügea" für den Abschluß eines Stnatavertrnges mit Öster¬
reich über die weitere Zulassung dar Zeitwanderuag öster¬
reichischer Arbeiter naoh Deutschland und die -Freiheit
der überseeischen Auswanderung8®-* zusasmengefaßt waren.
Hach diesen "ßrundziigen" sollte die österreichische Se-
gierung die Saisonwanderung aller, besonders der gnlizi—
sehen Ai-beiter nach Deutschland ungehindert eulassen,
ohne Paßbesohr&nkungen festzulegen. Die deutschen Anwer-
beorganisationen durften in ihrer Anwerbung nicht bohln-
dert werden und sollten rechtsgültige Arbeitavertrlige ab-
achließen können, ohne daß die österreichischen Behörden

83848586

83) obd. f. 126
84) Sohreiben v. 27. 7. 18, ebd. f. 128
85) «bd.
86) "Grundzüge” a. BZA Potsdam, äeiohsamt des Innern,

Polizeiwesen-Gen. Hr. 5, adh. 2, Bd. 7 (Br. 13715)
£. 316/317
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dabei mit zuwirken und Gebühren zu erheben hätten.8^

Die "Grundzüge", die üsterreioh in Form des St-otsVortra¬ges «ufgezwungen werden sollten, enthielten all die Forde¬rungen, die der deutsche Imperialismus besonders in denJahren ab 1915 gegenüber Österreich durchsuaotnon
auohte.Da ihm das während der üriegszeit nicht gelang und diedeutschen Junker nioht gewillt waren, die seit Ende 1915verbotene Anwerbung gallziaoher Arbeiter durch Zugeständ—niose sozialer und rechtlicher Art zu ermöglichen und vongewaltsamen Versuchen, die freie Anwerbung durohzuaetzea,abzugehen, verzichteten sie lieber auf die österreichi¬schen Arbeiter und bemühten sich dafür, die Anwerbung inBelgien und im Generalgouvernement Warschau zu forcieren.Wenn sie Ende 1916 zur Jiwangsanwerbung in diesen Gebietenübergingen, nachdem die Anwerbung auf "freiwilliger" Ba¬sis nioht die gewünschten Erfolge zeitigte, so bestätigtdas erneut die sohon ln den Auseinandersetzungen mit Öster¬reich während der Jahre 1915 und 1916 zutage getreteneTatsache, daß die deutschen Junker und Monopolisten immerdann zum Mittel des Druckes und des brutalen Zwanges grif¬fen, wenn sie ihre Profite gefährdet glaubten bzw. befürch¬teten, sie nicht auf andere Weise erhöhen zu können.

*

B7) ebd. f. 316
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2. Die Anwerbung polnischer Arbeiter aus Generalgou¬

vernement ffaraohau and die Lage der Schnitter in Deutsch¬

land ln den Jahren 1915/1916

Io Frühjahr 1915, nls der Arbeltaxaa&gsl in der deutschen

laadwirtsohsft spürbar wurde und die Gefahr bestand, daß

aus Österreich—Ungarn keine Arbeiter herangesogen werden

konnten, gab der preußische Innenminister v. Loeboll im

preußischen Landtag der Hoffnung Ausdruck, alle in den

von deutschen Truppen besetzten Gebieten brachliegenden

Arbeitskräfte für landwirtschaftliche Arbeiten in Deutsch

land zu gewinnen.“0^ In der Tat kamen in diesem Frühjahr

aus den deutsohbesetsten Gebieten Russisch-?olens viele

Arbeiter nach Deutschland, wie es vor dem Kriege auch der

Fall war. Sie kamen freiwillig, sofern bei aanderarbeit von

Freiwilligkeit Überhaupt die Rede sein kann, da, wie Le¬

nin erklärte, "nur die äußerste Hot die Menaotxen zwingt,

ihre Heimat zu verlassen."09) Diese Feststellung Lenins

galt wahrend des Krieges um so mehr, als, im Verhältnis zu

den VorkriegeJahren, der wirtschaftliche Zwang für die pol¬

nischen Arbeiter, .sieh zur Saisonarbeit nach Deutschland au

begeben, nooh gewachsen war; abgesehen von den Kriegaeohä-

den, die in Russisch-?ölen entstanden, wurde die Wirtschaft

des Landes von der deutschen Desatzungsnaoht systematisch

ruiniert. Das gab auch der Verwaltungsohef des 1915 vom

deutschen Imperialismus gebildeten Generalgouvernements

viarsohau, v. Kries, zu, wenn er erklärte, im Kriege wäre

mangels jeglicher Rohstoffe eine blühende und große Industrie

in Russisch-Polen zum Erliegen gekommen, die vor Friedens-

sobluß nicht wieder aufgebaut werden

könnte.8889

90) Allerdings

88) Haus der Abgeordneten, 22. Legislaturceriode, lI.Gess.,
1914/1915, Bd. 7, Berlin 1916, S. 057t>/8571, Sitz*. v.
2.3.1915. Vergl. -.uch ebd, S. 8552

89) Lenin, Immigraolja, 'S. 411
90) DZA Potsdam, Reichsamt des Innern, Pollzeiwesen-Gen.

Hr. 5, adh. 2, Bd. 5 (. 13713), f. 204/205





Unter diesen Bedingungen, die au großer ArboitGiosigkeit

und za einer wirtschaftlich äußerst schweren Hotläge
für das polnische Volk führten, bestand für einen großen
Teil der Arbeiter die einzige Hoffnung, dom Hunger zu
entgehen und die Lebenslage zu verbessern, darin, Arbeit
in Deutschland anzunehmen. Aua diesem Grunde gelang es
der Deutschen Arbeiter-Zentrale, die mit ¡¿riegsbeginn das
alleinige Monopol der Anwerbung ausländischer Arbeiter
erhielt,^ in dor Zeit vom 1.1. 1915 bis zum Frühjahr
1916 ca 70 bis 80 000 ruseisoh-polnisohe Arbeiter anzu—
werben, von denen etwas weniger als die Hälfte in der
deutschen Landwirtsohaft eingesetzt wurden. Da auch die
dautsohen Behörden des Generalgouvernements Arbeiter on-
warben und zudem aus den Grenzgebieten polnische Arbeiter
ohne Vermittlung der Arbeiter-Zentrale nnoh Deutschland
kamen, dürfte die Erklärung do3 Direktors dieser Zentra¬
le vom Februar 1916 richtig sein, wonaoh in der Zeit von
Anfang 1915 bis Februar 1916 oa 100 - 120 000 Arbeiter
für die deutsohe Industrie und Landwirtschaft aus den ba-
setzten Gebieten im Osten herausgeholt wurden.9^tfie stark

96) Wir sehen hierbei von der Tatsache ab, daß in der
ersten Zeit nach der Besetzung russischer Gebiete Agen¬
ten verschiedener deutscher Betriebe dort anwarben,
daß in einigen kreisen des später errichteten General¬
gouvernements Warschau, z. B. in Czenstoohau und Boad-
zin, der oborsohlosioehen Industrie die direkte An¬
werbung gestattet war und auch im Generalgouvernement
Belgien die deutsohe Schwerindustrie duroh das von
ihr gebildete Deutsche Industrie-Büro belgische Ar¬
beiter anwarb.

97) Stenographischer Bericht Uber die von der Deutschen
Arbeiter-Zentrale einberufone Konferenz .am 21.Febru¬
ar 1916 ..., S. 14, ins DZA Potsdam, Aoiohaamt des In¬
nern, Polizeiweeen-£-en. Nr. 5, «dh. 2, Bd. 7 (Nr.
13715) f. 177. Bs ist sohwer, exakte Z^hlemngabon zu
gewinnen, da sich Angaben der Deutschen Arbeiter-Zen¬
trale und aadenter deutsoher Behörden widersprechen.
So teilte der Direktor der DAZ am 24.1.1916 dom Staats¬
sekretär des Kdl mit, daß die DAZ in der Zeit vom 1.1.
15 -15.1.16 46 461 Arbeiter, davon 18 574 polnische
Felderbeiter, für die Landwirtschaft, angeworben habe.
(DZA Potsdam, Keichsamt des Innern, Polizeiwesen-Gen.

. Br. 5, adh. 2. Bd. 5 (Nr. 13715) f.252. Demgegenüber
heißt es im Viorteliahresborioht des Verwnliungaobefs
des GG WnrsohAU für dio Zeit v. 1.10.15 - 31.12.15,
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die deutsche Verwaltung des Generalgouvernements auf die

Vermittlung von Arbeitskräften nach Deutschland hinwirkte,

kann aus den Worten des Verwaltungschefe selbst entnommen

werden:

"Die Behandlung der Arbeiterfrage wird von dem Gedan¬
ken getragen, die brauchbarsten Arbeitskräfte für
die deutsche Industrie und Landwirtschaft au gewin¬
nen, in zweiter Linie der hiesigen Landwirtschaft
die erforderlichen Arbeiter au sichern ..." 98)

Ilm dieses :7.iel au erreichen, wurde auch die Anwerbung im

Generalgouvernement im Verlaufe des oahres 1915 und in

den ersten Monaten von 1916 in ein festes, umfassendes

System gebracht. Bas fand seinen Ausdruck in dem Erlaß

des Verwaltungschefs des Generalgouvernements vom 12. 3.

1916, der an die deutschen Kreieohefs gerichtet war*®^

Dieser Erlaß ging davon aus, daß die deutsche Landwirt¬

schaft Arbeiter brauchte und die Arbeitslosigkeit im Ge¬

neralgouvernement Abhilfe verlangte.

*I

Forts* v. £>» 105:

daß die DAZ bis 30.11.15 30 170 landwirtschaftliche
und 11 950 industrielle Arbeiter nach Deutschland ver¬
mittelte. (DZA Potsdam, Heiohs-Justizamt, Völkerrecht
11 e/19, Bd. 1 (Br. 7752) f. 206 bevr. 3. 58). «ja 9.5.16
sehrleb die DAZ dem Staatssekretär des ßdl, sie hätte
in der Zeit vom 1.1.15 - 30.4.16 aus Kusslsoh-Polen
naoh Deutschland 64 770 Arbeiter eingeführt, wovon
knapp.die Hälfte in der Landwirtschaft eingesetzt wur¬
den. (DZA Potsdam, “eiohsamt des Innern, Polizeiwesen—
Gen. Nr. 5, adh. 2, Bd. 6 (Mr. 13714), f.222).Naoh an¬
deren Angaben der Deutschen Arbeiter-Zentrale wurden
in der Zeit v. 1.1.1915-31.2.1916 durch die DAZ an
landwirtschaftlichen Arbeitern eingeführt und vermit¬
telt« 59 537 Arbeiter,' 72 Knechte und 73 Mägde. Unter'
diesen befanden sich auch Arbeiter aus Dänemark und oa
I 000 Arbeiter aus Holland. Letztere wurden zum großen
Peil als Stallpersonal beschäftigt. (DZA Potsdam,
Reiohsamt des Innern, 14. O.?olen. Spez Nr.12, Bd. 1
/Nr. 19789/, f. 164). Der Verwaltungachef des GG
schätzte in seinem Vierteliahresbericfct für die Zeit
v. 1.10.15-yt.12.15 Die Zahl der insgesa t bis 30.11.15
aus dem GG nach Deutschland vermittelten Arbeiter auf
79-®) 000. (DZA Potsdam, Relohs-Justizarat,Völkerrecht
II a/19, Bd. 1 (Kr. 7752) f.206 bzw. S.58). Auch der
Direktor der DZA gab zu, daß die Zahl der naoh Deutsch¬
land ohne die Vermittlung der DAZ gekommenen nicht un¬
bedeutend war. (DZA Potsdam, Reiohsamt des Innern,Kill-
taris-Gert. Jtr. 11, adh. 17«, Bd. 1 (Nr. 12380) ,f .264).
Es kann angenommen werden, daß jeweils die Hälfte der
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•'Diese Umstände zwingen dazu, die Arbeiter-Anwerbung
im Generalgouvernement mit größerem Nachdrucke au
betreiben und UnZuträglichkeiten, die ihr bisher
hinda^l^h gewesen sind, nach üögliohkeit obeustel—

Im Einvernehmen mit der Deutschen Arbeiter-Zentrale wäre
feotgclegt worden, so hioß es, die Arbeiteranwerbung im
Generalgouvernement, soweit sie niebt duroh die behörd¬
lichen Arbeitsämter in Warschau, Lodz, Sosnowice und
CBonatocb.au vorgeaommen würde, lediglich duroh die Ar¬
beiter-Zentrale zu betreiben..j^ie dem Erlaß zu entnehmen
ist, besaß diese Zentrale damals sohon 29 Geschäftsstel¬
len - 10 Haupt- und 19 Nebenstellen - im Generalgouverne¬
ment.^01' Drei weitere Gesohäftsetallon hatte sie im Ge¬
biet des übarkommnndos Ost, und zwar in Bi-lyatok, Grodr
no und Dilna«^0^' Gm das ¿3 ns.rBiaon "unliebsamer" Dienen—
te naoh Deutschland zu verhindern, mußten die Vermitt¬
lungsstellen der Deutschen Arbeiter-Zentrale, dlo sich
"Zweigstelle der Deutschen Arbeitor-Zantrale beim K iaer-
iichaa äreisohef von ..." nennen durften, dem JCreischef
und der zuständigen öxtliohea Polizaistelle der "Zantral-
Polizeisfcelle Warschau" vor der Abbeförderung der Arbei¬
ter nach Deutschland namentliche Listen vorlogen. Diese
Listen waren, sollten uie als Ausweis für den Transport
und den Grsnaübergaag gelten, mit einem inbodenkliohkeits-
vermerk der genannten ¡¿teilen zu versehen."*0^'

Forts, v. S. 106:

naoh Deutschland vermittelten Arbeiter in der L nd—
Wirtschaft eingesetzt wurde.

96) DZA Potsdam, Deiohs-Justizamt, Völkerrecht 11 a/19,
Bd. 1 (Nr. 7752) f. 264 (S. 40)

99) DZA Potsdam,' »eichaamt des Innern, Dilitaria-Gen.Nr.
11, adh. 17a, Bd. 1 (Sr. 12380) f. 407-415

100) cbd. f. 407
101) ebd. f. 408/409
102) DZA Potsdam, Deichsamt des Innern, Polizeiwesen-Gen.

Hr. 5, adh. 2, Bd. 6 (Nr. 13714), f. 223
103) DZA Potsdam, ueiuhaaot des Innorn, Militaria-Gen.Alr.

. 11, adh. 17®, Bd. 1 (Br. 12360) f. 410/411



Der Erlaß vom März 1916 widerspiegelt das sage Zus.ammeBr»

wirken der deutschen Behörden des Generalgouvernements

und der Arbaiter-J3 entrale in Verfolgung des gerneins«mea

Sieles, möglichst viele russisoh—polnisohe Arbeiter sus

den okkupierten Gebiet der deutschen Kriegswirtschaft

sur Verfügung au stellen.

Während der deutsche Imperi-lianua die arbeitsfähigen Be¬

wohner des baaetztea Gebietes durch deren Einbeziehung

in die Kriegswirtschaft *uszunutzen suchte, kümmerte er

sich um die Nicht-arbeitsfähigen nioht, oa sei denn, er

konnte aus ihnen ebenfalls .Profite ziehen. Letzteres wurde

im Gebiet dee Oberbefehlshabers Ost durch .Förderung der

Auswanderung Arbeitsunfähiger versucht. Biese Versuohe

standen nioht nur lra Zusammenhang mit den materiellen

Interessen der deutschen Gohiffohxtsgesellsohaften,sondern

waren zugleich verbunden mit den Aggreeaionspläaen des

deutschen Imperialismus. Das geht deutlich aus einem

Schreiben des Oberquartiermeiaters bei Oberost, v. ¿Isen—

hard—..othe, vom 2.12.1915 an den Reichskanzler hervor,

in dem die Verringerung der Bevölkerung des besetzten Ge¬

bietes durch Auswanderung als bestes Mittel, Veraorgungs-

sohwiorigkeltan zu vermeiden, empfohlen wurde. In dieser

Verbindung stellte dar überquartiermeieter fest:

"Das bei Friedanaachluß etwa abgetretene Land (d.h.
wahrscheinlich Kurland und Litauen, L.L*) wäre dann
durch minder wünschenswerte Elemente weniger be¬
lastet, zumal, wenn es gelänge, zahlreiche Polen ,
und Juden zum Verlassen ihrer Keimet zu bewegen.

In einer Despreohung am 21. 2. 1916 bei Oberost, an der

Vertreter des Auswärtigen Amtes, der deutschen Schiff—

fahrt3gesellaebaften und Jüdischer Hilfsorganisationen

104) DZA Potsdam, Auswärtiges Amt, Auswand er ung-Gen.ilr.
56, Bd. 1 (Br. 30002) f. 1

105) ebd.
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gen Menschen bzw. dei*en Auswanderung Profit zu ziehen
suchte.

Obgleioh in den Jahren 1915/16 die schlechte wirtschaft¬
liche läge viele polnische Arbeiter zwang, der Gefahr des
Verhungerns durch die Wanderung nach Deutschland zu be¬
gegnen und obwohl die deutschen Behörden des Generalgou¬
vernements Warschau gemeinsam mit der Deutschen Arbeitor-
Zentrale alle Mittel anwnndtcn und auch vor leeren Ver¬
sprechungen nicht Zurücksohreclcton, um diese Bewegung zu
fördern, wurden dennoch die Erwartungen und Hoffnungen
der deutschen Monopolisten und Junker nicht erfüllt. Der
Hauptgrund für die Weigerung vieler Arbeiter, nach Deuteoh_
lond zu gehen, lag nicht .darin, daß sie in der Kriegszeit
ihre Familien nioht verlassen wollten - nach F-.milienbe—
Ziehungen fragt der Imperialismus, besonders in-Kriege,
sowieso nioht ~j die Weigerung kam deshalb zustande, weil
die gebotene Möglichkeit, in Deutschland einen Verdienst
zu erhalten und mit ihm die Familie zu ernühroa, oftmals
nicht zur Wirklichkeit wurde. Mit anderen Worten gesagt»
.Schuld daran, daß der deutsche Imperialismus 1915/16
nicht so viele polnische Arbeiter für die Kriegswirtschaft
erhielt, wie er es plante, war nicht eine zu gute wirt¬
schaftliche Lage der Werktätigen in Polen, sondern die zu
schlechten Lohn- und Arbeitsbedingungen, die diesen Ar¬
beitern in Deutschland geboten wurden. Aus Deutschland
geflohene polnieohe Arbeiter hatten Über ihre gewaltsame
Ausplünderung auf den Gütern der preußischen Junker, in
Mecklenburg and anderen Bundesstaaten beriohtet. Von den
seit 1914 in Deutschland festgehaltenea Familienangehö¬
rigen waren, vielfaoh im Jahre 1915 weder ein Lebenszei¬
chen noch eine Geldsendung für die in der Heimat zurück¬
gebliebenen Familien eingetroffen. All diese und andere
Faktoren wirkten in der Richtung, daß Heile der polni¬
schen Arbeiterklasse es voxzogen, nicht nach Deutschland
zu gehen und lieber zu Hauee der Gefahr des Hungertodes
ausgesetzt sr,u sein. Gleiches bestätigte auoh der Direktor



-111 -

der Deutschen Arbeiter-Zentrale, der im September 1915

über die eohleohten Anwerbeergebnisse klagte; bei den

Polen» so erklärte er» bestände ein großes Mißtrauen ge¬

gen die Verhältnisse in Beutaohland.

In der lat hatten sloh die Lage der ausländischen Schnit¬

ter in Deutschland und die ihnen gegenüber von der preußisoh-

deutschsn Eegiorung getroffenen Maßnahmen weiter ver¬

schärft. In einer Eingabe vom Januar 1916111' führte der

während des Krieges in FürsorgeOrganisationen für pol¬

nische Saisonarbeiter tätige Politiker Karl P.oee, der

spätere Generalkonsul der Kepublik Polen in Deutschland,

wörtlich aus:

"Der polnische Arbeiter ist von dem Augenblicke ab,
wo er auf Grund des sogenannten 'freien* Arbeits¬
vertrages in seinem zukünftigen Aufenthaltsort in
Deutschland eintrifft, sofort durch eine dreifache
Kette der Abhängigkeit 1. vom Arbeitgeber, 2. von
der Polizeibehörde, 3. vom Generalkommando, in sei¬
nen Bewegungen gehemmt; die Unkenntnis der Landes¬
sprache macht ihn hilflos, entzieht ihm jede Mög¬
lichkeit. eine bessere Beschäftigung zu finden,
kurz er ist jeder Ausbeutung gegenüber schutzlos."11*'

Die polnischen Arbeiter würden sich besonders Uber Miß¬

handlungen, behördliche Beschränkungen und die starke

wirtschaftliche Ausbeutung beschweren.11^ Wenn auoh der

Direktor der Deutschen Arbeiter-Zentrale in seinen Rand¬

bemerkungen zu dieser Eingabe derartige liiöatände leug¬

nete und den geringen Lohn, den die Schnitter gegenüber

den deutschen Arbeitern erhielten, mit "Ungeschicklich¬

keit" und "Faulheit" der Polen begründete,1so konn¬

te der Reichskanzler angesichts der tatsächlich bestehen¬

den Verhältnisse nicht umhin festzustellen,
"daß hei der Beschäftigung der Arbeiter mancherorts

Mißstände bestehen ..."115)

110) DZA Potsdam, Beichsamt des Innern, Kilitaria-Gen.är.
11,«<?h._17«j Bd. 1 (är.J2580) f. 266_
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Vie die Tatsachen beweisen, bestanden iäißatände nicht
nur mancherorts. Das bestätigte auch die Denkschrift,
die finde 1915 der ßelchetagsabgeordnete Seyda an den Ver¬
walt unga hef des Generalgouvernementa »areohau richtete.116^
ln ihr wurden ähnliche Beschwerden wie die wen Karl Hose
genannten -<uf gef Ohrt. üb oh Beyda beklagten sich die pol¬
nischen Arbeiter vor allem über 1. Beschränkung der per¬
sönlichen Freiheit und Mißhandlungen, 2. wirtschaftliche
Ausbeutung und 3. Heranziehung au Arbeiten, die ihnen
nicht zueagten oder denen sie physisch nicht gewachsen
waren.11^' Obwohl der Verwaltungsohef des Generalgouver¬
nements viele der in der Denkschrift genannten Mißstände
als nicht existent bezeiohnete,118

119

120^ mußte er dooh fsst-
etellen:

"Es ist tatsächlich vielfach darüber geklagt worden,daß die polniaohen Arbeiter, wenn sie nach Deutsch¬land , dort wie Zivilgefangene behandelt, ja
~

sogar bisweilen direkt in Gefangenenlager untorgebraoht
werden." 119)

Die bei der Behandlung der polnischen .Arbeiter verkom¬
menden Mißstände faßte der Heiohstagsabgeordneto v.
Trampozynski schließlich am 13. 10. 1916 zusammen, wobei
er folgende Hauptbesohwordepunkte hervorhob:12c^
Mißhandlungen durch Arbeitgeber, Betriebs- und Polizeibe-
afflto.

Menschenunwürdige Wohnungen.
Sohleohto Kost.
Ausnutzung der Wehrlosigkeit der Arbeiter, u. a. zum
Eerabdrüokon des Lohnes,

Abzüge für verschiedene Versloherungskaseen, obwohl die¬
se Kassen den Arbeitern bei Unfällen oder Krankheit nichts
zahlten.

Zu langer Instanzenweg bei Anträgen auf Stellenwechsel usw.
Festhalten, in Gefangenenlagern bei Konflikten mit Arbeit¬
gebern.121^

116) Denkschrift s. ebd. f. 187-199
117) ebd. f. 190-192
118) vergl. ebd. f. 204/205 u. 219-222
119) ebd. f. 220 u
120) DZä Potsdam, “oiohsaot des Innern, Militär ia-Gen .iir .11, adh. 17*, Bd. 2 (iir. 12581) f. 40"
121) ebd. GleioUe Beschwerden brachte v.IrarapozTnsIci am 4.1116 im Heichstag vor.a.Heichstag, Bd. 308,1916,3.2128
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Das waren nur einige der Punkte, die den polnischen Ar¬

beitern berechti^n Anlaß zu Klagen gaben und ihren

Widerstand herausforderten. Vir wollen einige der Be¬
stimmungen und Mßetändo, die die Saisonarbeiter am
stärksten bedrückten, etwas genauer untersuchen. Das Zu¬
sammenwirken der einzelnen Faktoren ergab die geschilder¬

te Situation, daß ein l'eil der russisch-polnisohen Land¬
arbeiter sich der Forderung widersetzte, nach Deutschland

zur Arbeit zu gehen.

Zu den Bestimmungen, die die in Deutschland seit 191*
festgehaltenen und die seit 1915 aus Russisch-Polen zuge-

wanderten polnisohen Arbeiter am härtesten trafen, ge¬
hörte die im Herbst 1914 erlaasen® Anordnung, wonooh die¬

se Arbeiter nicht, wie vor dem Kriege, nach Beendigung

der Saison ln die Heimat zuriiokkehren durften und es
ihnen ferner verboten war, die Grenzen des ürtepolizei—

bezirkes ihrer Arbeitsstelle zu verlassen. Dieses Verbot

betraf nicht nur die wehrpflichtigen, sondern auoh alle
übrigen Arbeiter und Arbeiterinnen. In den Srlaasen des

preußischen Ministers des Innern über dis Inlandslogiti—

mierung für 1915 bzw. 1916^2^ wurde noch einmal darauf

hingewiesen, daß die Rüokkehr der russischen und lin all¬
gemeinen ;\uoh der galizisohen Arbeiter bis auf weiteres

gänzlioh ausgeschlossen war. Diese Bestimmungen lieferten

die Schnitter einem Junker oder Großbauern für mehrere

Jahre aus, was aber viele der während des Krieges Ange¬
worbenen erst in Deutschland erfuhren.1^ Sohon gering¬

fügige Übertretungen dea Ortsweoheelverbotes - oft ende¬

te der Ortepollzeibezirk sohon an der Grenze das jeweili¬

gen Gutes; Kirohbeauch und Bosuoh von Bekannten im be¬

nachbarten Dorfe galten sohon als Übertretung dieses Ver¬
bots — zogen Gefängnisstrafen naoh aioh, obglaioh die Ab—

122) Erlaß s. DZA Potsdam, Heiohsaiat des Innern, Poli_
zeiweeen-Cen. St. 5, adh. 2, Bd. 5 (Sr. 13713), f.
8 u. 202

123) Vergl. Ausführungen v. Txarapczynekis am 4.11.16 im
Reichstag, Reichstag, Bd. 308, 1916, S. 2127
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sieht .dep Kontraktbruohes bzw. der Flucht in vielen Fäl¬
len gar nicht vorlag« Da häufige Gefängnisstrafen hol
geringfügigen Vergehen die Schnitter den Junkern für
bestimmte Zeit, entzogen und ein derartiges Vorgehen «uoh
die Unzufriedenheit der Sohnitter vergrößerte, traten
verschiedene Gutsbesitzer, auch der Qberpräaidanfc üer Pro¬
vinz Posen, gegen diese Gefängnisstrafen und für andere,
nicht so direkte Methoden der Bestrafung der ausländischen
Arbeiter ein.12^ Der überpräeident begründete seine
Haltung mit folgendem Hinweis:

"Das haben die Beobachtungen im Laufe de3 lotstenJahres hier bewiesen., wo im Bereiche des II. Armee¬korps, welches die Saisonarbeiter mit besondererStrenge behandelt, fortwährend Entweichungen undstellenweise auch Exzesse vorgekommen sina, währendim Bereiche des V. Armeekorps nur ganz vereinzelteFälle zu verzeichnen gewesen sind." 125)
Aus den Worten des Oberpräsidenten sprach nioht die
Sorge um das Wohl der Schnitter, sondern die Furcht, daßdiese weglaufen

würden* Gerade zu dieser Zeit war die
Empörung der Sohnitter gewachsen. Das Verbot der Rückkehr
in die Heimat, oind sei es auch nur der vorübergehenden
Beurlaubung, hatte neben der Lohnverschleohtorung zu
starker Unruhe unter den Schnittern geführt. Dies be¬
stätigten verschiedene Landräte aus dem Regierungsbezirk
Magdeburg Ende Hovember/Anfang Dezember

1915.124125

126^ ln
großer Zahl, besonders .aus dem Kreise Jericho», kamen
Kollektiveingaben der ausländischen Landarbeiter an den
Regierungspräsidenten von Magdeburg, in denen um Entlas¬
sung in die Heimat gebeten wurde. Aufgrund des starken
Druokes empfahlen daher einige der Landräte dieses Re¬
gierungsbezirkes, den ßückkehrwünechen der Polen größeres

124) Schreiben des OberPräsidenten vom 9. 10. 15 an Mi¬nister des Innern, DZA Morseburg, Rep« 87 B, Arbei¬ter- und Angestelltensachon Kr. 18 A, Bd. 5125) ebd.
126) Schreiben des Regierungspräsidenten v. Magdeburg v.10.12.15 an Oberpräsidenten der Provinz Saohson,DZA Uer3eburg, ep. 87 B, Arbeiter- und Angsstellten-saohen Kr. 18 A, Bd. 5



- 115 -

Entgegenkommen zu zeigen, da schon verschiedentlich heia-
liohe Entweichungen von Schnittern vorgekommen wären, ‘ua

dem gleiohen Grunde traten die landräte ferner dafür ein,
die Ueigung der Landwirte, die Beschränkung der Polen
auszunutzen, zu bekämpfen»12^'..
Der waohsende Drang der Saisonarbeiter, in die Heimat
zurüokzukehren und der zunehmende Widerstand gegen RUok-
kahr- und Ortsweehaelverbot waren auch die Ursache dafür,
dafl.die Hiniater für Handel und Gewerbe, für Landwirt¬
schaft, des Innern sowie der Stellvertretende iiriegsml-
nioter in ihrem gemeinsamen Runderlaß vom 24. 9. 1915 an
die Oberpräsldenten über die Frage der künftigen Behand¬
lung der russisoh-polnisohen

Arbeiter,127

128129^ obwohl sie zwar
die Aufrechterhaltung der die Bewegungsfreiheit der
Sohnitter völlig einschränkenden Anordnungen Vorschlä¬
gen, doch zu überlegen baten, ob nicht Ausnahmen in
Gestalt kurzer Beurlaubungen zugelaasen werden könnten.

"Diesbezügliche vünsohe der ruseisohen Arbeiter sind
schon bisher zahlreich hervorgotreten, und sie er¬
scheinen an sich mit Rüoksioht darauf, daß viele
Arbeiter bei ihrer Einwanderung zu Hause ein An¬
wesen und Angehörige zurüokgelassen haben, die sie
seither nioht wiedergesehen haben, nicht unbegrün¬
det." 129)

In ihren weiteren Bemerkungen bereiteten die Minister je¬
doch die Ablehnung ihres Vorschlages durch die Junter
vor, wenn sie betonten, derartige Ausnahmen vom Rückkehr¬
verbot dürften nur in engen Grenzen zugelassen werden,
da keine Garantie für die Rückkehr der Arbeiter bestände
und eine zwangsweise Rückbeförderung ausgeschlossen wäre.
Das Qrtswechaelverbot sollte weiterhin aufrechterhalten

werden.

127) ebd. Vergi, ähnliohe Feststellungen in den Berichten
der Regierungspräsidenten v. Uerseburg v.14.12.15 und
Erfurt v. 14.12.15, ebd.

126) DZA Potsdam, Reichsamt des Innern, Kilitaria-Cren.Br.
v 11. adh. 17«, Bd. 1 (Hr. 12380) f. 261

129) ebo. An dieser Stolle sei auf die Sorte hingewissen,
die Sarntus Pieoha aus Pyrltz in Pommern schon am 26.
11.14 an das Stellvertretende Generalkommando dee II.
Armeekorps ln Stettin schrieb über die Haltung der
ausländischen Arbeiter, die im Herbst die Unmöglich—

Forts, n. Seite



Einige läge vor dem Ersoheinen dieses Erlasses hatte die
Deutsohe Arbeiter-Zentrale an die LMdwirtsohaftskaiamera
geschrieben150*' und unter Hinweis auf die Konkurrenz,
die der Landwirtschaft bei der seit den Frühjahr 1915
im Generalgouvernement Warschau betriebenen Anwerbung
durch die höheren Innustrielöhne entstand, empfohlen,
unbedingt für die weitere Aufreohterhsltung der Aufhe¬
bung der Freizügigkeit der ausländischen Landarbeiter

einzutreten:

"Lashalb wird daß Interesse der Landwirtschaft die
Aufreohterhaltung des Verbots, den Ortspolizeibe¬
zirk ohne behördliche Genehmigung zu verlassen,
erfordern. Es wird darüber hinaus zu erwägen sein,
ob nicht ein allgemeines Verbot des iVeohsels der
Arbeitsstelle ohne behördliche Genehmigung für die
landwirtschaftlichen Arbeiter ans ¡¿streben sein
wird.« 131)

Mit dieses Schreiben, das sogar die Verschärfung der
für die ausländischen Arbeiter erlassenen Bestimmungen

erwog, hatte die Deutsche Arbeiter-Zentrali den Ion ange¬
geben. In ihren .Antworten auf den Erlaß vom 24.9.1915
waren sich die Oberprüsidenten der preußischen Provinzen
einig in der Forderung, daß Rückkehr- und OrtewechEelver-
bot für die russisch-polnisohen Arbeiter auf jeden Fall
beizubehalten.152^ Haoh Konsultierung der Regierungsprä¬
sidenten, der Lnndwirtsohaitskajamarn und anderer Gremien
der Junker und Monopolisten»,hielten die Oberprüsidenten
die Einschränkung des EUckkehrverbots duroh Gewährung von
Grlauh für äußerst -bedenklich. Entweder sie lehnten eine
Urlaubserteilung ganz ab oder ließen sie nur für äußerst
zwingende Gründe gelten. Die Einstellung der Lsndwirt-

Forts. v. S. 115:
keit der Rückkehr erfuhren: "Rührend und menschlich
verständlich waren die Klagen der Mütter, die ihre
unmündigen Kinder in fremder Obhut daheim zurückge—
lassen hatten. — Beue Besorgnis und Unruhe zog in die
Sohnltterkasernen.n (LA Greifswald, Rep. 60 XI, Bd. 1
(Br. 1433)

150) Sohreibon v. 18.9.15, DZA Potedam-Reiohaast dos In¬
nern, Militaria-Gon.Hr. 11, adh. 17®, Bd. 1 (Br.
12380) f. 264-267

131) ebd. f. 264/265
132) Vergl. DZA Merseburg, Rep. 87 B, Arbeiter- und Ange¬

stelltonsachen Br. 18 A, Bd. 5,Schreiben d.Oberprä—

Forts, n. Seite
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8chaftskammern bzw. der Junker sprach aus dor Empfeh¬
lung "halte was du hast", die der Vorsitzende der L&nd-
wirtaohaftakfunmer von Sohleaien, v. Klitzing, gab»-'

Aufgrund dieser Meinungsäußerungen und nsohdem in einer

Besprechung in preußischen Innenministeriun an 22. 10. 15
über die künftige Behandlung der russisoh-polnischen

Arbeiter das ütiokkehr- und ürtswechaelverbot bestätigt
worden waren,1^ ergingen Ende Oktober/Anfang November
1915 seitens dor Generalkommandos aller Armeekorps gleich¬
lautende Befehle Uber die Behandlung der Arbeiter aus
Russisch-Polen.1ln

den Befehlen, die sich eng an die

(ts. v. S. 116:

sidenten von Ostpreußen v. 9.10.15 an Minister für
Landwirtschaft; Sohr. d. Oberpräsidonten v. .Vest-
nrcußen v. 9.10.15 an die Minister des Innern, für
Landwirtschaft, des Handele und des Krieges; Schrei¬
ben d. Oberpräsidenten v. Pommern v. 10.10.15 an Mi¬
nister f. Landwirtschaft; Schreiben des überpräsidea-
ten v. Posen v. 9.10.15 an Innenminister; Schreiben
d.Lündwirtsohaftekammer v. Schlesien v. 11.9.15 an
Oberpräsicienten d. Provinz; Sohreiben d.Überpräsiden¬
ten Y. Schlesien v. 9.10.15 an Minister des Innern,
des Handels, der Landwirtschaft und des Krieges;
Schreiben d.Oberpräsidenten v.d.Provinz Sechsen v.
9.10.15 an Minister f.Landwirtschaft. Ittr Pommern
vergl. ’uoh LA Greifswald, Rep. 60 XI. fid. 2, Schrei¬
ben d.Lsjidwirtsohp.ftskäramer v.5.10.15 an Oberpräsiden¬
ten} Sohreiben d.Landrats v.Landkreis Greifswald v.
30.9.15 .an Regierungspräsidenten v.Stralsimd; Schrei¬
ben d.Landrats v.Rügen v.1.10.15 an Regierungspräsi¬
denten v.Stralsund; SöhreIben d»Regierungsaräsidenton
v.Köslin v.5.10.15 an Überpräsidenten; Sohreiban d.
P.egierungspräsidenten v. Stettin v. 5.iü.15 an Obor-
präsidenton. la gleichen Band vergl. auch die Schrei¬
ben der Laadräte v. Bütow, Kolberg und Schlawe an den------------------------*- 1 v. Köslin, jeweils datiert v.Regierungspräsidenten i

133) DZ» Merseburg, Rep. 8? B, Arbeiter- und Angesteilten-
snehen, Hr. 18 A? Bd. 5. Sehr. v. 11.9.15 an überprä-
sidenten d. Provinz Schlesien.

134) Ab der Besprechung nahmen Vertreter d.preußischen Mini¬
sterien des Innern, des Handels, des Krieges und d.Land¬
wirtschaft sowie des Auswärtigen Amtes,' dos Reichsnmts
des Innern, von Oberoot, dem GG Warschau und der BAZ
teil. Aufzeichnung über die Besprechung s.HZA Potsdam,
Seiohsamt d.Innern, Militaria-Gon. Mr.11, adh.17%Bd. 1,
(Kr. 12380) f. 285-267

135) Beatätigtes Muster dieser befehle s. ebd. f.288/289



im Oktober 1914 erlassenen Beühle anlehnten, wurden

das Rüokkehrvsrbot beibehalten und das Verbot der Über¬
schreitung der Ortapolizeibezirksgrenze zum generellen

Ortaweohselverbot erweitert. Ausnahmen waren nur zura Be—
suoh der Kirche und Aufauchen des Arztes, des Apothe¬
kers oder der Hebamme zugelassen.138^ her Zweck dieser

Maßnahmen ging klar aus den Sorten hervor:

"Duroh die Erweiterung des bieherigen Verbots soll
einerseits der unerwünschte Wechsel der Arbeits¬
stelle weiter erschwert, andererseits verhindert
worden, daß die russischen Arbeiter eines größeren
Bezirks häufiger Zusammenkommen und durch unruhige
Geister zu Ordnungswidrigkeit und Widersetzlichkeit
aufgehetzt werden." Mfy

Bei diesen Bedingungen konnte es nur als formales Zuge¬

ständnis aufgefaßt werden, wenn unter bestimmten Umstän¬
den der Efeobsel der Arbeitsstelle, auch gegen den Willen

des Gutsbesitzers, naoh Ablauf des Axbeitsvertrages eie
zulässig erklärt wurde.138' Biese Festlegung führte so¬
fort zu Protesten seitens der Agrarier, die einen Stellen¬
wechsel gegen ihren illan nicht zulaasen wollten. Auf
derartige Linwände der Landwirtsohaftskammer der Provinz
Sachsen,139^ -die wiederholt wurden,1*0' entgogaste der
preußische Landwirtsohaftsminister aber, das völlige Ver¬
bot des «rbeitaatollenweohsels wäre bedenklich, da der
Grundsatz, wonach der Arbeitavertrag auf der freien Ver¬
einbarung beruhe, nicht verlassen werden dürfte.1*1^ Dem
Minister ging es hierbei gar nicht um die Einhaltung von
Rechtsnormen, die sowieso in der Praxis schon keine An¬
wendung mehr fanden, sondern er sah einen anderen Weg,
der nicht so offensichtlich die Rechte der Schnitter nuf-

136) ebd. f. 288 u. 291
137) ebd. f. 291

138) ebd. f. 291/292
139) DZA Merseburg. Rep. 87 B, Arbeiter- und ''*ngestolltep—

oaohen, Sr* Ta A, Bd. 5, Sehr. v. 30.11.15 an Mini¬
ster f.Landwirtschaft

140) DZA Merseburg, Rep. 87 3, Arbeiter- u.Angestelltensa-
ohon, Br. 18 A, öa. 6, Sohr. v.9.10.16 an Minister f.
Landwirtschaft

141) ebd. Schreiben v. 23.10.16 an Landwirtselir.ftskammer
d» Provinz Saohsen und Abschrift an alle Landwirt-
schaftskammern
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hob und auch au den von den Agrariern geforderten Ziele
führte. Die Forderung der Junker wurde, so legte er-dar,
in den meinton Füllen dadurch erfüllt, daß das Verlassen
des Ortapoliseibezirkes auf jeden Fall an die Genehmigung
der Ortspolizei geknüpft ®ax.^*2^ Der Sinister vertraute,
also der engen Verbindung zwischen Junkern und Polizei¬
behörden, und er hatte damit recht, kamen doch in der
Praxis nur selten Fälle vor, in denen die Polizei dem
Willen der Junker in dieser Frage nicht entsprach.

In den Ausführungabestirunungen zu den Ende Oktober/Anfang
fievenber 1915 erlassenen Befehlen der Generalkommandos
über die künftige Behandlung der russisch-polnischen
Arbeiter**'*' wurden Beurlaubungen nichtwehrpfliohtigex
Arbeiter ln dringenden Fällen erlaubt. Ala dringende läl—
le galten sotarere Krankheit oder 'J?od des Bhogefährton
oder der Eltern, vorgeschrittene Schwangerschaft, Erledi¬
gung dringender Reohtsgeaohäfte, sofern die Anwesenheit
hierbei erfordesrlioh war, um große Vermögensverluste ab—
Buwenden. Die Arbeiter, die erwerbsunfähig waren, erhiel¬
ten die Erlaubnis, für immer in die Heimat zurickzukehron.
Alle anderen russisch-polnischen Arbeiter, außer den- •.vehr¬
pflichtigen, durften auch naoh diesen AuafUhrungsbostia-
mungor nicht in die Heimat zurückkehren, obwohl das den mit
Rußland getroffenen Übereinkommen widersprach.

So war im Februar 1915 in Verhandlungen mit RnftUnd Uber
die seit Kriegsausbruch in Deutschland featgehaltenen
russischen Arbeiter festgelegt worden, alle weiblichen so¬
wie die niohtwehrpfliebtigen männlichen Arbeiter, außer Mi¬
litärs und Untersuohungagefangenen, in die Heimat reisen
zu laoaen» **'

Die Möglichkeit der Beurlaubung in den genannten Fällen
wurue eingeaohränkt, indem der Urlaub versagt werden soll-

1420 Ebd.
143) DZA Potsdam, Reichsarat des Innern, Militärie-Gon.Iir.11, adh. 17«, Bd. 1 (Er. 12380) f. 290-294
144) Vergl. Reichsteg, Bd. 320, Anlagen Hr. 645, S. 11
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te, wenn ein 'begründeter
Verdacht bestände, daß die be¬

treffenden Arbeiter die Urlnubazeit überschreiten oder

Var ea den Gutsbesitzern in die Hand gegeben, Urlaubs-em-
trüge unter Hinweis auf "Unzuverlässigkeit" der Arbeiter
nach Belieben abzulehnen. Oie AuaführungsbestiEimungen be¬tonten nämlioh ausdrücklich, eine Urlaubsgonehmigung sol¬
le von Landrat bzw. Bürgermeister nur nach vorherigen
Anhören der Arbeitgeber erteilt werden.Das Baur—
laubungsverfahren wurde nuoh dadurch erschwert, daß die
Arbeiter zum Teil ein Haftgeld hlnterlaseen mußten1“*"^
und die Legitimationskarte für den Grenzübertritt nicht
genügte, s andern ..ein Baß und ein vom ¿tellvextretenden
Generalkommando auszustellender Grenzausweis notwendigwaren.1“*'8' All diese Bestimmungen trugen dazu bei, die Be¬urlaubungen völlig vom Willen der Gutsbesitzer abhängig
zu machen. Die ablehnende Haltung der Junker gegenüber
der Beurlaubung der Schnitter, auf die wir schon hinwie-
een, war deshalb der Hauptgrund dafür, daß in der folgen¬
den Zeit nur sehr wenige Schnitter vorübergehend die An¬gehörigen in der Heimat besuchen konnten. Aus diesem
Grunds trugen die Befehle der Generalkommandos vom Herbst
191? nicht zur Beruhigung der Schnitter bei. Die Aufrecht¬
er halt ung des BUckkehrVerbots, die Verschärfung des Orts—
weohselverbots mußten den Widerstand der Sohnitter um so
mehr stärken, als sich zur gleichen Zeit die wirtschaft¬
liche Ausbeutung verschärfte.

Sohon im Herbst 1914 hatten sioh viele Schnitter gewei¬
gert, Arbeitsverträge für den hinter bzw. die Saison 1915
abzuschließen. Die Schnitter waren nicht bereit, durch
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ihre Unterschrift die niedrigen Löhne anzuerkeuaen; sio
wollten sich nicht für den fall eines Irledensachlusess,
der die Aufhebung des Bulägerungazuatandes und damit auch
des Eüokkehrverbot bringen mußte, durch die abgeschlosse¬
nen Verträge, die dann weiterhin in Mraft hleiben würden,
selbst an der Heimreise hindern. Eie iurcht, bei einem
t'riodeasschluß die ausländischen L-ndarbeitex mitten in
der Laison au verlieren, veranlaßt® aber gerade die Jun¬
ker and ihren Staat, mit allen Bitteln den Vertragsab¬
schluß zu fördern bzw. zu erzwingen. Eie preußischen Zen¬
tralstellen, die mehrfach betont hatten, daß es keine
rechtliche..Grundlage gäbe, um Vertragsabschlüsse zu er¬
zwingen, fanden mit der InlandsUegltinierung einen Weg,
um dieses Ziel zu erreichen. Hach dem Erlaß dos preußi¬
schen Innenministers vom 13.1.1915 über die Ialandalegi—
timierung,1^^ der dio Verhältnisse der ausländischen
Arbeiter für das Jahr 1915 regelte, mußte sich dar größ¬
te l‘eil der in Deutschland befindliche1.: aus ländischen Ar¬
beiter der InlandsLegitimierung unterziehen.1^ Bis sum
15. 5. 1915 sollten die Anträge der Arbeiter um .Ausstel¬
lung einer neuen Legitimationskarte bei den ürtapolizei-
behörden vorliegen, die sie ihrerseits an die deutsche
Arbeiterzentrale, die die Legitimierung durehführte, Wei¬
tergaben, Eie Gebühren hierfür, die 2 kark betrugen, er¬
höhten sich auf 5 Mark, wenn der angegebene Xeraln nioht
eingehalten wurde. Den Arbeitern, die sich der Legiti¬
mierung zu eatziohen suchten, drohte man, sie in mili¬
tärische Haft zu nehmen und dort nur gegen Gewährung des
Unterhaltes arbeiten au lassen.1**1'

149) DZA Potsdam, Hslohn»nt des Innern, Polizeiwesea-Gen.
ör. 5. adh. 2, Bd. 5 (är. 13713), f.8. Inhaltlich mit des-
preußischen Jirlaß übereinstimmende Anordnung würden
auch in den anderen deutschen Bundesstaaten erlassen.

150) Ausgenommen waren nur die Arbeiter, die seit länge¬
rer Zeit im Ausland weilten und besondere Aufenthalts¬
genehmigungen besaßen sowie jene, die jenseits der
Grenze wohnten und täglich über die Grenze zur Arbeit
kamen» Letztere erhielten besondere Ausweise. Die Zahl
dieser Arbeiter war aber gegenüber der von der Legi¬
timierung betroffenen verschwindend gering.

151) ebd.
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Mit der Ialandlegitiaierung wurde eine Praxis fortgesetzt
die der preußisch—deutsche Staat schon seit 1907 betrieb* *
Sie verfolgte während des Krieges nioht nur den Zweok,
eine genaue Kontrolle über die ausländischen /Arbeiter zu
haben, sondern sie förderte auch wesentlich daß Zustande¬
kommen der 'rbeitsVerträge. -Indem sie Voraussetzung für
die -Legitimierung der Vertragsabschluß galt, Übte der
Staat im Interesse der Junker einen Zwang zum Vertragsab¬
schluß aus. Der Erlaß doe Innenministers über die Inlands—
legitimierung für das Jahr 1916,der im wesentlichen
die Bestimmungen von 1915 übernahm, wobei nur die Frist
für die Ausstellung der negitimationsp-piore auf den 51•
Januar vorverlegt wurde, sprach das deutlioh mit den Sor¬
ten aus:

“Die Landrate wollen die Gendarmen beauftragen, be¬lehrend und mahnend auf Arbeitgeber und Arbeiter ein—
zuwirken* damit das Legitimierungsgeschäft eich glattabwiokelt. Voraussetzung hierfürist insbesondere auch, dp.3die Vorträge der landwirt¬schaftlichen Arbeiter fürdas viirteohafts j a h r * 1916 mög¬lichst b g 1 d , jedenfalls vordem 51. Januar 1916 abgeschlos¬sen werden.“ 154)

Das gleiche Ziel verfolgten auch die Auaführungabestim—
raungen zu den ira Oktober/!;ovembor 1915 seitens der Gene¬
ralkommandos erlassenen Befehlen, in denen es hieß:

“Die Festsetzung der Endfrist zur Beantragung der ~
Arbeiterlegitim‘tioE-'/karte für 1916 auf den 31. Ja¬nuar dient unmittelbar den rechtzeitigen Abschlußdc-a neuen Arbeitsvertrages, da di® namentliche An-fabodesArbeitgeberseinwesentlicherBestandteiler Legitim»tionakarte ist." 155)

152) Vorgl. Jfiohtweiss, Saisonarbeiter, l. 15ß ff.
155) obd. f. 202
154) obd.
155) DZa Potsdam, ikeiohsamt des Innern, Üilitaris-Gen.• Kr. 11, «dh. 17”, Bd. 1 (Kr. 12380) f. 292
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In diese« Zusammenhang wurde zugleich darauf ningcwiesen,

daß aber weder der iaichtabschluß der Verträge noch die

nicht rechtzeitig erfolgende Beantragung der Legitim«—
tionekarte unter Strafe gestellt werden könnten. Der

"Ausgleich" hierfür Läge im ersten Falle in der Unterbrin¬

gung der Arbeiter in Gefangenenlagern, Ira zweiten Falle

in der Einziehung der erhöhten Gebühr von 5 Mnrlc.^^

Kit diesen Bestimmungen war den Schnittern die Alternative

gestellt, entweder Vertrage zu unterschreiben, waren sie
auoh noch so schlecht, oder schwere Arbeit in Gefangenen¬

lagern au leisten ohne jegliohe Sntlohnung. Wenn die
Schnitter in zahlreichen Fällen dennoch.das Unterehrei¬

ben ¿ex Verträge.ablehnten, so zeugte das nicht nur von
ihrem starken Drang, in die Heimat zu kommen, sondern be¬
weist zugleich, welch starker Ausbeutung sie unterworfen

waren.

In den einzelnen St «ten und Provinzen der östlio -en und
mittleren Gebiete .des Deutschen Kelches waren sehr unter¬
schiedliche Lohnzahlungen «nzutreffen; allen von den «Jun¬

kern bzw. den Landwirtsehoftskamiflern entworfenen Verträ¬

gen, ob sie mehr .Barlohn oder mehr Deputat enthielten,

war jedooh gemeinsam, daß sie die seit 1914- erfolgten star¬
ken Preissteigerungen für landwirtschaftliche Produkte

nicht oder nur in sehr geringem üaße berücksichtigten. Im
allgemeinen wurden die Löhne der Lohnitter in den Jahren
1914 - 1916 nicht erhöht, sondern im Gegenteil die mit

Kriegsbeginn oinsetzenden Lohnversohleohterungen in die¬
ser 2oit-beibohalten. Da die Junker mehr oder weniger be¬
strebt waren, von der Deputat- zur Bargeldentlohnung ttber-
sugeben, mußten sich Preissteigerungen stärker auf den
Sahnitterlohn , als es vor dem Kriege hätta der
Fall sein können. Die Hominallöhi'.s lieben in den Jahren
1914 1916 annähernd gleich; die Heallöhne jedoch sanken

beträchtlich. Innerhalb eines halben Jahres n«oh .Krieg-

196) Bb<}. f. 292/293



ginn Waran die Ernähruagskosten um cm 20 SS gestiegen, ein
Jahr naoh Kriegsausbruch um mehr als 50 $. 1916 aohließ-
lieh hatten sich die Ernährungekostsn gegenüber der Zeit
vor dem Kriege verdoppelt.Senn Kiohtweiss für die
Zeit vor 1914 festBteüte, die ihm vorliegenden Lohnta¬
bellen Qber Pommern, Mecklenburg, Brandenburg, Sachsen
und Schlesien seigten,

"daß ein allgemeiner statistischer Beweis für die
lohndrUekenae Wirkung der ausländischen Wanderar¬
beiter auf der Grundlage der Lohnangaben nicht buführen ist" 158)

wobei er aber zugleioh auf andere Faktoren als einen
gegenüber den deutschen Arbeitern geringeren Lohn hinwiea,
die dennoch die Wanderarbeiter eu Lohndrückern maohtcn,1^®'
so Banken in der Kriegaaeit die Löhne der Schnitter unter
die den deutsohen Landarbeitern gezahlten. Exakte Lohn¬
tabellen finden sioh allerdings für die Zeit des Krieges
nicht. Die vielen uns vorliegenden Lohnangaben bzw. Kon¬
trakte aus den Akten der staatlichen Behörden Preußens
und des Reiches Beigen aber, in welch starkem Maße die
Junker die Aufhebung der Freizügigkeit der Schnitter zu
verstärkter wirtschaftlicher Ausplünderung ausnutzten.
Der völligen Rechtlosigkeit der Ausländer entsprachen im
Vorgleioh zur Vorkriegszeit verschlechterte Lohhbedingun-
gen. Es war geradezu typisch, daß während der Jahre 1914 -
1916 der Lohn nicht oder nur sehr wenig stieg, obwohl ge¬
rade in diesen Jahren gegenüber 1917/18 dis llauptstoige-
rung der Lebenshaltungskosten stattfand.1^ Spätere Lohn¬
erhöhungen hingen mit veratärktemJfenrnf der Sohnitter in
Form von Streiks usw. zusammen, was an dieser stelle nioht
näher ausgeführt werden kann.

»Ir greifen einige Beispiele -heraus, die zeigen sollen, daß
die ständigen Klagen der Agrarier über gesteigerte Produle-

157) Kuozynski, lega der Arbeiter, I 2 S. 98.Weitere Angabenüber Preissteigerungen bzw. Steigen der Lebenshaltungs¬
kosten s. ebd., S. 98-10Q,Xerner bei Ho inInger,Ökono¬
mie ohe Stellung, S. 52; Statistisches J abrbuoh
1919, S. 185/156: öohlgsniuth, Deutschland,o.156; Aere-boe, Agrarpolitik, ü. 532

158) Hiohtwsiss, Saisonarbeiter, S. 2§E
159) ebd. S. 232 ff.
16ü) Suozynski, Deutschland I 2, S. 98
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tionskooten, besonders über erhöhte Lohnausgaben, durch
die sie die Preise der landwirtschaftlichen Produkte bu
erhöhen suohten, einer realen Grundlage vor allen in den
Füllen entbehrten, wo ausländische Arbeiter in großer Zahl
beschäftigt wurden, fir müssen uns angoaiohts des Fehlens
von Lohriberecfanungen *o Angaben der Land-?/irtochaf tsteammern
und ähnlicher Gremien halten, kennen diese aber nur mit
Vorsicht benutzen, da sie oft den tatsächlichen Bedingun¬
gen nicht entsprechen.

Bas Hauptdirektorium des Mooklenburgiaohen Patriotischen
Vereins und das Präsidium des Landwirtschaftlichen Ver¬
eins von Mecklenburg-Schwerin beschlossen im Oktober 1915,
den Landwirten folgende Lohnsätze vorzusohlagent.161'

Schnitter, die ab Herb.;t 1915 einen neuen Vertrag für die
Zeit bie zum 15. 12. 1916 absohlleflen, erhalten während
der Zeit bis zum 15.-3. 1916, wenn sie arbeiten, außer
den bisherigen Naturalien täglioh 1»20 Hark (Männer) bssw.
0,90 Mark (Erauen). Wenn kein Vertrag abgeschlossen, aber
trotzdem gearbeitet wird, bekommen die Männer 0,80 und
die Frauen 0,50 Hark. Verweigern die Sohnitter die Arbeit
zu diesen Löhnen, so haben sie ihrem Gutsbesitzer täglioh
30 Pfennig als Kostgeld zu zahlen, Wird ihnen keine Ar¬
beit gegeben, entfällt dieses Kostgeld.

Nach Einwirkung des Stellvertretenden Generalkommandos
von Altona wurde in einem späteren Vorschlag des Haupt—
direktoriums festgelegt,1von

den Schnittern, die bei
Ablauf des alten Vertrages einen neuen noch nioht abge¬
schlossen hätten, bis zum Absohluß eines solchen Vertra¬
ges für Verpflegung und Unterkunft die Zahlung von 0,70

'

Pfg. täglioh au verlangen. Das entsprach auch den im
Oktober bzw. Eovember 1915 von den Generalkommandos er¬
lassenen Befehlen«16'5'* Um die Höhe dieses Betrages zu

161) IHA Schwerin, Hep. 4-1,Akten betr. die Überwachung
der im Lande sich aufhaltenden Hussen während des
Krieges, insbesondere dar Sohnitter (Hr. 17252),Schreiben des Hauptdirektoriums v. 1. 11, 15 an Mi¬
nisterium des Innern Schwerin u. .ml--ge hierzu.

162) -ebd., Vorschläge v. 22. 11. 1915
163) BZA Potsdam, "eichsamt des Innern, Militaria-Gen.

Hx. 11, «dh. 17*, Bd. 1 (Hr. 123S0) f. 289



begründen, stellte des Stellvertretende Generalkommando
des IX. Armeekorps ln Altona sei 9« 12. 16 fest, daß durch
Abzug dieser 70 Pfennige für Unterkunft und Verpflegung

"der Arbeitgeber in dar Inge ist, einen erhebliohenDruck auf die Schnitter auazuüben und sie dadurchzur Unterzeichnung eines neuen Vertrages, was alswünschenswert bezeichnet werden muß, zu veranlas¬sen ..." 164)
Einige Diatriktsvereine des Patriotischen Vereins hielten
die vom Kauptdirektorium vorgeschlagenen Löhne nooh für
zu hoch. So wandte sich ». B. der Distriktsverein Bützow
gegen diese Vorschläge1und

erklärte sioh nur bereit,
Tagelöhne von 1,0 bzw. .0,70 Hark zu zahlen. Da auoh das
Stellvertretende Generalkommando des IX. Armeekorps gegen
die Vorschläge des Hauptdirektoriuos auftrat1 — kein
ivunder, da in diesem Generalkommando Oberstleutnant v.
Voss, der an der ipitze des Distriktsvereia Bützow stand,
eine führende Position einnahm - fand am 26. 11. 15 im
Innenministerium von Mecklenburg-Schwerin eine Besprechung
über die '¿interlöhne statt, an der verschiedene Gutshe-
sltzer und Vertreter des Patriotischen Vereins teilnah-
nen. Die Junker vertraten die Vorschläge des Vereins un¬
ter Hinweis darauf, daß die Schnitter

"infolge der fortschreitenden Einberufung der eige¬nen Leute zum Heeresdienst jetzt vielfaoh Vertrauens¬stellungen bekleiden." 167)
Es wurde in der Besprechung ferner auf Heoklenburg-Stre-
litz hingewiesen, wo die Sohnitter die gleichen Löhne er¬
hielten, und auf Pommern, wenn die Schnitter liier auch
weniger Geld, dafür aber mehr fi-’turalten bekamen.

*S.

164) Xü Schwerin, . 41, Akten betr. die Überwachung derBussen, insbesondere der Sohnitter (Br. 17253)»Schrei¬ben an Ministerium des Innern Schwerin.Der gleiche Gedanke wurde sohon 1914 von der Deut¬schen landwirtoohafts-Gesellschaft ausgesprochen. S.Mitteilungen der DLG, 29. Jhg. 1914, Stüok 43,24.10,S. 590
169) LHA Sohwerin, Rep. 41, Akten betr. dio Überwachung derim Lande sioh aufhaltenden Hussen während des Krieges,insbesondere der Sohnitter (Br. 17252),Sohreiben desDiatriktsvereine v. 23.11.15 an Ministerium des InnernSchwerin.
166) ebd., Botin im Ministerium des Innern v. 23.11.15
167) ebd., Aufzeichnung Uber die Besprechung
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Me Landwlrtaohnftskaramar der Provinz Pommern entwarf

für die '-.interzait 1915/16 einen Bar- und einen Deputat**

vertrag, die folgende Löhne vorsahent1Beim Barvertrag

erhielten die Sohnitter außer freier «ohnung, Teuerung,

Beleuchtung und einen Deputat von 4 Pfund Kriegebrot, 50

Pfund Kartoffeln, einem halben Pfund Sale und 7 Litern

hagermiloh wöchentlich nn Arbeitstagen täglich 1,10 bew.

0,80 Hark. Ser Deputatvertrag sah neben freier Wohnung,

Feuerung und Beleuchtung ein wöchentliches Deputat von

4 Pfund Kriegsbrot, y'2 Pfund hehl, 1 Pfd. Fleisch oder

dessen Geldwert, 5ü Pfd. Kartoffeln, y2 Pfd. Sale, iy2

Pfd. Kunsthonig oder Marmelade, 4 Pfd. Kohl oder 1 Pfd.

Graupen oder Gries, 175 Gras® ¡schmalz oder Fett, 7 Liter

Magermilch und 5 Heringe vor. Außerdem sollten die Männer

an Arbeitetagen 0,60, die Frauen 0,40 Hark erhalten. Bei
•beiden Vertragen war vorgesehen, die Schnitter bei Ar¬

beiteverweigerung als Kostgeld 0,70 Pfg. an den Gutsbe¬

sitzer Bahlen zu lassen. Zugleich enthielten die Vertra¬

ge die Verpflichtung, Bum Abschluß oinee weiteren Vertra¬

ges für die Zeit vom 1.1. 1916 - 20. 12. 1916, für den

die 1915 gezahlten Löhne gelten sollten. Diese Vorschläge

gaben MaxLzallöhne an, die in der Praxis oft unterboten
wurden.1®8®^ Da zudem -uch _in Pommern die Landwirte .mehr

und mehr den Übergang zu Barvarträgen erstrebten, sanken

die Löhne infolge dar Preissteigerungen -uch hier.

Das war uch bei den Deputatverträgen der Fall, de. die

aufgeführten Haturalisa, soweit sie über die vom Staate

168) Entwurf s. ebd. horm^lkontrat der Landwirtsohafte-
kamsaer der Provinz Posen s. Dalsky, Friedens- und
Kriegalöhna, S. 150/151. Seitere ^ohnkontrakte s.
ebd., ii. 157 - 159. Kontrakt der Landwirtsohr.ftekam-
raer Halle s. Polnische Feldarbeiter,^
S. 11.

16Sa)Ein uns nicht bekannter ?olenaeelaorgor schrieb Uber
die Kontrakte zutreffend, daß der Arbeit»vertrag nur
theoretisch Sache des freien Übereinkommens zwisohen
Arbeitgebern und .Arbeitern war. denn "praktisch blieb
den Araeltern gewöhnlich nur die Annahme übrig, auch
wenn er mehr oder weniger hinter dem Kormtivkontrak-
te Burückblleb. Sicher sind auoh Arbeitgeber über den
Sorsmtivkontrakt hirmusgegangen, aber mehr noch da¬
runter geblieben". S, Polnische Feldarbeiter, S. 13.
Bin Beispiel eines solchen minderwertigen Kontraktes
s. ebd. S. 13, Anmerkung 1



festgesetzte Lebensmittelmtionierung hinausgingen, durch
Geldwert zu ersetzen waren.

Hoch schlechter als ln Pommern waren die Lohnbedingungen

ln Ost- und Sestpreußen« ln Ostpreußen wurden wahrend des
winters 1915/16 an Böchetlöhnen neben dem Deputat 0,50
bzw. 0,40 gezahlt.1®^ In der Provinz »Ostpreußen erhiel¬
ten die Schnitter neben vollem Deputat, das aber gerin¬
ger war als ln Pommern, 30 bzw. 20 Pfg. täglioh.1'Ü' Hach
einem Vorpfliohtungssohoin derDeutschen Arbeiter-Zentra¬
le bekamen Arbeiter aus Ware hau, die in der Landwirtschaft

des Kreises Guhrau, Provinz Schlesien, eingesetzt wurden,
bei vollem Deputat folgende Löhne: Bis 15* 3. 1916 1,0
bzw. 0,60, vom 16. 3. bis Ende Mai 1,10 bzw. 0,90, im
Juni und August 1,20 bzw. 1,0 5 ¡voohen lang während der
Ernte 1,60 bzw. 1,30, vom 1. September bis Ende Oktober
1916 1,10 bzw* 0,90 und dann ab 1. November 1916 1,0
bzw. 0,60 Mark. Die tägliohe Arbeitszeit dauerte, abge¬
sehen von ortsüblichen Pausen, von 5 Uhr morgens bis 7
Uhr abends. Überstunden mußten naoh dem Willen des Ar¬
beitgebers geleistet werden.1^ Ee war uns nioht möglich,
zu ermitteln, ob der im Vertrag angegebene Lohn in die¬
sem Falle tatsächlich zur Auszahlung kam, denn derartige

Verträge wurden oft den Arbeitern in Polen vorgelegt,

um sie zur Wanderung naoh Deutschland zu veranlassen,

während dann in Deutschland selbst dis Gutsbesitzer die
vereinbarten Löhne oft nicht gewährten.1

ln der Konferenz der Deutschen Arbeiter-Zentrale vom
Februar 19i6,1^1^ die die MKriegsbedingungen für die Ver¬
mittlung landwirtschaftlicher ausländischer Arbeiter im

169) DZA Merseburg, iep, 87 B, Arbeiter- und Angestellten-
saohen, Nr. 18 A, Bd. 9, Schreiben d. Oberpräsiden¬
ten dor Provinz an Minister für Landwirtschaft.

170) ebd. Nachtrag zum Verpflichfcungssohein für polni¬
sche FoldsTbeiter.

171) DZA Potsdam, "eiohsamt des Innern, Polizeiwesen-Gen.-
Kr. 5, adh. 2, Bd. 5 (är. 13713) f. 263

171a)Vergl. hierzu Anmerkung 168 a)
l7lb)Vergl. Stenographischer Bericht Uber die von der

Deutschen Arbeiterzentrale einberufene Konferenz am
21.Februar 1916, in: DZA Potsdam, Beiohsamt des In¬
nern, PoliBeiweson-Gen.är. 5, adh. 2, Bd. 7 (Nr,
13715) f. 177



Jahre 1916" bespraoh, betonten mehrere Teilnehmer, diese"Kriegsbedingungen" Bären als Koximalforderungen aufzu¬fassen und den I^ndwirtsohaftsfcammern
müßte üborlaeeenbleiben, niedrigere Löhne vorzusohlagen.^^0^ Dem trugauoh der Ausschuß zur Beschaffung von Landarbeitern inGUatrow Bechnung, wenn er auf eine Anfrage"1

mitteil¬te, daß es den Arbeitgebern unbenommen wäre, andere alsdie in den "Kriegsbedingungen" festgelegtea Löhne zu zah¬len, da diese *'Kriegabadingungen1' nur sagen wollten, zuwelchen Löhnen die Anwerbung in Polen vorgenommen werden
könnte.^Da die lährlioh von der Deutschen Arbeiter-

172I
Zentrale neu herausgegebenen Kriegsbedingungen ' J haupt-aäohlioh dazu dienen sollten, die polnischen Arbeiterzur Wanderung nach Deutschland zu bewegen, die Sohnitteraber, einmal in Deutschland sngekomsen, oft die verspro¬chenen Löhne nioht erhielten, können die Lohnang^ben inden "Kxiegabedingungor." uns kein genaues Bild über dieEntlohnung der Sohnitter

vermitteln.
In diesem .Zusammenhang wollen wir auf die Tatsache ver¬weisen, daß die Arbeiter-Zentrale in ihren "Krlegsbedingun-gen" den Vorarbeitern bzs. V.orschnittern Jeweils 20 - 30

173}Pfg. mehr Lohn als den einfachen Arbeitern bot. J Aufdiese Weise wurden einige der russisch-polnischen Arbei¬ter korrumpiert. Das machte sich für die Junker bezahlt,da bei Streiks und ähnlichen Aktionen die Vorsohnitter.,oft zu den Gutsbesitzern hielten, von denen sie auch da¬mit beschäftigt wurden, die Post der ausländischen Ar¬beiter zu kontrollieren. Diese Haltung der Vorsohnitter

171o) Ebd. o. 54 u. 59
171d) LEA Schwerin. . 41, Akten betr. die Überwachungder Russen, insbesondere der Schnitter (Hr. 17253?,Schreiben des Amtes Bützow v. 17.4.16 an Ministeriumdes Innern Schwerin.
171e) ebd. Schreiben v. 2,5.1916 an Ministerium des InnernSchwerin,
172) Kriegebedingungen für 1916 s. DZA Potsd.-aa, fieiohs-amt des Innern, Mllitarla-Gen. Sr. 11, adh. 17a»Bd. 1 (ifcr. 12380), f. 419
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sollte siohbesonders negativ in den Jahren 1917/1318

auswirken, als der Kampf der Sohnifcter gegen die maßlo-

se Ausbeutung größeres Ausmaß annnhm.

Om den Vertragsabaohluß verweigernde ochnitter au bewe¬

gen,..den Verträgen zuzustimmen, gingen die militärischen

SoHuaandostellen dazu Uber, für sie geringere Löhne fast-

ausetsen als sie die Schnitter erhielten, die den Ver¬

trägen ihre Unterschrift gaben. Sa wurde in einem Befehl

des Stellvertretenden Generaikomaondoa des XVII. Armee-

träge von 1914 als geltend zu betrachten, falls neue Ver¬

träge nicht bis zum 12. 3. 1913 abgeschlossen würden.

Ein ähnlicher Befehl erging schon am 4. 2. 1913 für den

Bereioh des II. Armeekorps/' Auf Klagen aus verschie¬

denen Seilen des Königreiches Lachsen Uber die Weigerung

der Lohnitter, Ende des Jahres 1913 Vertrüge für 1916
abzuschließen.’1 iia^ nach entsprechenden Vorschlägen

der Landwirte'76' erließen die Kommandierenden Generale

des 12. und 19. Armeekorps in Lxosdo. und Leipzig einen

Befehl, wanaoh, falls bis zum 31. 1. 1916 die neuen Ver¬

träge nicht unterschrieben wären, die alten von 1913 mit

einen Lohnzuaoblag von 20 Pfg. gelten sollten.1^ Abge¬

sehen davon, daß bei einem solchen Verfuhren die Preis¬

steigerungen für Bahrungamittel keineswegs ausgeglichen

worden wären, wurden zugleich die Forderungen der Lohnit¬

ter nach größeren Lohnerhöhungen abgelehnt.

Das Ziel, die Schnitter zum Unterschreiben der Verträ¬

ge zu bewegen, sollte auch erreicht werden, wenn der Ge¬

schäftsführer des Patriotischen Vereins von Mecklenburg

am 28. 2. 1915 empfahl, ob 13. 3. 15 jenen Schnittern,

174> LA Greifswald, Rep. 60 XI, £d. 2 (fir. 2112)
174a) LA Greifewald, Rep. 60 XI, Bd. 1 (Hr. 1455).Befehl

v. 4. 2. 1913
•frei TB« . <44-—i 10, liUSSiSohe -

195 196



dis Vertrags nicht absohlössea und die deshalb als inter¬
nierte Arbeiter behandelt werden sollten, weiter wie io
Winter 0,80 bztr. 0,50 Pfg. zu zahlen.1^8' Auch dieser
Vorschlag fand in der Pat in der Praxis Berücksichtigung.

Aufschlußreich für die Untersuchung der Löhne ist ein
Schreiben aus dem .Königreich Sachsen, welches der Justiz-
rat ttolff auf Veranlassung seiner Sichte, einer Kitter-
gutspächtorin, im April 1915 an das Innenministerium in
Dresden richtete.1 Auf dem Rittergut Börthen boi Lcoto-
wits hatten die Schnitter filr 1915 eine Erhöhung des Loh¬
nes von 1914 verlangt. Wolf* berichtete:

"Die Leute begründen zwar ihre Forderung auroh denHinweis auf die höheren Lebonsmittelpreiso, aber esist doch wahrlioh nicht notwendig, daß die fremdenArbeiter, sie es unter normalen Verhältniseon derFall ist, 'jetzt
Ersparnisse machen, denn wenn nie inihre Heimat zurUokgekehrt wären, würden sie gar niohtsverdienen, sondern Hunger leiden und die -ärmer müß¬ten Kriegsdienste leisten." 180)

Diesem Gedanken entsprach es, wenn der Justizrat im In—
tereose seiner Blakte vorschlug, den ausländischen Arbei¬
tern zu befehlen, für dieselben Löhne zu arbeiten wie 1914
und den Landwirten zu verbieten, ihnen höhere Luhne zu be¬
willigen,’*81^ Die Lohnforderungen der Schnitter dieses
Gutes wurden selbstverständlich abgelehnt,162^ Auch auf
anderen Gütern der Amtstmuptraannschaft Piro? wie überhaupt
in Sachsen und anderen Gebieten forderten die Schnitter
die Erhöhung des 1914 gezahlten Lohnes. In der Amtshaupt-
mannsohaft Pirna konnten eie ihre Forderungen jedoch zu¬
meist nicht durchsetzen.18^
Herbert Dalsky, der im Herbst 1915 die landwirtschaftli¬
chen Löhne in einigen Kreisen der Provinz P osen untorauoh-

178179

178) IEA Schwerin, Rep. 41, Akten betr. die Überwachung derRusson, insbesondere dar Lohnitter (Br. 17250),Schrei¬ben v. M. Rettich v. 28.2.15 an «¡iniaterium des In¬nern Schwerin.
179) LEA Dresden, Ministerium ds3 Innern, ßussiaohe Ernte-arbeiter (Br. 16.600) i. 112/113

ebd. f. 112
' ebd. f. 113
I ebd. f. 114
i ebd. f. 114/115

180;

183,
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to, kam zu folgender Schlußfolgerung;

Das Verhältnis der Arbeiter zu den Arbeitgebern muß,von einzelnen Fällen abgesehen, durchaus als unhar¬monisch bezeichnet werden." 184)

Diese Feststellung traf besonders flir das Verhältnis
zwischen ausländischen Arbeitern und Gutsbesitzern zu.
Gerade die Tatsache, daß in den Jahren 1914 —1916 im all¬
gemeinen der im Herbst 1914 den Schnittern gezahlte Lohn
nioht oder nur wenig erhöht und Lohnforderungen der Sohnit-
ter nioht nachgegeben wurde, hatte zur Verschlechterung
diesos Verhältnisses geführt. Selbst der preußisohe Innen¬
minister v. Loobell mußte am 15. 2. 1917 im preußisohen
Landtag über Versuche sprechen, die die Junker machten,
um den Lohn der Saisonarbeiter zu drücken. Seine ‘.'/orte
aber sofort entwertend, fuhr er demagogisch fort;

"Im ganzen weiß Jedoch unsere Landwirtschaft den Wertder Arbeitskräfte heutzutage so richtig einzuschätzen,
sie sind ihr so unentbehrlich, daß sie gar nicht da¬ran denken wird, sich durch geringe Löhne mißmutige
und unlustige Arbeiter zu schaffen,

(sehr richtigi rechts!)sondern sie wird ihnen zweifellos so weit wie irgendmöglich entgegenkomnen." 135)

Hiermit hatte der Minister auf eines der beliebtesten Ar¬
gumente der Junker hingewiesen, nämlich die Behauptung,
Arbeitermangel schlössen Lohndruok und sohleohte Behand¬
lung-automatisch aus. tfir wollen demgegenüber nioht noch
einmal erläutern, daß im Falle der ausländischen Arbeiter
¡•¡loht vom freien Angebot der Arbeitskraft die Hede sein
konnte, da ihnen die Freizügigkeit genommen wurde und sie
für mehrere Jahre einem Gutsbesitzer ausgeliefert «raren.
Die von uns genannten Fakten sowie weitere uns bekannte
Tatsachen widerlegen eine solche Auffassung.

184) Dfilsky, Friedens- und Hriegslöhne, S. 103
185) Haus der Abgeordneten, 22. Legislaturperiode, III.

Sees. 1916/17, Bdf 3, Sp. 3547
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Auf jede nur erdenkliche Art und Beine versuchten die

Junker, die ausländischen Arbeiter auszuplündern. Bas

zeigte sioh auch bei den Kautionen. So behielten die Agra¬

rier vielerorts neben der im Jahre 1114 vom Lohn der
Schnitter einbehaltenen Kaution auch 1915 und 1916 weite¬
re Haftgelder ein. Anfang 1916 erklärte der Schulze Katthes
aus Broderstorf in Mecklenburg s. B., daß ein Schnitter bei
ihm vom Jahr 1914 her 50 Mark Kaution zu Stehen habe; 1915
hätte er,Jäatthea, weitere 30 Mark einbehalten und jetzt
fange er an, vom Lohn 30 Hark für 1916 einzuziehen.
Keil das keineswegs der einzige Pall war, sondern ein
derartiges Torgehen häufig beobachtet werdem konnte, er¬
laubte ein Srlaß des Innenministeriums von Meoklenburg-
bohwerin vom 31. 3. 1916,1 Befreiungen vorzunehmen von
der am 14. 1. 15 ergangenen Anordnung, Kautionen einzübe—

halten. Damit waren aber die unmäßigen Lohnabzüge in Ge¬
stalt der Kaution nooh nicht beseitigt! die Junker behiel¬
ten auf diesem Gebiete weiterhin freie Hand.

Heben berechtigten Klagen über niedrige Löhne, hohe Kau¬
tionen, sehleobte Kost, menschenunwürdige Wohnungen, Liß—
Handlungen usw, wurde die ’Unzufriedenheit der Schnitter
gesteigert duroh die Tatsache, daß seit Beginn des Krieges
der Postverkehr mit der Heimat gesperrt war und erst im
Lsufh des Jahres 1915 wieder in Gang kam. Der erste Vier¬
teljahresbericht der Deutschen Zivilverwaltung in Russisch—
Polen für die Zeit vom 5. 1. - 25. 4. 1915 klagte über dia
Schwierigkeiten bei der Anwerbung im besetzten Gebiet, die
gerade wegen des fehlenden Briefverkehrs mit Öen Angehöri¬

gen entstanden.183^ Kitte des Jahres 1915 wurde der Fest¬
verkehr den Schnittern ermöglicht, Jedach gab es weiterhin
viele Betiinderungen. Sine Besprechung am 22. 10. 15 im
preußischen Innenministerium anerkannte aufgrund zunehmen—

186) IüA Schwerin, Rep. 41, Akten betr. die Überwachung der
Süssen, insbesondere der Schnitter,(ifr. 17253)Bericht
der I'ostooker Kämmerei v. 24.2.16 an Bürgermeister und
S°t v. Rostook

187) ebd.
188) BZA Potsdam, Reichs-Justizant, Völkerrecht 11 «/19,

Bd. 1, (Hr. 7752) f. 18
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dar Klagen der Saisonarbeiter sohließlioh die lotwendig-
ksit, den Postverkshr zu erleichtern.^8^

Di© genannten Maßnahmen der Junker und dco preußisch-deut¬
schen Staates und die aufgeführten Mißatände bei der Be¬
handlung der ausländischen Arbeiter trugen bei, die
Schnitter in zunehmendem Maße unzufrieden zu machen mit
de;, ihnen aufgezwungenen Arbeitsbedingungen. lese Unzu¬
friedenheit äußerte sich u. a. in Kontraktbrüchen und
in der Weigerung, die vorgelegten Verträge au unterschrei¬
ben. Hatte der Staat durch die Inlandslegitimierung und
andere Methoden versucht, die Sohnitter zum Vortragaab-
sc .laß anzuhalten und an ihre Arbeitsstellen zu binden,
so wurde, wenn die üohnitter donn»ooh ihren Widerstand
nicht aufgaben, die Kirche bemüht, ehe sohließlioh die
Gendarmen mit der Verhaftung bzw. mit der Überführung in
Gefangenenlager drohten. Die Halhenfolge Junker - Pfar¬
rer —Gendarm ergab sich vielfach, wenn es darum ging,
dis Schnitter zu beruhigen und durch Verträge an ihre
Arbeitsstellen zu binden.

Be..gibt viele Beispiele für das enge Zusammenwirken der
staatlichen Behörden bzw. der Gutsbesitzer mit der Kir¬
che. Am 5. 2. 1915 hatte z. B. das Ministerium öeB In¬
nern von Mecklenburg-Schwerin an die katholischen Pfarr¬
ämter in Schwerin, Rostock und Ludwigslust geschrieben
und die Pfarrer gebeten, auf die Schnitter einzuwirken,

_ -
¿tretend« Schwierigkeiten zu

nenminiaterlum durchgeführten Besprechung mit verschie¬
denen katholischen Geistlichen erklärten diese, ihre
Pflicht au kennen und für Ruhe und Ordnung unter den pol-
nisohsn Arbeitern sorgen eu wollen. Sie wären gern bereit,
auf Anruf hin vermittelnd zwischen Gutsherren und Schnit¬
tern elnzugreifon.^^^ Das Ministerium des Innern wies

189) DZA Potsdam, Eeichsamt des Innern, Militaria-Gen.Kr.11, adh. 17*, Bd. 1 (Br. 12380) f. 285
190) LHA Schwerin, Rep. 41, Akten betr.die Überwachung derRussen, insbesondere der Schnitter (Br.17250)191) LÜA Schwerin, Rep. 41. Akten betr.Vei'tragsabsohlUssemit russischen Schnittern (ür. 17255), Hotiz über dieam 19.4.15 durohgsführte Besprechung.

April 1915 im Schweriner In-
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darauf in einem Rundschreiben, an die Ämter .und Kommissare

auf diese Bereitschaft der katholischen Pfarrer hia1®^

mit der Wirkung, daß in der folgeseit bei Arboitsstreitig-

keiten in zunehmendem Maße die Pfarrer beruhigend auf
die Sohnitter einzuwirken suchten. Hatten sioh bis Kärz
1915 in Mecklenburg-Schwerin noch viele -Schnitter gewei¬

gert, Verträge su untersohreiben,1^ was Jen Landwirt

und Bezirksvorutehsr Hellmann in Malchow auf der Insel

Poel veranlaßte, am 25. 3. 1915 su forderns

"Die Arbeitsgeber hegen die feste Hoffnung, daß die¬
sen russischen Dlokköpfen baldigst auf's 'iachdrlöb¬
lichste klargemaoht wird, daß sie jetzt weiter
nichts sind als Kriegsgefangene und daß mit allen
Mitteln darauf eingewirkt wird, daß die Schnitter
den Arbeitsvertrag für 1915 annehmen194)

so ergeben die Berichte von Ende April/Anfang Mai ein an¬
deres Bild. Dem vereinten Eingreifen von katholischen
GeistHohen und Gendarmen war ea gelungen, die Schnitter

in den meisten Fällen zum Vertragsabschluß au bewegen.1®^

Das traf nicht nur für Mecklenburg zu. Auch der üborprä—
sidsnt der ProvlnB Saohaen hatte sieh z. B. wegen der
Einwirkung der katholischen Kirche auf die 3chnitter mit
dem Bisohof in Paderborn und mit dem von diesem Bisohof

bestellten Leiter dar Seelsorge für die polnischen Sai¬
sonarbeiter, dem Pfarrer und Landdechanten Dane in Des¬

sau, in Verbindung gesetzt.1®®^ Verschiedene Landwirte -

im Magdeburger Gebiet bedienten sloh erfolgreich der ka¬

tholischen Geistlichkeit, um beruhigend auf die Arbeiter
einzuwirken.1Las Apostolische Vikariat des König¬

reichs Sachsen gab auf das Ersuchen des Innenministeriums

192) Ebd. Rundschreiben v. 26.4.15.ähnliches Rundsohrei¬
ben v. 8.11.1915 vergl. LHA Schwerin, Rep. 41,Akten
bafcr. die Überwachung der im Lande .ich aufhaltenden
Russen während des Krieges, insbesondere der Schnit¬
ter (flr. 17252)

195) LHA Schwerin,Akten betr, Vertragsabschlüsse mit rus¬
sischen Schnittern (fir. 17255), Schreiben der Groß-
herzogliohen Ämter u.Kommissare vom März 1915 auf
Erlaß des Ministeriums des Innern v.15.3.15

194) ebd., Sohreiben gerichtet an Großharzogi.Amt Wismar
195) ebd., Berichte v. Ende April/Anfang Hai
196) DZA Merseburg,Rep. 87 B, Arbeiter-u.'aigostelltensa-

ohen Er. 18 A, Bd. 5 (Schreiben des Überpräsidenten
v. 18,12.15 an Minister für Landwirtschaft

197) ebd.. Schreiben dos Regierungspräsidenten v.Magdeburg
10.12.15 an Oberpräsidenten der Provinz Sachsen.



Dresden, mitzuhelfen, um die Sohnitter einer
Flucht abzuhalton, nicht nur eine entapreahende Anweisung
an die Pfarrer heraus, sondern versprach auch die Heraus¬
gabe eines in diesem Sinne abgefaßten Hirtenbriefes^ der
in .polnischer Spraßhe erscheinen sollte. Das Vikariat
beauftragte ferner, den der polniaohen Sprache mäohtlgen
Kaplan Rolewski damit,

"im Beichtstuhl sowohl wie auf der Kanzel und im
persönlichen Verkehr mit den russisch-polnischen
Landarbeitern seinen ganzen seelsorgerisohen Ein¬
fluß aufzubieten, um sie Fluchtgednnken abzu-
br Ingen." 198)

Als das Apostolische Vikariat Jedooh die Abhaltung von
Polengattesdiensten drei- bis viermal jährlich plante und
für den Eirohbesuch die Erlaubnis zum Verlassen der Ar¬
beitsstelle und die Befreiung der Sohnitter von der Arbeit
erbatda wandten sich die Kreishauptmannsohaften und
der Landeskulturrat vom Königreioh Sachsen gegen diesen
Vorschlag und lehnten einen Arbeitsanfall ab.200^ Der
siunsoh der Gutsbesitzer, die Kirohe gegen die Sohnitter
auszunutzen, war in Kollision geraten mit ihren Profitin¬
teressen. Deshalb sprachen sie sich auch für die Aufrecht¬
er Haltung des am .15. 2» 1915 ergangenen Erlasses des In¬
nenministeriums aus, nach dem, um eine Fluoht dor Schnit¬
ter zu vermeiden, die Genehmigung zu Kirchgängen, sofern
sie mit einem Ortswechsel verbunden waren, nur ausnahms¬
weise erteilt werden sollte.201^

Es gelang auoh den katholischen Geistlichen nioht in allen
Fällen, die Sohnitter zu beruhigen und für den Abschluß
eines Arbeitsvertrages zu gewinnen. H^tte dor katholische
Pfarrer dieses Ziel nicht erreicht, ao wurde der Gendarm
in Bewegung gesetzt. Das kommt ansohaulioh in einem fle-

198199

198) IÜA Dresden, Ministerium des Innern, Hussisohe Ernte—
arbeiter (Hr; 16.600) f. 118

199) ebd.
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rieht des Amthauptraannes von Hageno» in Mecklenburg,

V. Plessen, von 23. 7. 1915 zum Ausdruck.202

203

204^ Ton Pleaaen
berlohtete, er hätte sioh zwecks Einwirkung auf die oohnit-

ter, die bislang den Vertrag nicht unterschreiben sollten,

mit der .Geistlichkeit in Soharerin in Verbindung gesetzt,

der es aber nur in einem Falle gelungen wäre, die Unter¬
schrift der Schnitter au erhalten. Deshalb trat auf die
Anordnung des Amthauptraannes der Gendarmerieoberwaoht-

meieter Jenes in Aktion mit dem Erfolg, daß eußer einer

Ausnahme auf allen Gütern des Amtsbezirks die Verträge

von den ausländischen Arbeitern unterschrieben wurden.
Den von der Polizei in dieser Richtung auageübten direk¬

ten Zwang schätzte der Ausschuß des Landwirtsohaftsrates

von Mecklenburg im März 1915 wie folgt eins

nlm allgemeinen haben die Schnitter einen gewissen
Respekt vor den uniformierten und bewaffneten Per¬
sonen, deren Tätigkeit sie im Lauf der Monate häu¬
fig, oft auch in unliebsamer Seise, kennengelexnt
baSen." 203)

Es ist nicht verwunderlich^ daß es die Schnitter .viel¬

fach bei der von dem Gendarmen gestellten Alternative,

die Verträge zu unterschreiben oder sich in ein Gefangenen¬
lager abfübren zu lassen,20*^ verzogen, den Arbeitsverträ¬

gen zuzustimmen. Ihre Unzufriedenheit mit den bestehenden

Verhältnissen konnte bei einem derartigen Vorgehen Jedoch
nicht beseitigt werden.

Es gelang in manchen Fällen, die zu dieser Zeit aber noch
die Minderheit der Schnitter betraf, auch den vereinten
Bemühungen der Junker, Pfarrer und Gendarmen nicht, den
Widerstand der Schnitter zu brechen und sie zum Vertrags-

202) LIRA Schwerin, Rep. +1, Akten betr.die Überwachung der
Russen, insbesondere der Sohnitter (Hr. 17250)

203) ebd., Schreiben des Ausschusses v. 6.3.15 am Mini¬
sterium des Innern Schwerin

204) Diese Alternative sprach auch aus den Wortes, die ln
den "Mitteilungen der Deutschen Landwirtschafts-Gesell-
sohaft""im Februar t915 geschrieben wurden: "liötigeö-
falls haben wir Ja aber Zwangsmittel in der Hand, da
die Leute sioh wohl besinnen werden, sioh als Kriegs¬
gefangene abführen zu lassen. Dar Rat, sie durch freund¬
liche Behandlung sioh gefügig zu machen, erscheint heu¬
te wohl den meisten deplaciert." (Mitteilungen der BIG,
30. Jhg. 1915, Stüok 6,6,2,, 3. 75)
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abaohluß zu-bewegen. Der Regierungspräsident von Mngooburg

berichtete am 2. 1, 1916«

"Daß schlechte Behandlung und Verpflegung seltene der
Arbeitgeber schuld daran seien, wie nur hier und da
behauptet« wird aber doch wohl nicht ganz selten Vor¬
kommen. Oft aber ließen sich die Leute selbst bei
größtem Entgegenkommen nioht halten." 205)

lir wollen jetzt nicht schildern, wie dieses "Entgegenkommen"

aussah. lins kommt es hier nur auf die Bestätigung an, daß
zahlreiche Schnitter durch Flucht ihrer Ausplünderung zu
entgehen suchten, Haoh Angaben des Direktors der Deutschen

Arbeiter-Zentrale aus dem Jahre 19172°6) wurden in der _
Zeit vom 1. 10. 1915 bis 30. 11. 1916 insgesamt 11 233 aus¬

ländische Arbeiter kontraktbrüchig und liefen von ihren

Arbeitsstellen fort-. Der Direktor bemerkte zugleich, daß

es sloh bei diesen Angaben lediglich, um die Fälle handel¬

te, die zur Kenntnis der Behörden kamen« Da viele Entwei¬

chungen aber nioht gemeldet wurden, erfaßten diese Anga¬

ben nur einen Bruchteil der tatsäohliohen Kontraktbrüohe.20^

Bezeichnenderweise waren von diesen 11 233 Arbeitern nur

5 191 von der Deutschen Arbeiter-Zentrale legitimiert

worden,205206207

208^ was uns beweist, wie unzulänglich die Zahlen¬

angaben der Arbeiter-Zentrale Uber die in Deutschland

befindlichen ausländischen Arbeiter sind. Auf diese Tat¬
sache ist es EurUokzufUhren, wenn eine genaue Darlegung

darüber, ob die kontraktbrüchigen Arbeiter aus der In¬

dustrie oder der Landwirtschaft kamen, nioht möglioh ist.
Es kann aber nach den uns bekannten Materialien angenom¬

men werden, daß zu dieser Zeit der größte Teil der kon¬

traktbrüchigen aus der Landwirtschaft stammte. Zahlreiche

Berichte und Klagen bestätigen die Zunahme der Unruhe

unter den auf den Gütern arbeitenden Ausländern und die
vermehrten Versuche der Arbeiter, in die Heimat zuriieksu-

kehren. Diese Situation bestätigte am 8. 1. 1916 der Stell¬

205) DZA Merseburg, Rep. 87 B, Arbeiter- u.Angestelltonsa-
oben, Br. 18 A, Bd. 5, Sohreiben an den Oberpräsiden¬
ten der Provinz Sachsen.

206) ebd., Schreiben v. 16.10.17 an Minister für Landwirt¬
schaft

207) ebd.
208) ebd.
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vertretende Kommandierende General des II. Armeekorps in
Stettin mit folgenden Sorten:

"In den lotsten V7oehen ist unter den russischen und
galisischen Schnittern im Korpebeairk an vielen
Stellen duroh den Wunsoh. in die Heimat aurückzu-
kehren oder die Arbeltasteile au wechseln, Bewegung
eingetreten." 209)

Ähnliohos galt auch für andere Gebiete der östlichen und
mittleren Seile des Deutschen Reiches. Aus diesem Grunde
w ren die Sohnittor in zunehmendem Maße in den Gerichts¬
sälen zu finden, was andererseits wieder, da sie oft nur
wegen geringfügiger Vergehen angeklagt wurden, von der
Härte der Unterdrückung zeugte. Die "Mecklenburgische

Volkszeitung", das Organ der Sozialdemokratie Mecklen¬
burgs, hatte nur au recht, wann aie schrieb, die russi¬
schen Schnitter wären eine "alltägliche Begebenheit" ln
den Mecklenburger Gerichtesälen. "Sie sind sozusagen
Stammgäste auf den Anklagebanken bei uns im Lande."21^

Allein im Jahre 1919 wurden, wie wir Berichten der "Meck¬

lenburgischen Volkeaeitung" entnahmen, ca 420 - 430 Schnit¬
ter wegen "Unbotmäßigkeit", "ftideroetalichkeit", d. h.
ln den meisten Fällen bei Arbeitsverweigerungen aufgrund
von Schikanen, aohleohtem Lohn, unzureichender Kost, Ar¬
beit an Feiertagen, sowie für die ¡Übertretung des Ver¬
bots der Überschreitung der Ortapoliaeigronze, ob die
Aboioht des Kontraktbruches vorlag oder nicht, vor Gericht

gestellt. Sir führen, um hiervon einen Slndruok au vermit¬
teln, einige Berichte der "mecklenburgischen Volks-Zeitung"
inhaltlich

an,209210

211^ wobei wir betonen, daß die Beispiele
nicht ausgeeuoht, sondern den fortlaufenden Nummern des
Jahrgangs 1915 entnommen sind:

Nr. 16. 20. 1.: Höbel, Schöffengericht: Der Schnitter

St» 1. und 6 Schnitter und 9 Schnitterinnen ius Galizien,

209) LA Greifswald, Hep. 60 KI, Bd. 2 (Sr. 2112)
210) Mecklenburgisohe Volks—Zeitung, 24. Jhg. 1919, Nr.

71, 26.3. u. 0r. 77, 2. 4., jeweils in den Beilagen,
211) ebd., Jhg, 1915



zuletzt tätig auf Sut Erlenkamp des Barons von Langormaxm,

sind angeklagt wagen Arbeitsverweigerung, ule legten die

Arbeit nieder, da ihnen die kontraktlich zugesioherte

Verpflegung nicht gegeben wurde.

Urteilt Freispruch.

Br. Mi 6, 3.1 Schwerin! Schnitterin Paulino P. aus Ga¬

lizien, seit liöra 1914 in Benzow tätig, erklärte in De¬

zember 1914» als ein tíinterkontrakt unter Herabsetzung

des Hohnes auf 5G Pfg. abgeschlossen werden sollte, für

dieses Geld nicht arbeiten zu wollen. Bei Anwendung von

Zwang würde sie ganz Benzow in Brand stecken.

Urteilt 3 Monate Gefängnis.

Hr» 36, 9. 3«t Rostock: Bin russischer Schnitter reiste ohne

Erlaubnis aus Schwaan ab; zwei Schnitter waren in Hof

Kneese, drei weitere und 1 Schnitterin in Eoggentln und

einer in Siek gegen die Vertreter ihrer Dienstherren un¬

botmäßig und haben die ihnen erteilten Aufgaben nicht aus-

gefOhrt. Ein Sohnitter rus Hoggentin und die aufgeführ¬

te Sohnitterin haben ohne Erlaubnis den Hof verlassen

und sind nach Rostock gegangen.

Urteilt 2 Hoohen bis 2 Monate Gefängnis.

Er. 56, 11. 3»t Sostooks Vorschnitter J. K. aus Toitenwin¬

kel soll die dortigen Schnitter nufgewieelt und die Ab¬

reise von 3 Schnitterinnen dar Gutsherrsohaft nioht recht¬

zeitig gemeldet haben.

Urteilt 2 Honate Gefängnis.

wegen dea gleichen Vergehens war der Schnitter Sk. aus Dan¬

nenberg angeklagt, der außerdem widersetzlich gewesen sein

und den Inspektor beleidigt haben soll.

Urteilt 3 Monate Gefängnis.

Hr. $9, 12. 3»i Güstrow! Die rusaiaohen Schnitter Andreas

..iachnewaki und Franz Trombatz, zuletzt in Basedow, sind

angeklagt wegen i.idersetzliohkeit und Unbotmäßigkeit und

sollen in aufhetzerischer weise Unzufriedenheit in bezug

auf die gegenwärtige Regelung des Arbeitsverdienstes unter
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den russischen 3chnittem in Ba.edow zu erregen versucht
hohen.

Urteil» H» erhielt 5,T. 4 Eonate Gefängnis.
Auch die.russischen Sohnitter IVnorowaki und Vincent
Galant haben sich ir.i Januar 191? in Ueldsegarten der Un-
botaüßigkeit und ldcrsetzlichkoit schuldig gemacht, in
dem sie die rbeit verweigerten.
Urteil: je 3 Sonate Gefängnis.

Hr» 61i 14« 3»: Sohwerin: Der Sohnitter Frantisaok B.,
seit Frühjahr tätig in Kiekindouwrk, versagte am 21. 1.
die Arbeit und wiegelte 5 andere Schnitter auf, nicht zur
Arbeit au gehen.

Urteil: 3 Monat« Gefängnis.

Br« 63, 17. 3.» Güstrow: Der Schnitter ?., zuletzt in
Guflfcävel, soll .am 3. 2. widersetzlich und unbotmäßig ge¬
wesen sein.

Urteil: 3 Üonate Gefängnis.

Br« 64. 18, 3.: Rostook: Wegen Vergehen gegen die Bestim¬
mungon des Generalkommandos des LI. Armeekorps mußten sich
die russisohen Schnitter P.J. u. J.K. verantworten. Brate¬
rar hatte in Friodriohshof den Auftrag des Füratera, Bois
zu sammeln, nioht befolgt und im 2.2., einem katholischen
Feiertag, dia..Arbeit verweigert. Der andere hatte hoim
Erbpäohter Eaade, ilerohagon, am 31. 1. 13 unterlassen,
die Kühe zu futtern.

Urteil: P.J. erhielt 3 Rochen, J.K. 4 Wochen Gefängn s.

Br. 68 , 25-. 3.» Hostook: Der russische Sohnitter J.H.,
dessen Frau und £.5. und 5.'ft. hatten Differenzen mit dem
Vorschnitter in Friedriohshof, wo sie arbeiten, da dieser
die ..Frau des R., weil sie nach seiner Meinung nioht genug
schaffte, vor die Brust stieß, so daß sie au Boden fiel.
Urteil: Ii. und i¡¡.3. je 2 Monate, S.S. einen Monat und die
Frau von R. 2 Wochen Gefängnis.

» 71. 26. 3.: Güstrow: Die russischen schnitten Eesats-
nik, Gohünlng, Polkowold. und Gorozawoici, die in Jaebotz
arbeiteten, wurden wegen Körperverletzung, Hausfriedens¬
bruch und Unbotmäßigkeit zu 2 und 6 Wochen bsv;. 4 Monaten
Gefängnis bestraft. Die russisohen Schnitter Zielinski
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und Vlnzlaw, zuletzt ln langensee, erhielten liegen Ulbot¬

mäßigkeit 4 bzw. 3 Honste Gefängnis.

Hr. 72, 27. 3.» Schwerin» Der Sohnitter Julian St. in

Kionnork verweigerte die Arbeit. Er drohte ferner der

Frau des Vorsehnittera bei der Lohnzahlung, ihr den Kopf

abreißen zu wollen.

Urteils 3 Konnte Gefängnis.

Hr. 74, 30. 5«. Rostock: Die russischen Sohnitter St.

Radetzky zu Gr. Lüaewitz, t'I. Rukita und J. Sokolaky zu

Kambs sollen sich der Unbotaaßigkeit schuldig gemaoht

haben.

Urteil: H. erhielt 2 Monate, Ru. einen Monat, 3. 2 »oohen

Gefängnis.

Hr. 75. 31. .1.: Güstrow: liegen linbotmäßigkeit wurden die

Sohnitter öasielewski, zuletzt in Gr. Roge, J. v/irnewski,

Feliza i/irnewski, Josef Bzyduoka und Wiadialaw Lubziak,

zuletzt in Alt-Sohwerin, angeklagt.

Urteil: Gefängnisstrafen von 2 Monaten, 6, 4 und 3 Monaten.

Hr. 76» 1. 4«: Rostock: 36 Sohnitter bzw. Schnitterinnen

hatten in Boddin, A.it-i’anaekow, Koppelos, Heu-Bentwisch

und Hlstorf die 'rbeit verweigert. _Die Boddiner haben

ferner ohne Erlaubnis das Gut verlassen, um zum Gottes¬

dienst naoh Teterow zu fahren. Die .lt-Pannekower gaben

zu kaltes Letter als Grund an. Der Voraohnitter aus Heu-

Bentwisoh wollte am .2. 2. wie seine Leute nicht arbeiten,

da dieser Tag ein .katholischer Feiertag war. Der Dchalt—

ter aus Mistoxf gab an, krank gewesen zu sein.

Urteile: 10-20 Hark Geldstrafe, Raftstrafen von 1—2 Wooben,

Gefängnisstrafen von 1 Könnt.

tfir haben nur einige Beispiele angeführt, die sber schon

zeigen, daß -die Sohnitter oft schon bei den geringfügig¬

sten "Vergehen", d. h. wenn sie gegen Lohnverschleohterun-

gen protestierten oder gegen schlechtes Essen, wenn sie,

ohne Erlaubnis einzuholen, zur Kirche gingen oder an ka¬

tholischen Feiertagen nicht arbeiteten, zu mehrwöchigen Ge-



fäugnisatz:',xan verurteilt wurden. In vielen fällen ¿alten
ln Preußen und in den anderen deutschen Bundesstaaten
die Schnitter bei Arbeitsverweigerung oder bei der Weige¬
rung, Verträge zu unterschreiben, als Munbotmäßig"j nach
Verbüßung ihrer Strafen kamen sie nicht sofort wieder in
ihre alten Arbeitestellen, sondern mußten im Anschluß an
das Gefängnis mehrmonatige Zwangsarbeit ln Internierungs¬
lagern leiaten. In wieder anderen Killen wurden, wie der
Eeiohstagsabgeordnete v. Trampczynslci am 14. 6. 18 im
Reichstag berichtete, .die Arbeiter, sobald sie mit ihren
Dienstherren Streit hatten, ohne aaohliohe Prüfung der
Tatbestände in Gefangenenlager überführt.212213^ Mit der 2eit
entzog diese Praxis den Junkern so viele Schnitter, daß
in den folgenden Jahren immer häufiger dazu iEbergogangen
werden mußte, die Gefängnisstrafen durch Geldabzüge zu
ersetzen.

Die angeführten Beispiele zeugen aber nicht nur vom will¬
kürlichen Vorgehen der Junker bzw. der Gerichte gegenüber
den ausländischen Arbeitern, sondern sic bestätigen durch
ihre Häufung auch, daß die Schnitter nicht mehr bereit
waren, die ihnen aufgezwungenen Lohn— und Arbeitsbedin¬
gungen einfach hinzunehmsn. Besonders 1916 häuften sich
die Fälle, in denen die Ausländer aus Protest gegen niedri¬
ge löhne, mangelnde Kost usw. die Arbeit verweigerten.

Das Sachsen das Widerstandes der Schnitter in den Jahnen
1915/16 geht auch aus der Tatsache hervor, daß die staat¬
lichen Behörden durch zahlreiche Befehle und Anordnungen
die der Ausbeutung der Sobnitter entgegenstehenden Wi¬
derstände zu beseitigen suohten. So schrieb das Stellver¬
tretende Generalkommando des IL. Armeekorps am 7.10.1915«

"Gegen aufsässige und kontraktbrüchige russische
Schnitter ist zwar mit aller SohSrfe vorzugehen,

212) Reichstag, ßd. 513, 1918, S. 5519
213) Vergi, u. a. Mecklenburgische Volks-Zeitung, 25.Jhg.

1916,.Ex. 83, 11.4.J Hr. 92, 19.4.j Hr. 94, 21.4.
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auch sind dieselben aohleusigat zu internieren."^^

Für den Bereich des II. Armeekorps in Stettin v/ar durch
Befehl vom 4. 2. 15 engeordnet, Arbeitsverweigerungen mit
Gefängnis bis zu einem Jshx zu bestrafen und Unbotmäßig-
keit, Aufwiegelung oder Aufhetzung durch Abführung in Ge¬
fangenenlager zu ahnden.£in Befehl des Generalkomman¬
dos des IX, Armeekorps vom Januar 1915 drohte allen Per¬
sonen eine Gefängnisstrafe bis au einem Jahre an, die
sich der

"Aufwiegelung oder .Aufsetzung russischer Arbeiter
zum Zuwiderhandeln gegen ein obrigkeitliches Gebot
oder gegen eine Anordnung der Arbeitgeber schuldig
machen, desgleichen wer in aufrührerischer oder auf¬
hetzerischer insise Mißvergnügen oder Unzufriedenheit
in Bezug auf die gegenwärtige oder zukünftige Regelung
des Arbeitsverdienstes oder über die aus Anlaß des ge¬genwärtigen Krieges getroffenen obrigkeitlichen Anord¬
nungen zu erregen sucht." 216)

Dieser Befehl riohtete sich u. a. gegen das Binwirken
deutscher Arbeiter auf die Schnitter. Wir wollen aber
noch eia Beispiel anführen, das beweist, ln welch 3tsr_
kea Maße ein Aufbegehren der Schnitter zunichte gernoht
werden sollte: In einem im Frühjahr 1916 gemeinsam vom
Stellvertretenden Kommandierenden General des I, Armee¬
korps, dem Gouverneur von Königsberg und dem Kommandanten
der Festung Pillau herausgegebenen Erlaßt" hieß es u.a«:

"6. Een russischen Arbeitern wird es verboten, die
vertragsmäßig übernommene Arbeit zu verweigern odersonstigen Ungehorsam zu zeigen; unter Drohungen oder
gemeiaachaftliohww Forderungen nach Erhöhung des Doh—I103 odor Verbesserung des Unterhalts zu erhebaa, ins—besonders zur Durchführung derartiger Forderungen Ein¬stellung der Arbeiten oder deren Verhinderung bei ein¬zelnen oder mehreren Arbeitgebern zu verabreden odorzu einer solchen Verabredung andere aufzufordern;
aufhetzanda oder drohende Äußerungen gegen ihre Ar¬beitgeber oder gegen die von diesen zur Aufsichtbestellten Personen oder gegen die üxtsobrigkeit zumachen, Tätlichkeiten oder Widersetzlichkeiten gegen

214215**

214) ISA Schwerin, Rep. 41, Akten botr.die Überwachung derim lande sich aufhaltonden Russen während das Krieges,
insbesondere der Schnitter (iir. 17252),Sohrelben anEiniaterium des Innern Schwerin

215) LA Greifswald, Rep. 60 il, Bd. 1 (Br.1455).InhaltlichfleiohlautendenBefehlv.6.8.15s.LAGreifswald,Rep,
9, Stettin, 2. Polizeirevier, Krisgsakte II,(Hr.4lO)f. 151

Forts, n.Seite
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sie ea
begehen.»218

219220

221)

Zuwiderhandlungen gegen diese Verbote sollten mit Gefäng¬

nisstrafen _bia bu einem Jahr bzw. Geldstrafen bia 1 500

Mark bestraft werden.

Baren die Schnitter mit derartigen Befohlen völlig recht¬

los gemacht bz». durften eie sich nicht gegen die ver¬

stärkte Ausbeutung wehren, so strebten die Junker augleioh

danach, Sontxaktbrhohen der Arbeiter wirksam entgegenzi*-

treten.

Biederholt forderten die Agrarier, die Verfolgung und Be¬

strafung der entwichenen russisoh-polnisohen Arbeiter mit

größerer Beschleunigung und mit Haofadruok zu betreiben.

Einer entsprechenden Eingabe des Bundes der Bandwirte

vom Januar 191621^ sohloß sich der preußische Innenmini¬

ster durch seinen Erlaß vom März 1916 an.22^ Aus Bemer¬

kungen des Innenministers vom Januar ^Iß22^ ist zu ent¬

nehmen, daß die Zuriiokführung der nach Russisah-Pölen ge¬

flohenen Arbeiter nach Deutschland von den Staatsbehörden

wiederholt erörtert wurde. In einigen Fällen war bis zu

dieser Zeit auch schon eine zwangsweise Zurlickführung der

Geflohenen vorgenemmen worden, iena Forderungen, die

kontraktbrüchigen, in ihre Heimat gelangten Arbeiter gene¬

rell mit Hilf 6 .der Behörden d6ß Generalgouvernements '¿al¬

so hau wieder nach Deutschland zu bringen, zu dieser Zeit

nicht erfüllt wurden, so gab der preußische Innenminister

hierfür als Begründung bezeichnenderweise am

"Sie (d.h.die ZurUckfUhrung, L.E.) allgemein anzu¬
ordnen erschien nicht ratsam, einmal der hohen Kosten

Fprts. v. S, 144:
2l6)ltegierungsbl

Jhg. 1915, tfr. 9, 19.1
iecklenburg-Sohwerin,

eng. 151?, »»r. s, >>. I., Ji
217) BZA Potsdam, Reichsamt des Innern, Militaric.-Gen.Er,

11, ndh. 17®, Bd. 1 (Er. 12580), f. 558

218) otd.
219) DZA Eerseburg, Rep. 87 B, Arbeiter- u.Angestelltenaa¬

chen, Er. 18 A, 3a. 6, Schreiben v. 2.1.16
220) ebd., xleß V. 4.5.16, gerichtet an die Regierungsprä¬

sidenten
221) ebd., Schreiben v. 22.1.16 an Minister für Landwirt¬

schaft
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und der Schwierigkeiten dea Iransporta wegen, so¬
wie ferner. weil befürchtet wurde, daß durch eine
derartige immerhin etwas drakonische Maßnahme der
Zustrom russischer Arbeiter aus dea besetzten Ge- 00^biet naoh inländischen Arbeitsstätten leiden könnte."

Um mehr Arbeiter für Deutschland zu gewinnen, sollte also
im Generalgouvernement Warschau dar Anschein erweckt
werden, als verzichte der preußiaoh-deutsche Staat auf
die Anwendung von Zwangsmitteln. Das trügerische dieses
Scheins offenbarte sich bald, als nämlich in Verbindung
mit der Zw-angsanwerbung polnischer Arbeiter die zwangs¬
weise 2urückführung liontraktbrüchiger aus dom General¬
gouvernement nach Deutschland die Hegel wurde. Doch auch
vordem hatte die Bevölkerung Bussiaoh-Poleas Kenntnis von
der Behandlung der ausländischen 'rbeltsr

in Deutschland;
die brutale Unterdrückung und Ausbeutung der Saisonarbei¬
ter waren der Hauptgrund, weshalb die Anwerbung im General¬
gouvernement 1916 ins Stoolcen geriet.

Aus den Verhandlungen staatlicher Behörde« Uber bestimmte
Uaßnafamen .in dar sohnitterfrage spüren wir oft die Furcht
heraus, daß die Anwerbung im Generalgouvernement nicht
die gewünschten ürfolge zeitigen würde. Deshalb gab es
auch Stimmen, die für ein nioht so scharfes Auftraten
gegenüber den Schnittern plädierten bzw. gegen einige
zu große Härten eintraten oder dies zumindest vorgeben.
Das zeigte sich zum Beispiel bei der Seaktion des Reichs¬
kanzlers auf einen Brl-ß militärischer Komm«m!ostellen.
Der § 9 des ins Frühjahr 1916 gemeinsam vom Stellvertre¬
tenden Kommandierenden General des 1. Armeekorps, dem
Gouverneur von Königsberg und dem Kommandanten der
Festung Pillau herausgegebenen Befehles beinhaltete daß
Verbot, für ausländische Arbeiter Schreiben irgendwelcher
Art cm Behörden anzufertigen, da die Ausländer nträge,
Beschwerden usw. an den Staatsapparat nur mittels der
Amtsvorateher oder der Polizeibehörden p.usarbeiten und

222

222) Sbenda
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einreiohen sollten.22^ Das Verbot entsprach dem Bestre¬
ben der Junker, Verbindungen der Saisonarbeiter au deut¬
schen Gewerkschaften zu unterbinden; es sollte die Sohnit¬
ter daran hindern, Hilfe für die Ausarbeitung von Be¬
schwerden und Eingaben bei der polnischen Reichstags—
fraktion bzw. polnischen Fürsorgeorganisaticm zu su¬
chen. Die Einhaltung dieses Verbotes hätte aber faktisoh
bedeutet, daß sioh die Schnitter Ober ihren Gutsbesitzer
bei diesem selbst beschweren und ihn bitten mußten,
derartige Beschwerden weiterzugeben, da die Gutsbesitzer
vielerorts zugleich Amtavorateker waren. Hatte der Reichs¬
kanzler niohts dagegen einzuwenden, den ausländischen
Arbeitern das Koalitions- und Strelkreoht zu nehmen,22*^

ao bat er jedoch darum, den § 9 des erwähnten Erlasses
aufzuheben.225' Er befürchtete, diese Anordnung würde
im Reichstag lebhaft angegriffen und mit dem Hinweis ab¬
gelehnt werden, daß die der deutschen Spraohe nloht mäch¬
tigen Arbeiter damit völlig rechtlos gemacht wären und
auch die fürsorgeorganisationen keine Möglichkeit mehr
hätten, auf die in.ge der -Schnitter einzuwirken. Haupt¬
sächlich aber ließ sich der Reichskanzler davon leiten,
daß dieses Verbot

"in ganz besonderem Maße geeignet ist, die Zuwande¬
rung weiterer Arbeitskräfte nach Deutschland auf
das ernsteste zu gefährden." 226)

Diese Befürchtung bestand in der Tat zu recht. Der Ver-
waltungaohef des Generalgouvernements, v. Kries, bestä¬
tigte das in seinem Schreiben vom 28.10.1916 an den In¬
nenminister;22^ schon seit längerer Zeit wäre die frei-

223) DZA Potsdam. Reichsamt des Innern, Militaria-Gen.Hr.
11. adh. 17*, Bd. 1 (Br.- 12380) f. 358

224) ebd.- ,f. 359, Schreiben an Kriegsminister Uber den
Erlaß

225) ebd. f. 360
226) ebd.
227) DZA Merseburg, Rep. 87 B, Arbeiter- und Angeetell-

tensaohen Kr. 18 A, Bd. 6
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willige Anwerbung im Generalgouvernement ins stocken ge¬
raten. Als Hauptgrund hierfür nannte er das bestehende Küok-
kehrverbot. Unsere Ausführungen sollten zeigen, daß nicht
nur dieses Verbot die Schnitter in Deutschland bedrucken
mußte; weil ihre gesamte wirtschaftliche und rechtliche
Lage äußerst sohleoht war, nahmen die noch in Busaisoh-
Polen befindlichen Arbeiter oder ein Teil derselben, so¬
fern sie .Kenntnis von diesen Zuständen hatten, lieber in
der Heimat die Gefahr des Hungertodes auf eioh, als frei¬
willig zur Arbeit nach Deutschland zu gehen. Der üeiohs-
tags.abgeordnatß v. irarapczyraki sprach hierüber am 11. 11.
16 im Heiohstag*^®^ und beantwortete die Frage, weshalb
die polnischen Arbeiter nioht wie vor dem Kriege in höhe¬
ren nach Deutschland, kamen. Wir können ihm nur zustImmen,
wenn er als Grund dafür anführte:

»Wenn sie Jetzt nioht herüborkommen, so ist es ledig¬
lich deshalb, weil das Jetzige System als ein sol- 22<3->ohea der modernen Sklaverei bezeichnet werden muß."

Dieses System der Sklaverei war die Ursache dafür, daß die
Haohinge der Junker nach ausländischen Landarbeitern in
den Jahren 1915/16 nicht befriedigt wurde.

Um den besonders zur Erntezeit wachsenden Bedarf an Arbeits¬
kräften wenigstens annähernd decken zu können, forderten
die Junker 1916 auch die U'iederzulassung den seit Kriege¬
beginn durch die militärischen Koramsnüoctollen untersag¬
ten Einwanderung der aus den russischen Grenzkreises für
die Zeit der lierbsterate nach Deutschland kommenden söge—
nannten Kartoffelgräber,2^l-0 (infang Juni 1916 wandten sioh

auch die Landräte der ostpreußischen Kreise lieideaburg und
Osterode mit der gleichen Bitte an den Direktor der Bout-

231'jschon Arbeiter-Zentrale, ' wobei sie vom Oberpräsidonten

228) Reichstag, Bd. 303, 1916, S. 2128
229) ebd.
230) DZA iierseburg, Bep. 87 B, Arbeiter- und 'mgestellten-

saohen, IJr. 1ö A, Bd. 5, Schreiben der Königl.Zentral—
Domänen—Administration f.d. Provinz Ostpreußen v.27.5.
1916 an den Oberpräsidenten der Provinz".

231) ebd., Sohreiben des Direktors der DAZ v. 28.6.16 an
Venvaltungaohef beim GG Warschau



der Provinz Ostpreußen unterstützt wurden.2'32^ ilaohdem die

preußisohen Minister des Innern und der Landwirtschaft eben¬

falls um die .Viederaulaeeung dieser Kartoffelgräber, die

nur für einige ¡Jochen in die östliohen Gebiete des Deut¬

schen Reiches kommen sollten, gebeten hatten,233^ wies

der JKriegojainister am 29. 7. 16 die Stellvertretenden Ge¬

neralkommandos des I. und XX. Armeekorps an, die Anwerbung

der Kaxtoffelgräbar mit allen Mitteln au fördern.wah¬

rend das Oberkommando Ost für sein Gebiet die Anwerbung der

Srntearbeiter ablehnte,233^ regelte die Verordnung des Ge-

neralgouverneurs des Generalgouvernements Warschau vom

10. 8. 1916 den Grenzübertritt der Kartoffelgräber. Raoh

dieser Verordnung23®^ durften die von der Deutflohen Arbei¬

ter-Zentrale in den russischen Grenzkreisen angeworbenen

Erntearbeiter die deutsohe Grenze in der Zeit vom 1.9*

bis 15. 11. 1916 mit von den deutsohen Kreischefs des Ge-?

neralgouverneaonts ausgestellten Kartoffelgräber—Legitima¬

tionskarten überschreiten, ¡garen sie über 15 Jahre alt,

mußten sie außerdem einen Paß vorlegen. Der Erlaß dos In¬

nenministers vom 6. 9. 1916 gestattete den Provinzen Ost¬

preußen, Westpreußen und Posen die Aufnahme von Kartoffol-

gräbern.23^ Die Provinz Schlesien erhielt auf ihren An¬

trag vom 14 . 9. 1625®) diese Erlaubnis am 26. 9.2'^ Auch

in den östlichen Heil Pommerns kamen die Herbstarbeiter.

Waren die Voraussetzungen für die Anwerbung großer Mengen

von Kartoff elgräbern seitens dar preußischen staatlichen

Behörden bzw. seitens des Generalgouvernements Warschau

232) ebd., Schreiben v. 21.7.16 an Verwaltungachef beim GG
Warschau

233) ebd. Schreiben des Ministers des Innern v.29.7.16 an
den Oberpräsidenten in Königsberg und Schreiben des
Ministers für Landwirtschaft v. 23.7.16 an den Kriegs—
minister, die Generalkommandos ln Allenstoln und Königs¬
berg sowie das GG Warschau.

234) ebd., Telegramm
235) DZA Potsdam, Reighsarat des Innern, iiilitari-1-G0n.fir.il,

adh. 17a, Bd. 2 (Mr. 12381) f. 30
236) DZA Merseburg, Itep. 87 B, Arbeiter- u.Angestelltensachen

Sr. 18 A, Bd. 5
237) Erlaß s. ebd.
238) ebd., Schreiben der Londwirtschnftskammer der Provinz

Schlesien an den Minister des Innern
239) Erlaß b. ebd.
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gesohaffen» so erfüllten sich die Hoffnungen dar Junker,

auf diese »eise ihren Arbeitskräftebedarf auszugloichen,

nioht. Die Dautsohe Arbeiter-Zentrale z. B. vermittelte bis

Ende Oktober 1916 9*362 Ksrtoffelgräber, von denen 5 243

nach Ostpreußen, 1 254 nach Sohlesien, 1 145 nach Posen,

1 076 nach PoBHaem, 611 nach Westpreußen und 33 naoh Meck¬

lenburg-Schwerin gingenWenn diese Zahlen nioht höher

waren, so lag daß wiederum an den schlechten Lohn- und Ar¬

beitsbedingungen, die den Kartoffolgräbern in Deutschland

geboten wurden. Sie der Direktor der Deutschen Arbei¬

ter-Zentrale mitteilte, besohwerten sich viele Erntear—

beiter, besonders in Ostpreußen, Uber sohleohte Behand¬

lung, Unterkunft und Verpflegung, über Hichteinhaltung des

versprochenen Lohnes usw. z' Weiter beriohtete der Direk¬

tor, und er bestätigte damit unsere Bemerkung über die

schlechten Lohn— und Arbeitsbedingungen, daß die Beamten

der Arbeiter-Zentrale, die in den Grenzkreisen Arbeiter

anwerben wollten, überall auf Ablehnung stießen.^43) gQiae

Schlußfolgerungen unterstreichen mit wenigen Worten das

von uns in diesem Kapitel Gesagte:

"Jedenfalls muß soviel festgestellt werden, daß von
einer Sehnsucht großer Scharen von Arbeitern nach
öon geliebten os{preußischen Arbeitsstellen ganz
und gar keine Hede war. und wenn nicht im letzten
Augenblicke die Oidcupationsbehörden in dankenswer¬
tester ¿eise aus dem Innern des Landes größere ¿en¬
gen von Arbeitern, die bisher bei den amtlichen Ar¬
beitsstellen beschäftigt waren, zur Verfügung gestellt
hätten, auf die 'Sehnsucht' der Grenzbevölkerung allein
angewiesen, säßen die ostpreußiaohen Kartoffeln noch
heute in der Srde." 244)

240) DZA Merseburg, Hop. 07 B, Arbeiter- und Angestellten-
saohen, Sr. Tb A, Bd. 6, Sohreiben des Direktors der
DAZ v. 17.11*16 an Minister für Landwirtschaft.
Der Versraitungschef des GG ¿axschau sprach von 10 777
Kartoffelgräbern, die bio zum 13.10.16 Über die deut¬
sche Grenze gebracht worden seien. (V'ergl.ebd.,Schrei¬
ben des Vervmltungsohefs v.13.10.16 an Keiohflamt des
Innern).

241) Vergl. die "Lohn- und Vermittlungsbedingungen für Kar¬
toffelgräber und EUbenarbeiter für 1916", ebd.

242) ebd., Schreiben des Direktors der DAZ v.17*11*16 an der
Minister für Landwirtschaft
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Hioht bereit, bessere Lohn- und Arbeitsbedingungen zu

schaffen und damit einen Anreiz für die Anwerbung zu geben,

gingen die Junker baw. deren Interessenvertreter in den

milit¡irischen Kommendosteilen in den folgenden Jahren dazu

Uber, die Anwerbung der Kartoffelgräber nicht nur auf der

Basis, der Freiwilligkeit vorzunehmen.2^ Erfahrungen hier¬

für eainmelten sie bei der im Jahre 1916 beginnenden Zwangs-

Überführung Sausender belgischer und polnischer Arbeiter

naoh Deutschland.

2*5) Drewniak, Robotnioy sezonowi, 3. 1üO
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IV. Die zwangsweise Überführung belgioohor und polnischer

Arbeiter in die deutsche Kriegswirtschaft während der

JahriPl 916/17*^

1. Die Zwangsüberfübrunfi belgischer Arbeiter nach Deutsch¬

land

Der imperialistische Weltkrieg hatte in seinen ersten bei¬

den Jahren von beiden kriegführenden Parteien - der Entente

wie der Littelmäohte - große Opfer verlangt. War mit der

Harnesohlaoht 1914 schon das Scheitern der deutschen Blitz-

kriegsplHne deutlich geworden und hatte sioh sohon zu die-

sor Zeit gezeigt» daß der deutsohe Imperialismus seine

Kräfte maßlos überschätzte, so war die militärische Lage

nach den "Haterislschlsohten'’- vom Sommer und Herbst 1916

für das deutsche Finanzkapital aussichtslos geworden. Wäh¬

rend die Ententestaaten über wesentlich mehr HUstungspo-

tentlal und Arbeitskräfte verfügten, mußten die deutschen

Qiruppen im Ergebnis der Kriegsereignisae 1916 an allen

Fronten in die Verteidigung übergehen» Nachdem das Jahr

1916 "ernste Spannungen auf allen Gebieten, an den Fronten,

in der Innenpolitik und in der Arbeiterbewegung gobraoht"1-'

hatte, sprach Lenin von der starken Erschöpfung beider

Koalitionen, von der

"Schwierigkeit, cen Krieg weitoxzofUhren, oie Schwie¬

rigkeit für die Kapitalisten im allgemeinen und das

Finanzkapital im besondere* den Völkern nooh weiter

das Fell über die Ohren zu ziehen, als sie es schon

in der Form der skandalösen 'Kriegsgewinne' getan

haben ..." 2)

ln der i'at hatten in Deutschland die wachsende Unzufrieden¬

heit der '¿erk tätigen mit der verschärften wirtschaftlichen

Ausplünderung und der politischen Entrechtung, die stetig

^ Bartel,DieLinken,S.390
Lenin, Deutschland, S. 378
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an Starke zunehmende Antihriegabeweguag der deutschen Ar¬
beiterklasse und der u. a. in diesen Erscheinungen sich
äußernde Anstieg der revolutionären Krise die "üchwierig-

koiten" des deutschen Imperialismus vernährt« Angesichts
dieser Entwicklung erhoben die deutschen Monopolisten und
Junker den Buf naoh dem "starken Manne". K. Sngelberg
schrieb hierüber:

"Um die wachsende Antikriegsbewegung der deutschen Ar¬
beiter brutal unterdrücken und aus dem Volks die
letzten Kräfte für den Krieg hers.uspressen zu kön¬
nen, verstärkten die Eilitnriston mit Hilfe des "Hin-
debburg-Progranuns" und des "Gesetzes über den Vater¬

ländischen Hilfsdienst'' die Militärdiktatur. Cie
Generalstabsdiktatur verwan¬
delte Deutschland in ein’Hilitärz uoht ha us’ (Lenin) für
die i « r k t S t i g on .* 3)

War die Ablösung des Chefs des Generalstabes v. Falken-
hayn durch Ludaadorff im August 1916 Auadruok der militä¬
risch-politischen Krise des deutschen Imperialismus, so
stellte die Bildung der neuen Obersten Heeresleitung zu¬
gleich den Versuoh dar, der politischen Krise Herr .zu wer¬
den und den "Siegfrieden" mit schärfsten Diktaturraaßnah-
mon, durch die Wendung zum totalen Krieg, zu erreichen.^
Das "Hindenburg-ProgramB" und das "Gesetz Uber den Vater¬
ländischen Hilfsdienst" verdeutlichten, daß der deutsche
Imperialismus mit der Generalstabediktatur alle Reserven
für den Krieg mobilisierte, um die weitgespannten Expan-
sionsnlßne durchzusotzen. Sollten mit dem "Hindenburg-
Programm" trotz größerer Leistungen der Kriegswirtschaft
der front neue Soldaten zugeführt werden, so wurden mit dem
"Gesetz Uber den Vaterländischen Hilfsdienst" alle männ¬
lichen deutschen Arbeitskräfte vom 17. bis zum 60. Lebens¬
jahr zur Arbeitsleistung verpflichtet und in die Kriegs¬
wirtschaft einbezogen. Dieses Gesetz bedeutete die völlige

3) Ernst bngelberg, Aus dem Sohuldbuoh des deutschen Gene-
ralataba, Heues Deutschland Br. 299, 29.10.1960,Beila¬
ge Kr. 44

4) Vergl. Auswirkungen d. Oktoberrevolution,
Bd. 4/1, S. 70j Richter, Gewerkschaften, S. 74;



Aufhebung der Freizügigkeit und gab den Unternehmern die

Tolle Verfügungsgewalt Über die bei ihnen beschäftigten

Arbeiter«*' ontapraoh auch den Interessen der Junker,

die ja schon mit Kriegsbeginn die Aufhebung der Freizügig¬

keit der ausländischen Landarbeiter erreicht hatten. Glei¬

ches suchten sie seit dieser Zeit bezüglich der deutschen

Landarbeiter durehzusetzen. Schritt für Schritt vorwirk-,

lichten sie ihre Forderungen« Im März 1915 schon hatte das

Stellvertretende Generalkommando des Bayrischen Armeekorps

eine "Verfügung für die ländliohen Dienstboten" erlassen,®^

nach der landwirtschaftliche Dienstboten und Arbeiter ohne

Einwilligung der Dienstherren ihre Arbeitsstellen vor Ab¬

schluß der Brntearbeiten nicht verlassen durften. Das Bay¬

rische Kriegsministerium verschärfte im Februar 1916 diese

Verfügung noch, indem es anordneto, daß die landwirtschaft¬

lichen Arbeiter, die ihre Arbeitsstellen nur bei "recht¬

mäßiger" Lösung des 'rbeitsverhältnisaes verlacsen konnten,

die ihnen obliegende .Arbeit nicht 'grundlos" verweigern dürf¬

ten.^ durch derartige Anordnungen die Landarbeiter

in ihrer Bewegungsfreiheit stark beeinträchtigt, so hatton

die Junker mit dem "Geäste über den Vaterländischen Hilfs¬

dienst" ihr Ziel, die völlige .Aufhebung dar Freizügigkeit,

erroioht. Dieses Gesetz mobilisierte alle deutschen Ar¬

beitskräfte für die Kriegswirtschaft. Zur gloiohen Zeit

ging der deutsche Imperialismus in Verbindung mit dem Hin—

denburg-Frogramm dazu über, zwangsweise belgische und pol¬

nische Arbeiter nach Deutschland zu schaffen, um auch durch

Ausnutzung dieser Arbeitskräfte dem " /iegfrieden" näher zu

kommen.

567

5) über dae “ilindenburg-Programm“ und das "Gesetz über den
Vaterländischen Hilfsdienst" bzw. die Stellung der Ar¬
beiterbewegung zu dieaem Gesetz. Vorgl. Bartel, Die Lin¬
ken, S. 595 -397; Riohter, Gewerkschaften, S. 74-81 j
Heininger, Ökonomische Steilung, S. 18/19

6) übersieht, 3. Ausgabe, 5. Kschtrag, S.240/241

7) Übersicht , 3 .Ausgabe, 6. Sachtrag, S.323



Hand in Hand mit der Durchführung des "Hindenburg-irograraras"

und des "Gesetzes über den Vaterländischen Hilfsdienst" ging

ein immer stärkeres* unmittelbares Eingreifen des .Monopol¬

kapitals in den .Staatsapparat, ln engem Zusammenwirken mit

dem Finanzkapital und veranlaßt daroh die Obersts Heeres¬

leitung entstanden neue Institutionen, die sieh auch in

der Folgezeit der stärkeren Ausnutzung der ausländischen

Arbeitskräfte onnahmen. So wurde im üovenber 1916 das

Kriegsamt gebildet, die "Zusammenfassung der kriegaent-

ochoidenden staatlichen airtsohafteorgane".8^ Im Dezember

1916 wurde beim Kriegsamt ein "Ausschuß zur Förderung der

Landwirtschaft" gebildet, dem zahlreiche Junker und Vertre¬

ter landwirtschaftlicher Körperschaften angehörten# Zum

Aufgabenbereich dieses Ausschusses gehörte u. a. die Be¬

arbeitung aller mit der frage der Arbeitskräfte zusammen¬

hängenden Probleme.®^ Das Krlegoamt errichtete ein ganzes

Hetz von Krlegamtastellen, Kriegwirtachafts&ntern und ..

Kriegwirtsohafteatellen nur Durchführung seiner v/irtsohafts-

politisohen Haßnahmen. Für die Fragen der ausländischen

Landarbeiter waren die Kriegswlrtsohaftoämter zuständig,

die in jeder Provinz gebildet wurden, sowie die in jedem

Kreis errlohteten »Criegswirtschaftsstellen# Die stellver¬

tretenden Generalkommandos der Armeekorps, dio weiterhin

die Exekutive ausilbten, waren durch Offiziere in den

Kriegs®irtachaftflämtern vertreten und arbeiteten eng mit

den neugebildeten Institutionen zusammen. Der Chef des

Kriegsamtes, Generalleutnant Grosser, erklärte in einer Be¬

sprechung vom Januar 1917 über die Zusammensetzung der

Kriegswirtaohaftaämfcer and Kriegewlrtsohaftsstellen

"daß eben diese Organe eine konzentrierte Kraft dar—
stellen, und zwar die konzentrierte Kraft der iülitär-
und Zivilbeh'örden, die unter einem militärischen Hute
zus&imnengefaßt sind." 10)

6) Richter, Gewerkschaften, 3. 83/34
9; er-

10) lüA Dresden, ainisterium des Innern, Kriogswirtsohafts-

ämter (lir. 16614) f. 54 S. 1 bzw. 2
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Richter erfaßt daa Weser dieser Organisation besser, renn
er formuliert!

"Dieser ganse Apparat Kar so auf gebaut,"daß die Siele
der führenden Gruppen des üonopolkapitals von oben
bis herunter ln die Bezirke und ¿reise mit militäri^s
scher Zwangsexekution durchgesetzt werden konnten.n11'

Wir erwähnen diese Vorgänge nur, weil der Ausbau der Mili¬
tärdiktatur den Junkern und Monopolisten die Möglichkeit
gab, duroh die neugebildeten wirtschaftlich-militärischen
Institutionen noch besser ihre Wünsche und Forderungen in
der Frage der ausländischen Wanderarbeiter duxohzueetBen.
Die Erfüllung des "Hindenburg-Frogramrae11

12

bedeutete für 3ie
unter anderen, in noch stärkeren Maße als bisher die be¬
setzten Gebiete auszuplitodem und ausländische Arbeiter
auszubeuten. Diesem Bestreben entsprang die zu dieser Zeit
begonnene zwangsweise Überführung belgischer Arbeiter in
die deutsohe Kriegswirtschaft.

Daohdem Belgien unter Verletzung der Neutralität 1314 von
deutschen iruopen besetzt und sun großen feil in das .Gene—~

12)ralgouvornenent Belgien uagewandelt worden war, ' kamen
viele Zweige der belgischen Industrie zum Erliegen. Duroh
den Einmarsch der Deutschen wurden die au England und an¬
deren .Staaten bestehenden engen birtech.aftsverbindungen
des Landes unterbrochen». Dadurch mußte sioh die wirtschaft¬
liche Lage in diesem Staate, dessen Rohstoffe, Maschinen
usw. wie im F’lla Polen von den deutschen Monopolen ge—

11) Richter, Gewerkschaften, S. 85
12) Das Gebxet des Generalgouvernements umfaßte, von klei¬

nen Änderungen abgesehen, bis gegen End© de3 Krieges
die belgischen Provinzen Antwerpen, Brabant, Limburg,
Lüttloh, Luxemburg, Uaiaur, einen Seil der Provinz Hen¬
negau und einige Gemeinden, der Provinz üstfl-.ndcm.
Hinzu kamen nooh die in belgisches Gebiet hineinragen^-
den, politisch zu Frankreich gehörenden Gebiete um Givet
und Fumay und bis 1»10.16 das französische Gebiet
der Komandantur Maubffuge. Dicht zun Generalgouverne¬
ment, sondern zum Etappengebiet der deutschen IV. Ar¬
mee gehörten also, soweit eie von deutsohen Truppen
besetzt waren, die Provinzen .»est- und Ostflandera
außer einigen ostflandrisohen Gemeinden.
Hierüber sowie über die Organisation der deutschen Ver¬
waltung des besetzten belgischen Gebietes vergl. v.
Köhler, Staatsverwaltung, S. 19 ff.
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raubt wurden, stark verschlechtern. Dar deutsche Imperia¬
lismus war gewillt, die belgische Konkurrenz auazuschal-
ten und das Land entweder Deutschland völlig eins«verlei¬
hen oder aber für ewig in deutsche Abhängigkeit zu brin¬
gen. In seinem KriegsZielprogramm, das Bethmnn Hollweg
als Reichskanzler am..9. September 1914, zur Zeit der '¿¿arne-
sohlaoht, an den Staatssekretär des Innern Delbrück sandte,
forderte der Reiohskanzler, daß Belgien

"zu einem Vasallenstaat herabsinken, seine Küste mili¬
tärisch zur Verfügung stellen, wirtschaftlich zu
einer deutschen Provinz werden"

13")
müßte. * in dem Programm der Bildung eines .mitteleuro¬
päischen Zcllverbandes, welches der Reichskanzler gleich¬
zeitig entwickelte, war auch Belgien berücksichtigt?

"Es ist zu erreichen die Gründung eines mitteleurooä-
iaolren Sirtschoftsverbandes duroh gemeinsame Zoll-
abmachungen, unter Einschluß von Frankreich, Belgien,
Holland, Dänemark, üsterreich-Eugarn, Polen und evtl.Italien, Schweden und Eorwegen. Dieser Verbund, wohl
ohne gemeinsame konstitutionelle Spitze, unter äußer¬
licher Gleichberechtigung seiner Mitglieder, aber tat¬
sächlich unter deutscher Führung, muß die wirtschaft¬
liche Vorherrschaft Deutschlands über Mitteleuropa
stabilisieren." 14)

Daß der Reichskanzler mit diesem Programm den Interessen
der Monopolisten und Junker Ausdruck gab, wird deutlich,wenn

13

13) Zitiert bei Fischer, Kriegsziele, S. 255
145 Zitiert ebd.

Hsober bringt in seinem Aufsatz (Fischer, Kriegsziele)wichtige Fakten über die von der deufeaohen fieichslei-
tung vertretenen Kriegsziele, unterläßt es aber, naoh-
zuweisen, daß die Forderungen der Hone;, clisten und Jun¬
ker bzw. deren Organisationen diese; zugrunde lagen.
Positiv ist es aber, wenn Fischer gegenüber der Kritik
von Herzfeld (Herzfeld, Deutsche Politik) die "prinzi¬
pielle Einheit von Krlegszielhewegung, militärischer
und politischer Führung einerseits unci die Kontinuität
der deutschen Kriegszielpolitik vom Herbst 1914 bis
zum Hochsommer 1918 andererseits" (Fischer, Kontinuität
des Irrtums. 3. 83) horauszuarbeiten sucht. Allerdings
vermag er nicht zum Kern der Probleme vorzudringen, da
er bei seiner Untersuchung nicht von den aggressiven
Plänen und Zielen des deutschen Finanzkapitals ausging.Zu den Kriegs zielen do3 deutschen Imperialismus im '.Vesten
vergl. Petzold, Kriegsziele; Bartel, Die Linken,3. 352-
364; Kuczynaki, Studien, Bd. 1, S. 249/250; Groeaer, Le¬
benserinnerungen, S. 558 u. 551.
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os in. .dar Eingabe dos Bundes der Landwirte, verschiede¬

ner Bauernvereine, des Bundes der Industriellen, dos Zen—
tralverbnndes deutscher Industrieller und dos roichsdöut-

sohen KitteIstandsvorbandes vom 20. Mai 1915 Uber Belgien
hiefli

“Belgien muß wegen der notwendigen Sicherung unserer
Seogeltung, wegen unoorer militüriso';en und wirt¬
schaftlichen ZukunftBstellung gegenüber England und
wegen des engen Zusammenhanges des wirtschaftlich so
bedeutenden belgischen Gebietes mit unserem U.aupt-
induetriegebiet tailitttr- und zollpolitisch sowie hin¬
sichtlich des Büna-, Bank- und 1 ostwesen der deutschen
Heichsgesetzgebuag unterstellt werden. Eisenbahnen
und Wasserstraßen sind unserem Verkehrswesen elnzu—
gliedern."

Außerdem wurde die Überführung der wichtigsten wirtschaft¬

lichen Unternehmen des Landes in deutsche Hände verlangt.

Säkread des Krieges gingen die deutschen Imperialisten da¬
ran, diese Pläne au verwirklichen. Der Staatssekretär das
Innern, Delbrück, wurde vom Beiohskanzler beauftragt, all
die Fragen su bearbeiten, die mit der Angliederung Bel¬
giens an Deutschland zusaiamenhlngen.1 ^ Mit den gloiohan

Problemen beschäftigte sich Freiherr von Bißsing, der als
Generalgouvemeur von Belgien vom Boveraber 1914 bis April
1917 tätig war. Daß dieser Mann die Interessen der idonopo-
Ü3ton und Junksr durohzusetzen bestrebt war, geht aus den
Borten hervor, mit denen Dolbrüok ihn charakterisierte:

“Herr von Bissing wollte die vollständige Annexion
Belgiens, hatte seine ganze Politik von vornherein
in diesem Sinne orientiert ..." 17)

In Ausführung diessr Pläne legten die .deutschen Monopo¬

listen und Militaristen alles darauf an, Belgien soweit wie
möglich für. die deutsche Kriegswirtschaft nuazunutzen. Um
die "Bohlfahrt" und die Aufreohterhaltung bestimmter Wirt—
s haftszwaige des Landes kümmerte sich die deutsche Be¬
sä tzungsmaoht nur insofern und insoweit, als dadurch das be—
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setzte Land wirtschaftlich die deutschen Kriegapläne unter¬
stützen konnte. Der Gsneralgouvornour v. Biesing gab das
am 19. 6. 1915 zynisch mit den «orten zuj

"loh hin der Meinung, daß eine ausgepreßte Zitrone
keinen Wert hat und daß oine getötete Muh keine üilch
mehr gibt." 18)

v. Köhler, der die Abteilung für Handel und Gewerbe dos
Generalgouvernements leitete, erklärte nach dem Kriege
selbst, die belgische Wirtschaft wäre in erster Linie
Zwecken der deutschen Kriegführung untergeordnet worden«

"naturgemäß mußte, und zwar in noch höherem Maße als
in der Heimat, das Wirtschaftsleben im besetzten Ge¬
biet den Zwecken der deutschen Kriegführung dienst¬
bar gemacht und dementsprechend organisiert werden." 19)

Im Rahrren der Organisation, die das besetzte Gebiet aus¬
plünderte, wurde ein Deutscher Wirtschaftsausschuß für
Belgien gegründet, dem neben Tor.tret.srn der deutschen Regie¬
rung Vertreter des Monopolkapitals

ongehörten.1819

2021^. Mieser
Ausschuß beschäftigte sich u. a. auch mit der Frage, wie
die belgischen Arbeiter für die deutsche Kriegswirtschaft
äusgenutzt werden könnten.

Buroh die wirtschaftliche Ausplünderung des Landes, durch
Demontage von Betrieben, fiaub von Rohstoffen uaw. stieg die
Arbeitslosigkeit in Belgien stark an. G-*b bb im März 1915
schon oa 500 000 Arbeitslose, so stieg deren Z»hl in der
folgenden Zeit nooh.2^ Kurden 1914 und Anfang 1915 die bel¬
gischen Arbeiter zum I'eil von den deutschen Behörden im
eigenen Lande beschäftigt und nusgebeutet, so führte die
zunehmende Nachfrage nach Arbeitskräften in Deutschland ->b

Frühjahr 1915 dis herrschende Klasse zu der Überlegung, die-

18) Zitiert bei v. Köhler, Staatsverwaltung, S. 104
19) ebd. S. 119
20) ebd. S. 21
21) ebd. S. 142, Uber die wirtschaftliche Ausplünderung Bel—

gisns», vargl. auch ebd. S. 114, 117, 13üj Werk dos Un¬
tersuchungsausschusses, 5. Reihe, Bd. 1, 8. 215
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so steigende Nachfrage duroh belgische Arbeiter au befrio—
tilgen. 3a war auf das direkte Betreiben der deutschen Mono¬
pole zurückzufobren, wenn der preußische Kriegaministor
in Harz 1915 heia Generalgouvernement die Beschaffung bel¬
gischer Arbeiter für Deutschland auf dom Wege dar. freiwil¬
ligen Anwerbung anregte« tturde die Anwerbung anfangs Agen¬
ten der verschiedenen Betriebe überlassen, die eich oft ge¬
genseitig Konkurrenz machten, so monopolisierte sie die
Nordwestliche Gruppe dos Vereins Deutscher Eisen- und _
Stehlindustrioller bald und gründete zu diesem Zweck das
Deutsche Industrie-Büro in Brüssel, welches im Juni 1915
mit der systematischen Anwerbung belgischer Arbeiter für
die deutsohe Industrie begann.22

23

24-' Bio Ende 1917 richtete
das Industrie-Büro für die Anwerbung 10 Haupt- und 32
Nebenstellen ein. Nach offiziellen Angaben der Abteilung
für Handel und Gewerbe des Generalgouvernements gelang es
diesen Vermittlungsstellen, in der Zeit vom Juli 1915 bis
Juni 1916 20 227 belgische Arbeiter anzuwerben. Im näohsten
Jahre, d. h. bis Juni 1917, stieg die Zahl auf 53 705 an.
Bis zum Oktober 1917 wurden insgesamt 101 634 Belgier
vom Deutschen Industrie-Büro für dis Arbeit in Deutschland
gewonnen.2"5) Ihre Zahl erhöhte sich bis Januar 1918 auf
114 760, während in der folgenden Zeit wöchentlich im Duroh-
sohnitte 1 100 Arbeiter naob Deutschland kamen.2*)

Das bis zum Frühjahr 1916 erzielte Anwcrbeergebnla befrie¬
digte das deutsohe Iinahzkapitnl keineswegs. Deshalb fand
auf Anregung der rheinisch-westfälischen Schwerindustrie .
am 2. 3. 1916 in Berlin eine Besprechung statt, an der u.a.
Vertreter des JS-riegsministeriums und dor Obersten Heeres¬
leitung teilnahmen und in der zur Sioherung der .ieereslie—

22) "Nutzbarmachung belgischer Arbeitskräfte für die deut¬
sche Volkswirtschaft nach dem Kriege1'',Denkschrift der
Abteilung f. Handel und Gewerbe beim Generalgouveraeur
in Belgien, bearbeitet von Pr. «. Asnis, 3.91 u.96.In:
DZA Potsdam, Eeicbsamt des Innern, PolizQiweoen-Gsn.iir.
5 A, Bei. 1 £i»r.13713),f. 163.VergI.auch kuczynaki,Stu¬
dien Bd. 1, 3. 24Ö. Im Anhang der genannten Donkschrift,
hinter 3. 123, befindet sioh eine karte Über die Anwer-
bestellen de* Deutschen Inuuatrie-Büro3.

23) Vergl. die in Anmerkung 22 genannte Denkschrift, 3.100
24) v. Köhler, Staatsverwaltung, 5. 167
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fcrungen die zwangsweise Überführung von 4oG OOO belgi¬

schen Arbeitern asoh Deutschland verlangt wurde¿ine

weitere Beratung vom 13./14. 5» 1316 beschloß, vorläufig

vom direkten Zwange bei der Gewinnung belgischer Arbeiter

abzusohen; wurde die Freiwilligkeit bei der Anwerbung be¬

tont, so cur, weil der deutsohe Imperialismus au dieser

Zeit noch glaubte, auf anderem Wege .genügend Arbeiter er¬

halten au können. Die Beratung empfahl deshalb, nur' die

Zweige der belgischen Industrie zu-fördern, die unmittel¬

bar im deutschen Beeresintcresse lagen, damit, berioh-

tete der Generalgeuverneur von Belgien,

"durch Brachlegung der anderen Industrien eine mög¬
lichst große Zahl Arbeitsloser 3ich nach Deutschland
anwerben ließen." 26)

Dieser in die Praxis umgesetste Torschlag beweist klar, daß

der deutsche Imperialismus u. a. deshalb die belgische

Industrie ruinierte, um mehr Arbeitskräfte nach Deutsch¬

land überführen zu können. Auch die Anwerbung auf "frei¬

williger" Basis geschah zwangsmäßig; die belgischen Arbei¬

ter wurden in diesem Falle zwar nicht mit direktem mili¬

tärischen Zwang nach Deutschland überführt, wie das weni¬

ge i’onate später üblich war, sondern die bewußt herbei— _

geführte wirtschaftliche Hot sollte sie dazu bringen, nach

Deutschland zur Arbeit zu gehen.

»ährend die deutschen Okkupationobehörden noch von der

Freiwilligkeit der Anwerbung sprachen, schuf die Verord¬

nung des Generalgöuvarneurs vom 15. 5. 1916 über die Arbeite—

sahen2526

27) die Möglichkeit, belgische Arbeiter zwangsweise

naoh Deutschland zu überführen. Als sich in den folgenden

Monaten trotz steigender wirtschaftlicher Hot nur wenige

Arbeiter bereit fanden, naoh Deutsch! nd zu gehen, als der

25) DZA Potsdam, Beiohsamt des Innern, IA. O.Belgien-Gen.llr.
9, Bd. 2 (. 19589) f. 7. Tergl. auch v. Köhler,Staats¬
verwaltung, £. 148

26) DZA Potsdam, Reichsemt des Innern, IA.ü.Belgien-Gen..
9, bd. 2 (Sr. 19589), f. 7/8

27) Verordnung s. DZA Potsdam,keiohsamt des Innern, IA.O.
belgfen-üen. Hr. 9, Bd. 1 (Kr. 19588) f. 3
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Widerstand der Relgier gegen die BesntzungBnaoht wuchs

und die Kriegslage des deutschen Imperialismus 1916 die

belgischen Arbeiter keinesfalls ermuntern konnte, aioh für

die Arbeit in der deutschen Kriegsindustrie anwerben au

lassen, ordnete der Generalgouverneur mit Erlaß vom 4. 9.

1916 an, daß die Gouverneure und kieischefs von der duroh

die Verordnung vom 1§. 5. 16 gegebenen üogliohkeit, unter

dem Vorwand der Bekämpfung dei' "Arbeitsscheu0 Arbeiter

zwangsweise nach Beutschland au schaffen, Gebrauch Erchen

sollten.28^ Ehe auf diesem liege zahlreiche Arbeitskräfte

gewannen werden konnten, war in Verbindung mit der Durch¬

führung des "Eindenburg-frogramma" der Bedarf der üoutcohen

Kriegswirtschaft an Arbeitskräften stark gewachsen} nur

die direkte Zwangsüberführung einer großen Zahl belgischer

Arbeiter vermochte jetzt noch die üünsohe der deutschen

Donopollsten su befriedigen. Eindenburg erklärte 1917,

daß die Industriellen wöchentlich 20 000 belgische Arbei¬

ter gefordert hätten und die Oberste Heeresleitung diese

Forderung unterstützt hnbe.2^ In einer Besprechung vom

11. 10. 1916 in Brüssel, an der Vertreter der rheini:;oh—

westfälischen Industrie teilnahuen, erklärte Hugenberg un-

Arbeiter. Diesen Forderungen des Finanzkapitals wurde

entsprochen. Am gleichen lag, alB Eugenbarg die eins Mil¬

lion rbeiter forderte, teilte der Generalgouvemeux von

Belgien der Obersten Heeresleitung telegraphisch seine Be¬

reitschaft mit, die Ssjangaversohiekung belgischer Arbeiter

zu
beginnen.'7 '

28) ebd. f. 245, "Denkschrift Uber die Überführung belgi¬
scher Arbeiter aus dem Gebiete des Generalgouvernements
nach Deutschland", verfaßt von der Abteilung für Handel
und Gewerbe beim Generalgouvernement. (23.1.1917)

29) Ur k u n d e n der UH1, 3. 133

30) DZA Potsdam, lioichsamt dos lauern, IA. 0.Belgien-Gen.
Kr. 9, Bd. 1, (Kr. 19388) f. 248, "Denkschrift Uber die
Überführung belgischer Arbeiter aus dem Gebiete des
Generalgouvernements nach Deutschland" ...

31) v. Köhler, Staatsverwaltung, 3. 153



163

Die preußisch-deutsche Regierung und die militärischen

Instanzen waren sich völlig klar über die Völkerreohtswi-

dxigkeit der Zwangsüberführung belgischer Arbeiter in die

deutsche Kriegswirtsohaft. So erklärte der 1. General—

quartieraeister, daß die "Hotwendigkeit, alle Arbeitskräf¬

te nuszunutzen" derartige Maßnahmen erzwang und "alle so¬

zialen und völkerrechtlichen Bedenken" unbedingt zurück—

stehen mußten.Ihnlioh spmoh sich das Hxiegamlnisterium

im Oktober 1916 rusi

"iätwaige völkerrechtliche Bedenken dürfen uns nicht
hindern, sie müssen der unentrinnbaren Uotuendigkeit
weichen, jede in deutscher Gewalt befindliche Ar¬
beitskraft der kriegswirtschaftlich produktivsten
Verwendung zuzuführen." 33)

Me Zvvangsversohiokung belgischer Arbeiter wurde aller¬

dings der Öffentlichkeit gegenüber mit der großen Zahl der

belgischen Arbeitslosen begründet, die angeblich eine Ge¬

fahr für Ruhe und Ordnung in Belgien bildete} nur zur Be¬

seitigung dieser Gefahr fände die Überführung der Arbeits¬

losen nach Deutschland statt. Gegenüber diesem etwas plum¬

pen propagandistischen Trick erklärte Jedoch der General¬

gouverneur v. Bissing im Jahre 1917 in einem Schreiben!

’Der wahre Grund der ¡¿aßnahmen war bekanntlich die
von der Obersten Heeresleitung und dem Kriegsmi—
alaterium seit Monaten mit der größten Dringlich¬
keit betonte Notwendigkeit, dem Hangei an .Arbeits¬
kräften dar Kriegsindustrie und Kriegswirtschaft Ab¬
zuhelfen und deutsche Menschankräfte für den Heeres¬
dienst freizuhekommen; nur gegenüber 'diesem Grunde
habe ioh seinerzeit meine stets mit allem liachdruok
vertretenen ernsten Bedenken zuriickgestellt und der
beschleunigten Maßnahme der Massen—Abschiebungen
zugestimmt." 34-)

Slenn v. Biasing auch das Finanzkapital und dessen Profit¬

streben als den wahren Urheber der Zwangsverschickung der

32) Zitiert in: DZA Potsdam, Beiohsamt des Innern, lA. 0.
Belgien-Gen. Hr. 9, Bd. 1 (flr. 19330), f. 245, Denk¬
schrift ...

33) U u n d s n der OHL, 3. 126
34) DZA Potsdam, heiohsant dos Innern, 1A.0.Belgien-Gen.

Hr. 9, Bd. 2, (Hr. 19389) f. 34
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belgischen Arbeiter nicht nannte, eo widerlegte er doch

hiermit das Härchen von der angeblich durch die vielen

Arbeitslosen in Belgien gegebenen "Gefahr" und bestätigte,

daß die ZwangsUberftihrung der belgischen Arbeiter nach

Deutschland in engem Zusammenhang gesehen werden muß mit

der Durchführung ¿es "Hindenburg-Programns" und den .Ver¬

such dos deutschen Imperialismus, durch Anspannung aller

Kräfte aus der militärisch-politischen Krise herauszuicoo—

men und dooh noch den "Siegfrieden" su erreichen.

Wir haben bewußt mehrere Zitate angeführt, weil sich moh

dem ersten Weltkrieg der deutsche Imperialismus bemühte, die

Zwangsverschleppung belgischer Arbeiter nach Deutschland .

bu rechtfertigen. Das fand seinen Ausdruok in den Materia¬

lien und Diskussionen des 3...Unterausschusses des Unter¬

suchungsausschusses der Verfassunggebendoe Deutschen Na¬

tionalversammlung baw. des Seiohntages Uber die während des

Krieges durchgeführte Deportation. Um die Gewalttätigkeit

und Brutalität des deutschen Imperialismus au vertuschen,

frischte die Resolution der Mehrheit des Ausschusses die

lüge von den angeblioh in Belgien durch die große Zahl der

Arbeitslosen gegebenen "Gefahr" für Buhe und Ordnung auf

und vexsuohte damit, die Vülkerreohtswidrigkeit der Zwnnga-

varschleppung zu leugnen Me Entschließung der Minder¬

heit, in der Diskussion vor allem vom Abgeordneten Dr*

ievi, SPD, mit gewichtigen Fakten begründet,^ stellte

demgegenüber au recht fest:

Die Deportation belgischer Arbeiter erfolgte vor al¬

lem für Zwooke der deutschen Kriegführung, besonders

für das im Herbst 1916 aufgestellte Rüstungsprogramm.
Die Deportation erfolgte auf Drängen der Obersten
Heeresleitung und industrieller Kreise, trotz Dissens

um die Völkerreohtswidrigkeit dieser Maßnahme. 38)

35) s. Werk des Untersuchungsausschusses, 5.Reibe,3d.

36) MehrheitRentsohließung s. ebd., S. 193-197

37) Biakuseionsbeiträge von ¿evi a* ebd., S. 299-303 ,
322-324, 333-403

38) Rinder he itsres olution a. ebd. 3. 197/198
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Zu welchen Bltteln die Ideologen des Imperialismus griffen,

um nachträglich die Ausplünderung fremder Völker während

des Krieges zu rechtfertigen, demonstrierte der als "Sach¬

verständiger" fungierende Dr. Kriege, der während des

Krieges als Leiter der Eechtsabteilung des Auswärtigen Am¬

tes tätig war. üm die Lehrheitsreoolution zu begründen,

erklärte er u. *>• demagogisch, er habe erfahren, ea sei

während des Krieges in Belgien bekannt gewesen,

"daß die besohäftigun.alosen Arbeiter Zwangsmßn»hmen
der in Kode stehenden Art gewünscht hätten, da sie an
sich mit einer Beschäftigung in Deutschland ganz ein¬
verstanden gewesen wären; die Leute hätten nur ge¬
fürchtet, daß, wenn eie freiwillig nach Deutschland
gingen, sie später von ihren Volksgenossen boykottiert,
Ja vielleicht sogar in Landesverrats rozosse verwickelt
würden ..." 59)

Die Tatsachen sprechen eine andere Sprache, wenn der deut¬

sche Imperialismus ab Oktober 1916 Zehntausende Belgier

zwangsweise nach Dewbschl nd brachte, so nur deshalb, weil

die Anwerbung auf "freiwilliger" Basis nicht die gewünsch¬

ten Erfolge zeitigte. Das Verhalten der zw ngsweise nach

Deutschland gebrachten belgischen Arbeiter widerlegt die

T^eae des Dr. Kriege von dem '¿unaoh der Belgier nach Zwangs¬

maßnahmen.

Bis Anfang Februar 1917, bis zur Beendigung der Deportation,

wurden 60U00 belgische Arbeiter zwangsweise nach Deutsch¬

land gebrachtDie wurden in Lager in Guben, »Ittenberg,

Altengrabow, iiünster, Soltau, Cassel und Leschede über¬

führt, von wo aus ihre Verteilung auf die einzelnen Betrie¬

be bsw. Arbeitsstellen erfolgte. Der Jesuitenpater Julius

Seiler, der von der Legierung als Leiter der katholischen

Seelsorge für die in Deutschland befindlichen belgischen

Arbeiter bestellt wurdegab an, daß die belgischen Ab—

Schüblinge besonders zur Arbeit im Rheinland, in Westfalen,

39) Ebd. S. 440
40) HZA Potsdam, Reichsaßt des Innern, 1A.0.Belgien-Gen.

Sr.- 9, Ed. 2, (Br. 19389) f.30. Vergl. auoh DZA Pots¬
dam, Reichsamt des Innern, IA.O.Belgien-Gen.ßr.9, Bd.
1 (Er. 19388) f. 289 u. 317i Henatsoh, Problem, S. 44

41) DZA Potsdam, Reiohsamt des Innern, IA.O.Belgien-Gen.Sr.
9, Bd. 1 (Hr. 19383) f. 58
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Ost- und Westpreußen und in Bayern eingesetzt waren**®

Wenn im Eebruar 1917 die Zwaügsverschiokung belgischer .Ar¬
beiter nach Deutschland eingestellt wurde, so nicht zuletzt
deshalb, weil der Widerstand der Belgier deren erfolgrei¬
che Ausbeutung unmöglich machte. In den lagern angokommen,
sollten die Belgier Arbeitsverträga unterschreiben. Doch
den vom. Uriegsmlniaterium / Kriegeamt herausgegebenen
"Grundsätzen über Heranziehung arbeitsscheuer Belgier zu
Arbeiten in Deutschland" vom Oktober 1916*^' sollte der
Aufenthalt in den Lagern so geotaltot werden, daß jeder
Belgier zum Abschluß eines Arbeitsvertrages bewogen werde.
Wörtlich hieß es:

"Durch straffe Zucht und naohdrüokliohe Heranziehung
zu een notwendigen inneren Arbeiten auf der Vertei—
lungsstelle muß die Vorbedingung dafür geschaffen
werden, daß die Belgier jede Gelegenheit zu gut be¬
zahlter Arbeit außerhalb der VerteilungBSteile als
eine erwünschte Verbesserung ihrer Lage begrüßen." 44)

Brat naoh hartnäckiger Weigerung sollten die Belgier zwangs¬
weise an dis Arbeitsstellen überführt werden.*® Der Ver¬
such, die nach Deutschland vorsohleppten Belgier durch
wirtschaftlichen Druck, durch "straf e Zuoht" ,u. a. Maß¬
nahmen in den Lagern zum "freiwilligen" Vertragsabschluß
zu gewinnen und nicht sofort mit direktem zwang zu den
Arbeitsstellen zu schaffen, wurde unternommen in der Hoff¬
nung, daß dar Widerstand der eehnitter gegen die Zwangs¬
maßnahmen dann nicht so stark wäre and die Arbeiter schnel¬
ler der Kriegsindustrie zur Verfügung ständen, letzteres
ging -*uoh aus den "Grundsätzen" hervor:

"Praktisch nicht ratsam wäre die Anwendung des an sich
rechtlich zulässigen Mittels, den Entschluß zur An¬
nahme einer bestimmten Arbeit duroh Strafen und Straf¬
arbeiten zu erzwingen, die die Leute erst nooh eine
gewisse Zeit lang 3er dringend nötigen Verwendung in
den Betrieben entziehen." 46)

*2) Ebd..£. 2Uü
43) ebd. i. 35-87
44) ebd. f. 85
45) ebd.
46) ebd., f. 85/36
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2rotz des gewaltsamen Vorgehens erwies sioh die Aktion
der Zwaagaversohloppung belgischer Arbeiter als Mißerfolg,
ln Januar 1917 berichtete der Dtaatsaekretär des Innern,
Halfferelch, den Reichskanzler,*^ daß sich von den 6ü 000
nach Deutschland verschleppten belgischen Arbeitern noch
40 00C arbeitslos in cen lagern aufhielten.*8^ au 20. 2.
1917 waren von den bis zu dieser Zeit in die Lager einge¬
lieferten 5S 106 Belgiern erst 13 376 an die verschiedenen
Arbeitsstellen abgegeben worden; mit übergnngsarbeiten in
den lagern wurden 8 379 beschäftigt, 2 630 wegen Arbeits¬
unfähigkeit in ihre Heimat zurüokgeschickt, während noch
33 721 Anschüblinge arbeitslos waren baw. die .Arbeit nb—
lehnten.*9^. Hach einem Bericht de3 Präsidenten .des Kriegs—
srnährUAäaaiateo, v. Batooki, vom Februar 1917 5>rbe±tete die
Hälfte der belgischen Deportierten zu dieser Zeit nooh
nicht; die andere Hälfte führte schlecht und widerwillig
ihre Arbeit nun. Deshalb kam v. Bntooki auch zu der Fest¬
stellung!

"Dinen Mißgriff radikal.gutsura-eben, erfordert Mut
und .Entschlußkraft, führt aber gewöhnlich zun Degen.
Die politischen Wirkungen der ZaangefortfUhrung, die
wahrhaftig nicht erfreulich sind und die durch einen
radikalen Entschluß auoh immerhin abgesohwächt wor¬
den kbanen, spreohen auoh mit. Kenn ioh zu befehlen
hätte, würde ich die Belgier noch einmal fragen, wer
von Ihnen freiwillig in Deutschland arbeiten will.
Das werden wenige sein, ie übrigen werden dann auf-
geladen und restlos nach Belgien zurUokgebrscirt. Der
Öffentlichkeit erklärt man, die ganze Dache habe
euf einem äiSverstSnönis beruht, werde als ein Miß¬
griff anerkannt und sei erledigt." 50)

Dieso ¿'orte bestätigen, daß,nicht nur der Widerstand dar
Belgier, sondern auoh die zahlreichen Proteste aus Deutsch¬
land und dem Ausland gegen die völkerrechtswidrige und bru¬
tale 3v;angsverachlej.pung die Ursache für die Beendigung
der Deportationen im Februar 1917 waren. In Deutschland und

47) DZA Potsdam, Raichsamt des Innern, I ’ .O.Beigien-Gen.lir.
9, Bd. 1 (Sr. 19388), f. 133-135.Vergl. auch ebd. f.
184/185

48) ebd. f. 135
49) ebd. f. 317
50) ebd. f. 220



in Ausland hatte aioh ein "Sturm der Entrüstung", wie ee
der Kriegsministor v. Stein forEulierte,5"^ gegen die
Zw«ugeveT3chiokung der Belgier erhöhen. Ger GeneraIgou-

vernaur von Belgien erhielt schon bald nach Beginn der
Zwangs Überführung im Oktober 1S16 zahlreiche Protesfcschrei—
ben, vor allem deshalb, weil in vielen Fällen Nichtar-
beitaloae und Intellektuelle nach Deutschland gebracht wur¬
den.-52^ In der Folgezeit häuften oioh die Protoeta aus dom
Ausland, die prinzipiell gegen die Zwangoversohiokung ge¬
richtet waren. Sie kamen vom Vatikan, von den Regierungen
Spaniens, der USA, der Sobweizj es protestierten einflußrei¬
che belgische Geistliche, wie die Bischöfe von .Lüttich und
JJamur, der Kardinal und Erzbischof von J'eoheln, Uercier,
sowie Abgeordnete und belgische Senatoren. Zahlreiche Ein¬
gaben von Mitgliedern des deutschen Reichstages, z.B. des
Abgeordneten ärzberger, beschwerten sich über die Mißstän—
de in der Behandlung der Belgier,5^ Sine Eingabe einfluß¬
reicher belgischer Persönlichkeiten von 14. 2. 1917, die
u. a. von Kardinal äercler, von belgischen Abgeordneten,

Adligen, Vertretern der iiationalbank u. a. unterschrieben
war, forderte von deutsohen Kaiser die sofortige Sinstel-
lung der Zwangsverschleppung belgischer Sierktätiger.5*'*

Dar widerstand der belgischen rbeiter gegen die Versuche,
eie "freiwillig" zur Übernahme einer Arbeit zu zwingen,
sowie die zahlreichen Proteste aus dem In- und Ausland führ¬
ten zur Einstellung der ZwangsÜberführung im Februar 1917«
Hinzu kam die Tatsache, daß seit Beginn der Zwangsanwerbung
die freiwilligen Meldungen zur Arbeit in Deutschland ange¬
nommen hatten59' infolge der sieb jetzt stärker auswirken-
den wirtschaftlichen iiotlage der Bovölkerung im Generalgou—

51) Reichstag, Bd.-309i 1917, S. 2*47, Sitzung v. 1.5.1917
52) v. Köhler, Staatsverwaltung, S. 153
53) Vergl. DZ*. Potsdam, heichsemt des Innern, IA..O.Belgien-

Gen. Hr. 9^ Bd. 1 CMr. 19388) f. 19, 26-28, 64-66/fü9-
110, 125-133; P e r k des Untcrsuchungsauseohusaea,3.
Reihe, Bd. 1, S. 246-267; Fetnnaan Hollwog, Betrachtun-Jen2. 2, 3. 21üu.“213

ZA -Potsdam, «eiohsarat des Innern, IA.O.Beigien-Gen.Kr.
9, Bd. 2 (Er. 19389) f. 28/29

55) Vergl. unser« Zahlenaßgaben, S. 160



yeroement. Die Hoffnung, mit der Methode der "Freiwillig¬
keit" bei der Anwerbung wesentlich mein? Arbeitskräfte zu
gewinnen,der zunehmende .'.‘iderstand der belgisohon Ar¬
beiter sowie die ¿röteste aus dem Ausland veranlaüton den
deutschen Imperialismus, von Jen direkten Zwangamaßanbnea
Abstand zu nehmen. Es dauerte jedoch noch mehrere V.onats,
ehe nach Einstellung der Deportation die für die Belgier
eingerichteten L*ger geleert waren» In Erlaß des Kriegs-
ninisteriums/KriegSEuKt vom 5. 6. 1917 über die Behandlung
der belgischen »baohübllnge^^ wurde deshalb erneut darauf
gedrungen, die in den Legern befindlichen Belgier möglichst
zur freiwilligen Arbeltsltberna zu bewegen. Verschiedene
Vergünstigungen sollten die Arbeiter erhalten, die sich.
bis zum 15» » 4917 zum Abschluß eines mindest vier Mom-'.
te geltenden Arbeitevertragea bereit erklärten. Diese Ver¬
günstigungen, die auch den vom Deutschen Industrie-Büro
Angeworbenen gewährt wurden, bestanden in einer einmaligen
Zahlung eines Handgeldes, in einer laufenden F’nilienun-
tarötützuag, in Lieferung von Kohlen für die in Belgien
eurückgelaaeenea Familien, in kostenloser ärztlicher Hil¬
fe r*8^ Derartige Vergünstigungen wurden den polnischen Ar¬
beitern nicht gewährt, Sollte auf diese üeise versuche wer¬
den, die Belgier für den Absohluß von Arbeiteverträgen zu
gewinnen,, so konnten die Zwangsarbeiter, ..die dermo oh den
Vertragsabschluß verweigerten, nicht etwa sofort zu ihren
Familien aurUckkehren, obwohl offiziell die Büokkehr der
nicht freiwillig in. Deutechl nd bleibenden Zä-ugsaxbeiter
verkündet worden war. .Die wurden vielmehr in LUttioh oder
im Lwger üsubeuge zueammengefaßtj ihre weitere Verwendung
wer abhängig von der Entscheidung des ßoneralgouverneurs
bzw. des freneral^UartiermeifiterB,^./ Das ’ungewisse

dieses
fteges ’oewog

viele belginohe Zwangearbeitor dazu, durch

¿es Ubterouohun0saussouUS3GS, 2. Seihe, Bd,1,
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elaen Vertragsabschluß aus den Lagern ln Deuteohl-nd horaue-

eukoamen» um nach Ablauf der Verträge nach vier Sonaten

in die Heimat reisen au können.

Die aus ökonomischem oder außerökonomischem Zwang während

des Krieges in Deutschland tätigen belgischen Arbeiter wa¬

ren großen Teil in der Industrie beschäftigt» be¬

deutete jedoch nicht, daß die Junker den Monopolisten

vornherein Belgien als Arbeitskräftexeservoir überlassen

hätten. Schon 1ä15 warfen sie die -Frage ¿er Beschaffung

flämischer Landarbeiter auf. Hach Verhandlungen im Mi¬

nisterium für Landwirtschaft im August 1916 wurde die Er¬

richtung einer liachwe las teile für landwirtschaftliche ..Ar¬

beiter aus Belgien sugelaesen. Durch Verfügung der Etap—

peainspekticn Gent vom 22. 8. 1916 trat diese Arbeiterver¬

mittlungsstelle, die unter Aufsicht des Leiters der Land¬

wirtschaftlichen Abteilung ¿er Btappeniaspektion, Haupt—

mann Falke, Professor der Lacdwirtsohaftswlssenscnaft aus

Leipzig, im Bereich des Ltappengebietes der IV. .Armee ar.

beitote, ins Lebern.®^ Da diese Ltelle keine landwirtschaft¬

lichen Arbeiter im Ganfiralgouverneinent anwerben durfte,

hatten die Monopole naoh wie vor in Belgien bei der Anwer¬

bung von Arbeitern die Vorrangstellung, wie es in Polen

beinahe umgekehrt der Fall war. In Zusammenarbeit mit den

bei den zwölf Kommandanturen der Stappeainspektion be¬

stehenden Arbeitsämtern gelang es dem Arbeitsnachweis des

Hauptuann Falke, in der Zeit von September 1916 bis Ende..

1917 rund JOO Arbeitskräfte für die deutsche Landwirtschaft

nnzuwerben.£<^ Das Deutsche Industrie-Büro in Brüssel, das

eioh im August 1917 bereit erklärt hatte, wöchentlich der

Landwirtschaft ca 150 belgische Arbeiter zur Verfügung zu

60) BZA Potsdam, Kaichsamt des Innern, Polizeiwesen-Gcn.
Kr. 5 A, Bd. 1 (Br. 15718), f. 163, Denkschrift der
Abteilung f. Handel u. Gewerbe beim Generilgouvernour
in Belgien, bearbeitet van Dr. Asmis, über "Kutzbar-
maohung belgischer Arbeitskräfte für die deutsche
Volkswirtschaft nach dem Kriege", J. 78

61) DZA Potsdam, Beichssot des Innern, Poliseiwesen-Gen.
Kr. 5 A, Bd. 3 (Er. 13720), f. 1o4

62) ebd. f. 111
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stellen,®^ vermittelte in den Jahren 1916/17 naoh offiziel¬

len Angaben oa 750 Arbeiter.®*^ Der größte Teil hiervon ging

in die weet- bzw. süddeutsche Landwirtschaft. Insgesamt ge¬

sehen werden in den Jahren 1916 - 1918 unter Berücksichti¬

gung der Tatsache, daß ein Teil der 1916/17 nach Deutsch¬

land zwangsverschleppten belgischen Arbeiter ebenfalls in

der Landwirtschaft eingesetzt wurde, nur einige Tausend

Belgier auf den Gütern Osteibiens tätig gewesen sein, ü'enn

diese Zahl nicht größer war und die Deutsche Arbeiter-Zen¬

trale 1918 entgegen ihren bisherigen Versuchen auf eine

eigene nwerbeOrganisation in Belgien verzichtete und dem

Deutschen Industrie-Büro die Vermittlung weiblioher Arbeits¬

kräfte für die Landwirtschaft besonders aus den Provinzen

Antwerpen, Brabant und Limburg überließ,so waren fol¬

gende Gründe maßgebend! Zum einen hatte die deutsohe Sohwer-

induatrie gegenüber der Landwirtsohaft bei der Anwerbung

in Belgien die dominierende Stellung erlangt. Zum anderen

war die Lage der Arbeiter in der belgischen Landwirtschaft

besser als die der zahlreichen arbeitslosen Industriearbei¬

ter. Die Hauptgebiete .der früheren Saisonwanderung, näm-

lioh beide .Flandern waren, als zum Etappengebiet gehörend,

für umfangreiche freie Anwerbung vorsohlossen.®6^ Die ar¬

beitslosen belgischen Industriearbeiter gingen, sofern sie

gefragt wurden, aus Gründen des besseren Verdienstes lie¬

ber in die deutsohe Industrie als in die Landwirtschaft,

zumal die Arbeitsverträge hier vier Monate umfaßten,

während sie in der Landwirtschaft für die ganze Saison ab¬

geschlossen wurden.Außerdem erhielten z. B. die im Etap¬

pengebiet Angeworbenen Landarbeiter nioht wie die übrigen

Arbeiter aus dem Generalgouvernement Handgeld und Familien-

65) DZA Potsdam, Beiohsamt des Innern« Polizciwesan-Gen.Kr.
5 A, Bd. 1 Ur. 13718), f. 163, S. 78

64) ebd. S. 79 u. 103
65) DZA Potsdam, Heiohsamt des Innern, Polizeiwesen-Gon.Er.

5 A, Bd. 2 (fir. 13719) f. 121
66) DZA Potsdam, Beiohsamt des Innern, Polizoiweaen-Gen.

Er. 5 A, Bd. 1 (Br. 13718), f. 163, 5. 79.Vergl. auoh
DZA Potsdam, Heiohsamt des Innern, Polizeiwoasn-Gon.Hr.

% 5 A« Bd. 3 (fir. 13720) f. 55
67) v. Köhler, Staatsverwaltung, S. 167
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Unterstützung •6869'>

Ein wesentlicher Grund dafür, daß nur relativ wenige Bel¬

gier in der deutsohsa .-Landwirtschaft arbeiteten und die

ostelbiaohen Junker nach anfänglichen Versuchen deren

Beschäftigung auch nicht anetrebten, lag in der Weigerung

der belgischen Arbeiter, die Teil aus der Industrie

stammten, unter so schlechten Lohn- und Arbeitsbedingungen

zu arbeiten, wie sie den polnischen Schnittern auf gezwun¬

gen wurden. Obwohl die Junker zu jeder Zeit des Krieges

Uber Arb öl t era-> nge 1 klagten, .-Verzichteten sie lieber auf

dis Belgier, ehe sie daran dachten, deren Löhne zu er- .

höhen. Letztlich wirkte sich hierbei der Umstand aus, daß

dis belglsohsn Werktätigen aus Gebieten stammten, die öko¬

nomisch nioht so rückständig waren wie Russisch-?den,

was u. a. sin höheres Bewußtsein der belgisohen Arbeiter

gegenüber den polnisoheajsur Holge hatte und eine stärke¬

re Bereitschaft, gemeinsam Zwangsmaßnahmen au bekämpfen.

Die polnisohen Arbeiter holten aber diesen Rückstand in

Auswirkung der Großen Sozialistischen Oktoberrevolution

zum großen Teil auf, wie an anderer Stelle darzulegen sein

wird. Der von Anfang an bei den belgischen Arbeitern be¬

stehende Widerwillen, in der Kriegswirtschaft des Fein¬

des zu arbeiten und das Mißglücken der junkerlichen Ver¬

suche, diese Arbeiter ebenso schlecht zu behandeln wie

dis Polen, führten dazu, daß, wie die Abteilung für Han¬

del und Gewerbe des Generalgouvernements Belgien schrieb,

nur ein feil der westdeutschen landwirtsehaftskaramern an

dem Bezug belgischer Arbeiter interessiert war, während

die Landwirteohaftsfcaramern Ostdeutschlands behaupteten

belgische Arbeiter würden nioht nach Ostelbion passen.

Ausschließlich materielle Interessen braohten eine eol-

ohe Einschätzung hervor, wie viele 3?«tsaoben bezeugen,

ifaeh den am 10. 5. 1917 vom Krlegaminlsterium/Kriegsamt

her-'uagsgabonen "Grundsätzen Über die Anwerbung von Ar¬

68) DZA Potsdam, Polizeiweaen-Gen. Sr. 5 A, Bd. 3 (Kr.
13720), f. 119

69) DZA Potsdam, »eiohsamt des Innern, Polizeiwasen-Gei;.
Sr. 3 A, Bd. 1 (flr. 13718) f. 163, S. 78/79



beitskräften duroh das Deutaohe Induatriebüro in Brüssel

und ihre Beschäftigung in den Betrieben der deutschen

Kriegswirtschaft"^ ^ mußten die Arbeitgeber einen Kosten-

vorsohuß von 40 Mark für Anwerbung, Vermittlung, Fahrgeld

und Verpflegung für einen belgisohen Arbeiter an das Deut¬

aohe InduBtriebüro Bahlen. 20 - 30 Mark wurden hiervon

jedoch nur benötigt, die Rastsumae erhielten die Junker

nach einigen Boohen zurilokgessahlt. Rach den "Grundsätzen*

durfte dieser Betrag aber niofat den Arbeitern von lohn ab¬

gewogen werden] der lohn eollte dem der deutschen Arbeiter

entsprechen.Gegen diese Anordnung wandten eioh die

Junker. Die Landwirtaohaftskaramern der Provinzen Branden¬

burg, Hannover und Sachsen protestierter. 1917 gegen die

Höhe der Vermittlungsgebühren und erklärten, auf belgische

Arbeiter verziohten zu wollen.^® ¿Süßten die Junker zwar

für die Anreise der polnischen Arbeiter zum Teil ähnlich

hoho Summen zahlen, so war es ihnen mit der erwähnten Ver¬

fügung unmöglich gemacht bzw. verboten, die Reisekosten

den Belgiern vom lohne abzuziohen, wie es vielfach im

Falle der polnischen Schnitter geschah. Auch der Umstand,

daß die Belgier nach Ablauf der Saison in die Heimat zu-

rüokkehren durften und nioht wie die Polen in Deutschland

festgehalten wurden, wirkte heim Verzicht der ostelhisohen

Agrarier auf belgische Arbeiter mit. Da eioh die Belgier

Lohnabzüge nioht gefallen ließen und dann, wenn sie gezwun¬

gen wurden, unter schlechten .Arbeitsbedingungen zu arbei¬

ten, die ihnen übertragenen Aufgaben nur aohleoht erfüll¬

ten, oohwand das Interesse der Junker an diesen Arbeitern.

Im April 1917 berichtete das IV. Armeekorps, daß in sei¬

nem Bereich die Nachfrage nach Arbeitskräften zwar groß

wäre, belgische Zwangsarbeiter aber von den Landwirten nur

ungern genommen würden, da ihnen neben freiem Unterhalt

707172

70) DZA Potadam, Eeiohsamt das Innern, IA.0.Belgien-Gon.

ihr. 9. Bd. 2 (Br. 19389) f. 179-183

71) ebd. f. 179/180

72) DZA Herseburg, Eep. 87 B. Arbeiter- und Angastellten-
saohen, Hr. 18 A, Beiheft 5, f. 19; DZA Merseburg^ep.
87 B, Arbeiter- und Angestelltensaehen, Itr. 18 A, Bd.

7. Schreiben des Kriegsministeriurs/iöriegosrat v. 19.

6. 1917 »n Minister für Landwirtschaft
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ein Lohn von 2.10 Mark gezahlt «erden müßte, wobei sie
75Vtrotz dieses Lohnes aohleoht arbeiteten.' ' Wenig später

sprach das gleiche Armeekorps wiederum von heftigen Kla¬
gen der Junker über die zwangsweise nach Deutschland ge¬
brachten Belgier, die geradezu eine "Plage" geworden wären
und denen gegenüber die "schärfsten Maßnahmen" angebraoht
seien. ^ Ein Angestellter der Deutschen Arbeiter-Zentrale,
dar 1918 naoh Belgien fuhr, um die Anwerbung belgischer
landwirtschaftlicher Arbeiter für die Baohkriegszeit vor-
aubereiten, sohrieb im März des gleichen Jahres, daß er
mit einer Arbeiterin gesprochen habe, die 1917 in Ostpreußen
war, damals als Lohn 1,50 Mark neben freier Verpflegung
erhielt und nicht mehr bereit sei, zu diesem Lohn in
Deutschland zu arbeiten.Die Angabe von Prof. Falk»,
dem Leiter der Landwirtschaftlichen Abteilung der Etappen¬
inspektion Gent, wonach mit den belgischen Arbeitern in
Korddeutsohlnnd zu 90 &, in oUddeutsch.l~.nd zu 60 •& gute
Erfahrungen gemacht worden wären,^ ist angeeiohts des
uns vorliegenden Materials nicht glaubwürdig. So liest
man in den Beriohten der Kriegswirtsoh'’.ft8ämter^') ständig
von Klagen der Gutsbesitzer über die belgischen Arbeiter.

Uns geht es nicht darum, ausführlich die Lage der belgischen
Arbeiter in der deutsohen Landwirtschaft darzulegen. Der
geringe Umfang der Beschäftigung der Belgier auf den. oat—
elbischen Gutswirtschaften würde eine ausführliche Dor-

*7475

75) DZA Potsdam, Reichsamt des Innern, Milltaria-Gen. Hr.18, adh. 16 a, Bd. 1 (Sr. 12478) f. 100
74) ebd. f. 127

Vergl. auch die Auszüge aus den Beriohten der ICriegs-wirtsohaftaämter der Provinzen Brandenburg, ¡.eetpreußen,Pommern und Sachsen vom 15.5.1917, 26.6.1917 und fürdie Zeit vom 25.5.-25.4.1918. in denen über Lohnfor¬derungen der belgischen Arbeiter geklagt bzv;. von de¬ren Beschäftigung abgeraten wird. s. DZA Merseburg,Rep.197 A, Gen. B. II Er. 11 b.
75) DZA; Potsdam. Reichsamt des Innern, Polizeiwsson-Gen.Kr.

vzx roteaam, nexcusamt aes u
5 is, Bd. 5 QMr. 15720) f. 75

DZA Merseburg, Rep. 197 A, Gen. B. II, Sr. 11 1.
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Stellung in Rahmen dieser Arbeit auoh nicht rechtfertigen«

wir wollten nur andeuten, daß es, trotz der Verstärkung

der deutschen Rüstungen, im Rahmen des "Hindenburg-Pro-
graaisa1' und der damit verbundenen wachsenden E-chfrage

nach Arbeitskräften auoh in der Landwirtschaft, den ost¬

elbischen Junkern nicht schlechthin um Arbeitskräfte

ging, sondern darum, im Kriege durch die Ausbeutung mög¬

lichst billiger ausländischer Arbeiter nooh größere Extra¬

profite zu erhalten als vor 1914. Da die belgischen Arbei¬

ter nicht bereit waren, zu so sohlechten Löhnen zu arbei¬

ten, wie sie den Polen aufgezwungen wurden und die Junker,

bedingt durch den starken iderstand der Belgier und die

gegen deren gewaltsame Ausplünderung vom Ausland vorge¬

brachten Proteste, es nioht für ratsam hielten, diesen tfi-

derstand gewaltsam zu brechen - wir sehen hier ab von

Zahlreich vorkomnenden Fällen, in denen den Belgiern gleioh

den Polen niedrige Lohnbedingungen aufgezwungan wurden —

verzichteten die ostelbischen Gutsherren lieber auf diese

Arbeiter. Bas entsprach auch ihrem Vorgehen in der Frage

der österreichischen Saisonarbeiter. Das junkerliche Reden

Uber die patriotische und opfervolle Arbeit der Landwirt¬

schaft zur Sicherung der Volksernährung im Kriege erwies

sich als hohle Phrase durch die Tatsache, daß der Geld¬

beutel für die Entscheidung jeder Frage ausschlaggebend

war. Die Junker konnten auf die belgisohen Arbeiter ver¬

zichten, weil sie zur gleichen Zeit alles dar aasetaten, um

sioh an den polnischen Arbeitern schadlos zu halten. Die

Höhe des zu erzielenden Extraprofits war es, dio die J un-

ker von der Beschäftigung belgischer Arbeiter Abstand neh¬

men ließ und ihr Bemühen stärkte, in größerem Umfang als

in den ersten KriegsJahren polnische Arbeiter in Deutsch¬

land auszubeuten.



2. Me Zwaag3T8JB0hleppung polnischer Arbeiter und die
Bildung des sogenannten Königreiches Polen

Zur gleichen Zeit, als belgische Arbeiter zwangsweise naoh
Deutschland überführt wurden, ging der deutsche Imperia¬
lismus auch in Buseisch-fölen zur Zwangsverschlejpung von
Arbeitern für die deutsche Industrie und Landwirtschaft
über. Die Uative hierfür waren in beiden Fällen die glei¬
chen« Wir haben an anderer Stelle schon darauf hingewie—
sen, daß der deutoohe Imperialismus in den Jahren 1915/1916
nicht so viele Arbeiter "freiwillig" aus dem Generalgou¬
vernement Warschau erhielt,, wie er zu bekommen wünschte;
da gerade im Herbst 1916, als mit dem neuen liüßtungscro-
gramm, welches den "Siegfrieden" sichern sollte, die Nach¬
frage naoh Arbeitskräften auch in der Landwirtschaft an—

stieg* die Anwerbung im Generalgouvernement Warschau ins
Stocken geriet, gingen die deutschen Monopolisten und Jun¬
ker zur Anwendung des direkten Zwanges bei der Arbeiter¬
beschaffung auch im Osten über.^8-'

Schon im April 1916 schrieb ein Beauftragter des Reiche—
kanzlers, der weitere Bezug polnischer Arbeiter wäre ge¬
fährdet. Wörtlich hieß es:

"Wie verschiedentlich hat wahrgenommen werden müssen,
stößt indessen die weitere Anwerbung in diesen Gebie¬
ten (d. h. Russisch-Polen, L.E.) neuerdings mehr und
mehr auf Schwierigkeiten, die, wie angenommen werden
muß, in erster Linie darauf zurüokzufUhren sind, daß
unter der Arbeiterbevölkerung Russisch-Polens Nach¬
richten über unzureichenden Lohutz der berechtigten
Interessen der in Deutschland beschäftigten Landes—
genossen verbreitet werden.
Dieser Hinderung der Anwerbung mit wirksamen Mitteln
entgegenzutreten, ist meines Dafürhaltens eine drin¬
gende Aufgabe." 79)

7879

78) Tex^. S. 147 f.
79) DZA Potsdam, Beiohaamt des Innern, Polizeiwesen-Gen.

Nr. 5, adh. 2, Bd. 6 (flr. 13714), f. 83. Vergl. *uoh
ebd. f. 199
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Diesem widerstand gegen die Anwerbung sollte mit vermehr¬
ter FUrsorgetätigkeit begegnet woraen.80

*

82' Ähnlich apmoh
sich der Kriegsminister im Oktober 1916 aus, wenn er in
Übereinstimmung mit dem Verwaltungschef des Generalgou¬
vernements Sarsohau und der Deutschen Arbeiter-Zentrale
die Bewilligung eines Beimaturlaubes von 1—2 Wochen
empfahl, da nur dieses "Lockmittel" noch imstande sei,
"größere Zahlen polnischer Arbeiter freiwillig nach Deutsch¬
land zu bringen".8^ Es ging dem Kriegsministorium nicht
prinzipiell darum, die Freiwilligkeit der Anwerbung einzu-
haltenj die Wahl der Mittel mußte immer hinter dem Ziel,
möglichst viele polnisohe Arbeiter nach Deutschland zu
transportieren, Zurückstehen. Das wird deutlich, wenn der
Kriegsminister Bich für die Zwangsveroehleppung polnischer
Arbeiter nach Deutschland für den Pall einsetzte, daß
sioh nicht genügend Freiwillige fanden:

"Wenn nach Erschöpfung dieser Versuche (d. h. Ge¬währung von Urlaub als "Lockmittel“ uaw., L.E.)aber noch nennenswerte Mengen von brauchbaren Leu¬ten übrig bleiben, dis auf diesem Wege nioht er¬faßt werden können, dann bleibt kein anderes Mittelübrig, als die Heranziehung im Jege des Zwanges." 82)

Ein solches Vorgehen entsprach auch den Interessen der
Junker. Zahlreiche Stimmen aus den ^reisen der Gutsbe¬
sitzer bzw. deren Organisationen forderten die Brechung
des gegen die-Deportatian gerichteten Widerstandes der ?o—
len mittels naokter Gewalt. So schrieb_im Oktober 1916 die
Landwirtsohaftskammer von Schlesien, daß sich in Eussisoh-
Polen viele .Arbeitslose bzw. Arbeitsscheue befänden, die
wie b. B. im Kreise Czeastoohau, von städtischen Verpfle¬
gungsstationen verpflegt wurden, und forderte, diese Ar¬
beiter zwangsweise in die schlesische Landwirtschaft zu

80) Ebd. f. 83
61) ü r k u n d e n der OHL, S. 12?
82) ebd. ä. 126
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Aufgrund derartiger Bestrebungen und analog den Verordnun¬
gen dos Generalgouvernements Belgien erließ der General»
gouverneur von Warschau, v. Beseler, am 4. 10. 1916 die
Verordnung über die Bekämpfung der Arbeitssoheu, die die
"reohtliohe" Grundlage für die Zwangsverschleppung polni¬
scher Arbeiter schaffen sollte• Außerdem hoffte man, die
Androhung von Strafen gegen die angeblioh vorhandene "Ar¬
beitsscheu" würde vermehrte freiwillige Meldungen für die
Arbeit in Deutschland aur Folge haben. In der lat erklär¬
te der deutsche Polizeipräsident von üXraQhau, v.GlaSenapp,
in einer Bekanntmachung vom 30. 10. 16, daß die Meldungen
von Arbeitswilligen zugenomaen hätten.8"-' Die Zahl dieser
Meldungen schien Jedoch den deutsohen Imperialismus kei¬
neswegs zu befriedigen, denn obwohl der Polizeipräsident
in der gleiohen Bekanntmachung versicherte, die zwangs¬
weise Beschäftigung von Arbeitern in Deutschland wäre z.
Zt. nicht in Aussioht genommen,8^ wurden, beginnend im
Oktober 1916 und weit in das Jahr 1917 hinein, lausende
polnischer Arbeiter, die trotz «ungers und großer Mot nicht
bereit waren, nach Deutschland zu gehen, auf dem Zwangs-
wege dorthin gebracht, ferner Conze beziffert ihre Zahl
auf 5 GOO8^ und folgt damit den Angaben des Verwaltungs—
ohefs des Generalgouvernements Harsohau, in denen aller¬
dings betont wird, daß zwangsweise zur Arbeit ausgehobe¬
ne Polen nur im Generalgouvernement beschäftigt und nioht
naeh Deutschland überführt worden seien.68^ dir können,
obwohl wir Conzee Angaben für zu niedrig halten, keine
exakten Zahlen nennen, da sich in den von uns durohgear—
beiteten Akten der staatlichen Behörden Preußens und des
ßeiohes hierüber keine Hinweise befinden und sich der Ver-

83) DZA Merseburg, Kep. 87 B, Arbeiter- und AngesteIlten»aaohen, Br. 18 A, Bd. 6, schreiben vom 20.IC.1916 anden Minister für Landwirtschaft
84) Vergl. Conze, Polnische Kation, S. 134} Grusfeld,Proklamation, B. 17+| Eutten-Czapski, 60 Jahre,S.310/31185) DZA Potsdam, "eiohsamt des Innern, iA.O.Polen-ioez.IJr.12. Bd. 1 (fir. 19798) f. 136
86) ebd.
87) conze. Polnische Kation, S.‘ 135
88) DZA Potsdam, “eiobs-Justizamt, Völkerrecht,11a/19,Bd.2(Kr. 7753) f. 80 (S. 59)
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lust der Akten der militärischen Kommandostellen auswirkt.

Auoh Drewniak, der die Akten der Archive der Volksrepublik

Polen studierte, kann.-den ömfnng der Zwnngaversohleppung

polnischer Arbeiter nach Deutschland zahlenmäßig nicht

mohweisen.3^ Ee ist Jedooh u. a. aus dem starken, gegen

die Zwangsaushebung gerichteten iiideratnnd der polnisohen

Bevölkerung zu schließen, .daß Zwangsverschleppungen, sei

es na oh Deutschland oder auoh nur im Gebiet des General«!

gouvernements, nicht selten w»ren. Grosfeld bestätigt das

mit den Sorten:

"In den Städten und Dörfern wurden Jagden auf Arbei¬
ter und Bauern veranstaltet, denen die Pässe abge-
nommen wurden, und die mit Betrug und Gewalt in die
Eisenbehnwaggons getrieben wurden. Das war zur all¬
täglichen Erscheinung und zum Alpdruck für die werk¬
tätigen Massen geworden; dabei handelte es sich nicht
selten um die einzigen Verdiener ihrer F-milien, ja
oft um qualifizierte Arbeiter, die in einem Arbeits-
Verhältnis standen." 90)

Die "Bekämpfung der .Arbeitsscheu" war lediglich ein Vor¬

wand, um die deutsohen Monopolisten und Junker mit Arbei¬

tern zu versorgen; in vielen Fällen wurden werktätige aus

ihrem festen Arbeiteverhältnis in Polen herausgerissen.

So hatte z. B. von den Anfang Boveraber 1916 aus Lodz Ver—

aohleppten nur der vierte I'eil kein Einkommen.Ver¬

schiedentlich wurde auch den Stadtverwaltungen die Ver¬

gabe von öffentlichen Arbeiten und die Ausgabe von Mittag¬

essen in öffentlichen Küchen verboten, um auf diese Wei¬

se weitere Arbeiter zu zwingen, nach Deutschland zu gehen.

Die Behörden von Warschau gaben aus dem gleichen Grunde .

auoh die Anweisung heraus, daß Unterstiitzungogelder nur an

Invaliden, Greise und Kinder zu zahlen seien. ^ Sir kön¬

nen das gleiche Vorgehen wie in 3elgien beobachten, nära-

89) Drewniak, Robotniey sezonowi, S. 99. In der Anmerkung
91 auf der gleichen Seite weist Drewniak extra darauf
hin, daß bislang noch keine spezialUntersuchung über
die Frage des Raubes polnischer Arbeitskräfte aus den
von Deutsohen besetzten Gebieten Poler.o während des
Krieges vorliegt.

90) Grosfeld, Proklamation, S. 171
91) ebd.
92) ebd. 3. 174



lieh die bewußte Verschlechterung der wirtschaftlichen La¬
ge der Werktätigen mit dem Ziele, ihre Bereitschaft zur
Wanderung naoh Deutschland zu erzwingen. "Freiwillige"
Meldung und Zwangsversohleppung stellten lediglich zwo!
Seiten, zwei Methoden ein und derselben Sache darj in
beider Fällen war der wirtschaftliohe Zwang gegeben, der
dann seit Oktober 1916 durch direkten außerökonomischen
Druck verstärkt wurde. Die grausamen Methoden der Zwangs—
anwerbung entsprachen völlig dem Charakter des deutschen
Imperialismus und des Besatzungsregimes in Polen. Hören
wir hierüber noch einmal SroBfelds

"Die Menschenjagd erfaßte nicht nur die Dtädte, Sen¬dern auoh die Dörfer, nicht nur Männer im Alter von17-42 Jahren, sondern auch junge 16- bis 1¿jähri¬ge Mädohen waren davon betroffen. In diedlce wurdeneinige Tausend Arbeiter, die für "Zwangsarbeiten
be¬stimmt waren, verhaftet, in “oieradz

wurden Hundertevon Mensoben unter dem Vorwand einer kostenlosen Vor¬stellung ins Theater gerufen, statt der Vorstellungaber wurden sie verhaftet und versohiokt.

Wie man sieht, hatten die Hitler-Methoden bei derAnlockung der lirakauer Professoren solide Wurzelnund Traditionen." 95)

ln einem Aufruf vom 16. 10. 1916, der die Zwangspolitik der
deutschen Okkupanten in Polen brandmarkte, erklärte der
Landesverband der Sozialdemokratie des Königreiches Polen
und Litauens:

"Sohon setzen die Häscher das Blut-Dekret (d.h.Ver¬ordnung v. 4.10.16, L.E.) in die Tat um. In den Ar¬beitervierteln nehmen sie die Pässe ah,' hier und da,in Zabki, in Pruszk&w, in Solen;in und anderen Ortentreiben sie die Arbeiter mit aufgepflanztem Bajonettin die Saggone und verfrachten sie naoh Doutsohl-nd.Sie früher die Menschenjäger des Z-ren, 30 stellenjetzt die deutschen Häscher Trupes von Arbeitssklaven
zusammen." 94)

ln einer an Hincienburg gerichteten Denkschrift vom 5ü. 7»1917^5) protestierte auoh der fieiohstagsabgeordnete Beydn

95) Ebd. ii. 172
94) Zitiert ebd. S. 175
95) DZA Potsdam, Leichsamt des Innern, Pollzeiwesen-Gen.Iir.5, adh. 2, Bd. 7 (Dr. 15715) f. 506-515
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gegen die Zwangsüberführung polnischer Arbeiter nach Deutsch¬

land und berichtete über lausende von Zwangstransporten

aus den Gebiet des Oberkommandos Ost

Die Zwangsversohleppung polnischer ,'Arbeiter wurde auch

au einer Zeit nooh fortgeführt, als die Deportation bel-

giaoher Arbeiter schon eingestellt war. Das entsprach

den Utinsohen der Junker, die auch im Frühjahr und 0oiarner

1917 ständig forderten, polnische Arbeiter zwangsweise»

nach Deutschland zu bringen. Hatte die 45. Plenarversamm¬

lung des Deutschen L-ndwirtsohafts-ßates ab 17. 2. 1917

ausdrücklich betont, daß die Zw.angsbesohaffung polnischer

Arbeiter beibehalten werden müßte,so brachten die

Generalkommandos des XVII. und XX. Armeekorps die gleiche

Bitte im März und Juli 1917 vcr.^8-* Diesen Bitten wurde

auoh naoh dem Februar 1917, als die Einstellung der Zwangs-

verachleppung belgischer Arbeiter verkündet worden war,

entsprochen und die in Polen geübte Praxis fortgesetzt.

Die Behauptung Cpnzes, die Zwangsversohleppung sei 2 lio-.

nate nach ihrem Beginn, also demnach im Dezember 1916, auf

Drangen der Verwaltung des Generalgouvernements Polen

eingestellt worden,ist .unzutreffend. Conze sohaint

sich in dieser Behauptung auf die Angaben des ehemali¬

gen Verwaltungsohefs des Generalgouvernements zu stützen,

der,entgegen den Tatsachen, ebenfalls die Einstellung der

Deportation auf den nezember 1916 datierte.100-*

96) Bbd. f. 506/507. Vergl. auch Anfrage der Abgeordneten
v. Srampczynski und Gey da v. 11.7.17 im Reichstag,
Reichstag Bd. 521, .3. t75S. über das ükkupationsregime
ira Gebiet des Überkommandos Ost, das die Militärverwal¬
tungen Kurland, Litauen und Bialyatok-Grodno umfaßte,
vergl. üttersberg, Kampf des lettischen Volkes; Baslar,
Deutscher Imperialismus; Straps, Kolonialregime. .Yir
gehen nicht auf' die Lage 'der Serktätigen im Gebiet von
Über-Oet sowie auf die nach Deutschland verschleppten
Arbeiter der baltischen Staaten ein, deren Zahl, obwohl
sie in die Zetratausende ging, gegenüber der der Polen
doch gering war. Ira allgemeinen wurden diese Arbeiter
von den deutschen Junkern ebenso schlecht behandelt
wie die russisch—polnischen Arbeiter«

97) DZA Potsdam, Auswärtiges Amt, Landwirtschaft Er. 2,adh.
I, Bd. 5 (Sr. 15575) f. 75

98) DZA Potsdam, Äeichsamt des Innern, ¿Silitaria-G0n.lir.l8,
adh. 16 a, Bd. 1 (Er. 12478) f. 79 u. 196

99) Conze. Polnische Nation. S. 135
Forte, n. Seite



In diesem Zusammenhang muß auch das Bestreben Ganzes, die

durch das Manifest der Kaiser Deutschlands und Österreichs

bzw. der Generalgouverneure der Generalgouvernements War¬

schau und Lublin vom 5. 11. 1916^°^ verkündete Bildung

eines selbständigen polnischen Staates, des sogenannten

Königreiches Polen, als im ..'iderspruoh zur Politik der

Zw-ngsveraohleppung polnischer Arbeiter stehend darzule¬

gen, 02^ abgelehnt werden. Die Ursaohen und die mit die¬

ser Proklamation verbundenen Ziele bestätigen, daß dieser

Widerspruch nur ein scheinbarer war.1G^ Sir wollen das

durch die folgenden Bemerkungen zu beweisen suchen.

Der deutsche Imperialismus hatte .sich gegenüber den öst¬

lich seiner Grenze gelegenen Staaten weitgehende Kriegs-

ßiele gestellt.ge^ gar Forderung nach Annexion öst¬

licher Gebiete spielte auoh die Präge der Gewinnung von

Arbeitskräften eine große Solle. So hieß ea in der soge¬

nannten "Professorendenks ohrift" vom Jahre 1915 wörtlich:
"Dir scheuen uns aber durohaus nicht, auf das alte,

seit 700 Jahren van Deutschen kultivierte Land der
russischen Ostseeprovinzen mohdräoklioh binzusrei—
aen, desaen ... staamesfremue Bevölkerung von Litau¬
en, Letten und listen ein gesicherter Stamm für die
uns dringend nötigen Wanderarbeiter werden kann.B1G4a)

Wenn der Prowinzialauflechuß Ostpreußens im Osten die An¬

nexion Kurlands, Litauens Livlands, Estlands und eines

Teiles Polens forderte,10^ so werden ähnliche Erwägun¬

gen hierbei ebenfalls mitgespielt haben.

In seinen üstexpansionaplünan stieß der deutsche Imperia¬

lismus auf die Interessen .anderer imperialistischer Staa¬

ten. Das zeigte sich vor allem hinsichtlich Polen. So wa¬

ren die polnischen Gebiete

Forts, v. 5. 181«
100) DZA Potsdam, -'eiohs-dustizarat,Völkerrecht 11a/19, Bd.

2 (flr. 7753) f. 80 (S. 59)

101) Manifest nbgeäruokt bei Grosfeld, Proklamation,0.166/67
102) Vorgl. Conze, Polnische Kation, 0. +35
103) Über Ursachen und wesen der Proklamation v.5.11.1916

vergl. Grosfaid, Proklamation; Gentzen,Deutschland und
Polen, G. 89-91. conze, Polnische Hation, enthält wert¬
volle Pakten, dient aber der Heohtfertigung der im
irie|e^fieg6nüber Polen verfolgten proußisoE-deutaohen

Forts, n. Seite
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"eines der wichtigsten Ziele, die sioh die gegenein¬
ander kämpfenden imperialistischen Staaten gestellt
hatten .v." 105)

Allei* an Raub polnischer Gebiete Interessierten Großmächte
- Rußland, üsterxeioh-Ungara, Deutschland - suohten wäh¬
rend des Krieges mit Phrasen wie "Freiheit", "Befreiung!,
"Selbständigkeit", "Unabhängigkeit" usw. einen Kinfluß auf

Polen ausauHben. Diese Sohlngworte waren aber nur
"der Ausdrilok von mehr oder weniger getarnten räube¬
rischen, "aggressiven,

imperialistischen, konkreten- immer antipolnischen - Kriegszielan und —ibsiohten."1“ J

Einig waren sioh alle Gruppen des deutschen Imperialismus
seit Kriegsbeginn in der Forderung, weitere polnische Ge¬
biete zu annektieren. In bezug auf die gegenüber Polen ein-
zusohlngende 5>ktik und die Form der Annexion traten je¬
doch im Verlaufe des Krieges zwei üchattierungen hervor.
Die eine Gruppe des deutschen Imperialismus, die "ültra-
annexionisten", zu der z. B. die Alldeutschen und der
Deutsche Ostaarkenverein gehörten, strebte die mehr oder-
weniger vollständige Angliederung Polens an Deutschland an.
Die zweite Gruppe, die sogenannten gemäßigten Annexionisten,
vertreten durch .Reichskanzler Bethmann Hollwog und den
deutschen Generalgouverneur von Warschau, v. Baseler, ver¬
folgte das Ziel, zwischen Deutschland und Rußland einen .
von .Deutschland .abhängigen Pufferstaat au schaffen. Diesen
Gedanken hatte auch der Kaiser am 31. Juli 1914 ausge¬
sprochen?

Forts, v. S. 182s
104) Ober die deutschen Kriagsziele betr. Polen vergl. Gros¬

feld. Proklamation; Petzold, Kriegsziele; Fischer,-
Deutsche Kriegsziele, S. 293/294; Gentzen, Ostexpaa-- sionaplänff, S.~342 ff.; Bartel, Die Linken, 3. 353 ff.104a)Zitisrt naoh Handel, Junkexlion-imperiali3tische Poli¬

tik, S. 21
104b)Bartel, Die Linken, S. 362

10?) Grosfeld, Proklamation, S. 137/138
106; ebd. 3. 138



"Ks ist mein Entschluß, falls Gott der Herr unseren
Haffen den Sieg verleiht, einen selbständigen pol¬nischen Staat wieder herzuatellen, mit welchem" imBunde Deutschland für immer gegen Rußland gesichert
sein würde." 1ü7)

Den Worten des Kaisers entsprach es, wenn v. Beseler in
einer Denkschrift vom 25. 7. 1916^®'*^ nur die direkte
Annexion eines "Mindestmaß polnischen Gebietes" und uie
Bildung einer an Deutschland angelernten, duroh russische
Gebiete erweiterten polnischen konarohie forderte als
"Grenzwehr gegen Osten», als "Schutswehr für die deutsche
Ostgrenze". 0 '

Solche Vorstellungen war<
europa-Konzeption Friedrich EaunannsIU5V. und Jener
Kreise, die Gertrud Theodor als "amerikanische Fraktion des
deutschen Monopolkapitals" bezeichnete.Es handelte
sioh hierbei um jene konopolgruppe, die eng mit dem ame¬
rikanischen Kapital verschwägert war und in der .Außenpoli¬
tik einen antirussisohan Kurs verfolgte. Es gelang diesen
Kreisen, im Bovembor 1916 die Proklamation des sogenannten
Königreiches Polen durchzusetzen. Da der König dieses
Reiches und dessen genaue Grenzen erst später festgesetzt
werden sollten^"*^ und da ferner das sogenannte Königreich
während dos Krieges völlig von den Besatzungsmäohten be¬
herrscht wurde, setzten die extremen Annexionisten der
Bildung dieses Pufferstaates in dor ersten Zeit keinen
großen widerstand entgegen. Der Deutsche Ostmarkenverein
wandte sich z. B. erst dann scharf gegen die Proklamation
vom 5« 11. 1916, als der widerstand der Polen gegen die
preußisch-deutsche. Politik wuchs und u. a. die Bemühungen
der deutschen Desat ungsmacht, die Arbeitskräfte Polens

107} Zitiort bei Hutteh-Czapsiri, 60 Jahre, 3. 145
107a)Denkschrift ist veroffentlioht bel Lemtee, Beselors

Denksehrift,-3. 391-4C0
108} end. 3. 593-395
109) Vergi, hierzu Theodor, Friedrich il#umano, 3. 239/240
110) ebd. -3. 131 ff.
111) s. i'.inifest vom 5.11.1916, zitiert bei Grosfeld,

Proklamation, 3. 166
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dar deutschen Kriegführung nutzbar zu machen, sei es in
Form polnisohe» Legionen oder durch Gowinnung von Ar¬
beitern für die deutsche Industrie und Landwirtschaft, schei¬

terten.* 1'12'*

Die Bildung des .sogenannten Königreiches Polen muß in
engem. ¡Zusammenhang gesehen werden mit dem "Hindenburg-

Frogramm" vom Herbst 1916 und den ihm zugrundeliegenden

Versuchen des deutschen Imperialismus, alle Reserven zu
nutzen, um eine «endung im Kriegsverlauf zu seinen Gunsten

herbeizuf{Ihren. Gerade 1916

"wurde das Problem Kanonenfutter aus dem Königreich,
herauszuholen sowohl für die Okkupanten als auch für
deren polnische Anhänger besonders brennend." 113)

Bisherige Versuohe, polnische fruppenformationen in die
österreichische Armee einzugliedern, hatten versagt} wir
wiesen schon darauf hin, daß auch die Anwerbung polni¬
scher Arbeiter für die deutsohe Kriegsindustrie nioht die
erhofften Resultate brachte. Deshalb sollten die gleichen
Ziels durch die Proklamation vom 5. 11. 16 mit demagogi¬
schen Schaohzügen und dem 3obein von Konzessionen er¬
reicht werden. Dabei spielten auch Überlegungen über die
Gestaltung der Arbeiterfrage in der Zeit nach Kriegsende
eine Holle. In einer in Anwesenheit des Goneralgouver—.
neurs von Warschau am 8. 1ü. 1916 durchgeführten vertrau¬
lichen Besprechung des preußischen Staatsministeriums
über die zukünftige staatsrechtliche Gestaltung Polens
wurde zu dieser Frage erklärt:

"Wir würden dann nooh mehr als vor dem Kriege auf
den A.rbeiterzuzug aus dem Osten angewiesen sein.

112) Über die Pläne des Ostmarkenvereias betr. Polen
vergl. Gentzan, Qstexpansionsplänej ferner DZA
Merseburg, Eop. 77, Zentralbüro, Tit. 863 A, Bd.
1 a (Akten betr. Denkschriften des üstmarkoaver—
eins) u. DZA Merseburg, Een. 195 (Deutscher Ost-
marken—Verein) Er. 2, Bd. 2 (Hiedorsohriftan Uber
die Sitzungen des ¡LauptVorstandes) u. Nr. 4 (Akten
’oetr. Gesamtsussokußsitzung in Polen 1918).

113) Grosfeld, Proklamation, S. 153/1-54



Deshalb werde es von eminenter Dichtigkeit sein,

daß auoh nach dem Kriege das an uns .-ingelehnte groß«
Polen das Reservoir bilde, welches uns die fehlenden
Arbeiter liefere. Würde diese juelle verstopft, so

würden geradezu trostlose Verhältnisse eintreton.
Auch dieses wichtige agrarpolitische Uoment spreche

daher in vollem Maße für die beabsichtigte Lösung
der polnischen Frage." 114)

Dio Verkündung des angeblich selbständigen und unabhän¬

gigen polnischen Staates hatte bei fast allen Gruppen der

besitzenden Klassen Polens und ihren politischen Vertre¬

tungen Begeisterung
hrvorgerufon.11•5•, Ganz anders ver¬

hielt sich die Arbeiterklasse, die gerade in Jahre 1916

schwor unter der deutsch-österrcichischen Okkupation zu

leiden hatte. Die Zwangaversohle.rp.ung Tausender polnischer

Arbeiter vor und naoh .der Proklamation vom 5. 11. 1916

enthüllte ihnen anschaulich das i'/esen und das Ziel der Po¬

litik des deutschen Imperialismus gegenüber dem polnischen

Volke und beseitigte sehr mach die unter dem Einfluß

der Bourgeoisie entstandenen Illusionen über einen selb¬

ständigen polnischen Staat. Sie verstanden nähr sohneil

das Wesen und die Ursachen für die Proklamation dos soge¬

nannten Königreiches, die Grosfeld wie folgt treffend kenn¬

zeichnet»

"Ein scheinbar selbständiger und in Wirklichkeit voll
und ganz Deutschland unterworfener Staat, auoh nach
dem Kriege ¡feglioher realer Merkmale souveräner Macht

bar, ein narione11emrtiger Pufferstaat, beraubt der
ureigensten polnischen Gebiete (d. h. der von Preußen

und Österreich geraubten polnischen Gebiete, L.ß.),
mit der Perspektive auf einige Brocken fremder Ge¬
biete, Territorium der Ausbeutung und Ausnutzung,
Reservoir für Arbeitskräfte und Kanonenfutter, Aus¬
falltor und Schutzstreifen gegen Rußla ,6 - das waren

die Perspektiven, die der Akt des 5. Rovember bdt."116)

Ähnliohe Einschätzungen trefan das Zentrale Arboiterkomi—

tee der Linken PPG und der Rauptvorstand der Gozialdemo—

kratie des Königreiches Feien und Litauens in Aufrufen,
117)

die wenige Tage nach dem Akt vom 5. 11. erschienen '

114) DZA Merseburg, Itep. 90 a, Abteilung B, Tit.IIIj 2 b

Jfcr. 6, Bd. 165, f. 240

115) Grosfeld, Proklamstion, 3. 167
116; ebd.
117) ebd. S. 174/175



und den polnischen Werktätigen den «feg das Kampfes gegen
Imperialismus und Krieg ge»/lesen.

Die mit der Proklamation vom 5. 11. 1916 seitens des üeut-
soLen Imperialismus verfolgten Ziele .wurden von den pol—
Bischen Arbeitern umso eher durchschaut, als sioh nsoh dem
November 1916 ihre Lage weder in Polen noch in Deutschland
änderte. Die polniaohen Sohnitter wurden im .deutschen Kai¬
serreich nicht als .einem befreunaeten Land angehtirend an¬
gesehen, sondern nach wie vor als “feindliche Ausländer“ be¬
handelt. Das geeohah im Interesse und auf Initiative den
«fumker, die, ob sie die Proklamation vorn Hovember 1916 ab-
lebaten..- das traf .wohl in den meisten Fällen au - oder
nicht, auf Jeden Fall einig in dem Bestreben waren, eine
materielle oder rechtliche Besserstellung der polnischen
Landarbeiter au verhindern. In den auf den Akt vom 5.11.16
folgenden Wochen stallten Gutsbesitzer, Landwix t s c hoftskam-
mern und ähnliehe Institutionen in Briefen an die staat¬
lichen Behörden Preußens und des Leiches immer wieder die
Forderung, durch die "Neuordnung“ in Polen keinesfalls die
Verhältnisse der in Deutschland weilenden polnischen Ar¬
beiter zu verändern, die polnischen Arbeiter nicht in ihre
Heimat zu entlassen, auch wenn sie in die zu bildende pol¬
nische Armee eintreten wollten 2ine soloho ^oinung ver¬
trat u. a. Graf Schulenburg, Vorsitzender dar Landwirt¬
schaft skammer der Provinz Sachsen mit der Begründung, die
Landwirtschaft wäre beim Heggang der Polen nicht mehr ia~ .
stände, "ihren im Interesse der Volksernährung erforderli¬
chen Betrieb •ufreohtzuerhaltsn". in gleicher Dichtung
sprachen sioh auch der Landwirtschaftsrat des Herzogtums
Coburg, der Landwirtschaftliche Hauptverein des Fürstentums

118) Vsrgl. DZA Merseburg, Rep. 87 B, Arbeiter— und ¿Inge¬st elltensachen, Kr. 18 £d. 6, Sohroiben d.Kur- undlieuraärkisohen Hairot- und Ritterschafts-Direktion Ber¬lin, v. 17.11.1916 an d« Minister für Landwirtschaft}Schreiben des Vorsitzenden der Landwirtsohaftsfcammer
v. Schlesien v. 19.11. u.23.11.16 an Minister für
Landwirtschaft.

119) DZA Potsdam,' Reichsamt des Innern, Militaria-Gen.Iir,11, adh. 17*, Bd. 2 (kr. 12381) f. 76



Lippe und die Landwirts chafteleannner der Fürstentümer W'l—

deok und Pyrmont eus.12ü^ Gerade die Furcht, daß mit der

Verwirklichung der am 5. 11. 16 verkündeten Bildung des

Königreiches Polen die Sohnitter nioht mehr als Kriegsge¬

fangene, sondern als Angehörige eines befreundeten Staates

behandelt werden müßten,, was u. a. bedeutet hatte, sie

auf äfussoh in ihre Heimat zurückkehren zu lassen, veran¬

lagte die Gutsbesitzer, gegen den - übrigens von der

fieichaleitung gar niobt geplanten — sofortigen Ausbau des

polnischen Staafcsivesens au sprechen. bo erklärte der Rit¬

tergutsbesitzer I)r. Schulz aus uulkow, Bezirk Frankfurt/
Oder am 7. 11. 1916 dem Seichsk»naler:

"Die Konstituierung des Königreichs Polen darf daher
im Interesse der Deutschen Volkswirtschaft nioht eher
erfolgen, bis der Friede geschlossen ¿3t und die
deutschen Arbeiter in die Heimat zurückgekehrt sind,
sonst 3teht die deutsche Landwirtschaft und mit ihr
die Ernährung des deutschen Volkes still.“ 121)

Ben Wünschen der Junker Mecklenburgs entsprach es eben¬

falls, wenn die Verhältnisse der polnischon Sohnitter nach

dem 5. 11. 1916 nioht geändert wurden. Die mecklenburgi¬

schen Stände baten in ihrer Versammlung vom 1. 12. 1916 die

Groöherzöge beider Ueoklenburg, dieser Forderung in einer

zu erlassenden Bekanntmachung Ausdruck zu geben, da

“ein großer Seil der polnischen Arbeiter im Lande
von ’er Ansicht, auszugehen scheint, daß durch die
Proklamierung des Königreichs Polen die bisherigen
•Irbeitsverhältnisse geändert seien unu den polnis¬

chen Arbeitern die freie Bestimmung in Ansehung
ihrer Dienstverhältnisse zuxüokgegeben sei, dadurch
aber eine große Beunruhigung ur.d Unsicherheit in
die ländlichen Kreise hlneingetmgen ist 122)

Die Junker sprachen nicht nur gegen die Verwirklichung

der Proklamation vom 5. 11. 1916. Die Furcht, die Polen

preußischer Staatsangehörigkeit könnten durch die Jriclä-

120) 2bd.,f. 8j, 90 u. 91
121) ebd. f. 81
122) LiiA Schwerin. Rep. 41. Akten betr. die Überwachung

der Russen, insbesondere der Schnitter (Rr. 17253),
Iroaemoria der Landtagsversaumlung v. 1. 12. 1916
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rung Über die Errichtung eines selbständigen kleiapalnl-

sohen Staates in ihrem .Kampf für die Bildung eines alle

polnischen Gebiete umfassenden, wahrhaft selbständigen

und unabhängigen Staates beflügelt worden und die Gefahr,

daß die in Deutschland festgehaltenen polnischen Arbei¬

ter in größerer Zahl-darauf drangen, in ihre Heimat bu-

rüokzukebxen, veranlaßt« viele Gutsbesitzer, überhaupt ge¬

gen .das Manifest vom äovomber 1916 zu proteetleron. Sie

befanden sieh hierbei in Übereinstimmung unit jenen Krei¬

sen des deutschen Imperialismus, die am annexionslüstern¬

sten waren und für die .offene und direkte Angliederung

weiterer Seile Polens an Deutschland eintraten. Diese An¬

sichten, denen z. B. der Ostmarkenvcrein besonders ab
123")

Januar 1917 Ausdruck gab, ' sprachen auch aus dem Mo¬

natsbericht des ütellvertretenden Generalkommandos des

II. Armeekorps in Stettin vom 3.12.1916, in dem es hiaßj

"Die Proklamation an die Polen hat nirgends Zustimmung

und noch viel weniger Freude erregt. iian vermißt hier¬
bei die genügende Wahrung der Interessen cos deut¬

schen Volkes und besorgt besonders üble Wirkungen

auf die Provinzen .¿Ostpreußen, Posen und nohlesien.
Unter den polnischen Schnittern ist lebhafte Unruhe
erkennbar: unter dem wirklichen oderfingierten Vor¬

wand, sich in der polnischen Armee anwerben lassen

zu wollen, versuchen sie es mit allen Kitteln, in die

Heimat zufüokzugelangen ..." 124)

Das Generalkommando des II..Armeekorps Übersah hierbei,

was wir an anderer Stelle dargelegt haben: Proklamation

vom 5. 11. und direkte 'nuoxion waren nicht zwei völlig

entgegengesetzte Dinge, sondern nur zwei Methoden zur

Srreiohung des gemeinsamen Zieles, das polnische Volk bes¬

ser ausnlündera zu können. Haß die preußischen Staatsbehör¬

den trotz Proklamation des angeblich selbständigen nolni—

123) Vergl. Gentzen, üstexnaneionspläne, a. 344

124) HZA Potsdam," Heiohsamt des Innern, kilitaria-jen.i'ir.
16, adh. 16« Bd. 1 (lir. 12478) f. 17. über die For¬

derung, die traditionelle preußische Polenpolitik in

den von Preußen annektierten Gebieten fortsusetaen und

die Zustimmung zu dieser Politik seitens dee preußi¬

schen Innenministers v. Loebell vergl. Berichte

dea Hauses der Abgeordneten, 22. legiulaturijeriode,

III. ües3ion 1916/17, Bd. 3, 3p. 2391-2394, 2398.
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sehen Staates ebenfalls nicht gewillt waren, sie rechtli¬
che und wirtschaftliche Lage der Saisonarbeiter au ver¬
bessern — eine Cataache, die erneut den demagogischen .
Charakter des Manifestes vom 5. 11. beweist — veranschau¬
lichten die gegenUbor den in Deutschland befindlichen
bzw. in der folgenden Zeit nach dort gebrachten polnisohen
Arbeitern im Dezember 1916 festgolegten Maßnahmen* Schon
im Sovember 1916 hatten der Vertreter des .Reichskanzlers
sowie der Chef des Kriegsamtes im Bundesrat ausdrücklioh
erklärt, die russisch-polnischen Arbeiter müßten unter al¬
len Umstanden in Deutschland bleiben; das Manifest vom
Sovember 1916 und die Werbung für die polnische Armee soll¬
ten die Sohnitter keineswegs berechtigen, in ihre Heimat zu-
rüokeakehren.12" Die Forderung der Junker nach Beibehal¬
tung der gegenüber den ausländischen Landarbeitern betrie¬
benen Politik wurde von den preußischen Ministerien mit dem
Hinweis beantwortet, daß es nicht beabsichtigt wäre, bei
der "HeuOrdnung" der Verhältnisse in Polen die Behandlung
der in Deutschland befindlichen Schnitter grundsätzlich zu
ändern,* 126

127128

129^

Dem entsprach es, wenn auf Anregung des Präsidenten des
Kriegserni'hrungsamtes, v. BatookL, der Reichskanzler
am 17» 11» 16 den preußischen Innenminister .bat, in Ver¬
bindung mit der Obersten Heeresleitung Maßnahmen zu tref¬
fen, um die Werbung fiir das polnische üeer in Deutschland
zu unterdrücken und die Sohnitter an den Arbeitsstellen
feetzuholten."*2®^ Die gleiche Bitte wurde wenige T-ge spä¬
ter nuoh den anderen Bundesregierungen übermittelt.

129) DZA Potsdam, Deichsamt des Innern, Poliseiwesen-Gen.Hr. 5, adh. 2 Bd. 7 (Hr. 13715) f. 37
126) ebd. f. 34. Vergl. auch LiiA Schwerin, Kep. 41, Akten

betr. die Überwachung der Hussen, insbesondere der
Schnitter (Br. 17253;, Kundsohreiben des Stellv.Ge¬
neralkommandos v. 16. 11.1916

127) DZA Potsdam, Keichserat des Innern, Polizeiwesen-Gen.Hr. 5, adh. 2, Bd. 7 (Hr. 13715) f. 37
128) DZA Fotsdaa» Heiohsamt des Innern, Hilitaria-Gen.Hr.11, adh. 17“, Bd. 2 (iir. 12381) f. 72
129) ebd. f. 73



Waren sloh alle zivilen und militärischen staatlichen Be¬
hörden und die Junker .einig in dem Bestreben, auch naoh
dem 5, 11. 1916 alle ausländischen Landarbeiter in Deutsch¬
land zuriicksuhalten, so ergaben sich -aalog den Meinungs¬
verschiedenheiten über aie Proklamation vom Kovembor 1916
Differenzen über die Behandlung der russisch-polnischer.
.Arbeiter bzw. Uber die Üethoden,. vermehrte Versuche der
Schnitter, in die Heimat zu gelangen, zunichte zu machen
und trotz Beibehaltung der Zwangsversohle">pung polnischer
Arbeiter die Zahl der "freiwilligen" Meldungen für die
.Arbeit in der deutschen Industrie und Landwirtschaft zu
erhöhen. Schon mehrmals natte der Verwaltungschef des Ge¬
neralgouvernements Warschau, v. Kries, darauf gedrungen,
das Stocken der uworbung in Folen sowie die vermehrten
Kontraktbrüche polnischer Landarbeiter in Deutschland, durch
einige Konzessionen in Gestalt von kurzfristigem Urlaub
und durch Beseitigung einiger beim . üokkehr- und Ortswech-
aelvorbot auf tretender Härten zu überwinden.1^0'1 Diese
Vorschläge waren jedoch regelmäßig von einigen preußischen
Ministerien abgelehnt worden, 3o-Schrieb der Vertreter des
preußischen Innenministers nooh am 4. 11. 1916 an den
Minister für Landwirtsohaf t:

"Ganz allgemein betrachtet kann ich es für keinen
glüokliohen Gedanken halten, in einem Augenblicke,
wo sich die intensivste Förderung unserer Kriegs¬
wirtschaft als notwendig herau3gesiellt hat, ihr
Millionen von Arbeitsstunden durch Beurlaubung müh¬
sam angelernter Arbeitskräfte zeitweilig entziehen
zu wollen, nur auf die keineswegs nochgewiesene Mög¬
lichkeit hin, daß infolgedessen einige neue Arbeits¬
kräfte aus dem besetzten Gebiet zu gewinnen wären."131)

Wenn der Innenminister den Antritt eines Urlaubs von der
vorherigen Stellung eines aus Polen kommenden Brsntzmannes

130131

130) DZA Merseburg, Rep. 87 B, Arbeiter- und Aagestollten-
sachen Hr. 18 A, Bd. 6, ¿schreiben v. 28.10.16 an Mi¬
nister des Innern und vom 14.11.1916 an Gonerplgouver-
nementvon Srarachauj 5. (7.) ViertelJahresbericht des
Verwaltuagsoüef f.d.Zeit v. 1.7.16-30.9.16, 3. 35,
ins DZA Potsdam, Reichs-Juetizamt, Völkerrecht 11'--/19,
Bd. 2 (Hr. 7753; f. 18

131) DZA Dersaburg, Rep. 87 B, Arbeiter- und Angosteilten-
saohen, Hr. 18 A, Bd. 6



abhängig maohte,152^ so bedeutete das faktisch die Ableh¬

nung der Vorschläge des Verwaltungsohefs.

ln einer Sitzung vom 18. 11. 1916 sprachen a oh die Ver¬

treter der preußischen Ministerien des Innern, des Han¬

dels und der Landwirtschaft für die Beibehaltung der gel¬

tenden Bestimmungen aus, während der Vertreter des Kriegs-

miniateriums und der Deferent des Verwaltungsohefs Erleich¬

terungen in den Urlaubs— und Aufenthaltsbestimmungen be¬
fürworteten.4'5'^ Ihnen trat der Staatssekretär des Innern,

Eelfferieh, im Dezember 1916 zur oeite in dem Bestreben,

daroh Gewährung von Urlaub mehr Arbeiter aus Russisch—

Polen nnwerbon zu können.154^ Daß es ihnen allen nicht

um die Verbesserung der Lage der Schnitter ging, sondern

ledi lieh um die Fr?ge, mehr Arbeiter aus dem Generalgou¬

vernement zu gewinnen und dem wachsenden Widerstand der

in Deutschland befindlichen -chnittez' gegen die ihnen auf-

erlegtsn Zwangsbestiiaiaungen zu begegnen, bestätigte der

aufgrund der Beratung vom 18. 11. vom £riegamir.it;terium

am 7. 12. 1916 fcerausgegabene Erlaß über die "Verwendung

von 'Arbeitskräften aus den von Deutschland besetzten Ge¬

bieten Polens in der deutschen Kriegswirtschaft"

Dieser Erlaß stellte, zur Beruhigung der Junker, über die

allgemeine Behandlung der oohnittsr fests

"Während des Überganges des besetzten Gebietes von
Polen zu einem selbständigen Staatav/esen bleiben
für die in Deutschland befindlichen Polen die jetzt

Ultimen Bestimmungen bis auf weiteres im allgemei¬
nen bestehen.
Unbesohadot der getroffenen völkerreohtliohen Verein¬
barungen sind also die in der deutschen Kriegswirt¬
schaft arbeitenden Polen - außer zu kurzen Beurlau¬
bungen -(...) nicht aus Deutschland hinauszulassön.
Hiickkehranträgen von Polen ist auch dann nicht statt¬
zugeben, wenn sie beabsichtigen, in das polnische
Heer einzutreten." (136)

132133134135136

132) Lbd.
133) DZK Potsdam, Helohsamt des Innern, Militäria-Gen.Nr.

11 adh. 17®, Bd. 2 (lir. 12381) f. 145
134) ebd. f. 108
135) ebd. f. 119-122
136) ebd. f. 119
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Der Inhalt des Erlasses vom Dezember 1916 und der Ausfall—
^3tImmungen vom 5. 2, 191713^' bestätigt, daß die
bis bu dieser Zeit bestehenden Anordnungen und Befehle

für die polnischen rbeiter grundsätzlioh auch weiterhin

galten. Zwar wurden die Uri-übsbaetiiamun, en etwas erwei¬
tert,1^8^ um vermehrten Sontraktbrüchen entgegenzuwirken,
Jedoch mußte vor der Genehmigung eines Urlaubsantrages dar
Jeweilige “Arbeitgeber** gehört werden; Beurlaubungen nach
den unter österreich-ungarischer Verwaltung stehenden Tei¬
len Polens waren na oh wie vor untersagt.13^ Mur wenn die
Gutsbesitzer die Beurlaubung eines Schnitters verweiger¬
ten bei gleichzeitiger Ablehnung der Einstellung eines
aus dem Generalgouvernement kommenden Ersatzmannes, konnte
die Beurlaubung gegen den Illen der Junker erfolgen. Die
mit der Stellung eines Ersatzmannes verbundenen Schwierig¬

keiten machten diesen Weg faktisoh unmöglich. Allerdings
verstand das der Dnndeskulturrat des Königreiches Sachsen
nicht, da er sofort gegen diese Basti mung protestiertes

"Größer als der materielle Schaden, der den Arbeitge¬
bern durch das Entziehen von notwendigst gebrauch¬
ten Arbeitern zugefügt wird, ist das Untergraben des
letzten Bestes von Autorität gegenüber den I’olen." 140)

Der L-ndaskulturr-t übersah hierbei auch, daß die Genehmi¬
gung eines ürlaubsantrages nach wie vor von den Gutsbe¬
sitzern allein abhing• Sach den "Ausführungabesti; mungen"
sollte nämlich sine Beurlaubung der Schnitter auch in fäl¬
len dringenden Notstandes versagt werden, wenn der Ver¬

dacht bestand, daß der betreffende Arbeiter den Urlaub
überschreiten oder nicht mehr nach Deutschland zurUokkehren
würde.Diese Bestimmung bot den Junkern in jedem falle

137138139140141

137) ebd. f. 165-166
138) ebd. f. 119
139) ebd. f. 119/120
140) LHA Dresden, üinistsrium des Innern, Russische Ernte—

arbeiter (Ur. 16.600) f. 263 a.
141) BZA Potsdam, Reicheamt des Innern, Militär;.a-Gen.i<r.

11, adh. 17a, Bd. 2 (Kr. 12381) f. 165
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die Ilögliohkeit, ihren Standpunkt durchzusetBen.

Einige andere, zumeist nur scheinbare Konzessionen des

Erlasses vorn Dezember 1916, z. D. die Erlaubnis, in in¬

dustriellen Werken, in denen eine größere Zahl polni¬

scher Arbeiter beschäftigt war, einen polnischen Vertrau¬

ensmann wählen zu dürfen, der bei Arbeitsstreitigkeiten

herangezogen werden sollte, sowie die Feststellung, daß

dem Beitritt polnisohor Arbeiter zu den deutschen Gewerk-
Ai2~)

schäften nicht entgegengetreten werden dürfte, ^ ' verfolg¬

ten lediglich das Ziel, "die polnischen Arbeiter der

deutschen Kriegswirtschaft in weitestmöglichem bmfange

dienstbar zu machen.n"*<^

Aus diesem Grunde wurde auch das .echsein der Arbeitsstel¬

le duroh die „ohnitter erleiohtert bzw. eine derartige

Erleichterung verkündet. F"ilo die "Arbeitgeber" einen

Antrag auf Wechsel der Arbeitsstelle ablehnten, sollten

die in Verbindung mit dem "Gesetz über den Vaterländischen

Hilfsdienst" in den Bereichen der Armeekorps gebildeten

Sohlichtungsausschüsae als üchiadssteilen gelten. Daß

eine .ntacheidung zu üngunsten der Gutsbesitzer nicht Zu¬

standekommen konnte, war duroh die Festlegung gesichert,

wonach, falls eine Seite gegen den Schiedsspruch Beden¬

ken erhob, als nächste Instanz die Verwaltungsbehörden

Uber den Antrag zu sntecheiden hatten.1 ..«£> die Be¬

strafung des Kontraktbruohes anbetraf, so wurden die Be¬

stimmungen insofern geändert, als für leichtere Fälle

des Übertretens dos Ortsweohselverbotes in erster Linie

Geldstrafen vorgesehen wurden .und bei schwerem Vertrags¬

bruch seitens der Oohnitter nnoh verbüßter Freiheitsstrafe

"mit Rücksicht auf die veränderte politische Lage" die

bis dahin übliche Überführung in ein Gefangenenlager nur

142) fibd. f. 120
143) obd. f. 122
144; obd. f. 120 f. 166



- 195 -

ira äußersten Falle erfolgen sollte, wann kein anderes Mit¬
tel mehr existierte, um die Arbeiter zur Ordnung zu zwin-

Der wahre Grund hierfür leg Jodooh nioht in "politischen
Rücksichten", Bondern in der Tatsache, daß auf diesem
Wege den Junkern die Arbeiter nioht durch häufige Gefäng¬
nisstrafen bzw. anschließende Lagemufenthalte entzogen
wurden. Die Erlaubnis, etattdeasen vermehrt Geldstrafen
anzuwenden, entsprach den wünsohen der Junker, wie auch
der ganze Inhalt des Erlasses grundsätzlich ihren Forde¬
rungen und Interessen niGht widersprach. In Übereinstim¬
mung mit dem Inhalt des-JSrlasaee veröffentlichten die
Stellvertretenden Generalkommandos der Armeekorps im Da-_
zember 1916 gleichlautende Bekanntmaohungen,1die

darauf
hinwiesen, daß nach der Proklamation vom 5. 11. 1916 die
Feinde und auch die kriegsziele Polens und Deutschlands
die gleichen wären, die in Deutschland befindlichen Polen
diesen gemeinsamen Zielen dienen sollten und die Bestim¬
mungen für die Sohnitter unverändert gelten würden.

Der gleiche Geist sprach auch aus der Antwort, die das
Stellvertretende Genera lkoram-’ndo des II. Armeekorps auf
eine an den_preoßisohen Kriegsminister gerichtete Eingabe
mehrerer Pfarrer aus Tömmern vom Dezember 19161^ gab.
Katholische Pfarrer aus Kolberg, Storgard, Stolp, Köslin,
Greifenberg, Grünhof, Pyritz, Belgard, Alt dämm und Neu—
Stettin baten in dieser Eingabe um die Aufhebung der dem
Kirchbesuoh der Sohnitter entgegonstehenden Freiheitsbe¬
schränkung} es wäre "für das Reohtsbewußtsoin der Leute
unerträglich", daß eie "trotz der veränderten staatsrecht¬
lichen Verhältnisse noch immer einer Freiheitsbeschränkung

145) Ebd. f. 166
146) Vergl. . B. DZA Potsdam, ßeiohsamt des Innern, Poli—zeiwesen-Gen. Er. 5, adh. 2, Bd. 7 (Kr. 13715) f.42jSchwerin, Rep. 41, Akte- betr. die Überwachungder Russen, insbesondere der Schnitter (Nr. 17253),Bekanntmachung V. 5. 12. 1916.
147) Eingabe s. LA Greifswald, Rep. 60, KI, Bd. 2 (Br.2112)
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unterliegen sollen, die sie fast auf eine Stufe mit Kriegs¬

gefangenen stellt."14:8^ Demgegenüber betonte das Stellver¬
tretende Generalkommando des II. Armeekorps, nachdem es
die Bitte der Pfarrer abgelehnt hatte:

"Die Berufung auf die bevorstehende ev. Aufrichtung
des Königreichs Polen Ist zurzeit abwegig, denn au
diesem Zweck ist zunächst erforderlioh, daß wir
erst einmal den endgültigen Sieg erringen." 149)

Abschließend wurden die Pfarrer geschulaeistert:

"Dem Vaterland und den Schnittern salbst ist am besten
gedient, wenn die Eerren Geistlichen es sich angele¬
gen sein lassen, dahin zu wirken, daß die Schnitter
sich den Notwendigkeiten der Zeit und der kriegeri¬
schen Verhältnisse beugen und ihre Schuldigkeit an
ihren Plätzen tun, so lange der Krieg währt." 150)

Diese ¿orte waren deutlich. Sie bestätigen uns, diß eini¬
ge — oft nur scheinbare - Konzessionen keineswegs .um der
Verbesserung der Lage der Schnitter willen sugestanden wur¬
den, sondern nur, um die ausländischen Arbeiter arbeits¬
willig zu erhalten und eie weiterhin ausnutzen zu können.

Zuaammenfns'send muß featgesteilt werden: Die Zwnngaaa-
werbung polnischer Arbeiter und die Proklamation des so¬
genannten Königreiches Polen vom 5. 11. 1916 bildeten
nicht einen ßiderapr.ioh, sondern verfolgten ebenso wie
die Bestimmungen des Erlasses vom Dezember 1916 nur das
eine Ziel - wenn auch mit deutlich oder weniger deutlich
zutagetretenden brutalen Methoden -, die Arbeitskräfte
Dolens stärker in die deutsche Kriegswirtschaft oinzube-
ziehan. Daß die Gewährung auch der kleinsten Zugeständnis¬
se in Verbindung stand mit dem wachsenden Widerstand der
Schnitter gegen ihre zunehmende Ausplünderung, wird in
nächsten Kapitel darzulegen sein.

140) ebd.
149) ebd. Schreiben des Stellv. GK des II. MCv. 17. 1.

1917 an Pfarrer Sebastian, Erapriester in Kolberg.
150) ebd.
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T. Der Einfluß der russischen Revolutionen aes Jahres 1917

auf den Kampf der in Deutschland festgebalteiien pol-

nisohea Landarbeiter und die Gegenmaßnahmen de3 Jun¬

kerlieh—bourgeoisen Staates

In Auswirkung der von den Junkern und der preußisch-deut¬

schen Regierung gegenüber den ausländischen Landarbeitern

betriebenen räuberischen Politik war die Bewußtseinsbil¬

dung der russisch-polnisohen Landarbeiter während dos

Krieges rasch Vorzugesohrltten. Der erste Weltkrieg als

Ausdruck der Verschärfung der inneren und äußeren Wider¬

sprüche der imperialistischen Staaten* führte in Deutsch¬

land auch zur Verschärfung .dos Widerspruchs zwischen Jun¬

kern und Landarbeitern. Stand das deutsche Landproletnriat
bis zum Kriege zum größten Peil noch unter dem Einfluß

der Junker bzw. der Bourgeoisie, war es ’’fast ausschließ¬

lich monarchistisch und nationalistisch gesinnt" und folg¬

te es daher 1914 dem Rufe der irapori-listisohen Kriegs¬
treiber,12^ so wuchsen in Verbindung mit den Ilenachenrer-

luaten, mit der Verschlechterung der wirtschaftlichen Lage
der “Werktätigen auf dem Lande und mit den für die Landar¬

beiter erlassenen verschärften Ausnahmebestimmungen die
Ernüchterung und die Unzufriedenheit mit dem Kriege und
den auf dem Lande bestehenden Verhältnissen. Das Zusammen¬
sein mit den Industrieproletariat an der Front half mit,
das Bewußtsein der Landarbeiter zu verändern.^ Diese Fak¬
toren bildeten die Grundlage dafür, daß die Große Sozia¬
listische Oktoberrevolution ihre Wirkungen auf die deut¬
schen Landarbeiter nicht verfehlte; der Ausweg nu3 dem
Völkermorden, den diese Revolution wies, die revolutionäre

Lösung der Bodenfrage und der Sätegedanke waren es, die

im Denken vieler deutscher Landarbeiter eine Wandlung ein¬

1) Ühlmaan, Oktoberrevolution und Landarbeiter, S. 147
2) ebd.
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treten ließen.5^

Besonders stark ausgeprägt waren seit Beginn des Krieges
die WidersprUohe ewiaehen den Junkern und den ausländi¬
schen Landarbeitern« Bie völlige Entrechtung dieser Arbei¬
ter, ihre ungehemmte wirtschalt Hohe Ausbeutung und ihr
Wissen um die brutale Ausplünderung ihrer iloimat durch
den deutschen Imperialismus hatten sie schon frühzeitig
dazu geführt, den Kampf für die Verbesserung ihrer wirt¬
schaftlichen und rechtlichen Lage aufzunehmen. Beit Beginn
des Krieges war ihr widerstand gegen die Zwangspolitik der
Junker festzuateilen; es zeugten davon zunehmende schlech¬
te Arbeitsmoral, Versuche, der Ausplünderung seitens der
Junker duroh Übernahme einer Arbeit in der Industrie zu
entgehen und ständig unternommene i'luchtversuohe. Je mehr
sich die militärische Krisensituation des deutschen Im¬
perialismus zuspitzte und je stärker der auf die Schnit¬
ter auegeübte üruok wuchs, desto öfter antworteten sie
auch mit Streiks und Arbeitsverweigerungen. Streiks einzel¬
ner Sohnitter oder bestenfalls aller Schnitter eines GuteB
wurden jedoch in den ersten Kriegsjahren ausschließlich
aus wirtschaftlichen Gründen, z. B. zur Abwendung von Lohn-
versohlechterungen, aus Protest gegen unzureichende Ver¬
pflegung usw. geführt, liit der militärisch-politischen
Krise des deutschen Imperialismus im-Jahre 1916, deren
Ausdruck u. a. das "Hindenburg-iProgrn.mia". und die Zwangs-
vereohleppung von Arbeitern aus Polen nach Leutechland
Waren, und der Proklamation des sogenannten Königreiches
Polen am 5. 11. 1916 deutete sich eine wende im Kampfe
der ...chnitter und im Charakter ihres uiderstandes an, die
dann unter Auswirkung der russischen Februarrevolution und
besonders der Großen Sozialistischen Oktoberrevolution
vollzogen wurde. Jetzt gewannen aktive Kampfformen wie

3

3) über die Haltung der deutschen Landarbeiter während des
Krieges, besonders nach der Oktoberrevolution vorgl.Uhlmann, Oktoberrevolution und L-ndarbeitorj Hübner,
Landarbeiter} Kaulitzki, Kampf der Landarbeiter.
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Streiks wachsende Bedeutung, wobei wirtschaftliche und
politische Forderungen buh Teil niteinander verbunden wur¬

den. Der Kampf richtete sich nioht mehr nur wie in den
ersten KriegsJahren fast ausschließlich gegen einzelne,
zumeist wirtschaftliche Maßnahmen der Junker und des
Staates, sondern prinzipiell gegen die Aufhebung der Frei¬
zügigkeit und die damit verbundenen Zwangsmaßnahmen, gegen
die Festhaltung an den Arbeitsstellen in Deutschland und
de Ausplünderung durch die deutschen Junker. Obwohl die
Schnitter nicht in ihrer Mehrheit gegen das System der
Ausbeutung überhaupt ankämpften, mußte ihr «iderst-nd
doch zur Schwächung dieses Systems und der Kriegswirtschaft
des deutschen Imperialismus boitragen.

Obwohl «äie Proklamation vom 5. 11. 1916 nicht zur Errich¬
tung eines wahrhaft selbständigen und unabhängigen polni¬
schen Staates führte, obgleich sich ferner das wesen der
preußisch-deutschen Polenpolitik nJrc^t änderte und die
reohtliehe und wirtschaftliche Lage der in Deutschland be¬
findlichen polnischen Arbeiter nach den dUnscheji der Jun¬
ker unverändert bleiben sollte, nutzten die Dchnitter die
verschiedenen Erklärungen der deutschen Legierung Uber eie
angebliche Unabhängigkeit und Selbständigkeit Polens und
Uber die freundschaftlichen Beziehungen zwischen diesem .
Staate und Deutschland aus, um die ihnen auferlegten Zwange—
gesetze zu Fall bu bringen. Schon am 17. 11. 1916 schrieb
der Präsident des Kriegsernährungsamtes, v. Batooki, an
den Minister für Landwirtschaft:

"Klagen darüber, daß die russisch-polnischen trbei- .
ter den Dienstherren erklärt hätten, nach der pol¬
nischen Proklamation nicht weiter in Deutschland
arbeiten zu wollen, sind mir aus den verschiedensten
l'eilen des Leiobs zugegangen." 4-)

Diese Feststellung, die von Batacki am 25. 11. wiederhol¬
te,wurde von der Lindwirtschaftskammer der Provinz Pom—

45

4) DZAMerseburg, . 87 .Arbeiter- und 'Ingestelltenaa-
chen, Hr. 18 4, £d. 6

5) DZA Potsdam, fieichsamt des Innern, Polizeiaesen-Gen.Dr.
5, adh. 2, Bd. 7 (ör. 13715) f. 37



200 -

raam bestätigt, die einen Zusammehheug zwischen der Zunnh-
ine der Kontraktbrüche lind der 'Tatsache, daß die Schnit¬
ter nicht mehr in Deutschland arbeiten wollten,

sah.67

89'
Rittergutsbesitzer Br. W. Schulz, der Vorsitzende dos
landwirtschaftlichen Kreisvereins von Seelow, schrieb °.m
20. 11. 16, der Drang der Polen, in di® Heimat zu kommen,
wäre nach dem..5. 11« noch größer geworden, "die Leute
erklären einfach, Anfang Dezember die Arbeit einzuoteilen".^
Auch aus Mecklenburg tarnen ähnliche Stimmen. So berichte¬
te der Gutsbesitzer Alfred Brumme aus Ziesendorf bei
Schwaan im Sioveaber 1916, daß die polnischen Schnitter
hier und dort den Anspruch erhoben, A-ls^freie polnische
Staatsbürger zu gelten.

Sir nannten nur einige der zahlreich vorliegenden, inhalt¬
lich gleichlautenden Klagen der Gutsbesitzer Uber den
Ende des Jahres 1916 zunehmenden Kampf der ausländischen
Arbeiter. In der Hauptsache war es diesem Kampf zu verdan¬
ken, daß der erwähnte Polenerlaß .vom 5. 12. 1916 den
Schnittern einige Konzessionen machte. Inder Sitzung des
Lmdeskulturrates des Königreiohes Sachsen vom 13. 12. 1916
wurde, bezeichnenderweise die .Forderung, den polnischen
Landarbeitern im Jahre 1917 angesichts der Preissteigerung
für Lebensmittel Lohnsusehlägo zu gewähren, u. a. wie
folgt begründet:

"Es ist doch zu berücksichtigen, daß in manchen Be¬trieben die russischen Arbeiter aufsässig geworden
sind dadurch, daß erstens ihnen il-hrungomittel inbeschränkterem Maße zugeführt worden sind und dannzweitens auch die Erklärung Polens als Königreich
die Leute in eine gewisse Erregung gebracht hat, sodaß sie hinaus und dort als Soldaten oienen wollen.

6) DZA Merseburg, i'.ep, 67 B, Arbeiter— und Angestellten¬
sachen Er. 18 A, Bd. 6, Schreiben de® Landwirtsohafts—
krunraer v. 18.11.16 an Minister für Landwirtschaft.

7) obd.. Schreiben v. 20.11.1916 an v. Batooki
8) LHA Schwerin, Rep. 41, Akten betr. die Überwachung derHussen, insbesondere der Sohnitter (Sr. 17253), Schrei¬ben vom 20.11.16 an KdJ Schwerin.
9) Amtlicher Bericht über die 59. G-esamtSitzung des 3>,a-deskultürraües, Mittwoch, den 13. Dezember 1916, 8. 66,

Amt, Landwirtschaft Sr. 2,

Arbeit nicht mehr auf die Höhe

in: DZA Potsdam, Auswärtiges
Bd. 55 (Kr. 135^9) f. 142.
Wir können im Rhhmen dieser

Forts. n.Seite
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Hören wir noch die Einschätzung des preußischen JCriegs-
ministerlums vom Mai 1917 über die Haltung der ausländi¬
schen Landarbeiter nach der Proklamation von 5. 11. 1916s

'Die Proklamation am 5. November 1316 k~t unter den
in Deutschland sich befindenden Polen, ilriegsgofan-
genen und Saisonarbeitern eine begreifliche Bewe¬
gung hexvorgerufsn. East ausnahmslos geht ihr Be¬
streben dahin, in.ihre Heimat zurückzukehren, sei es
um in d«3 polnische Heer oinzutxeten, oder um zu
ihren larailien bzw. ihrem eigenen Besitz, 3cweit die¬
se 3ioh im besetzten Gebiet befinden, zu gelangen.
Die Berechtigung dazu leiten sie sb aus den bei ihnen
vorherrschenden Gedanken, daß Polen ein den lüttel¬
mächten verbündeter Staat ist." 1G)

Forts, v. S. 200:
der den Schnittern in den Jahren 1917/1918 gezahlten
löhne eingehen.-
Daren die fiominallöhne in den Jahren 1914 — 1916 kon¬
stant geblieben oder nur wenig erhöht worden, während
die Reallöhne infolge starker Preissteigerungen usw.
sanken, so läßt sich in den J >hren 1917/1918 eine
ßrhöhun... der B-'rlöhne foststellen. Es naß ierbei al¬
lerdings bedacht werden, d-3 in dieser Seit die Depu¬
tate imra r geringer wurden, die rationierten Lebens¬
mittel zur Stillung des 'Hungers

nicht ausreichten und
die Preise auf dem Schwarzmarkt wesentlich schneller
stiegen als die Dchnitterlöhne. Wenn den Ochnittern
höhere DominaHöhne zugestanden wurden, so muß das
in engem Zusammenhang mit dem E-mpf der ausländischen
Arbeiter gegen die unmäßige Ausbeutung gesehen werden.•Ober die Löhne vergl. u. a. die "Sriegsbedingungen"
der DAZ Uber die Vermittlung ausländischer landwirt¬
schaftlicher Wanderarbeiter für 1917 bzw. 1918 sowie
den Verpfli entuogss c he in für landwirtschaftliche Ar¬
beiter für 1918, in: DZ4 Potsdam, üeichaniat des In¬
nern, Polizeiwesen-Gen. Hr._5, sdb. 2, Bd. 8 (.'r.
13716) f. 39; DZA Potsd-ua, Leichsamt des Innern, ?o—
lizeiweson-Gen. Kr. 5 .AP.d. 3 (;.r. 1372c) f. 498-502.
Lohnnngaben für Pommern, Mecklenburg und Brandenburg
finden sich u.a. für die Jahre 1917/1318 in: LA Greifs—
whId, Kop. 60 XI, Bd. 3 (Nr. 476), f. 73; LA Greifs¬
wald, Rep. 38 b, Magistrat zu Gützkow, »<r. 275,Rund-
.schreiben de3 L-ner.ats von Greifswald vom 14.1.1918;
La Greifswald, Rep. 6ü XI, ßd. 2 (Sr. 21+2)t5eto»nnt-
aaohung des II. Armeekorps vom 3.11.1916; LHA Schwerin,
Rep. 41, .Akten betr. die* Überwachung der Russen,insbe¬
sondere der -chnitter (:». 17253); BZ4 ilers.isbürg,Rep.
87 ß, Arbeiter- und Angeste-ltensnchen lir. 18 ä, Bd. 7,
Schreiben der LandwirtsonaftskamBer der ProV'.Brsnden-

;bürg V. 8.2.1918 an Minister ilir Landwirtsd.haft.

1C) Potsdam, -“eiohsamt dos Innern, Polizeiweaea-Can.hr.
p A Bd. 1 (1fr. 13718) f. 303
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'Ums. auch di« "Bewegung" der Sohnitter nicht erst seit
dem Uovembax 1916 datierte, ao stellte den Kxiegsmini-
aterion mit Recht feet, daß die Sohnitter seit dieser
Zeit verstärkt den Kampf ua ihre Heimreise aufttabnen und
in diesem Sinne die Erklärungen über einen angeblich
selbständigen polnischen Staat auszunutzen suchten.

Der Kampf und das Bestreben der ausländischen Saisonar¬
beiter, sieh als "freie Staatsbürger" fühlen eu dürfen,
d. h. den deutschen Arbeitern wirtschaftlich und recht¬
lich gleichgestellt eu sein und in die Heimat zurüokkeh-
ren zu können, sei ee auoh nur für einige Jochen, verstärk¬
ten sieh unter dem Einfluß der russischen Revolutionen des
Jahres 1917.

Einige ¡Drage nach dem Sturz des Zarismus schickte der Pefcro-
grader Sowjet der Arbeiter- und Solöatendeputiorten eine
Botschaft an das polaisohe Volk, in der das Reoht der
Kationen auf Selbstbestimmung und das Reoht des polni-.
sehen Volkes auf seine staatliche Unabhängigkeit prokla¬
miert wurden.

"Der Sieg der Februar-Revolution in Rußland und die¬
se Proklamation des Petrograder Sowjets übten einenmächtigen Einfluß auf das unter der Herrschaft des
deutschen und des österreichischen Imperialismus
ächzende polaisohe Volk aus. Sine Streikwelle vongewaltigen Ausmaßen brach aus, die unter dem Ein¬druck der weiteren Entwicklung der revolutionären
Ereignisse in Rußland nooh mehr tnsohwoll"

sohrieb Gentzen hierüber.Der Kampf deo polnischen Vol¬
kes gegen seine nationale Unterdrückung, der revolutionä¬
re Kampf dar polnisohen Arbeiterklasse gegen das Okkupa-
tionaregine nahmen unter dem Einfluß der russischen Fe¬
bruarrevolution einen großen Aufschwung.

Um die revolutionäre Entwicklung in Polen aufzuhalten,
nachte die deutsche Regierung der polnisohen Bourgeoisie

*3

11) Gentzen, Deutschland und Polen, 3. 91/92, Uber dieAuswirkungen der russischen Revolutionen des Jahres1917 auf Polen vergl. auch Gentzea, Qatexpansionsplä-
ne, 5.- 344-346; Litwin, Oktoberrevolution und Polen,
3. 415 - 417
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einige Zugeständnisse, u. a. in Gest-lt der Gewährung
größerer . elbatändigkoit für die polnisohen staatlichen
Organe.12

1314

15^ Um die Erregung der polnisohen Bevölkerung
nicht noch zu steigern, lehnten die Vertreter der zivilen
und militärischen staatlichen Behörden Preußens und des
Reiches in einer Besprechung vom 30. 3. 19171^ die .Fort¬
setzung der ZwangsVerschleppung der polnisohen Arbeiter
ab. Der enge Zusammenhang dieses Beschlusses mit den ’Sir-
kungon der Februarrevolution auf Polen wurde dabei aus
den Worten deutlich:

"Die Wirkungen der russischen Revolution machen sich
schon im besetzten Gebiet in Form einer gesteigerten
Erregung der Bevölkerung geltend. Der jetzige 'Zeit¬
punkt sei darum der ungeeignetste für Zwangsmaßnah¬
men." 14)

Aus diesem Grunde sollte nicht die allgemeine Arbeits¬
pflicht betont, sondern nur am ilrbeitszwsmg .für Arbeits-
lose festgehalten werden in der Hoffnung, daß die Zahl der
freiwillig nach Deutschland zur Arbeit Gehenden zunebnen
würde Wenn auch mit dieser Besprechung die Zwangsver—
Schleppungen nicht gänzlich heendet wurden, so nahmen sie
doch in ihrer Zahl ab. Wenn ab Sommer 1917 vom direkten
militärischen Zwang bei der Überführung von polnischen Ar¬
beitern nach Deutschland Abstand genommen und nur nooh der
Heg der "freiwilligen" Meldungen beschritten wurde —wir
sehen hier ab von der zwangsweisen Rückführung geflohener
Wanderarbeiter - um Arbeiter für die deutsche Kriegswirt¬
schaft zu erhalten, so war das im wesentlichen auf den Wider¬
stand und den revolutionären Kampf der polnischen SerktE-

12) Gentzen, Ostexpansionspläne, G. 345
13) Aufzeichnung der Besprechung, an der Vertreter des

Kriegsamtea, des Auswärtigen Amtes, des Iieichsaates
des Innern, der Generalgouvernements Warschau und
Lublin, von Ober—Ost, den Ministerium des Äußeren
Üsterreich-üngnras, des Chefs des Era-tzheeres und des
Chefs des österreichischen Generalatabes sowie der
Deutschen Arbeiter-Zentrale teilnahmen, s. DZa Pots¬
dam, Reiche-Justizant. Völkerrecht 11"/25, (iir. 7764)
f. 48/49

14) ebd. f.- 48
15) ebd. f. 48/49
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tigen zurüokzufUhren, auf das Anwachsen der revolutio¬
nären Bewegung unter dem Einfluß der russischen Februar—
revolution.

Mit der Großen Sozialistischen .Oktoberrevolution verschärf¬
te sich die revolutionäre Situation in Polen und der Kampf
dos polnisohen Volkes gegen das Okkupationsregime. Me
polnioohen Werktätigen, die den Kampf um die nationale
und soziale Befreiung führten, begannen im Januar 1918 in
vielen Städten den Generalstreik gegen den Krieg und die
deutsohe Besatzungsmacht.Ihre Hoffnungen auf die Bil¬
dung eines selbständigen polnischen Staates wurden mit
der Großen Sozialistischen Oktoberrevolution real.

"Me Oktoberrevolution gab dem polnischen Volk in demgrößten Teil seines zwar noch von Feinden besetzten
Territoriums seine nationale und politische Freiheitzurück und schuf durch die Deklaration der Hechteder Völker Kußlands, durch die Erklärung der sowje¬tischen Delegation bei den ihriedensverhandlungen inBrest—litowsfc und durch das Dekret vom 28. 8. 1918Uber die -“jinulliorucg der Teilungsverträge die staats¬rechtliche Grundlage für die Aiedererrichtung des pol¬nischen Staates." 17)

Die Wirkungen der russischen Revolutionen vom Februar
und Oktober 1917 auf die revolutionäre Bewegung in Polen,
der verstärkte Kampf der polnisohen Arbeiter gegen das _
deutsohe Okkupationsregime, für die nationale und sozia¬
le Befreiung, fanden auoh ihren Widerhall bei den in
Deutschland befindlichen polnisohen Landarbeitern. Die re¬
volutionären Aktionen des deutschen Proletariats in den
Jahren 1917/1918, seien es die Streiks der Monate März und
April 1917, der Matrosenaufstand vom Sommer 1917, oder der
Januarstreik 1918 und zahlreiche Demonstrationen und Kämp¬
fe, konnten ihre Wirkungen auf die ausländischen Landarbei¬
ter nicht verfehlen. Der Kampf der deutschen Werktätigen
gegen Hunger* Verelendung und Krieg, für Drot und Frieden,

1617

16) Vergl. Litwin, Oktoberrevolution und Polen, S. 416
17) Gentzen, Ostexpansionspläne, E. 345
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ontapraoh objektiv den Interessen der Schnitter und muß¬
te sie dahingehend beeinflussen, organisiert gegen die
Junker au kämpfen. Me Verkündung des Rechts des polni¬
schen Volkes auf Selbstbestimmung und Unabhängigkeit
durch die russische Revolution mußte um so mehr auf die
Sohnitter wirken, als sie tagtäglich am eigenen Leibe
spürten, daß die Proklamation vom 5. 11. 1916 nur ein po¬
litisches Manöver darstellte, um ihre Bereitschaft bu
wecken, in der deutschen Kriegswirtschaft bu arbeiten und
rauegeplündert au werden. Ben ätimmungsUmschwung der aua-
ländischen Arbeiter kennzeichnet der sowjetische Historiker
Brjunin mit folgenden orten:

"Die Verkündung des -eIbsfcbe3timmungsrechts der Pa¬tronen durch die Oktoberrevolution und die reale
Aussicht rauf einen selbständigen polnischen St-rat,
die »ich nun eröffnete, hatten einen Umschwung in
den Stimmungen dor polnischen Arbeiter zur- Folge.'¿’ie die deutschen Behörden bestätigten, fühlten
sie sich jetzt als freie Arbeiter, forderten die Ab¬
schaffung der für polnische Arbeiter geltenden Be¬
schränkungen, Lohnerhöhungen und iiückreiseerl.-.ubnis
nach Polen oder wenigstens Urlaub." 18)

Ausdruck des Willens der Schnitter, sich nloht mehr wie
bisher ausbeuten und von der Heimat fernhalten zu lassen,
•war die Ttsache, daß gerade im Jahre 1917 die Z->hl der
Sahnitter, die ihre Arbeitsstellen heimlich verließen und
nach Russisch-Polen zu reisen suchten, strark nstieg. In
einer Rundverfügung vom 50. 6. 1917 bestätigte dor preußi¬
sche Innenminister die Zunahme der Fälle, in denen polni¬
sche oder belgische Arbeiter mit Unterstützung der Deut¬
schen nach dem neutralen Ausland, besonders nach Holland,
flüchteten, um von dort raus die Heimat zu erreichen.
«ährend nach Angaben der Deutschen -Arbeiter-Zentrale in der
Zeit vom 1. 1ö. 1915 bis 50. 11. 1916 11 253 ausländisohe
Arbeiter der Industrie und Landwirtschaft kontraktbrüchig
wurden und ihre Arbeitsstellen verließen, erhöhte sich ihre

1819

18) Brjunin, Widerhall, S. 42
19) Auswirkungen

II, 3-. 562/563
der Oktoberrevolution, Bd. 4/



Zahl ln der Zeit vom 1.10.1916 bis zum 30.11.1917 auf
24 390, d. h. auf mehr als das Doppelte.20^ Den meisten
dieser Arbeiter gelang die 1luoht; es gelang ihnen ferner,
sich vor den deutschen Besataungstruppen im Generalgouver¬
nement Warschau zu verbergen. Dem Verwaltungschof des Ge¬
neralgouvernements wurden im Mai und Juni 1917 2 628
Kontraktbrüohe gemeldet} 97 der nach Russisch-?ölen ge¬
flohenen Schnitter kehrten auf "gütliche Einwirkung" wie¬
der nach Deutschland zurück, 297 durch Zwang, während von
den restlichen 2 234 Schnittern 2 087 nioht ermittelt wer¬
den

"konnten
.2^ Senn sich auch ein ieil dieser .2 087

Sohnitter noch in Deutschland befunden haben mag, maohön
diese Angaben doch deutlioh, in wie großer Z-^hl die Schnit¬
ter der i/iederergrelfung und Zurückführung an ihre Arbeits¬
stellen zu entgehen wußten. Daß die oben aufgeführten An¬
gaben -der Deutschen Arbeiter—Zentrale nur einen Bruchteil
der tatsächlichen Kontraktbrüche enthielten und außerdem,
da sie auoh die Industriearbeiter umfaßten, kein genaues
Bild ergehen, in wieviel fällen Schnitter kontraktbrüchig
wurden, haben wir an anderer Stelle schon gesagt.22*-^ Om
einen Eindruck vom Ausmaß der Kontraktbrüche bzw. der
Fluchten der Schnitter zu erhalten, geben wir im Folgen¬
den noch Angaben der Landv/ixtaohaitskammer dar Provinz
Saohsen wieder. Am 22. 9. 1917 so'hrieb die landwirtochafts—
kamaerdem Minister für Landwirtschaft,2-3^ die Kontrakt-
brüche hätten 3ich in der letzten Zoit gehäuft. Von 63
beim Rittergutsbesitzer Bothe in Markröhlitz arbeitenden

chnittera waren 21 kontraktbrüchig geworden, d. h. heim¬
lich weggelaufen; gleiches traf zu beim Rittergutsbesitzer

20) DZA Merseburg, Ren. 87 B, Arbeiter- und Angestellten—Sachen, flr. 23, Bd. 5, Schreiben vom 16.10.1917 an denMinister für Landwirtschaft»
21) DZA Potsdam, Reiohs-Justizamt, Völkerrecht 11a/19, Bd.2 (lir. 7753), f. 155 (S. 73)
22) s.S. 138. über das V/aohsen der 1 entrnktbrüche imJahre 1917 vergl. Angaben aus den Gebieten Ostdeutsch¬lands, in: Amtlicher Bericht über die 60. Geaamtsitzungdos Landeskulturxates am 14./15.12.1917, S. 41, in:DZAPotsdam, Auswärtiges .Amt, Landwirtschaft Br. 2, Bd. 55(Er. 13569) f. 159; DZA Merseburg, Rep. 197 A, Gen.B.II, Er. 11 1, Berichte des Sriogswirtsohaftsamtes der

Forts, n. Seite
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Bothe in Brandsrod» auf 19 von 79, bei Inspelctor. Behrens

in Arten» auf 11 von 92, bei der Eittergutsverwaltung

von Schloß Gebasee auf 26 von 73, bei der Rittergutsver-

waltung Grdst auf 16 von 56 Schnittern. Ohne diese Zahlen

verallgemeinern zu wollen - eine Verallgemeinerung wäre

allerdings für viele Gebiete Ostdeutschlands zulässig -,

bestätigen sie jedoch die starke Zunahme der lontraktbrö-

ohe der Schnitter im Jahre 1917 und damit auch die Ver¬

stärkung des Kampfes der ausländischen Landarbeiter gegen

ihre Ausbeutung und für die Rückreise in ihre Heimat»Das

wird auch unterstrichen durch die seitens des Hriegsmini—

ateriuras (Kriegsamt) ergriffenen Gegenmaßnahmen in Ge¬

stalt von vermehrten Bahnhof- und Chaussee-Patrouillen,

Zagkontrollen uow.24'1

Aufgrund des im Jahre 1917, besonders unter Einwirkung der

russischen Revolutionen, stark wachsenden Widerstands¬

kampfes der ausländischen Landarbeiter sahen 3!ch das

Kriegsainisterium und andere Staatsbehörden gezwungen,

die bis dahin für die Schnitter erlassenen Bestimmungen und

Verordnungen zu mildern. Haohuam der Erlaß vom 7. 12. 1916

keine wesentlichen Änderungen der Lage der Saisonarbeiter

gebracht hatte. War von verschiedenen Seiten, z. B. vom

Generalgouvernement W-Tscha.u, der Lockerung der den Schnit¬

tern auferlegten Zw-mgagesetze das dort geredet worden

mit der Absicht, dem Kumpf der Landarbeiter den find aus

den Segeln zu nehmen.2^' Auch der E-sUptausechuß des Reichs¬

tages hatte sich im Hai 1917 für die Gewährung größerer

Reohte für die Schnitter ausgesprochen,26^ war dabei aIler-

Porta. v. S. 206)
Provinz Saohsen für die Zeit vom 25.9.-25.10.1917 u.
25.12.1917 - 25.1.1918 u.Bericht des Kriogswirt-
sohaftsamtes der Provinz Ostpreußen für die Zelt vom
25.3. - 25.4.1918

23) DZ A Merseburg, Sep. 87 S, Arbeiter-und Ingestellten-
sachen, Hr. 23, Bd. 5, jehxeiben v. 22.9.1917 «n den
Minister für Landwirtschaft

24) ebd., Erlaß des Ministers des Innern v. 12.11.1917 an
die Regierungspräsidenten

25) Vergl. z.B. BZ» Merseburg, Rep. 87 B, Arbeiter- u.Ange¬
stelltensachen Sr. 18 A, Beiheft 4, f. 8-11

26) Vergl. gleichlautende Schreiben des Vorstandes des
Forts.n.Seite



dings auf den scharfen Protest des deut3ohen Landwirt-27')«ebaftsrates
gestoßen. J Unter des Bruok der gesteiger¬ten Unzufriedenheit der Sohnitter, die ihren Mederschlagauoh in weiteren Verhandlungen des il?uptausachu3ses desReichstages fand,, sinigten aioh am 2. Oktober 1917 dieVertreter der staatlichen Zentralbehörden Preußens unddes Reiches, .die Bestimmungen für die Sohnitter zu er¬

leichtern» damit, wie es der Reichskanzler wünschte,
"die aus politischen Gründen in hohem Grade unerwünsch¬te Fortsetzung der ReichstagsVerhandlungen

über luiß-stände in der Lage Jener Arbeiter vermieden werdenkönne." 28)
Über die Lage der in Deutschland befindlichen ausländi¬schen Arbeiter und die Verbesserung ihrer Behandlung wurdeunter Vorsitz des Staatssekretärs des Innern auoh am 4.und 5. Oktober 1917 mit Vertretern der Parteien des Reichs¬tages verhandelt.Aus diesen Verhandlungen ging u. a.eine Aussprache hervor, die <“.m.7. Oktober im Büro derDeutsohen Arbeiter-Zentrale stattfand und an der nebenVertretern des k-riegsarates, des Reichsaotes des Innernund der Berliner Kommandantur die Reichstagsabgeordneten

V. Trampczynski, Davidsohn und Cohn, ferner Karl Rose vompolnischen Füraorgeverein sowie Vertreter jüdischer Orga¬nisationen
teilnahmen. Karl Rose und der Beauftragte desjüdisohen Volksvereins, Kirstein, ergingen 3ich, wie darDirektor der Arbeiter-Zentrale, von dem^Busche, berichtete,in den "maßlosesten,

an das Groteske streifenden Angrif¬fen" gegen die Arbeiter-Zentrale und forderten, bei der Re¬gelung der ausländischen Arbeiterfrage mitwirken zu können.^
Forts, s. S. 207:
26) u.
27) Deutschen Landv/irtschaftsmtes vom 25.5.1917 an denMinister für Landwirtschaft und -n den Staatssekre¬tär das Innern, Helfferich, in: DZA Merseburg, Rep.87 B, Arbeiter- und Angestelltanaachen

Kr. 18"A, 'Bd.7 u. DZA Potsdam, Reichsarat des Innern,
Mllita.ria-Gen.Kr. 11, adh. 17% 3d. 2 (kr. 12381) f. 22228) DZA Potsdam,' Deiohflamt des Innern,

Kilitaria-Gen.Hr.11, ndh. 17«, Bd. 2 (Nr. 12381) f. 28129) ebd. Vergl. auoh ebd. f. 275.XHler wird als Termin derBesprechung der 3./4.10. genannt) u. DZA Potsdam,Eeichsamt des Innern,
Polizeiwesen-Gen.Ur. 5, adb. 2,Bd. 8 (Kr. +3716), f. 67/6830) DZA Potsdam, Reiohsamt des

Innern,Polizeiwesen-Gen.Hr.5,adh. 2, 3d» 7 (Nr. 13715) f. 324/325
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ft.ua der Furoht heraus, die Interessen der Junker bzs.
der Deutschen Arbeiter-Zentrale würden dadurch beein¬
trächtigt werden und die polnischen Arbeiter könnten mit
diesen Organisationen in Verbindung kommen, wandte sich
von dem Bussohe gegen ein selbständiges Bandeln der ge¬
nannten Organisationen. Alles, was für die Schnitter ge¬
schehe, dürfte nioht als durch diese Organisationen ver¬
anlaßt erscheinen, sondern sollte sich als "Ausfluß deut¬
schen Wohlwollens, deutscher Gerechtigkeit" darstellend^
Dieses "Wohlwollen" und diese "Gerechtigkeit" hatten die
Oohnitter mehrere Jahre lang kennengelernt; wenn in der
Folgezeit die deutsche Regierung ihnen einige Zugeständ¬
nisse machte, so nur, weil die ausländischen Landarbei¬
ter 1917 nioht mehr bereit waren, sich mit ihrem Los ab—
zufinden.

Die Ergebnisse der verschiedenen Besprechungen vom Oktober
1917 fenden ihren Hiederschlag in dem von Sriegsninisterium/
Kriegsaat am 15« 10. 1917 herausgegebenen Erlaß über die
Behandlung der polnischen Arbeiter5*'-' bzro, in den am
21. 11. 1917 zu diesem Erlaß ergangenen Auaführungsbestira-
raungen.-^-'

Der Erlaß betonte, daß die in ihm aufgestellten Grundsätze
über die Behandlung der polnischen Arbeiter von allen
Stellvertretenden Generalkommandos uneingeschränkt durch-
geführt werden müßten. Heu war gegenüber den bisherigen
Erlassen eine Bestimmung, naoh der grunsützlich jedem
po .nisohen Arbeiter aus dem deutschen Okkupationsgebiet
dos Ostens "soweit die Verkehraverhältnisae es gestatten"
jährlich einm 1 ein Urlaub zu bewilligen wäre, für land¬
wirtschaftliche Arbeiter in der Regel im Winter. Verheira¬
tete Arbeiter sollten hierbei in erster Linie berücksichtigt

werden. Bei der Ablehnung eines Ürlaubsantreges durch

31) Ebd. f. 334
32) r---- ’

) DEA Potsdam, Beichsamt dos Innern, Uilitaria-Gen.Hr.
11,-adh. 17% Bd. 2, (ttr. 12381) f. 277/278

33) ebd. f. 278
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di® zuständigen Stellen konnten sieh die Schnitter an Be¬
schwerdeinstanzen wenden, die durch den .Erlaß für laadwirt—
sohaftlioho Arbeiter hei den Kriegswirtschaftsämtern ge¬
schaffen werden mußten."^ In den "Aueführungsboatimmun-
gen" wurden schon in der Präge der Beurlaubungen Einschrän¬
kungen vorgenomaen, wenn es hieß, daß der Urlaub "nach

Maßgabe der Verkehroverhaltniase und der Arbeitelage auf
Wunsch" gewährt werden sollte und "gute Führung und Si¬
cherheit der Innehaltung des VrbeitoVertrages" durch die
Schnitter Voraussetzung wären.Sine weitere Neuerung
stellte di® Bildung ständiger I'üraorgekommissianen im Be¬
reiche der Stellvertretenden Generalkommandos dar, die,
bei Heranziehung eines Vertreters der polnischen Arbei¬
ter, die Durchführung der gewährten Konzessionen kontrol¬
lieren sollten und zu überprüfen hatten, ob Wohnverhält¬
nisse, Entlohnung und Behandlung der polnischen Arbeiter
angemessen wären. Seitens des Kxiegsamtes war ferner die
Bildung sogenannter Reise-Kontrollkommissionen vorgesehen,
die unter Leitung eines Offiziers und bei Hinzuziehung
polnischer Vertrauensleute die Betriebe, in denen auslän¬
dische Arbeiter beschäftigt waren, aufzuauohen, Künsche
und Beschwerden der Arbeiter entgegenzunehmen und bei be¬
rechtigten Klagen auf die Beseitigung der Übelstände -hin¬
zuwirken hatten.'5 ' Das Verfahren bei Stellenwechselanträ-
gen wurde insofern geändert, als, falls ein Antrag von
einer Seite abgelehnt wurde bzw. diese Seite .ein Verfah¬
ren vor dem Sohlichtungsaussohuß ablehnte, das für die
landwirtschaftlichen Arbeiter zuständige Kriegswirtschafts—
amt die Entscheidung zu treffen hatte. Entsprechend den
'&Unaohen der Gutsbesitzer, die bei ihnen beschäftigten
ausländischen Arbeiter mdglichst lange behalten zu können,
betonten die "Ausführungsbestimmungen",•die Schlichtungs-

34) äbd. f. 277
35) Bbd. f. 278
36) ebd. f. 277



- 211 -

aueschüßse hätten anzuctreben, "daß duroh Abstellung

stehenden Bestimmungen euch, in dem er für einen mit Orts¬

wechsel verbundenen Kirchbesuoh eine für ein Jahr gelten¬

de Genehmigung als ausreichend bezeiohnetej außerdem soll¬

ten das polizeiliche Meldeverfahren vereinfacht und Stra¬

fen wegen Übertretens der Ueldebestitnn ungen sowie auch
3g)

andere Strafbestimmungen gemildert werden. '

bean der Erlaß auoh eingangs featotellte, daß die "Meure-

gelung der Verhältnisse zu unserem östlichen Machbar ...

auch eine Handlung der Anschauungen Uber dis Behandlung

der in der deutschen Kriegswirtschaft tätigen polnischen

Arbeiter" bedinge, ' so wurden die auf dem Papier ver¬

kündeten Konzessionen nur gemacht in dem Bestreben, die
»Arbeitsfreudigkeit" der polnischen Lindarbeiter zu heben

und dam widerstand der Schnitter zu begegnen. Das bestä¬

tigen die "Ausfuhrungsboatisunungen" mit folgenden Worten:

"Erster Grundsatz bleibt Aufreehterhaltung der Kriegs¬
wirtschaft. Dazu ist Arbeitsfreudigkeit nötig. Sie
zu erhöhen ist Zweck der Bestimmungen." 40)

Zugleich verfolgte die Herausgabe des Erlasses das Ziel,

durch Milderung einiger bei aen Werktätigen ln Polen auf

starken Widerstand stoßender Bestimmungen eine größere

Zahl polnischer Arbeiter aus dem Generalgouvernement an¬

werben zu können. Aus diesem Grunde wurden z. B., wie

Hauptmann Veltnwnn, ein Vertreter des Kriegsamtes, im Ho—

vember 1917 erklärte, die ürlaubobestimmuneen für ländli¬

che Arbeiter" ein klein wenig geändert".^1' Die Ursachen

für die Herausgabe des Erlasses vom 15. 10. 1917 und sein

iSosen werden noch deutlicher, wenn wir die Auseinander¬

setzungen verfolgen, die über die den Schnittern gemachten

41) DZA Potsdam, Keichsamt des Innern, Polizeiweoen-Gen.
Hr. 5 A, Bd. 3 Ur. 13720) f. 368 (S. 62)

eines berechtigt«!

liehst vermieden wlt».

rundes ein Stellenwechsel mög-
1

Der Erlaß erleichterte die be-

37) Ebd. f. 278
38) ebd.
39) ebd. f. 277
40) ebd. f. 278
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Konzessionen zwischen den Junkern und den verschiedenen

zivilen und railitäris eben Instanzen geführt wurden«

Analog den Meinungsverschiedenheiten über die Proklamation

des sogenanntan Königreiches Polen vom 5. 11. 1916 lassen

sioh, besonders stark ausgeprägt linde des Jahres 1917»
in der Frage der weiteren Behandlung der polnisuhen Land¬
arbeiter zwei unterschiedliche, ln ihrem Wesen aber nioht
gegensätzliche Auffassungen fastatellen» Die ein® Seite,,

die ihre Vertreter bei den deutschen Behörden des General¬

gouvernements Barsobau, im Kriegamlnisterium und zum I'eil
im Beiohsamt des Innern fand, trat ein für die Gewährung

einiger Konzessionen an die Schnitter mit dem Ziele,

deren Widerstand die Grundlage zu entziehen, die Bereit¬

schaft zur Arbeit in der deutschen Kriegswirtschaft zu er¬
halten bzw. zu schaffen und im Interesse der besseren Aus¬
plünderung dieser Arbeiter unnötige Reibereien zu vermei¬

den. Diese Methode hatte ihren Mederschlag im Erlaß vom

15. 10. 17 gefunden. Demgegenüber standen die meisten der
ausländische Arbeiter beschäftigenden Gutsbesitzer und

auf ihrer Seite die preußischen Ministerien sowie die

Mehrheit der Generalkommandos der Armeekorps, die, ent¬

sprechend Ihrer Unterstützung der Politik des Ostmarken¬

vereins in-der Frage des polnischen Staates, im Interesse

ihrer Extraprofite für die Beibehaltung der mit Beginn

des Krieges -gegenüber den Schnittern verfolgten Zwi&ngspo—

litik eintraten und alles unternahmen, um ihren "harten

Kurs" fortestzen zu können. Sie sahen nicht, daß sie mit
ihrem brutalen, krassen Vorgehen die zwischen ihnen und

den Arbeitern bestehenden Widersprüche vertieften} sie

sahen oftmals auch nioht bzw. v-ollten nicht sehen, daß die
diplomatischere Methode, die Einräumung einiger Konzessio¬

nen, dem von ihnen verfolgten Ziel nicht widersprach, son¬

dern besonders in den Jahren 1917/1S, als der K-unpf .der

Sohnitter einen Höhepunkt erfuhr, besser geeignet war, die

Ausplünderung der ausländischen Arbeiter und das System

der Ausbeutung zu erhalten.

Sofort nach Bsfcanntwerdan des Erlasses vom 15.10.1917 ka¬
men die Meinungsverschiedenheiten über die Behandlung der
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Sohultter klar zum Ausdruck. Ara 5. 11. 1917 lehnte der
Direktor der Deutschen Arbeiter-Zentrale, von dom Buss—
sehe, einen Vorschlag, die neuangeworbenen polnischen
Arbeiter nach Erfüllung ihrer Jahreakontr.akte in nie Hei¬
mat zurlickkehren au lassen,'*'2'1

ab und verteidigte die
bis dahin geltenden Best itraungen. Uörtlich erklärte er:

"Aber der Krieg ist eben hart und Härte- in ihn oft eiuesittliche Pi licht, harte :licht für beide ¿eile,au handeln und au dulden, ln diesem ffliohtchara.k-ter liegt ihre Rechtfertigung und ihre Erträglich¬
keit, aber auch der Zwang zu ihrer lückenlosen, un¬beirrbaren Anwendung. Lurch Schwankungen und Z-udernwird sie zur Willkür, die unerträglich ist und zumiderstände herausf'ordert." 43)

unterstützte von den Buosche rait gelehrten „orten die.
Beibehaltung der brutalen Zw’ngsbest iraraungen und verwarf
ex Erleichterungen, so begründeten die Junicer ihrer. Pro¬
test gegen die im Erlaß von* Oktober zugestandunen Konzes¬
sionen zumeist mit dem Hinweis auf materielle Dinge. Der
Vorstand der Deutschen Landwirtschafts—Gesellschaft bat
den Landwirtaohaftsrainieter in einer Eingabe vom 20. 11.
1917, dafür borge zu tragen, daß durch die neuen Verord¬
nungen nicht der Landwirtschaft die Arbeitskräfte ent¬
zogen und deren restlose Ausnutzung erschwert würden.

'Zu dieser Bitte werden wir durch die Befürchtungen
veranlaßt, daß man in zu weitgehender Fürsorge fürdie Arbeiterklassen,, insbesondere nicht deutscher
Nationalitätv auf dem Lande Arbeitsvorhältnisso schaf¬fen könnte, welche es de:;; von uns vsrtretonen Beru¬fe unmöglich ni'-oken, die für das'deutsche Heer undVolk notwendigen Nahrungsmittel aufzubringen." 44)

Die Landwirtoohaftskaramer der Provinz Sachsen ging noch
einen Schritt weiter und behauptete, die Durchführung des
Erlasses vom Oktober 1917 träfe die D-ndwlrtaohai't «in
ihrem Lebensnerv"; es würde, so hieß es, das "größte Qn-

42) BZA Merseburg, fiep. 87 B, Arbeiter- und Angestellten-
sachen Br. 18 A, Bd. 7, Sohreiben dea iriegsaini-
steriuns/Kriegsamt v. 1,11.1917 an die LA¡5

43) ebii., Schreiben v. 5. 11. 1917 -n d*a Kriegsamt
44) DZ.A fierseb.urg, fiep. 87 B, Arboiter- und Angestellten—

Sachen Kr, 18 A, Bd. 7



behagen" exzeugen, wenn den russisob-polnleohen Arbeitern
der Urlaub *gleichsam aufgedrängt wird". Obwohl die Land-
wirtsohaftskaamer die Zunahme der KontraktbrUohe in der
letzten Zeit zugab, lehnte eie Erleichterungen für die
Sohnitter in Gestalt von Urlaub und Bildung der Fürsorge-
steilen und Beieokommissionen ab.4'/5-’ Bas Ministerium dos
Innern von Heoklenburg-Sohwerin bat gar darum, die neuen
Bestimmungen nioht zur Durchführung kommen zu lassen, da
dadureh das Selbstgefühl und die "ünbotraäßigkeit" der
Sohnitter zunohmen würden.

"Es kommt Jetzt in erster Linie darauf an, die Dlazi-Ilinunterdensohnitternaufrechtzuerhalten,umdie
andwirtschaftliche Produktion durohi'Uhren zu können.

Polenfreuadliohe Wünsche müssen gegenüber diesem
Ziel unbedingt zurücktreten." *6;

Um dieser "Polenfreundlichkeit“, die angeblich aus dem Er¬
laß sprechen sollte, entgegenzutreten, wurde der mecklen¬
burgische Gesandte in Berlin, Freiherr von Brandenstein,
beauftragt, beim kriegaministerium vorstellig zu werden.
Der Gesandte nutzte dann auoh jede Gelegenheit, sei es
im kriegsamt, im Direktorium der äeiohsgetreidestelle
oder im Kriegsemährungsamt, um das '‘Verderbliche" der..
neuen Bestimmungen über die Behandlung der Sohnitter dar-
Biilegen.^

Der Stimmung der großen Mehrheit der Junker gab der
"kriegsaussohuß der Deutschen Landwirtschaft" in seiner
an den Reichskanzler gerichteten Eingabe vom 25.11.1917^6^

Ausdruok. Wir gehen auf diese Eingabe etwas ausführlicher
ein, weil sie den massivsten Protest gegen die Bestimmun¬
gen des Erlasses vom Oktober enthält und außerdem gut das
Denken und die materiellen Beweggründe dos Vorgehens der
Junker widerspiegelt.

45464748

45) ebd., Eingabe vom 12.11.1917 an den kriegsminister
46) ISA Sohwerin. Rep. 41, Akten betr. die Überwachung

der Russen, insbesondere der Schnitter (Sr, 17253),Schreiben v. 2.11.191,7 an das Stellv.Goneralkoraman-
do des TJ£. Armeekorps

47) ebd.. Schreiben Frhr. v. Brandensteins v. 24.11.1917 an
das Ministerium der auswärtigen Angelegenheiten von
iSeoklenburg-Sohwerin

48) DZA Potsdam, Reichskanzlei, I Gr. 22, Landwirtschaft 12,
Bd. 4 (Sr. 1146) f. 58-65
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Haohdes der Kriegesusschuß der Leutschon Landwirtschaft

den Polenerlaß vom Oktober .1917 eingehend beraten hatte,
erklärte er in seiner Eingabe,

"daß die deutsche Landwirtschaft die Weiterführuag
der Produktion sicheraustellen" nicht mehr in der
Lage ist, wenn der Sr laß des Herrn Ki-iegsministers
in der vorgesehenen ,Veiae zur Durchführung gelangt«"49)

Die Bestimmungen des Erlasses seien geeignet,

"das in dar Mehrzahl aller Fälle bestehende gute
Einvernehmen zwischen den fremdländischen Arbeitern
und den deutschen Arbeitgebern auf das empfindlichste
zu stören." 50)

Klagten die Junker bei anderer Gelegenheit ständig über
die Zunahme der Kontraktbrüohe und die Unruhe der Schnit¬
ter, so behaupteten sie jetzt, Unruhen und Störungen des
"guten Einvernehmens" zwisohen ausländischen Arbeitern
und Junkern wären nieht vorgekommen. Sofern Zweifel über
die ordnungsgemäße Unterkunft, Entlohnung und Behandlung

der Sohnitter beständen, würde lediglich eine Anweisung
an die landwirtschaftlichen Organisationen bzw. die Guts¬
besitzer selbst genügen, um Änderungen herbeizufUhren, Die
Einräumung des Rechtes auf Urlaub und die Bildung der
Reise-Kontroll-Lommiesionen würden, so erklärte der Kriegs—

aussohuß weiter, erat die Unruhe und Unzufriedenheit unter
den rbeitem schaffen. Eine vermehrte Füraorgotäti.gkoit
lohnte der Kriegenusachuß mit dem Hinweis ab, daß die

'bi')deutschen Landarbeiter das als Zurücksetzung empfänden. '

Die geijlanten Vorhaben müßten deshalb zumindest nufge-
aohoben werden, da die "Sicherstellung einer ruhigen Ar¬
beiterschaft in der Landwirtschaft ... geradezu eine Le¬
bensfrage für das deutsche Volk" sei und von der Lösung
der Emäbrungsfrago in erster Linie das "Lurohhalten" ab¬

hinge.495051

52^

49) Ebd. f. 65

50) ebd. f. 64
51) ebd.
52) ebd. f. 63/64



216 -

Der ^riegsausechuß der Deutschen Landwixtaohaft bat den

Reichskanzler, die Durchführung dea Erlasses dea Kriegs-

ministariums auazuaetzen oder zunächst wenigstens zu ver¬

fugen, daß 1. von der Entsendung besonderer Keiso-Kon-

troll-Eonmiesionen abgesehen wird, de diese “zu einer

maßlosen Steigerung der nsprtlohe und Förderungen dor

polnlsohen Arbeiter führen würden") 2. wenn trotz vorge¬

brachter Bedenken dennoch FUraorgesteilen, Reise-iControll-

Komurissionen und SohliohtungsaussohUsse gebildet worden,

dies im Einvernehmen mit den landwirtschaftlichen Körper—

schäften geschieht, die in diesen Kommissionen eine aus¬

reichende. Vertretung erhalten müßten.^ Auf jeden Fall

sollte dafür gesorgt werden,

"daß in den polnisohen Arbeitern unter keinen Um¬

ständen dor 'Gedanke oder das-Bewußtsein-großgezo-

gen wird, daß sie nunmehr, dank der erlassenen Be¬

stimmungen, in der L«ge smu, Wünsche und Bestre¬

bungen, die mit der Au£rechterhnltung dor landwirt¬

schaftlichen ßetrieha nioSt £n~EI5EI^g~zuTrangon

sln5zu~veri‘olgen.* 54)

Die-Eingabe„des Kriegsausschueses der Deutschen Landwirt¬

schaft und auoh andere Proteste gegen den Erlaß vom Ok¬

tober 1917 zeugten von dem Bestreben der Gutsbesitzer,

iin Interesse der Erhöhung ihrer Profite jedwede iookerung

der den Schnittern auferlegten Zwangsbestimmungen zu ver¬

hindern. Darüber können auch Soklagworte wie "Sicherung

der Ernährung von Heer.und Volk", usw. .nicht hlawegtäu-

sokea. .Es ist gerade typisch, daß Phrasen Uber die "Le¬

bensfrage des deutschen Volkes" usw. vorgebracht wurden,

wo von den materiellen Interessen der Junker «n der unge¬

hinderten Ausnutzung der Sohnitter die Rede sein mußte.

“Es ist das böse Gewissen, das die Herren fürchten

läßt, die .Arbeiter würden nioht wiederkoramen",

erklärte der der USPD angahöreude Abgeordnete Hofer am

5354

53) Sbd. f. 62
54) ebd.



1. Dezember 1917 im preußischen Landtag,^ n„0hden der

Zentrunra-Abgeordnete Stull Sicherungen fürjdie Rückkehr

der beurlaubten Schnitternaoh Deutschland verlangt

hatte.'555657

58'*

Es waren eigensüchtige, materielle Motive, die.-die Junker

bewogen, den Sohnittom gemachte Konzessionen abaulehnon

und für die Beibehaltung der bis dahin geltenden scharfen

Bestimmungen zu plädieren.

Die Eingabe des Kriegs«usaohuasee gab nioht nur .die Forde¬

rungen der preußischen Junker wieder, sondern kann als ty-

pisoher Ausdruck für die Haltung der Sehrzahl dar deut¬

schen, ausländische Arbeiter beschäftigenden Gutsbesitzer

gewertet werden, »ir wollen, ohne die Vielzahl der von

Junkern, Landwirtsohaftskammern u, a. landwirtschaftlichen

Organisationen und Instanzen vorgebrachten Proteste gegen

den Polenerlaß vom Oktober 1917 nennen zu können, nur noch

auf die Vorgänge im Königreich Saobsen ein^ehen.

Am 16. 11. 1917 teilte der Landeskulturrat des Königreiches

Saoheen dem Innenministerium in Dresden mit, er lehne die

neuen Bestimmungen des Erlasses des preußischen Kriegs-

minioters ab und bitte die Einführung gleicher Maßnahmen

im Königreich zu unterlassen, dn dadurch "Unzufriedenheit"

erzeugt werde. Beurlaubungen von Schnittern dürften nur von

Fall au Fall zugelaooen werden; f'ürsorgestellen und Heiso-

Kontroll—Kommissionen wären überflüssig. Streitigkeiten

zwischen Schnittern und Gutsbesitzern sollten nicht die

Schliohtungsaußschüsse, sondern bei ihnen zu errichtende

landwirtschaftliche Spruchkammern entscheiden.'5^'* Die III.

Abteilung des süchsiaohen Innenministeriums schloß sioh die¬

ser Meinung des Landeskulturrates an.^58' Das säohsisohe

Kriegeminisfcerium wies demgegenüber aber darauf hin, daß,

wenn im Königreich nicht ähnliche Anordnung wie in Preußen

erlassen würden, die Polen den Eindruck hätten, als sei ihre

55) Berichte d. Hauses der Abgeordneten, 22. Legis¬
laturperiode , III. Tagung, Bd. 6, Ep. 6501

56) ebä. Sp. 6535/6226

57) 1UA Dresden, Ministerium des Innern, Russische Ernte¬
arbeiter (Er. 16 6C0) f. 361/262 u. f. 3C3

58) obd. f. 366 u. 368
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B&L.-uadlung schlechter als dort.^ Im Königreich Sachsen

fanden sich die 3cknltter nicht mehr bereit, eich mit den

ihnen aufgezwungenen Arbeitehedingungen abzufinden. wir .

können das hier nicht näher ausführen. Auf jeden Fall wa¬

ren es die -gleichen Beweggründe, die den preußischen Sr-

laß veranlaßten und den sächsischen Kriegsminister am

1?. 2. 1918 zu der Anordnung führten, ba- ilglioh der Be¬

stimmungen Uber die Behandlung der Schnitter ähnlich zu

verfahren wie in Preußen.6^ Allerdings lehnte das Kriegs-

ministerium die Tätigkeit der Leise-Kontroll-iommisaionen

im Königreich Sachsen ab.6"^ Bas genügte aber nioht, um

die sächsischen Agrarier zu beruhigen; sie versuchten

genauso wie die preußischen Junker in der Folgezeit, Än¬

derungen in der Behandlung der Schnitter nicht eintreten

zu lassen.

Verfolgen wir die Reaktion der staatlichen zentralen Be¬

hörden Preußens und des Reiches, so wird noch deutlicher,

weshalb gerade im Jahre 1917 Erleichterungen für die

Sohnitter augestanden wurden. Die Eingabe des Kxiegsnus—

Schusses der Deutschen Landwirtschaft erhielten zunächst

der preußisohe Kriegaalnieter und der Staatssekretär des

Innern zur Stellungnahme vorgelegt. Die Bemerkungen beider

bestätigen, daß der Erlaß von Oktober 1917 nicht objektiv

im Widerspruch zu den Interessen der Junker stand, son¬

dern, die Unzufriedenheit und den Kampf der Schnitter be¬

rücksichtigend, eine andere Taktik ihnen gegenüber ein-

sohlug, um sie weiterhin im Interesse der Agrarier und der

Kriegswirtschaft ^uanutzen zu können.

Im Sohroiben des Kriegsministeriums (Kriegsant) vom 13.

12. 1917*^' wurde, entsprechend den "Ausfilhrungebestimnun—

59) Ebd. f. 369
60) obd. f. 362-384- oder 385-388
61) eba. f. 384
62) EZA Potsdam. Reichskanzlei, I Gr. 22, Landwirtschaft

12, Ba. 4 (Er. 1146) f/72 - 76
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Sen" vom 21» 11. 1917» auf das Siel des Polener lasses hin¬

gewiesen, das darin bestand, die deutsche Kriegswirtschaft

aufreoht zu erhalten und zu stärken duroh die Erhöhung der

Arbeitsfreudigkeit der polnischen .Arbeiter. ^ Das Krlegs-

ministorium liad keinen Zweifel daran, daß die Unzufrieden¬

heit und der Kampf der ausländischen rbeiter eine wesent—

liehe Ursache für die Herausgabe des Erlasses bildeten.

Der größte Seil.der Sohnitter, .so hieß es, habe seit

1914- keinen Urlaub erhalten; barte Behandlung, schlech¬

te Unterkunft und das Verbot des Arbeitsstellen- bzw.

Ortswechsels hätten häufig Anlaß zu Klagen geboten. Die

Barlöhne Váren im Vergleich zu den Preisen gering, die

Deputate ständig im Ahne hinan begriffen. Wörtlich schrieb

das Kriegsministerium:

"Die heimlichen Entweichungen von den ländlichen /Ar¬
beitsstellen nahmen zu. Viole wnnderten wegen der
hoheh Löhne zur Industrie, vielen gelang die Iluoht
in die Heimat. Hach den Berichten mehrerer stellver¬
tretender Generalkommandos war ohne Urlaub mit einer
Masaenfluoht (l) auf dem Linde zu rechnen, eine' frei¬
willige Verlängerung der Arbeitsverträge für das Jahr
1913 zweifelhaft. Sie Abstellung von gelegentlichen
Mißständen durch die ländliohen Arbeitgeber oder die
Arbeitsämter der LandsirteUaftekammern, die in der
Eingabe für ausreichend gehalten wird, wäre hiernach
nioht geeignet gewesen, durchgreifende Abhilfe zu
schaffen." 65)

S.aren die Konzessionen unter dem Druck ces K-mpfes der ..

ausländischen Arbeiter zustendegekomman, so verfolgte das

Kriegsministerium mit seinem Erlaß noch ein anderes Zielt

"Es (d. h. das Kriegsamt, L.ii.) hat dabei sowohl die
Interessen der deutschen Volkswirtocbaft im Kriege,
wie auch nach dem Kriage 'durch Sicherstellung des
dringend notwendigen Bedarfs an fremden Arbeitern
für die deutsche Landwirtschaft un;. für die deutsche
Kriegsindustrie einschließlich des Bergbaues als maß¬
gebend im Auge gehabt." 66)

f. 72

f. 73



Der glelohe Gedanke curde an einer anderen Stelle noch¬
mals ausgesprochen; was die von den Jankern geäußerte Be¬
fürchtung anbetreffd, die in ihre Heimat Beurlaubten Ar¬
beiter würden nioht wieder naoh Deutschland zurückkehren

"so wäre 6ooh der Verlust an polnischen Arbeitskräf¬
ten, den die deutsohe iandv/irtaohffft ohne die er-
leiohternden Bestimmungen duroh MsosenerTEweiohungan5oinisoherArbeitererlittenhätte,nachdenUrtci—

en sachkundiger Stellen viel größer geworden.Außer¬
dem wären bei Aufrechtorhaltung der strengen bisheri¬
gen Bestimmungen die' Aussichten auf Gewinnung von neu¬
en Arbeitskräften durch Anwerbung während des Krieges
die denkbar ungünstigsten gewesen, Aber auoti für'die"
künftige VTiedenaaeiti in der die deutsche Landwirt¬
schaft auf mindestens dte gleiohe Zahl freuder Arbei¬
ter wie bisher (5u0 000) angewiesen sein wird, wäre
infolge der weitgehenden Verbitterung und der diese
Stimmung benutzenden Gagenagitation gegen die Abwan¬
derung polnischer Wanderarbeiter naon Deutschland ein
unabsehbarer Schaden für die Volksemährung entstan¬
den." 67)

Ansonsten wies das kriegsi&iaistexlma darauf hin, daß Ja
die

' "
Urlaub an beatimmue Bedingungen ge-

knüp^v »«*• Bj.nwänden der Gutsbesitzer gegen die Bil¬
dung von ¿‘ürsorgeateilen wurde mit dem iiinweis begegnet,
diese stellen wären ja Organe der otellvertretenden Gene¬
ralkommandos, die den maßgeblichen .Einfluß auf deren Zu¬
sammensetzung hätten. Dan iieiae-Kontroll-kommissionen,. de¬
nen entsprechend dem Erlaß polnische Vertrauensleute ange¬
hören sollten, würde ein polnisches Mitglied aus der vom
Landwirteohaftsminleter eingereichten Liste von "geeigne¬
ten" Grundbesitzern aus der Provinz Posen beigegefceh wer¬
den.®^ Diese Darlegungen boatätigen .erneuti Dem Kriegs-
Biinisterlum ging es mit dem Polenerlaß vom Oktober 1917
gar nioht um das wohl oder die Verbesserung der Lage der
Schnitter, sondern um die Beruhigung und bessere Aus¬
nutzung der Gohnitter duroh die i'nktlk der - tatsächlichen
oder scheinbaren - -Konzessionen. Das bestätigte auch das
Staatssekrctnrlat des Innern in seiner Stellungnahme zu



- 221

der .Eingabe des Kriegsausschusaea der Deutschen Landwirt¬

schaft,'®^ wenn ob erklärte, "politische Gründe“ im In¬

land und im Generalgouvernement «nrachau erheischten Er¬

leichterungen. Die Zusammensetzung und die Art der Lei¬

tung der Fürsorgenteilen und der ßeisekommissionen wür¬

de gewährleisten, daß diese Organe bei der Prüfung der

Verhältnisse der Schnitter "die Rücksicht auf die Leistungs¬

fähigkeit der Betriebe im Interesse der Kriegswirtschaft

voranstollen

Die neuen. Bestimmungen vom Oktober 1917 Uber die Behand¬

lung der ausländischen Landarbeiter erreichten ihr Ziel,

den unter dem Einfluß der russischen Revolutionen des Jah¬

res 1917 verstärkten Kampf der Schnitter gegen ihre Ent¬

rechtung und maßlose Ausplünderung einzudämmen und die

Profite der Junker und die deutsche Kriegswirtschaft zu

sißhern, nicht, da sie keine wesentlichen Veränderungen

beabsichtigten und herbeiführten und da zudem die Junker

in Übereinstimmung mit den Generalkommandos der Armee¬

korps in der Praxis die ihnen gebotenen Möglichkeiten

nutzten, um die Durchsetzung der verkündeten geringen Er¬

leichterungen für die Sohnitter zu verhindern. Das Staats¬

sekretär iat des Innern hatte sohon in den Diskussionen

Uber den Erlaß vom Oktober 1917 darauf hingewiesen, daß
"die Wünsche der Polen keineswegs voll befriedigt wer¬
den."^2) Da die Schnitter von den zugesagten Erleichterun¬

gen ihrer Lage in der tagtägliohen Praxis oft niohts spür¬

ten, mußte der Preußische Landwlrtschaftsrainlster im Janu¬

ar 1918 feststellen, das den polaieohen Arbeitern bewie¬

sene "Entgegenkommen", z. B. in der Urlaubsfrage, habe
"leider nicht beruhigend, sondern eher gegenteilig auf sie

Der Minister übersah, daß die Sohnitter die ihnen vom

Kriegsministerium zugesagten Konzessionen regelmäßig erst

im Kampf gegen die Junker durchzusetzen hatten.

gewirkt1'.^

S. 956
der Oktoberrevolution, 4/IXX,
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Nachdem die Gutsbesitzer, vertreten duroh den Vorsitzenden
des Kriegsaussohuaaes der Deutschen Landwirtschaft, Dr,
Mehnert, durch Freiherm von W-ngenhein und den Vorsitzen¬
den der Deufcaohen Arbeiter-Zentrale, von dem Busoche, in
einer Besprechung beim Beichskanzler vom 29. 12. 1917, an
der neben den Vertretern der verschiedenen Ministerien die
Abgesandten des •Reichsdeutschen iiittelstandsvarbandes', des
’Hauptausschusses nationaler Arbeiter- und Berufaverbünde'
und des 'Kriegsausschusses

der Industrie' teilnahmen, er¬
neut ihre Bedenken gegen den Erlaß des Kriegsministeriums
vom -15. 10. 1917 vorgebraoht hatten^ und nachdem dieser
Erlaß weiterhin gültig blieb, nutzten sie in der folgender
Zeit Jede Möglichkeit, um die geringen, offiziell zugestan—
denen Erleichterungen für die Schnitter unwirksam werden
zu lassen und die Zwiespältigkeit des Polenerlasaes in .
ihrem Sinne zu nutzen. Das Stellvertretende Generalkomman¬
do des II. Armeekorps in Stettin erklärte z. B. schon in
seinem Erlaß vom November 1917 zur Frage des Urlaubs, daß
ein solcher Urlaub auf ¿unack der Arbeitgeber gewährt wer¬
den könnte,verschwieg aber die Bestimmung, nach der
Jeder ausländische Landarbeiter grundsätzlich einmal im
Jahre beurlaubt werden sollte. Außerdem wurde die ürlaubs-
erteilung an verschiedene Bedingungen geknüpft; so mußten
die Arbeitsverträge für das Jahr 191S vorher unterschrie¬
ben und von Jedem Sohnitter vor Antritt1 der Reise eine Kau¬
tion von 1üö Mark bei dem entsprechenden Gutsbesitzer hin-

76")terlegt Vierden.' J Diese Bestimmungen nahmen den zahlrei¬
chen Schnittern, die den Abschluß von Arbeitsverträgen ver¬
weigerten oder die Kaution nicht aufbraokten, die Möglich¬
keit der Heimreise. Reichstagsabgeordneter v. Brampczynski
wies am 10. 6. 1918 darauf hin, daß das vom.Kriegsministerium/
Kriegsarat theoretisch bewilligte Recht der Schnitter Ruf
Urlaub in der Praxis von der Hinterlassung von Kautionen,
der Stellung eines Ersatzmannes usw. abhängig gemacht wur¬
de.Duroh diese und andere Methoden gelang es den Guts—

74-) Aufzeichnung über diese Besprechung s. DZA Potsdam,
Reichekanzlei, I Gr. 22, Landwirt ach?, ft 12, Bd. 4 lliT-
1146) f. 56

75) LA Greifswald, Rep. 60, XI Bd. 5 (Nr. 476) f. 7976) ebd.
77) Reichstag, Bd. 312, 1918, Sp. 5349
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Besitzern, die Beurlaubungen in engen Grenzen zu halten,
liech Drewniak wurden bis zura jinde der deutschen Okkupa¬
tion lediglioh 50 000 polnische Arbeiter vorttbergehend in
das Generalgouvernement beurlaubt, von denen die Mehrzahl
aber in der Industrie beschäftigt v/ar.^8^ Senatsoh erklärt,
eines Berioht der Deutschen Arbeiter-Sentrale folgend,
daß von den 522 062 im Jahre 1917 in der deutschen Land¬
wirtschaft beschäftigten und aus Russisch-*Polen stammenden
Arbeitern ln der Zeit von Mai 1917 bis Juli 1918 51 545
beurlaubt wurden, ö. h. rund 10 Sehen wir einmal ab
von-der Unterschiedlichkeit dar Angaben bei Drewniak und
Henatsoh und auch davon, daß die Zahl der in Deutschland
befindlichen russisch-polnischen Landarbeiter höher warqq\
als von henatsoh angegeben, ' woduroh sich aufh der
Prozentsatz der Beurlaubten verringert, so .bestätigen uns
doch diese Angaben, daß es den Junkern gelang, nur wenige
Schnitter für einige Wochen in ihre Heimat reisen zu las¬
sen. Die Zehntausende von Arbeitern aus Österreich-Ungarn
oder dem österreichischen Okkupationsgebiet besaßen über¬
haupt kein Eeoht auf Urlaub.

Im Zusammenhang mit der Frage der Beurlaubungen ist das
Problem zu beantworten, weshalb der größte i’eil der vor üb ar¬
ge hend von den Gutsbesitzern beurlaubten Sohnittar nach
Beendigung des Urlaubs wieder nach Deutschland aurüokkehr-
te und nicht die Möglichkeit einer Flucht wahraahm. Von den
51 545 nach Henatsoh Beurlaubten kehrten z. B. nach Anga¬
be desselben Autors nur 5 054 bzw. rund 10 se der Arbeiter
nicht wieder naoh Deutschland zurück.Wesentlich höhere
Ziffern nannte ..der Verwaltungsohef des Generalgouvernements

Warschau. Kr gab an, daß von den in der Zeit von Oktober
1917 bis Februar 1918 in das Generalgouvernement beurlaub¬
ten rund 10 500 Arbeitern Uber 2 500 nioht mehr naoh Deutsoh—

78) Drewniak, Eobotnioy sezonowi, 3. 227
79) Henatßch, Problem, S. 45
80) 7ergl. S. 286
81) Senatsch, Problem, S. 43



lsnd zurückkehrten, d. h. also on. 25 i.82"1

2***

abgesehen von
v,'eiteren 700 Schnittern, die nur auf "gütliche Einwirkung*
oder zwangsweise die keimt wieder verließen,machte
die Zahl der KUokkebrenden doch noGk die Mehrheit der Be¬
urlaubten aus. «enn trotz zunehmender Kontraktbrüohe in
den.Jahren 1917/18-der größte feil dar in die Heimat Be¬
urlaubten wieder nach Deutschland zurüokkehrte, so waren
die Gründe hierfür denen gleich, die die polnischon Arbei¬
ter überhaupt bewogen, sich "freiwillig" für die Arbeit -
in Deutschland zu melden. Wie groß muß doch der Drang nach
lohnendem Erwerb unter den ¿Schnittern gewesen sein, schrieb
Heaatsoh,®^ wenn sie trotz Zwangsarbeit und obwohl die
polnisohen Parteien eine lebhafte Propaganda gegen die
«anderarbeit nach Doutschl-nd maohten, wieder dorthin zu—
rüokkehrten. Auoh JAank suchte die Ursache hierfür mit
Kecht in den "unsicheren Verhältnissen der polnischen Ge¬
genden . .."8^ Heben der starken wirtschaftlichen Hotläge
in Polen wirkte auch die l'ats&che ein, daß sich die Chan¬
ce für die Schnitter, nicht naoh Deutschland .zurückzukeh—
ren und sich zu verbergen, sehr -verringert hatte durch den
Ausbau des deutachen.J’olizeiapparates im-Generalgouverne¬
ment. Schließlich — auch das muß .in Betracht gezogen wer¬
den - handelte es eich bei den Schnittern, die einen Ur¬
laub erhielten, um die im Sinne der Junker zuverlässigsten
Arbeiter, d. h. meist um ¿ohnitter mit wenig entwickeltem
politischen Bewußtsein. Den Sohnitteru, die sich "unbot¬
mäßig" gezeigt hatten und die im Verdacht standen, einen
Urlaub zur flacht auszunutzen, wurde ein solcher gar nicht
erst gewährt. Zusorumenfaasend.kann man zu diesem Problem

sagen: Wenn trotz der geschilderten Bedingungen 1u - 25 %
der beurlaubten Schnitter nicht nach Deutschland zurüefc-
kebrten, so aprioht das nicht für die deutschen Gutsbe¬
sitzer, sondern zeugt von der Stärke des Widerstandes der

82) DZA Potsdam, Beiohs-uustiznmt, Völkerrecht 11a/f9, Bd.
2 CH*. 7753), f. 239 (S. 69)

33) ebd.
84) iionatsoh, Problem, S. 43
85) Dank, Wanderungen, S. 47
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ausländischen Landarbeiter, von ihren Sillen, der Ausbeu¬
tung zu entgehen.

lieben der Verhinderung der Beurlaubung des größten Teiles
der Gohnitter gelang es den Junkern, die durch den kriegs-
ministeriellen Erlaß gebildeten Fürsorgeateilen, Scblich-
tungsauaaohüsso und Reiae-Kontroll-Kommissionen zu In¬
strumenten zu machen, die die ausländischen Arbeiter zu
beruhigen suohten und nioht gegen die Interessen der Guts¬
besitzer verstießen. Dafür sorgte sohon die Zuasmaen-
setzung dieser Organe. So bestimmte z. B. der Erlaß dos

in Danzig vom 1. 11. 1917, J die bei den Landrntsämtera
eingerichteten Kriegswirtschaftsstellen hätten die l'ürsor—
ge für polnisohe Arbeiter zu übernehmen, während die glei¬
che Aufgabe, was die Stadtkreise Danzig, Craudenz, Marien—
bürg, ötolp und Thorn anbetraf, von den Polizeiverwaltun—
gen bzw. den Instanzen, die bisher die Angelegenheiten
der ausländischen Arbeiter regelten, übernommen werden
sollte. Die Fürscirgestelle im Maßstab des Korpsbereicues
wurde bei der Abwehr—Abteilung des Stellvertretenden Ge¬
neralkommandos errichtet.8^ Damit befand sich die l'ürsor—
getätigkeit in der Hand der Instanzen, die bisher flies
daran gesetzt hatten, um den Widerstand der ausländischen
Arbeiter zu brechen und die Kriegswirtschaft zu stänken.
Aufschlußreich ist auch die Aufstellung des gleichen Ge¬
neralkommandos über die Vorsitzenden der Schliohtungsaus-
sohüsee, die Streitigkeiten zwischen Gutsbesitzern undCß-1
Arbeitern entscheiden sollten. J In folgenden Orten wirk¬
ten als Vorsitzende dieser Ausschüsse folgende Personen:

Sohlawe - XUhnast, Oberst z. B.
Stolp.. - Arretz, Oberstleutnant z. S.„
üeustadt - Bockwald, Oberleutnant d.L. a.D.
Danzig . — lupitza, Oberstleutnant

Dirsohau — Kessel, Hauptmann d.L., Stadtrrat -
Könitz - Wegener, Professor, Oberleutnant a.D.

66) LA Greifswald, Rep. 60 XI, Bd. 3 (Sr. 476) f. 65/66
87) ebd.
88) ebd. f. 71
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Graudenz - von Tsohudi, Oberstleutnant
Ibom - Sorge, Hauptmsnn d.L. a.D.»Direktor

Fs ist nicht verwunderlich, wenn die polnischen Landar¬
beiter unter dem flinfluß dieser Offiziere, die in der
Armee zum Haß gegen die Polen erzogen wurden, in den
meisten Fällen ihr Reoht vor den Sohlichtungsaussohüssen
nicht erhielten.

In Mecklenburg-Schwerin übernahm -uf Anordnung des Stell¬
vertretenden Generalkommandos des IX. Armeekorps die
kriegswirtschaftliche Abteilung des ¿inisteriume des In¬
nern die Fürsorgetätigkeit, wie sich -auch die Kriegswirt¬
schaft sämt er des Korpsbereiches zur Ausübung dor Fürsorge
für die Schnitter bereit erklärt hatten. Obwohl die preußi¬
schen Minister des Innern und der Landwirtschaft im März
1918 gegenüber dem Kriegsminister ihrer Auffassung Aus¬
druck gaben, daß der zur .Fürsorgetätigkeit heranzuziehende
Vertreter dor polnischen Arbeiter ein Arbeiter der Betrie¬
be sein müßte, denen sioh die Fürsorge zuwendete,8^brauch—
te entsprechend einem Hinweis des Stellvertretenden Gene¬
ralkommandos das IX, Armeekorps in Alton®, dieser Vertre¬
ter der polnischen Arbeiter keineswegs aus dem Arbeiter-
Stande zu kommen.

"Als 'Vertreter' könnte z. B. ein zuverlässiger Vor-
sohuitter oder evtl, im Notfall ein Beamter dor1
Arbeiterverraittlung der Landwirtsctmftsknraraer heran—
gezogen werden." 90)

Dieser Aufforderung entsprach das Ministerium des Innern
in Schwerin sofort. Bach Anfrage beim Vorstand der Land—
v/irtschaftakaramer von Mecklenburg^*' wurde den bei den
Kreisbehörden für Volksemährung gebildeten Fürsorgesteileu
für polnische Arbeiter empfohlen, falls sich keine geeig¬
nete, die polnische Sprache beherrschende Person fände, den
Beamten der Landwirtsoh'iftsk'immer, Kasimir iiiirtle aus

89) DZA Merseburg, l.ep. 67 3, Arbeiter— und Angestellten-
saofran Nr. 18 A. Bd. 8, Schreiben vom 11.3.1918 an,
den Kriegsministor

90) I1IA Schwerin, Rep. 41, Akten betr. Überwachung der Rus¬
sen, insbesondere der ¿ohnitter (lir. 17253)»Schreiben
v. 10.11.1917 an das Ministerium des Innern Söhnerin.

91) _ebd., Schreiben des Ministeriums des Innern v.3.12.1917
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Güstrow als "Vertreter" der Arbeiter hinzuzuziehen
Auf diese Weise blieben .die Interessen der Junker auch in
den Fürsorgestellen gewahrt* nie FUroorgestellen in Meok-
lenburg dachten gar nioht daran, das Los der Schnitter zu
verbessern. Sie wurden, wio die Praxis bestätigte, gebil¬
det im Gegensatz zur Auffassung der in ihnen tätigen Be¬
amten, die ihre 'Türeorgetätiglceit" oftmals nur nutzten,
um die Schnitter zur "Kühe und Grdnung" au bringen. Das
bestätigen für de Bereich Mecklenburgs die Beriohte .der
mit der Sohnitterfiirsorge beauftragten Kriegswirtschaft¬
lichen Abteilungen der Kreisbehörden für Volksernährung.
So klagte die Kriegswirtschaftliche Abteilung der Kreis—
bohörde für Volksernähruag in LlXbZ in ihrem Tätigkeitsbe¬
richt vom 19. 3. 1918 darüber, daß die Einrichtung dieser
FürsorgesteIle die Schnitter zu Beschwerden sageregt hebe.

"Es muß unseres Erachtens vornehmlich, abgesehen von
ganz besonderen Ausnahmen, vermieden werden, daß Mit¬
glieder der kriegswirtschaftlichen Abteilung die Be¬
schwerden an Ort und ¿teile untersuchen. Geschieht
dies und sieht die Gesamtheit der Schnitter, daß ihre
Ansprüche an Wohnung, Behandlung, Lohn und -llo sonsti¬
gen* Forderungen in dieser Weise gewürdigt und ge¬
prüft werden, daß "iso eine Kontrolle des Arbeitge¬
bers eintritt, so werden sie immer anspruchsvoller,
unruhiger und widerspenstiger und das Ansehen des
Dienst herm geht verloren." 93)

Wie sollten diese FürsorgesteHen die verkündeten, die
Lage der Schnitter erleichternden Beetimiaunge« in die
Tat Umsetzen, wenn sie selbst ein schärferes Vorgehen ge¬
gen die Polen forderten! Berichte verschiedener bei den
Kriegswirtschaftlichen Abteilungen der Kreisbehörden für
V<.lies ernährung eingeriohteter Fürsorgestellen faßte das
Innenministerium von Schwerin a. ß. ira August 1918 wie
folgt zusammen:

"Die Arbeitsfreudigkeit der Polen wird nach Ansicht
der meisten- Arbeitgeber nur durch einen gewissen
Zwang, den diese von Natur träge und anspruchsvolle
Kation nicht entbehren kS»on, und vor allem durch

92) Ebd., Kundsohreiben v. 10. 12. 1917
93) Bericht s. ebd.
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ausreichende Verpflegung, dagegen nicht durch milde¬

re Vorschriften, für die die Polen nicht reif sind,

erhalten." 94)

Die Kreisbehörde für Volksernährung von Schwerin sprach

sich offen gegen die Bestimmungen des Erlasses des preußi¬

schen Kriegsministeriums aus.

"Russen und Polen wollen eine strenge Hand und fühlen

sich ohne solche auch nicht glücklich." 95)

Die Kriegswirtschaftliche Abteilung der Krsiabehörde in

Rostock sprach sich ebenfalls für die Beibehaltung der

harten Behandlung der Saisonarbeiter aus.56^ Wörtlich er¬

klärte cie:

"bilde gegenüber den Polen ist wieder einmal ein Aus¬

fluß des allgemeinen deutschen Fehlers, die Angehö¬

rigen fremder Nationen so zu beurteilen wie die eige¬

nen Landsleute. Man stelle sich doch endlich einmal

dem Polen gegenüber auf den einzig richtigen Stand¬

punkt, indem man ihnen ausreichenden Lohn zahlt und

ihm nur soviel Freiheit laßt, als unbedingt erforder¬

lich ist." 97)

Es ist kein Künder, wenn bei einer derartig überheblichen,

chauvinistischen und polenfeindliehen Einstellung -die Für—

sorgestellen, wie ihre eigenen Berichte zeigen, gar nicht
qg>

oder nur selten in Aktion traten. ' Wenn die Sohnitter

sich nicht oder selten an diese Stellen wandten, so nloht

deswegen, weil, wie einige Kreisbahörden behaupteten, das

Verhältnis zwischen Arbeitern und "Arbeitgebern1’ gut war,

sondern weil die Sohnlfcter durch die bisherige Praxis der

staatlichen Behörden das Vertrauen zu diesen verloren hat¬

ten und nach anderen Wegen suchten, um ihre Lage zu ver¬

bessern.

Ähnlich wie in Mecklenburg lagen die Verhältnisse in den

anderen deutschen Staate.;. Dort, v/o einige FUraorgestel-

94) litA Schwerin, Rep. 41, Akten betr. die Überwachung

der ruasisoh-polniachen Arbeiter (Nr. 17254) f. 21..

95) ebd.-'f. 225
96) ebd. f. 238/239

97/ ebd. f. 239
98) vcrgl. ebd. f. 218, 225, 226, 227, 231, 237, 238, 240

99) ebd. f. 218, 227, 231
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len nicbt ganz 80 deutlich wie in Mecklenburg die Interes¬
sen der Junker vertraten, sondern grobe üifiatä-’de bei der
Behandlung der Schnitter au beseitigen nuohtsn, wurden sie
bald von den Gutsheoitzern heftig angegriffen. So beschlier¬
te sich der Landratsastsveanraltcr von Frenzlau mit Schrei¬
ben vom 21. 1. 1918 beim Regierungspräsidenten von Pots¬
dam Über die Tätigkeit der beim Stellvertretenden General¬
kommando des III. Armeekorps eingerichteten Fürsozves teIle
und besonders über deren Mitarbeiter EeuptiQann Hole. Als
einen Besehwerdegrund führte er an:

"Obgleich ioh ihn (d. h. Kola, l.E.) gebeten habe,
in der Verhandlung (mit Schnittern, L.E.) nicht
die frage au stellen, ob cUc Verträge des vorigen
Jahres erawungen seien, weil ich damals häufig die
Gendarmen zur- Belehrung hingeschickt h-he, und ein '
Zw.-ng zum Vertragsabschluß immerhin nicht ->usgeschlos—
sen war, so w~r doch die erste frage, die er stellte,
ob der jetzt im Dezember »bgeloufene Vertrag erzwun¬
gen gewesen sei.1' 100)

4,ug diesem Grunde empfahl der Landratsamtsveiw-.lter, die
Fürsorgestelle beim Generalkommando aufzul'dsen und dem
ICricgsydjrtschaftsamt snzugliedern. L«ndr=t Beyer würde et¬
was vom Leben der Schnitter verstehen!101^ ter Regiorungs—
Präsident von Potsdam, der -ich dieser Schlußfolgerung *n-
aohloß,10^ und die Minister des Innern und der Landwirt—
Schaft fanden nun nicht- etwa den ausgeübten Zwang zum Ver¬
tragsabschluß tadelnswert, sondern bemühten sich, die Tä¬
tigkeit der Fürsorgestelle im Interesse der Junker zu ver¬
ändern. So suchten sie die üinausiehung des Leiters des
"Sozialen Büros der polnischen Keiohstagsfraktion", Karl
Rose, zur Arbeit der fürsorgestelle rückgängig zu machen,10'

nachdem auch die Landwirtschaftskammer der Provinz Branden¬
burg behauptet hatte, daß durch die Tätigkeit der J-Ursor-
gestelle "die Begehrlichkeit der Arbeiter ohne weiteres
geweckt und gestärkt wird

100) BZA Merseburg, Rep. 87 S, Arbeiter- und Angestellten—
saoben Br. 18 A,, Sd. 8

101) ebd.
102) ebd. Gohreiben v. 30.1.1910 an die Minister das Innern

und der Landwirtschaft
103) ebd. Schreiben v. 11.3.1918 an den Kriegsminister
104; vZA Merseburg, Rep. 37 L, Arbeiter- und Angestellten—

saohon, iir. 13 A, Bd. 7, Schreiben v. 8.2.1918 an den
Minister für Landwirtschaft
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Auch die Reise-Kortroll—Kommissionen auohten die Gutsbe¬

sitzer in ihreni Interesse auszunutzen. Einer Reisekcnauis-

sion des Kxießsamtes, die im März 1918 unter Begleitung

von durch die Landwirtschaftskamner Mecklenburgs vorge-

üohlaganen Gutsbesitzern verschiedene Güter in Mecklen¬

burg besichtigte, erklärte Landes Ökonomien t Schulz, der

die Führung der Besichtigung in Heustrelitz übernommen

hatte, gleich zu Beginn ihrer Arbeit, daß er Bedenken ge¬

gen die Einrichtung der Keisekommiseion hebe, ds sie die

Autorität der Dienstherren gefährden würde. Alle Gutsbe¬

sitzer, die von dar Kommission aufgesucht wurden, äußer¬

ten die gleichen Bedenken.10“*' Solche Befürchtungen waren

unbegründet, wie aus dem Bericht des Vertreters des IX«

Armeekorps hervorgeht, in dem es hieß:

"Herr Hauptmann Veitmann (Leiter der Kommission, L.E.)
hat hierauf stets erwidert, daß die Besichtigung in
einer Art und .'.eise vorgenommen werde, die diene Ge¬
fahr nicht mit sich bringe. Auf diesen Einwand äußer¬
te sich di® Mehrzahl der Herren dem Blaue nach .dahin,
daß dann die Besichtigung aber so vorgenommen werden
müsse, daß die Gehnitter das Gefühl haben müßten, sie
würden revidiert und nicht etwa der Dienstherr." 106)

In der f^t dienten die Besichtigungen durch die Eeisekora-

missionen, wenn dabei auoh verschiedene Mängel in der Be¬

handlung der Schnitter festgeatellt wurden, der Überprüfung

der Haltung der ausländischen Landarbeiter und stärkten

die Kaoht der Gutsbesitzer über ihre üchnitter.

Bi© die angeführten Beispiels zeiklßn, gelang es den Jun¬

kern in .den meisten Italien, die nach dem ¡criegsninisterial—

len Erlaß vom Oktober 1917 gebildeten Fürsorgeetallea,

Reise—Kontroll—Kommissionen usu. in ihrem Ginne auszu—

nutzen und auf die Tätigkeit, dieser stellen einen so großen

Einfluß zu gewinnen, daß von einer Mithilfe bei der Ver¬

besserung der Lage der ausländischen Landarbeiter von

105) 1HA Schwerin. Rep. 41, Akten betr. die Überwachung
der .Russen, insbesondere der Gchuitter (Sr. 17253).
Gericht des Leutnante der Reserve rehra vom 5.3.1918
über die Besiohtigungsreise an das Stellv.GK des IX.
Armeekorps.

106) ebd.
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dicear Saite her kaum die Rede sein konnte. Deshalb fan¬

den sie sich auoh mit der Existenz dieser Instanzen «b.

Einem kam noch ein Grand, der auoh bei der Bildung der

Fiiraorgost eilen aine große Rolle spielte und den die .

Xendwlrtschaftakannxier der Provinz Pommern wie felgt dar-

legte:

nGürde im übrigen eine derartige Pürsorgeetelle nicht
bestehen, so würden noch mehr, nie das bisher schon
der Füll ist, andere Stellen und Personen, so ans
•Soziale Büro der polnischen Reicbstagsfrnktion',
einzelne Prozeß*Agenten usw., die c-ehnitter in durch¬
aus einseitiger ¿eise beeinflussen.1 107)

Eie Befürchtung, die .Schnitter könnten andere »ege bo-

.schreiten, um ihre.-Lago zu verbessern, war ob, die das

Bestreben hervorbrachte, die in Wirklichkeit unbedeutende

Fürsorgetätigkeit als "Ausfluß deutschen Wohlwollens,

deutscher Gerechtigkeit" erscheinen zu lassen«

Das Kriegsministerium und die preußisch-deutsche Regierung

unternahmen nichts, als die duroh den Erlaß vom Oktober

191.7 gemilderten Bestimmungen für die Schnitter in der -

Praxis nur geringe oder gar keine Anwendung fanden. Da—

duroh wird eraaut bewiesen, daß der Erlaß lediglich ein

taktisches Manöver darstellte, um den Kampf der Schnitter

einzudämmen. Im Juli 1918 mußte das Kriegaminiatorium /

Eriegsarat in einem Rundaohreiban"*U®^ selbst zugeben, daß

in verschiedener Bezirksn die erleichternden Bestimmungen

keine Anwendung gefunden hatten: Die

"Grundsätze über Eweok und Bedeutung dar Fürsorge—
stellen, über erweiterte Beurlaubung, über ^teilon-
wechael, erleichterten KIrchbesuch und Ortswechsel,
über vereinfachtes iieldewoaen und mildere Bestrafung
von Übertretungen sind noch nioht überall bei den
örtlichen Stellen genügend bekannt und gewürdigt. Es
kommen noch Bestrafungen, sogar Freiheitsstrafen zur
Erzwingung der- Verlängerung abgelaufeaer Arbeitsvcr-
träge, vor, ferner Mißhandlung und JMhrungoentZiehung
bei nicht ausreichender Arbeitsleistung ..."

t Einzelne Generalkomrsendos, so hieß es ferner, legten Löhne

107) Eriegsarbeit Pommern, 3. 13
1vS, ... Lu,

'
. 41, ’ktoa betv, -i; Jbarwaohuxig

der russisch—polnischen Arbeiter (lir. 17254) f. 72
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fest, die der Säuerung nicht entsprachen und niedriger
waren als die von der Deutschen Arbeiter-ZentrnlG ango_
gebenen SätzeDiese Feststellungen, die nooh gar
nicht einmal das volle Ausmaß der bei der Behandlung der
Sohnitter vorkommenden Mßstände kennzeiohneten', zeugen
nioht nur vou brutalen Vorgehen der Junker, sondern
apreohen zugleich gegen die Tätigkeit des Kriegsminiete—
riums Und der preußisob-deuteohen Regierung, die nichts
Ernsthaftes unternahmen, um die Bestimmungen de3 Erlas¬
ses vom Oktober 1917 in die Tat unzusetsen. Ihnen ging es
lediglich urp die Verwirklichung der mit dem .Brlaß verfolg¬
ten Kiele, um die Beruhigung der Sohnitter und die Stär¬
kung der Kriegswirtschaft; die Durchsetzung der den Schnit¬
tern versprochenen Konzessionen interessierte axe nioht,
es sei denn, daß einige zu krasse Mißstände die Erreichung
der verfolgten Ziele zu stark behinderten.

Das Vorgehen der Junker und der preußisoh-ceutoo'nen Re¬
gierung war nicht, geeignet, Illusionen über die Güte dos
deutschen Imperialismus bei den Schnittern entstehen zu
lassen und ihren Kampf gegen Entrechtung und Ausbeutung
zu hemmen. Die besonders seit Ende 1916 gesteigerte Un¬
zufriedenheit der ausländischen Landarbeiter und der unter
dem Einfluß der russischen Revolutionen des Jahres 1917
verstärkte V/iderstand wirkten auch im Jahrs 1918 fort lind .
erlangten in Verbindung mit den Auswirkungen der Großen
Sozialistischen Oktoberrevolution auf die deutsche Arbei¬
terklasse einen Höhepunkt.

Bonn in iiiooklenburg, wie wir darlegten, die Schnitter nur
geringen Gebrauch von der iJögliohkeit der Beschwerde Uber
die bei ihrer Behandlung verkommenden Hißstände machten,
30 suchten in anderen Staaten und Provinzen die auslän¬
dischen Arbeiter zumindest in der ersten Zeit nach der
Einrichtung der Fttrsorgesteilen diese Institutionen aus¬
zunutzen zur Verbesserung ihrer Lage. Der bei der Landwirt—

109

109) Ebd,
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schaftaknnmer von Pomern eingerichteten Füreorgesteile

gingen in der Zeit vom 1. Januar bis Mitte Juni 1316

195 Anträge bzw. Beschwerden ein. 17 davon betrafen

schlechte Wohnverhältnisse, 27 die Ernährung, 107 Lohn¬

verhältnisse , 59 schlechte Behandlung, 26 uri»ubsangele¬

gen hei ton und 45 verschiedene andere Fragen. Besonders

viele Beschwerden kamen aus den Kreisen Greifswald, Rügen,

Demrain, Frnnzburg, Pyrite und Randow.1”''''1 An anderer

Stelle erklärte die Landwirtschai'takacuaer von Pommern, daß

in der Zeit von Januar bis Au.-.ust 1918 bei ihr 5ü5 Anträ¬

ge und Beschwerden aus dam Bereich aes 11« Armeekorps

eingegangen wären, die hauptsächlich Klagen über schlechten

Lohn, verweigerten Urlaub, unwürdige Behandlung und un-
'

zureichende Kost

enthielten.110

111' Biese Zahlen vermitteln

jedoch noohJeein genaues Bild. Viele Beschwerden wurden

beim Kr.iegsaat oder dessen Reisekommissionen vorgebraoht.
Senn zahlreiche Schnitter nicht die Bssohwerdemögliohkeit

nutzten, so einmal deshalb, weil schon ein bestimmter Bo—
wifbseinagrad notwendig war, wenn sich jemand über die
Willkür "seines" .Gutsbesitzers beschwerte und zum anderen,

weil zahlreiche ausländischen L-ndarbeiter, wie das Bei¬
spiel Mecklenburgs zeigte, nichts von einer Fürsorgetätig—

keit jenes Staates hielten, der sie seit Beginn des Krie¬
ges scharfen Ausnahmebestimmungen unterworfen hatte. ¡Venn

van den bei der Landwirtsohaf t ekaramer in Pommern einge¬

gangenen Beschwerden nur die wenigsten zugunsten der

Schnitter entschieden wurden,112^ so mußte das - abgesehen
davon, daß Entscheidungen zugunsten der Bchnittor viol-

f»ah lange Zeit in Anspruch nahmen und oftmals in der .
Praxis keine Auswirkungen hatten - die Landarbeiter dazu,
fuhren, andere «ege zu suchen, um ihre Forderungen durch—

zusetzen. So gingen sie Iraner mehr dazu über, ihre Be¬
schwerden beim "Deutschen La ad *rbo it erverband" oder beim
"Sozialen Büro der polnischen Reiohsiagsfraktion" vorzu—

110) LH Greifswald, Rep. 6ü XI, Bd. 5 (Kr. 476) f. 255
111) Kriegs.srbeit Pommern, 3. 11. Vorgl.obd.

112) LA. Greifswald, Ken. 60 XI, 3d. 5 (Sr. 476) f. 255
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bringen. Sie wurden auf diesen Sieg ¿Taktisch gedrängt durch
die Junker selbst, denn wie es aioh mit dar Möglichkeit
der Beschwerde in Mecklenburg—Schwerin . B. verhielt,
geht aus einem vom Januar../! 918 datierten Sohr eiben des
Kriegsftinisteriums/Kriogsaint hervor:

"Auffallend Zahlreiche Beschwerden von polnisohen
Arbeitern aus dem dortigen Bereich, namentlich ausMecklenburg-Schwerin, erwecken den Eindruck, alsob die Behandlung der Arbeiter dort ganz besonderssu wünschen übrig lasse. Beschwerden der Arbeiter
an.die örtlichen Sivilbehörden würden Überhaupt
nicht beantwortet." 113)

Die polnischen Landarbeiter erkannten, daß auf dem Wege
der Bittschriften und Beschwerden ihre unwahrscheinlich
echleohfce Lage nicht wesentlich gebessert werden konnte.
Obwohl schon im Jahre 1917 die Zahl der Xontrnktbrüche
sich stark erhöhte, mehrten sich 1918 die Versuche der
Arbeiter, durch die Flucht der Ausbeutung au entgehen.
Die Schnitter verließen heimlich die Güter, um in di©
Heimat zu gelangen oder in der Industrie bessere Arbeits¬
bedingungen zu finden. Im Juni 1918 berichtete des Stell¬
vertretende Generalkommando des XI. :

"Me Schnitter lassen in der Arbeit nach, werdendickfelliger und laufen massenhaft weg.1-'
$14)

Während einige Landräte der Provinz Tömmern Mitte des
Jahres 1918 die Frage, ob die Aoatraktbrüche zugenonmen
hätten, verneinten, erklärten die Landräte der ¿reise
Perita, Franzburg, Greifswald u. a., daß sich die Z>hl
der hei lieh von don Gütern Lntwiohenea.Jtn den letzten Mo¬
naten erhöht hätte.^^ -Gareu von uüh ca 5ö 000 Schnit¬
tern, die sich in den Jahren 1917/1918 in Moeklenburg-
Sohwerin befanden, noch offiziellen Angaben, die allerdings
zu niedrig angesotzt sind, in der Zeit vom 1.7. - 1.10.1317
rund 1 2üG hei Lieh von ihren Arbeitsstellen

entwichen,113114115

116'

113) LHA Schwerin* Ben. 41, Akten betr. dio ¿•bnrw-'chung derBussen, insbesondere der Schnitter für. 17253),Schrei-ber, v. 28.1.1918 an dar: dtellv.Gli de« Ik.Armeekorps
114) DZA Potsdam, i-eiohsamt des Innern, iiilitsria-Gen.Jtr.18, adii. 16 a 3d. 2 (Er. 12479) f. 38 (S. 4o)
115) LA Greifswald, Rep. 60 XI, Bd. 3 (Er. 476) f. 223
116) ULK Schwerin, Rep. 41, Akten botr. die Überwachung der

Forts, Seite



so flohen von Januar bia liärz 1918 521 Sohnitter, von
April bio Juni 905, von Juli bia September 1918 716.11^

Wenn die Landwirtsohaftskammer der Provinz Pommern berich¬
tete, daß wahrend des Krieges von den rund A4 000 in
dieser Provinz .arbeitenden Sohnittern 6 - 7 000 flohen,
starben oder nnoh Hause abgeaohoben

wurde,117

118^ wobei
nach unserer Kenntnis der Vorgänge die Zahl der Gestorbe¬
nen oder Abgesohobenen nur gering war, so dürfte der größ¬
te Teil dieser Fluchten ebenfalls in -die Jahre 1917/18
fallen, lins geht es hier nicht um exakte Zahlen, die außer¬
dem nioht ermittelt werden können, da viele Kontraktbracke
nicht gemeldet wurden, sondern lediglich darum, die Zu¬
nahme der heimlichen Entweichungen der Schnitter von ihren
Arbeitsstellen im Jahre 1918 deutlich zu machen. Das be¬
stätigen auch die Forderungen und die scharfen äaßnahmen
der Junker bzw. der .Generalkommandos, die bezwecken soll¬
ten, die Schnitter am Entweichen zu hindern. Die Verstär¬
kung der Eisenbahnkontrollen, schon mehrfach erbeten,119*^
wurde jetzt häufiger gefordert. Ein schärferes Vorgehen
in dieser Richtung sollte die Schnitter von der 1 lucht
abhalten bzw. sohon auf der Fluoht befindliche aufgrei¬
fen und wieder an ihre Arbeitsstellen bringen. Sohon im .
Juni 1917 war heim Garnisonskommndo in Güstrow eine nSam-
raelstelleH für iäeoklenbuxg gebildet worden, die nach flüoh-
teaden Sohnittern zu fahnden hatte. Eine ähnliche Einrich¬
tung existierte bei den verschiedenen Armeekorps, z. B.
beim V. Armeekorps,1

Die Hilitär-Polizeietelle Stettin

Forts, v. S. 234:

russisch—polnischen Arbeiter (iir. 17254) f. 354.Vergl.auoh lüA Schwerin, Rep. 41, Akten betr. die Überwachung
der Russen, insbesondere der Sohnittei (Hr, 17253),Schreiben des üdl Sohwerin v. 16.11.1917 an Stellv.
GK des IX. Armeekorps.

117) 1HA Schwerin, Rep. 41, Akten betr. die Überwachung der
russisch—polnischen Arbeiter (Hr. 17254) f. 354

118) Xri.eg*Garbeit Pommern, S. 11
119) Vorgl, IHA Dresden, Ministerium des Innern, Ausländi¬

sche landwirtschaftliche Arbeiter, Bd. 4 (Hr. 15858)f. 49 u. 55; IRA Schwerin Rep. 41, Akten betr. die
Überwachung der Russen, insbesondere der Schnitter

Forts, n. Seite
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riohtete eine besondere Fehndungsetelle für entwichene

russlsoh-polnieohe Arbeiter ein, die fUr die posaaorsohen

Kreise, die zum Bereich des II. Armeekorps gehörten,

zuständig war.^y Unter dem Eindruok der im Jahre 1918

vermehrten Kontraktbrüohe und durch Erlaß vom 13.8.9918
wurde die ¡Tätigkeit dieser Fahndungsstelle auf den ganzen
Wirkungsbereich des II. Armeekorps ausgedehnt, während

eich zugleich neue Fahndungsatellei in Bromberg und Stral¬

sund

bildeten.121

122123*' Xhnlioh war es im Königreich Sachsen,

liier wurden die Polizeibehörden angewiesen, von jeder
Fluoht den Hilitärpoliseistellen zu horiohten, damit die¬
se die von ihnen eingesetzten Eisenbalinäberwaohungsreisen-

den mit entsprechenden Anweisungen versehen konnten.12^

Wenn trotz der scharfen Überwachung der Eisenbahnlinien

u. a. Maßnahmen dennooh viele Schnitter ihre Arbeitsstel¬

len verließen, so zeugt das von ihrer starken Unzufrieden¬

heit und ihrem Widerstandswillen. Aus allen feilen Ost-

und Mitteldeutschlands kamen gerade 1918 zahlreiche Kla¬

gen Uber die "ünbotmäßigkeit”, die "Widersetzlichkeit"

und die Flucht der ausländischen Saisonarbeiter. Die Jun¬

ker waren aueh beunruhigt Uber die ¡Tatsache, daß die

Schnitter sich mehr denn je weigerten, neue Axheitskontralo-

te für aas Jahr 1918 zu untersohreihen. So hatten nach of¬
fiziellen Angaben von den 41 462 im Jahre 1918 in der

Forts, von S. 235s

(Nr. 172ES). Sohreiben des MdI v. 16.11.1917 an das
Stellv. GK des IX. Armeekorps. Schreiben des MdI
Schwerin v. 6.10.1917 an Stellv. GK des IX. Armeekorps,
Sohreiben des Landwirts Bachmann, Hof Mecklenburg v.
24.9.1917 an den Vorstand der Landwirtschaftskamraer
Rostock, Sohreiben der Landwirtsohaftskararaer v. 3.10.
1917 an MdI u. a.

120) LHA Schwerin. Rep. 41, Akten betr.Überwachung der Hus¬
sen inshes. aer Schnitter (Kr. 17253), Sohreiben des
Stellv. GK des IX. Armeekorps v.10.10.1917 an MdI Sohwe-
rin.

121) LA Greifswald, Rep. 60 XI 3d. 3 (Kr. 476) f. 219
122) ebd. f. 247
123) LHA Dresden, Ministerium des Innern, usländische land¬

wirtschaftliche Arbeiter, Bd.. 4 (Kr. 15858) f. 52
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Lanöwirtaohaft Pommerns besohäftigten ausländischen to-
beitem im Frühjahr dieses Jahres 9 896, d.‘ h. knapp 25 6*die Verträge.noch nicht unterschrieben. Ähnlich war
die Lage in anderen Provinzen und Bundesstaaten.125^

Das stellvertretende Generalkommando des 17. Armeekorps
berichtete im Januar i 918, die ¿Schnitter würden durchweg
sich weigern, Verträge zu unterschreiben,und erklärtes

"Sie können rauoh kaum nah auf ihren bisherigen Ar¬beitsstätten gehalten werden ... Zwar habe ich denBefehl gegeben, daß mit den polnischen ArbeiternVerträge abzusohließen sind} ich verhehle mir in¬dessen nie t, daß wenn die Polen eich weigern,Verträge einzugehen, weitere Zwangsmittel gegensie nicht mehr gegeben aind." 123o)
lieoe Befürchtung mußte um so größer sein, als die Schnit¬
ter gerade im Jahre 1918 neue Kampfformen anzuwenden be¬
gannen.

Die Sohnitter kämpften nioht nur in Formen wie schlechte
Arbeitsmoral, passiver Widerstand, Beschwerden, Flucht,
sondern sie gingen untor dem Jiindruok dar revolutionären
Ereignisse in Rußland und in ihrer Heimat dazu über, sich
zu organisieren und nioht mehr, wio bisher, vereinzelt,
sondern gemeinsam ihre Forderungen durchzusetzen. Baren
bis 1917 Arbeitsverweigerungen und Streiks nur von ein¬
zelnen Schnittern oder in bestem Falle von allen auf einem
Gute beschäftigten Schnittern durchgeführt worden, ohne
eine feste Verbindung zu .den Landarbeitern anderer Güter
zu haben, so wurden im Jahre 1918 schon Streiks, die meh¬
rere Güter und größere Gebiete umfassen sollten, vorbe¬
reitet. wenn uns auch nur wenig Uaterial zu dieser Frage
vorliegt - hier wirkt sich u. a. der Verlust der Akten der
militä.iischen Kommandostellen duroh die Einwirkung dos 2.

125a) LA Greifswald, Rep. 60 XI, Bd. 5 (Sr. 476) f. 197123b) Vergl« DZ.4 Potsdam, Reichsamt dos Innern, Militaria—Gen. Rr. 18 adh. 16 a, Bd. 1 (Br. 12478) f. 422jLILA Schwerin, Rep. 41, Akten betr. Überwachung derRussen, insbesondere 5er Schnitter (iJr. 17253), 8e-rloht des Leutnants der Reserve Behm v.5.3.1918 andas otellv.GK des IX. Armeekorps.
123c) DZA Potsdam, Beiohsar.it des Innern, Hiliteria-Gen.äx.18, adh. 16a, Bd. 1 (lir. 12478) f. 412
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Weltkrieges empfindlich aus — so gibt es doch Anhalts—
punkte dafür, daß sich die Schnitter über die Grannen der
OrtapolißeibeBirke hinaus zu organisieren suohten, wobei
ihnen auch deutsche Arbeiter und Funktionäre behilflich
waren. Wir wollen diese Bestrebungen der Sohnittcr an
einem Beispiel untersuchen.

Drewniak .weist in seinem Buch über die S >ison.vi-beiter in
Pommern auf den Funktionär des Beutschen Landarbeiter—Ver¬
bandes Heinrioh Schmidt aus Rostock hin, der sich im Jah¬
re 1918 mit der Organisierung eines Streiks dar in Krei¬
se Frsnzburg (.Regierungsbezirk Stralsund) tätigen polni¬
schen Landarbeiter befaßte.12^ Auf Einzelheiten geht
Brewniak hierbei nicht ein. lleidom beriohtet in einem
Artikel,12"^ daß sich Ileinrioh Schmidt, der Loiter des
G-’Ues Q des Deutschen Landarbeiter-Verbandes,121^ schon
1917 zum Anwalt der polnischen Sohnitter machte, weshalb
ihm von den Militärbehörden jeglicher Verkehr mit den
russieoh—polnischen Arbeitern verboten wurde. Schmidt in¬
tensivierte jedoch seine Sätigkeit unter dem Eindruck der
Großen Sozialistischen Oktoberrevolution.

"Von nun an verteilte Uchuidt unter den Polen revolu¬tionäre Schriften, ließ sie die Be eutung der Okto¬berrevolution ahnen." 127)

Ende 1917 wurde er verhaftet, doch zeigte sich kein pol¬
nischer Arbeiter bereit, gegen ihn auszusagon.128' Den¬
noch gab Schmidt die Versuche, die polnischen Arbeiter zu
organisieren und ihnen bessere Lebensbodingungon zu ver¬
schaffen, nicht auf. Obwohl wir keinen Anhaltspunkt dafür
besitzen, daß Schmidt vielleicht mit der reformistischen

124) Brewniak, iujbotnioy sezonowl, S. 351
125) Beidom, Beziehungen
126) Zu Beginn des Krieges war Schmidt Leiter des GauesMecklenburg-Schwerin des Deutschen Land-rbaitor—Ver¬

bendes. 1915 übernahm er, als einige Gauleiter desBLV eingezogen wurden, noch die G-ue Strelitz-Pomniern,
Bchleswig-Eolstein und Hannover. Durch eine neue Lin-teilung der ti-ae hatte Schmidt als Leiter des Gaues
Rostock zu wirken in Mecklenburg, Pommern, Sohlosvig-
liolstein, Oldenburg und Hannover. Pergl.' hierzu DerLandarbeiter, 9. Jhg. 1917, Kr. 1, Januar, S. 8

127) Heidorn, Beziehungen, 8. 58
128) ebd. S. 59



Führung des Landarbeiter-Verbandes besonders unzufrieden
gewesen wäre, und obwohl er sicher nicht zu den revolu¬
tionärsten Kräften der deutschen Landarbeiter gehörte,
wie man Heidorns »orten entnehmen könnte, so war or doch
unermüdlioh im Interesse des Zusammenwirkens von deut¬
schen und ausländischen Arbeitern tätig und unterschied
sioh daduroh von verschiedenen reohten Führern dar So-
aialdamokratie. Eine besondere enge Verbindung hatte er
zu den Schnittern im Preise Frmzburg.

Im Februar. 1318 meldete der Antsvorsteher.-von Bussin im
Kreise Franeburg seinem zuständigen landratsamt, der Vor¬
arbeiter seiner Schnitter, habe ihm am 3» 2. erzählt, daß
am näohsten Sage jemand aus Rostock nach 'Zeigest kommen
würde, um die Eohnitter zum Eintritt in den sozialdemo¬
kratischen Landarbeiter—Verband zu bewegen."* In der
lat fand der Amtsvorsteher am 10. 2. in Velgast in der
dortigen Gastwirtschaft 20 - 30 Schnitter versammelt vor.
Er löste die Versammlung mit der Behauptung auf, die Aus¬
länder dürfte« sioh nicht organisieren, worauf der anwe¬
sende Heinrich Schmidt erklärte, daß nie Organisierung
der Schnitter seit Juni 1917 gestattet wäre.^"*0'* her Amts—
Vorsteher führte es allein auf das wirken von Schmidt zu¬
rück, wenn schon am 9. 2. <ie ochnitter der1 Domäne Vel—
gaet streikten und höhere Löhne forderten."*”5^

Auf die Meldung des AmtsVorstehers von Busein hin wurde
der Polizeiapparat in Bewegung gesetzt. Die Hilitärpoli—
zelstelle Stralsund stellte gründliche Untersuchungen in
Kreise Iranzburg an und verhörte u. <*. Ochnittor und Guts¬
besitzer p.ue Bussin, Carnin, Velgaat, Cucuaerow und »Osten-,
hngon. Hnoh Aussagen dieser Personen und anderen Fest¬
stellungen der Kilitärpolizeistelle ergab sioh folgender
Scohverhnlt«

(Ür. 2807) f. 231
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Die Sohnitter dos Kreises Franzburg und besonders der ge¬
nannten Orte waren unzufrieden mit ihrer sohleohten wirt¬
schaftlichen und rechtlichen L*ge, forderten höhere löhne,
besseres Essen und die Bewilligung von Urlaub. Die iiitter-
gutsbesitzerin Marie Mtlaohmeyer aus Curamerow gab selbst zu,
daß die bei ihr beschäftigten 50 russisoh-polnischen Ar¬
beiter besonders unzufrieden waren, da sie noch weniger
lohn erhielten als auf anderen Gütern. Einer ihrer, .»chnit—
ter, Hybnrozyk, de® sie den Urlaub verweigerte, hatte

ich sohon bei de® Sozialen Büro der polnischen 2eichs—
tagsfraktion beschwert.1Entrechtung

und Wirtschaft11—
ohe Ausplünderung bildeten die Grundlage für die Bereit¬
schaft der Sohnitter, sioh ira sozialdemokratischen Land¬
arbeiter-Vorhand zu organisieren, um auf diese V/eise eine
Verbesserung ihrer Lebensbedlngungen durohausetzen. Ein .
Flugblatt, welches der Sohnittor Gustav Hertens (oder Här¬
tens) aus uüßtenhagen von einen anderen Schnitter in der
ii'ähe der katholischen Kirche in Stralsund in die E-nd ge¬
drückt bekam und do3 die oohnittor auf forderte, in In¬
teresse der Erzielung besserer Löhne und zur Erleichte¬
rung des Wechsels der Arbeitsstellen den Verband beizu—
treten, ging bald Unter- den ochnittern in KUstenhagen von
Itand zu Hand. Dach Diskussionen teilten die Hohnittar die¬
ses Gutes II. Gohmidt, dessen Adresse auf dem Flugblatt
angegeben war, brieflich mit, daß sie sioh alle — 14
Üänncr und 2 Frauen — dem Verband anschließen wollten.
55 Stark Beiträge, die sie sammelten, sollte Hertens,, der
inzwischen auoh mit Sohmidt zusammengetroifen war, an die¬
sen übersenden.^53) p0r Gutsbesitzer Zarnohow in
hüstenhagen beschäftigte Vorsohnitter 'nton Eosinski, der
nichts -.iligereo zu tun hatte, als seine XLassenbrüder zu
verraten und u. a. einen Brief Schmidts an Hertens seinem
Gutsbesitter auszuhändigen, gab im Februar 1918 ta, iieia-
rloh.-Schmidt stände mit Schnittern in Cummerow, Bussin,
Velgast und Carnin in Verbindung und hätte zum ieil die

152) LA Greifswald, fiep. 60 KI, Bä. 3 (Sr. 476) f.123/124133) Gbö. f. 128/129
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Schnitter dieser Güter selbst aufgesuoht. 150 rusaisch-

polnisohe Arbeiter dieser Gegend hatten eioh schon dem

Landarbeiter—Verband angesohlossen.^3^ Auch der Vor¬

sohnitter dos Gutes Cummerow, Bernhard Karlinsky, ein

Pole preußischer Staatsangehörigkeit, stellte siofe auf die

Seite der Gutsbesitzer, wenn er beim Verhör einem Benoten

der Militärpolizeistelle Stralsund erklärte:

"Seitdem die ruasisch-polniscken Arbeiter im Verbän¬
de sind, Ist mit ihnen fast nicht mehr aussukommen.
eine Anmaßung und Betragen, das geradezu unbeschreib¬
lich ist. dicht ich allein, sondern alle anderen Vor-
sohnitter"in der Umgegend haben diese traurige 3r-
i'ahrung machen müssen.'1 155)

Der Schnitter Rybarczyk vom Gute Cumserow gab offen zu,

der Vertrauensmann der russisoh-polnisohen Arbeiter dieses

Gutes zu sein. Die Verbindung zu Gauleiter Schmidt wur¬

de durch den deutschen Arbeiter iäax Praha aufreohterhal—

ten,"*"^ den die Besitzerin des Gutes, nach deren Aus¬

sagen er nicht Arbeiter, sondern Bauer war, als sozialde¬

mokratisch gesinnten IKnn bezeichnetc.13^ Eybarosyk gab

ferner an, daß Schmidt nach Weihnachten 1917 eohon einmal

auf dem Gute gewesen war. Bei einer weiteren Zusammenkunft

hätte er ihnen geraten, die ihnen voxgelegten Verträge

nicht zu unterschreiben, da die löhne zu niedrig wären.
15 Sohnitter des Gutes 3eien dem Landarbeiter-Verband bei—
getreten und hätten Uber ihn, Bybarczyk, 61 Mark ’n cchmidt
geuchiokt.^3®^

Außer in v.Ustenhagen und Cumserow hatten sich auch fast,

alle iclmitter der Domänen Velgast und Bussin dem Verband

angesohlossen, die des Rittergutes Carnin wollten es noch
tun.^33^ Die. Militärpolizeistelle Stralsund interessierte

Bich stark für die Verbindungen zwischen dsursoher Gewerls-

134) Ebd. f. 126/127
135) ebd. f. 125/126
136) ebd. f. 124
137) ebd. f.123
138) ebd. f. 124/125. Cie iiilitärpolizeistelle Stralsund

gab an, daß vom Gut Cummerow schon vor dem 20.12.1317
14 Schnitter dem Landarbeiter-Verband beigetreten
wären. S. ebd. f. 107

139) ebd. f. 13^133
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sohaft und Schnittern, was nicht verwunderlich war, stell¬
te sie doch bedauernd fest, daß sloh in der Gegend der
mecklenburgischen Grenze allein 8ü0 russisoh-nolni-

soho Arbeiter im Deutschen Landarbeiter-Verbund organi¬
siert batten, dem za dieser Zeit in Mecklenburg insgesamt
2 000 Schnitter angehörten. Letztere Zahl wurde auch von
Heinrioh Schmidt und dem Vorstand dos Verbandes bestätigt.1*0'

Sa ist anzunehmen, daß die russisoh-polniochen Landarbeiter

auch Verbindungen zu ihren in der Industrie beschäftigten
Landsleuten hatten. Auf Jeden Fall besaß Heinrich Schaidt
Beziehungen zu einer Gruppe russisch-polnischer Ar-beiter
der Firma Carl & Comp, aus Stralsund, die zu dieser Zeit
Bshnarbeiten am Bahnhof in Velgast vorriohteto. Hach An¬
gaben des deutschen Sohachtmeistera waren diese Arbeiter
4n der letzten Zeit unzufrieden und ’’aufrührerisch"; ihren
Gesprächen habe er entnommen, daß Schmidt sie aufforderte,
mehr Lohn Zu verlangen oder, bei Hichtbewilllgung dieser
Forderung, die Arbeit nledorzulegen. Einer der Arbeiter,
iZymanski, der am 1. 3. 1918 ohne Erlaubnis zu Schmidt

na.oh Rostock gefahren war und von dieses erhaltene polni¬
sche Zeitungen unter seinen Hollegen verteilte, soll er¬
klärt haben,- auch in Deutschland werde noch die Zeit kom¬
men, in der die Arbeitgeber Mistgabeln nehmen und Ulst
aufladen müßten. Auf die Drohung des ueutsohen Rottenfüh¬
rers Hempel, er würde Hiebe bekommen, wenn er nicht ar¬
beite, erklärte Szymnnaki angeblich, den Herren müßten die
Bäuohe aufgeschlitzt werden. *1 ^

Senn man auch den Angaben des Sohachtraeieters mit großem
U ßtrauen begegnen muß, so ist dooh anzunehmen, daß die
beim Bahnbau beschäftigten Arbeiter aufgrund ihrer unzu¬
frieden ha it mit den Löhnen, und unterstützt durch die deut¬
sche Gewerkschaft, enteohlosss waren, für bessere Wohn¬
bedingungen zu kämpfen. liöglicherweiae hatten sie in Stral¬
sund von den revolutionären Ereignissen in Rußland ge-

140) Ebd. i. 125 u. G e s h ä f t a b e r i c h t des
Landarbeiter-Verbandes, S. 35

141) LA Greifswald, ßep. 60 XI, bd. 3 (ßr. 476) f. 133



- £43 -

hört und ersehnten die Zeit, in der die deutschen Kapita¬
listen und Junker gezwungen sein würden, "Mist aufzula¬
den".

Die revolutionäre Stimmung und das offensichtlich vorlie¬
gende Zusammenwirken von ausländischen L^nd- und Industrie¬
arbeitern und deutschen Arbeitern stärkte das Bestreben
der Militärbehörden, Einzelheiten Uber die bestehenden
Verbindungen zu erfahren. Es gelang der MilitärpolizeisteL-
le jedooh nicht, durch die Angaben der sobnitter belasten¬
des Material gegen Heinrich Sohmidt zusammenzutragerj. Me
Aussagen der Schnitter, z. B. Felix Klehamraera,"*^*' waren
wenig aufschlußreich und gaben Übereinstimmend nur Tats.a-
ohen zu, die den deutschen Behörden auch durch die Vor¬
sohnitter bzw. ie Gutsbesitzer bekannt sein mußten. Die
üilitärpolizeietelle erklärte selbst, die Aussagen der
Sohnitter ließen den Eindruck zu, als seien die Arbeiter
darüber belehrt worden, was sie bei einer Befragung zu ss-

i 4-3')gen hätten. * J Aus diesen Gründen gelang es auch nicht,
Sohmidt strafbare Handlungen vorzuwerfen.

"Ob und inwieweit Schmidt die Schnitter zur Unzufrie¬
denheit, zur Unbotmäßigkeit gegen ihren Arbeitgeber
und zur gewalttätigen Erreichung der Verbandsziele
aufhetzt, ist noch nicht mit Sicherheit feotgestellt
worden",

mußte am 3. 3. 1918 der Leiter der Eilitärpolizoisteile
zugebenDeshalb griffen er und seinesgleichen su dem
Mittel, Schmidt entgegen den Tatsachen als Urheber der
unter den Solinittern bestehenden Unzufriedenheit in Cumme-
row, Jüstenhagen und anderen Orten zu bezeichnen, um des¬
sen Tätigkeit mit dem Hinweis auf die Notwendigkeit der
Sicherung der Volksemährung unterbinden zu können, -.'.ört¬
lich erklärte die Kilitärpolizeistelle:

"iie Tätigkeit des uchmidt ist geeignet, bei einem
weiteren Umsichgreifen der Organisation eine große
Gefahr fUr die landwirtschaftlichen Betriebe mit un¬
absehbaren Folgen in der Ernährungafrage dos ceut-
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sehen Volkes zu 'zeitigen,
da es nach der ganzenSachlage nioht ausgeschlossen erscheint, daß dieSchnitter hei weiterer aufhetzerischer Tätigkeitdes Schmidt ihre Ziele durch Gewalttätigkeiten undArbeitseinstellung zu erreichen suohen." 145)

Es ging den Junkern und ihren Intereaaenvertretern nicht
allein um Heinrich Schmidt, der ihnen allerdings schon
lange ein liorn in Auge v?ar. Es ging ihnen ln der Hauptsa¬
che darum, den Zusammenschluß der Schnitter verschiedener
Güter und größerer Goblaie und den gemeinsamen Kampf derLandarbeiter für bessere Lebensbedingungon zu verhindern.Darum jagte es den Gutsbesitzern einen nicht geringen
Sohreck ein, ale die Schnitter der i'omäne Busein trotzder polizeilichen Untersuchungen am 4., 5. und 6. 5. 1918streikten, die Erhöhung der Löhne und des Deputats ver¬
langten und den Abschluß von Arbeitsvorträgen '•blehnten,
während auf den andern Gütern der Umgegend ähnliche Aicfcio—nen festzustellen waren.Daß die .Schnitter der verschie¬denen Güter gemeinsam handelten, wie die Xilityrpol.i.F,ei¬
st eile angab,’*'*?) stärkte die Entschlossenheit der Guts¬besitzer, gegen diejenigen ausländischen Arbeiter- vorzu¬
gehen, die die Bewegung leiteten und die auch die Verbin¬
dung zum Landorbeiterverband

aufrachterhielten. Als erstezu ergreifende Maßnahme, die Organisation der Gohnitter iiaKreise Franzburg zu zerstören, schlug die Silitgrpoliza i~oteile vor, über den deutschen Arbeiter Max Prohn die
Postsperre zu verhangen und den Vertrauensmann der Schnit¬
ter, Ludwig Rybarozyk, auf eine andere Arbeitsstelle zuschaffen oder in ein Gefangenenlager zu überführen, letz¬
teres wurde wenig später getan.^ ^ Gegen den Wortführer
der bei Velgost tätigen B-hnarbeitor der Firme Carl & Comp,aus Gtralaund, osyaanski, lief eine Anzeige beim Kreisge—

145) Ebd. f• 109
14-6) ebd. f. 152 Ver gl, auoh LA Greifewald, Rep. 61 o,Akten betr. die russischen oobnitter während der iko—bilraaohung .... Bd. 4 (Er. 2607) £. 274/275147) LA Greifswald, Rep. 60 XI, Bd. 5 (ftr. 476) f. 155/154148) ebd. £. 109 u. f. 121
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rieht in Greifswald ein.1*9^ Um die zwischen den oohnit-
tern und dem Deutschen Landarbeiter-Verband bestehenden
Verbindungen zu zerstören, erging für den Bereich des XI.
Armeekorps die Anordnung, daß russisch-yolnisohe Arbei- .
ter nicht ßitgWed eines Vereine sein und nicht an Versana-
lungon teilnehmen dürften.1^ Das Stellvertretende Gene¬
ralkommando des 11. Armeekorps in Alton? aohloß sich die¬
sem Vorgehen an und verbot im April 1918 den polniaohen
'rbeitorpjden; Landarbeiter-Verband anzugehören oder bei¬

zutreten. ^ ' lohon im Februar 1918 sprach der Landrat
des Kreises Ixanzburg in einen an die Guts— und Gemeinde¬
vorsteher des Sjroises g.-richteten Kundsch:eiben die Vermu¬
tung aus, daß außer Schmidt noch weitere Persönlichkeiten
die Schnitter duroh Verteilen von Flugblättern "aufsuivle¬

ge ln" suchten und forderte von den ihm unterstellten. Behör¬
den, den Bestrebungen des L-ndarbeiter-Vorb-’ndes energisch
ontgogenzutraten.1'^ Da die Verbindungen der Schnitter
zu Keinrloh Schmidt zu stören und Leisen zu ihm zu verhin¬
dern, wude ein Beamter der kilitärpolizei mit der %er-
sachung das Eisenbahnverkehrs naoh D’agarten beauftragt.
Um schließlich auch Heinrich Schmidt die Möglichkeit der
Einwirkung auf die Lohnitter zu nehmen, untersagte ihm
des Stellvertretende Generalkommando dos 'I. -Armeekorps

auf Bitten des Amtsvorstehers von Bussin1und
des Land-

rafces von Franzburg1den
Aufenthalt im Bereiche dieses

Armeekorps, zu dom »uch der Kreis Franzburg gehörte.1**^

wenig später, im April 1918, erhielt Schmidt sohließlioh
auf Antrag der Staatsanwaltschaft vom Generalkommando des
IX. Armeekorps in Altana eine Ufängnissfcrafe von einem
Monat, weil er entgegen einem seitens oieoes GeneralkoramaB—
dos oohon am 25. 6. 1917 ausgesproohonen Verbotes woiter-

149) Ebd. f. 134
150) LA Greifswald, Rep. 65 0, Akten betr. die russischen

Sohnitter während* der Gobi Umschling ..., Bd. 4 (Sr.
2807) f. 306

151) Regierungsblatt Becklenbuxg-Lohwerin,
Jg. 1918, ». 81, 2.5., o. 638

152) LA Greifswald, Eep. 65 c, Akten betr. die russischen
Solmitter während der liobilmachung ..., Bd. 4 (Kr.
2807) f. 307

153) LA Greifswald, Rep. 60 XI, 3ö. 3 (ihr. 476) f. 134
154) LA Greifswald, Rep. 65 c, Akten betr.die russischen

Forts, n. Seite
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hin Verbindungen au Schnittern in Mecklenburg unterhielt,

ihnen für ihren Kampf Ratschläge gab und nicht zugelassene

polnische Zeitungen verteilte. '' Ehe er jedooh seine

Strafe antreten konnte, bekam er, sicher nicht aus Zu¬

fall, die Üinherufung aum Heeresdienst.

Die Schnitter im Kreise Franzburg wurden .durch all diese

Maßnahmen ihrer Führer und ihrer Organisation beraubt.

SJber weitere ihrer Versuche, sioh zu organisieren und ge¬

meinsam den K-impf um bessere Lebensbedingungen au führen,

ist uns nichts bekannt.

Als im Juni 1918 eie Abteilung Abwehr, des Generalkommandos

des II. rmeekorps darauf hinwiea, daß Agitatoren auf dom

Lande herumreisten, uie die polnisohen Arbeiter zun .General¬

streik *aufzuhctzen’! suchten, und als die Landräte auf ge¬

fordert wurden, gegen solohe Agitatoren sofort scharf vor-

zugoben und Meldung beim Generalkommando zu erstatten,"*"*®'

verneinte neben den landräten von Bergen und Greifswald

auch der Londrat des *- oiaes ironzburg Uie Frage, ob eine

0troikagitation unter den Bchnittorn seines Kreises fest¬

goatollt worden wäre."*"5^ Kur aus dom Kreise Grimmen, und

zwar aus Kl. Lennhagon, wurde gemeldet, daß oia beim dar—

tigon Amtsvorsteher beschäftigter Oohnittor ».aufreizende"

Rede geführt und u. a. geäußert habe, alle polnischen Ar¬

beiter müßten streiken, um den Krieg durch sine Hungers¬

not zji beenden.1®0^ Dieser Schnitter wurde sofort dem

Kriegsgericht in Greifswald übergeben, das ihn wegen "Wider¬

setzlichkeit" und "deuteohfeindlioher Kundgebungen" zu meh¬

rerer, Köchen Gefängnis verurteilte."*®1^

Forts, v. S. 245s
Schnitter während der Kcbilmchung ..., 3d. 4 (Hr. 2807

f. 275
155) ebd. f. 506

156) ebd.
157) Geschäftsbericht des Lndarbeiter-

Verbnndeo, 3. 54
158) LA Greifswald, Hep. 65 c, Akten betr. die russischen

Schnitter während der Hobilmaohang .... Bö. 4 (Br.2807)
f. 365/564

159) ebd. f. 585, 391, 337

160) ebd. f. 393, 395
161) ebd. f. 393, 447



Sir haben-am Beispiel der Bewegung der Schnitter im
Ereiae Frnnzburg dnreulegen versucht, daß die ausländischen
Landarbeiter in Jahre 1918 dazu übergingen, sich zu orga¬
nisieren und gemeinsam den Kampf gegen ihre maßlose Aus¬
plünderung zu führen. Weitere Untersuchungen werden sicher
Zahlreiche andere Beispiele hierfür erbringen. Auf keinen
Fall wäre die Annahme berechtigt, die Schnitter seien nur
in Pommern unter dem Einfluß der Großen Sozialistischen
Oktoberrevolution und der Zuspitzung der politischen und
militärischen Krise des deutaohen Imperialismus im Jahre
1918 zu neuen Kampfformen Ubergegaagen. Schumann weist z.
B. auf eine Bekanntmachung des Generalkommandos des VI*
Armeekorps in Breslau vom August 1918 hin, nach der Agi¬
tatoren auf dem Lande herumreisten und die Polen zum Ge¬
neralstreik zu gewinnen suchten.1^ Obwohl diese Bekannt¬
machung wahrscheinlich auf eine Mitteilung zurUokzuführen
war, die das Auswärtige Amt im J uäi 1918 dem preußischen
Innenministerium machte und die beinhaltete, daß nach
Angaben eines zuverlässigen "Vertrauensmannes" in der
"Ostmark" Agitatoren auf dem Lande einen Generalstreik
organisieren wollten,'*®' obgleioh ferner diese Angaben
nicht unbedingt von vornherein als wahr bezeichnet werden
dürfen, so kann doch angenommen werden, daß sich, nuoh in
Schlesien im Jahre 1918 die Schnitter nicht mehr mit den
bestehenden Zuständen abfanden, der Agitation bewußter
Arbeiter zugängig waren und sich auch zur Durchführung
großerer Aktionen bereitfanden. Ähnliches geht auoh aus
einem Schreiben des Hegierungspräsidenten von iieraoburg
vom Februar 1918 hervor, in dem es hieß:

"Auoh unter der in der Landwirtschaft tätigen russisch—SolnisebenBevölkerunggärtesneuerdings.Oiever¬
engen wesentlich höhere Löhne, zeigen sich Vermitt¬

lungsvorschlägen abgeneigt und verharren unter unbe¬rechtigten Beschwerden und Klagen bei der Arboitsein—

162) üohtumnn, Lage der Arbeiter, 8. 472
163) Aua Wirkungen der Oktoberrevolution, Bd.4/III, S. 1393
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Stellung. Sa ist beobachtet worden, daß diese Auf¬
sässigkeit dann besonder® zu Tage tritt, wenn die
Arbeiter s. B. bei den Gottesdiensten in größeren
Iruppo ausaimaengewes en sind, wobei Hetzer Gelegen¬
heit Aufreizung gefunden haben." 164)

Wenig eplter, im 1918, schrieb der Regierungspräsi¬
dent!

"Eie polnieh-rusa ±shon Arbeiter zeigen nach dem 1,-\Friedensschlüsse mit Rußland eine vermehrte Unruhe."

Damit deutete er an, in welch großem üaße die Friedens-
Verhandlungen in Braat-Litowsk und die Frage dos Schick¬
sale Polens die Schnitter bewegte und ihren Brang, in die
Heimat zu kommen, stärkte.

Der Kampf der Saisonarbeiter mußte in Verbindung mit den
ihiedensverhandlungen zuuohmen, -waren dooh ihre Hoff¬
nungen, dom Zwangeregiae in Deutschland zu entkommen,
durch das Auftreten der deutschen Delegierten in Brest—
Litowsk und duroh den räuberischen Frledonovertrag zunich¬
te gemocht. Dos Kriegsminieteriuo/Kriega&rat teilte am
24* 6* 1918 ausdrücklich mit, daß sich mit dem Lriadenaver—
trag von .Brest-Ütowak «n den Verhältnissen der aus den
"R-nöetaaten" wie Polen, Litauen Uaw. stemmenden Arbeiter
in Deutaohlnnd nichts ändereAuf ¿±eee starre Hal¬
tung war es Burüokzuführenwenn die Zahl der ¿ohnltter
wuohs, die sieh nioht mehr ruhig mit ihrer Loge in Deutsch¬
land abfanden.

In den Jahren 1917/18, in denen sich die inaerpolltische
Krise des deutschen Imperialismus zuepitzte un die Jun¬
ker und Monopolisten alles daransetzten, um ihre gesetzmäßi¬
ge Hiederlage ©ufzuhnlton und dooh noch ihre Annexionsplä-
ne durchzusetzen, verschärften sich auch die Widersprüche
zwischen den Junkern und den ausländischen Landarbeitern.
Die Unzufriedenheit der Sohnitter konnte auch durch Zuge¬
ständnisse seitens der herrschenden Klasse nicht beseitigt

164) DZA Merseburg, Eep.« 77 Tit. 1059, Volkseraiihrung Er.
5. Beiheft II. Bd, 2, f. 421/422

165) ebd. f. 545/546
165o)DZä Potsdam, Eoiohsaut des Innern, Folizeiweeen-Gen.

Sr. 5 A, Bd, 3 (Sr. 13720) f. 50
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werden; ihr Siderstand nahm, unter der Einwirkung der re¬
volutionären Torgänge in Sußland und Polen und beein¬
flußt duroh die wachsende Aatikriegaotimrnung in Deutsch¬
land, schärfere Formen an, als sie bis 1916 üblich Waran.
Unter günstigen Bedingungen, wie sie z. B. im Kreise Franz—
bürg ln Pommern gegeben waren duroh das Zusammenwirken von
ausländischen und deutschen Landarbeitern bnw. Funktio¬
nären' des Landarbeiter—Verbandes, gelang es verhältnis¬
mäßig rasch, die Schnitter au organisieren und ihnen den
«•« des gemeinsamen, organisierter Kampfes gegen die Jun—
kor au weisen. Die siob in den Jahren 1917/18 häufenden
KontraktbrUche und kleinoren Streiks trugen wesentlich dazu
bei, daß die Junker vielerorts die Lebensbedingungen der
Schnitter las Vergleich zu den Jahren 1915/1916 nicht wei¬
ter verschlechtern konnten; das Steigen der Löhne hielt
aber keinesfalls mit .den Preissteigerungen für Lebensmit¬
tel Schritt, 'wirtschaftliche

Forderungen waren oft von
politischen begleitet; der Kampf der Schnitter gegen die
für sie geltenden Ausnahmegesetze, für die Wiederherstel¬
lung der Freizügigkeit und das Recht,, sich als "freier

Staatsbürger* fühlen und in die Heimat zurückkehren zu
können, ein Kampf, der die deutschen Werktätigen in ihren
Aktionen gegen den Krieg, für den Frieden unterstützte,
zwang die herrschende Klasse zu verschiedenen Zugeständ¬
nissen. Das von diesen Gedanken bestimmte Handeln der
Schnitter hatte überdies eine große Auswirkung auf die üexfc-
tätigen in Bolen, die sich angesichts der in Deutschland
auf dem Lande gegebenen Bedingungen nicht in dem Maße, wie
es der deutsche Imperialismus hoffte, bereitfanden, naoh
Deutsohland zur Arbeit zu gehen, nenn die 1916 begonnene
Zwangsübarfiihrung polnischer Arbeiter nach Deutschland im
Jahre 1917 beendet werden mußte, so war das hauptsächlich
auf den Widerstand der polnisohen Werktätigen zurückzu-
fUhren. Damit wird die latsaohe unterstrichen, daß der
Kampf der Schnitter in den Jahren 1917/18, wenn er auch
von den meisten Schnittern noch nicht bewußt gegen die
Ausbeuterordnung gerichtet war, zur Schwächung des deut¬
schen Imperialismus und zur Verhinderung der Durchsetzung
seiner Annoxionsplaoe beitrug.
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Die Bereitschaft dar Bohnitter, in Bahrnen der Beutsohen

L-.adarbe it ergewerks chaft zu kämpfen, wer in r.ea J hxon

1917/1918 gewachsen. Die Wanderarbeiter begannen sich zu

dieser Seit Uber das mit Beginn das _rieges erlassene Ver¬

bot, sieh .in Deutschen Landarbeiter-Verband zu organisie¬

ren, hinwegzu30tzen. Wenn nur einige i-'usend ausländische

Landarbeiter diesen Verband beitr.nten, wenn ihr Kampfes¬

willen nicht zu größeren Aktionen genutzt wurde, und wenn

es der herrschenden Klasse gelang, Streiks und »adere Be¬

wegungen der ochnittsr in den meisten Fällen in Keime zu

ersticken oder mit brutale« Terror zu beantworten, so

läßt das die Frage als berechtigt erscheinen, welche Hal¬

tung die deutsche Sozi-ldetookra-tie gegenüber den in Deutsch¬

land während des Krieges befindlichen ausländischen Ar¬

beitern einnahm und wie sie diese in ihrem Kampfe unter¬

stützte. uroh einige Bemerkungen wollen wir diese Fr-ge

zu beantworten suchen.
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hin, dar zwischen, der Ausbreitung des Revisionismus imd
der Vernachlässigung der tgrarfrage in der deutschen Oo-

»inldemokratie bestand.2

345

6^ Dio Revisionisten schlugen dan

Set in den Sind, den Engels sohon 1894 der deutaohen Ar¬

beiterklasse gegeben hatte:

"Dio Eroberung der politischen Macht durch die So¬
zialistische Partei ist in absehbare Sähe gerückt.
Dm aber die politische Macht zu erobern, muß diese
Partei vorher von der Stadt aufs Land gehen, muß
eine ¿¡acht werden auf dom Land." 3)

In dom ungenügenden Bemühen, die Landarbeiter, und damit

auch die ausländischen Schnitter, in den Kampf gegen das

Kapital oinzubeziehen, deutete sioh eine Entwicklung an,
die die rechtssozialistischen Führer der Partei und dar
Gewerkschaft zu Beginn das Krieges offen, die in der Wan—
derarhai terfrage vertretenen Prinzipien des proietarischen

Internationalismus verraten ließ.

Mit Kriegsbeginn begeben sioh die Führer der Sozialdemo¬

kratie und der deutschen Gewerkes haften offen und beding únge¬
los auf die Positionen des deutschen Imperialismus.^ Auch
die Führer des 1909 gegründeten Deutschen Landarbeiter-

Verbandes unterstützten die Burgfriedenspolitik und de¬

gradierten, statt die Organisation auf den Kampf gegen

Krieg und Imperialismus auszuriohten, den Verband zu

einer .Auskunft®- und Fürs orge organisa t ion.^ Dieser Poli¬

tik war en zususchreiben, daß sich die Mehrheit der deut¬
schen Landarbeiter bis in die 'Page der Loveab erre volu¬

tion hinein nicht wirksam na Kampf gegen die herrschenden

Klassen beteiligte und daß trotz ausgeprägter junkerfeind¬

licher Stimmung nur vereinzelte 'ktIonen der ostelbischon

Landarbeiter in der iiovemberrevolution zu beobachten waren.^

2) Hiohtweisa, 3’lsönnrbeiter, 3, 126
3) Engels, B>uernfr.age, S, 4
4) Ober die Unterstützung des deutschen Imperialismus

durch die Partei— und Gewerkschaftsführer, vergl. Bar¬
tel, Die Linken, 3. 160 ff.; Hiohter, Gewerkschaften,
S. 35 ff.

5) Hübner, Landarbeiter, S. 73; Kaulitzki, Kampf der n-nd—
arbeiten, 3. 645

6) über die Rolle der Landarbeiter in der Novemberrevolu¬
tion vergl. Hübner, Landarbeiter, 3. 73 f.j K ulitzki,
Kampf der L-ncfexbeitar, S. 646; Ohlmaftn, Oktoberrevolu¬
tion und Landarbeiter, S. 149 ff.; ühlmann, Gründungs¬
parteitag der KPD, 3. 124/126.



Einflußreiche Führer der .•'o«i*ldeaokratie fielen den L-nd—

«beitem, die für die »baoheffung der Bahlreiohen Geain-

deordnungen kämpften, die ihnen Ko«litions- und Streikreoht

nehmen, in den liüoken» Go erklärte Südskum^ in einer no

7» 3» 1916 lra »eiohsamt des Innern Uber die ?rege der

Änderung de« geltenden Seiohoverelnageaetaes durebgeführ-

ten Besprechung wohl eingangs, öie Mitglieder der eosiaL

demokrntieohen Raiohatagsiraktion träten für die—.inbe-*

Ziehung der Landarbeiter in dieses Gesetz ein, sagte dann

aber laut Protokolls

"Dabei wolle er gewisse Bedenken nicht unterdrücken,
ob die landwirtschaftlichen Arbeiter schon übereil
für eine etwaige Gleichstellung mit den gewerbli¬
chen Arbeitern reif seien; es könne vielleicht frag¬
lich sein, in wieweit eie eich bewußt seien, daß mit
vermehrten Rechten auch vermährte Pflichten verbun¬
den seien. Iber der .cg nä ne unbedingt zur völligen
Gleichberechtigung führen." 8)

Südekum hatte, wie aus seinen Borten deutlich wird, Be¬

denken gegen eine sofortige rechtliche Gleiohatellua;,; der
Landarbeiter mit den Industriearbeitern; er atimmto hierin

mit den Forderungen der Junker und ihrer Organisationen

Überein, die gerade in jener Zeit gegen tiio eventuelle

Ausdehnung des Vereinsgesetzes auf die Landarbeiter pro¬

testierten.^ Es war nioht verwunderlich, wenn der preußi¬

sche Lnndwirtsohaftsminieter, der sieh diesen Protesten

anschloß, sich auf Güüekum berief und erklärte«

"Die Ausführungen des Abgeordneten Südekum
lausen erkennen, daß selbst von sozialdemokretisoher
Seite bezweifelt wird, ob die ländlichen Arbeiter

. für die uewerkaohaftsbewegung genügend reif sind.
Ihr Bildungast?nd wird ihnen das Verständnis für ge¬
werkschaftliche Aufgaben und für die dabei auf die
Allgemeinheit zu nehmenden Rücksichten erschweren.
Um so eher wird die Ausdehnung dos Yexeinsrechts bei
ihnen zu Ausschreitungen und Übertreibungen fuhren."10)

78910

7) über die Rolle Öüdekums vergl. Fricke, Radandt,
Rolle Südekums

8) DZ’ Potsdam, Rcichaaat des Innern, Polizeiwosen-Go
Br. 17, Bd. 10,(::r. 13857) f. 15,16

9) Proteste dar -iniuterxen cies Innern und der Landwirt¬
schaft, des Deutschen Landwirtschaftarates, des Bundes
der L-ndwirte u.a. s. ebd. f. 67, 70/71,73, 220-222,
275-278 a, 389 u. DZ4 Potsdam, Reiehaumt des Innern,
Poliz6iwesen-Gen.Hr. 1?, Bd. 11 (Rr. 13858) £.401-409
424-452

10) DZA Potsdam, Reiohsamt des Innern, Poliaeiwesen-Cen.
Br. 17, Bd. 10 (Br. 13857) f. 70/71



Wir nsnnen hier nur das eine Beispiel, uni au zeigen, daß
dis Jtotersiützang des deutschen Imperialismus seitens
der i.ecktesozialiutan direkt gegen die Interessen Cer
Arbeiterklasse gerichtet war. denn die deutschen Laridar-
beiter erst mit der Novemberrevolution ein freies Ver¬
eins- und Koalitionoreoht durchsetzen konnten, so tru¬
gen die Führer der ozlaldsraokratie die Hauptschuld hier¬
für.

Hit der ühterstUtzung der Kriegspolitik der deutschen
lionopolicten und Junker verrieten die rechten F-rtei—
uhd Gewerkschaftsführer nicht nur die Interessen des deut¬
schen Proletariats, sondern warfen auch die Prinzipien
des proletarischen Internationalismus Uber Bord. Lns äußer¬
te sich auch in ihrer Haltung gegenüber den ausländischen
Arbeitern.

führend sich der Stuttgarter Lozialistenkongreß 1907 ge¬
gen die Beschränkung dar intez'nitionalea Freizügigkeit öor
Arbeiter und für die Abschaffung aller Beschränkungen,
welche bestimmte ii«tionalitfitan und Rassen von Aufent¬
halt in einem Lande auascUließen, auesprach und die Po¬
sition dos proletarischen Internationalisnus in der iiande—
rungsfrage bezog,orderten die eoaialoheuvinisiiaohen
Führer der deutschen Sozialdemokratie und der Gewerkschaf¬
ten seit .Kriegsbeginn in Diskussionen..über die Regelung
der Ginwanderungsfrage für die Zeit nach Kriegsende die
Begrenzung der Zuwanderung ausländischer Arbeiter bzw.
die zeitweilige Grenzsperre. Derart "süaftierisch be¬
schränkte Anschauungen", die Lenin schon in^seinem Bericht
über den Stuttgarter Kongreß

brandmarkte,11

12'’ machten sich
während deo Krieges die meisten Führer von Partei und Ge¬
werkschaft zu eigen, was sich auf die Haltung bestimmter
teile der Arbeiterklasse »uswirksn mußte. Auf die enge
Verbindung dieaer Gedanken mit ceci Revisionismus bzw.
dessen Bczialhkcncmischer Grundlage wies Lenin schon 1907

11) Vergl. liiehtweiss, ¿Saisonarbeiter, •>. 159/160
12) Lenin, Deutschland, B. 160
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mit folgendes Worten hin:

"Das ist derselbe ttoist des Ar iatokratinaua unter den
Proletariern einiger 'zivilisierter' Länder, die
aus ihrer privilegierten l-’ge gewisse Vorteile ziehen
und daher geneigt sind, die Forderungen internatio¬
naler KlaosensolidaritSt zu vergessen." 13)

Chauvinismus und Unterstützung der Eriegspoliiik dos deut¬
schen Imperialismus durch die Opportunisten standen in
krassem Gegensatz zu den Forderungen internationaler El"a-

eensolidarität. Nehmen wir einige offizielle Erklärungen
der deutschen Gewerkschaften, ura zu sahen,, wie sieh des

auf die Stellung zur »andererbeiterfrage ausw.irkte.

Die Gonerallcocaaisoion der Gewerkschaften .unterbreitet© in
einer aß 10. 2. 1915 tagenden Konferenz aller Gewerk—
sohaftsrichtungen, an der u. »uoh Vertreter dar Negie¬
rung und der "Gesellschaft für soziale Hofora" teilnahmen,
"Leitsätze für die gesetzliche Begelung des Arbeitsnaohwei-

ÖC31'. In dessen "Leitsätzen" ter ,u. a. die Forderung auf-
gestellt, nach dem Erlege ausländische Arbeiter nur dann

nach Deutschland kommen zu lassen, wenn keine deutschen
Arbeiter auf dem Arbeit sraarkt vorhanden wären.Mit die¬
ser i ordorung, die im Widerspruch zu der vor dem Srlego

öle ¿.ehrheit der deutschen Arbeiter beherrschenden Auffas¬
sung stand, war die Grundlage für ra,;e Diskuesionen gege¬
ben, die besonders in den Jahren 1916/1917 in Gewerk-

SohaftßBöitungen und ln den "Gozialistloohen Jäon-a. eheften"

geführt wurden. Im Gegensatz zur "Metallarbeiter-Zeitung",

dio sich m S. 9.1916 kl"r für die Beibehaltung der bis¬
her in der w=nderarbeiterfrage vorfolgten Politik, gegen
die Beschränkung der Freizügigkeit und für verstärkte Agi¬
tation .und Organisation unter den ausländischen Arbeitern,
auonpraoh, präzisierte das “Correspondensblatt", das Organ
der Generalkomraioaion, die Auffassungen der Gewerkschafts-

fithrung und j.ab jenen Stimmen Raum, die sich, wie August
V?innig, für die "Neuorientierung" in der mderarbeiter-

13) Dbd.
14v Corresnondensblatt, Jg. 25, 1915, Sr. 8, 20.2.., S.

82/33
* •
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frag« «usspraohen.1^ Die Gewerkschaften, »o erklärte d*e
"Correapondentiblatt", müßten eine Reihe von Forderungen

an die Gesetzgebung stellen,

"die durch das internationale gewerkschaftliche Zu-
ßatsaßawlrkea allein nicht erfüllt werden können«
lins erscheinen gesetzliche ¿i«ßan ¡men gegen die
Anwerbung lohndruckender
Kontraktarbeiter im Interesse der
deutschen Arbeiter zwoolanäßig." 16)

Diese '..orte könnten den Anschein erweo en, als stunde die

Gewerkschaft sflihrung noch auf dem Boden der Stuttgarter

Resolution, hatte diese doch das Verbot der Aua— und Ein¬

wanderung jener Arbeiter gefordert, die schon in ihrer Rai—

Bat einen Kontrakt abaehloeaen, der ihnen die f; eie Ver¬

fügung Uber ihre Arbeitskraft und die löhne nahia.^*' Doch

die folgenden Erklärungen der Gewerkschaften zeigten deut¬

lich, daß e3 sich hierbei nur um einen Schein handelte.

Im Juli 1916 beschloß eine in J*eeds tagende Konferenz der

Gewerkschaften der Ententeataaten .Frankreich, England,' ..

Belgien und Italien Forderungen, die in die internationa¬

len Friedensverträge «uigenommen werden sollten.”*0^ Ob¬

wohl in ihnen eingangs zu lesen war, daß jeder Arbeiter

das Recht hätte, in dem innd zu arbeiten, wo er v»olle,19^

»o wurde doch an anderer stelle die Möglichkeit der Be— -

Schränkung der Einwanderung ausländischer Arbeiter sugelaa-
20)aoii.- ' --j-. ie.., dar Präsident des Internationalen Gewerk-

schai'tabundoo, wies auf diesen Widerspruch hin, wobei es

ihia aber darum ging, das .angebliche Recht der Einwanderung»—

länder, besonders in Deprossionspciloten die Zuwanderung
21 ^zu beschränken, zu betonen. ' In dieser Förderin

sich also die Rechtssozialisten der i.inwanderungslänücr,

15) Vergl, die Wiedergeb« zweier Artikel .innige aus dem
"Grundstein" in: Corrospondenablatt, 26. . :

„ 37, 2.9., S. 390/391
16) Correspondoazblatt. 26. Jg. 1916, är. 45, 4.11., 3. 463
17) liiohtweiss, Saisonarbeiter, 1b0
1ß) Abgedruolct im Corresnondeasblatt, 27. J'g.. 1917, Kr.' 21. 26.5., 3. ,207 - i09
19) eba. '.j 207
2CJ ebd. _. 20ü
21) ebd. . 205/206
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ob sie nun dieser oder Jener der aloh bekämpfenden Mächte—'gruppen
ungehärtet), ..einig. Diesen Standpunkt wollten die

-deutschen Gewerkschaftsführer zur iiiohtsohnur der. Gewexk-
schnftsinternstiomle r aohen. Um den Anschein an erwecken,
dar Friodenssohnsucht der Völker fisohmmg zu tragen und
uh au versuchen, den deutschen Imperialismus von der Schuld
nra Ausbruch des üriegea reinzuwfischen, organisiertem sie
am 8. 6. 1917 in Stockholm eine internationale Gewerk—
schaftskonferenz, die aber mangels Beteiligung ..insbeson¬
dere der Gewerkschaftsvertreter der ¿ntentestnaten ausfiol.^'
In den VFriedensforderungen des Internationale« Gewerk¬
schaftsbundes (i*G.B.,)iV die in Vorbereitung der Konferenz
veröffentlicht wurden, ' fanden sich auch Bemerkungen
über die Aus— und Sinwanderungsfrnge. Ler Erlaß von Aus-
uud Biawanderungsverboten wurde wohl als unzulässig 'be¬
zeichnet, jedoch, der Leedser Konferenz folgend, in Wider-
apruoh hierzu das Hecht jedes Staates betont, buh 'Schutz
der Volksgosundheit", zum *3chutz der VolksKultur” die
Birmnnderung zu beschränken, zu kontrollieren und boatimm-
teiilndoatanforderungen an das Wissen und die Kenntnisse
der Einwandemdon in ihrer Muttersprache zu stellen.^
Xhnlioh© Gedanken enthielt die Denkschrift "Sozialpoliti¬
sche Arbeiterforderungen der deutschen Gewerkschaften",
die, von Paul Itebreit verfaßt, von der Konferenz der Var¬
treter der Verbandsvorstände an 25. 11. 1917 bestätigt
wurde. In ihr hieß esj

"Immerhin soll rioa Loobt jedes Landes, seine Volks¬wirtschaft, seine' Volksgesundheit und Volkokulturgegen solche 2 uwa nc. exnäen, die eine Gefahr für jenea-xatellen, zu schützen, nicht verkannt und unter¬bunden werden. Auch die Arbeiter der meisten Ländersind 'nioht
blind gegen die Sachteile, die durch Uß.s-seniaport tiefstehenuer, an eine niedere Le easha.l—tuiig gewöhnter Arbeitskräfte herboigoführt werden,ebensowenig gegen die Gefahr der Einschleppung ven

Leuchen.'’ 25)

22) Hiohter, Gewerkschaften, G» 155
23) Corroscondenzblntt, 27. Jg. 191?, Är. 21, 26.5., G.201—204
24) ebd. -ü. 201
25) Sozialpolitische Arbeiterforäerun—

g o h , 3. 73



Erhielt die Bourgeoisie hiermit genKgand iSöglichkolten,
um •unliebsame* Elemente von der Einwanderung aucausühließon,
so wurde vollends das Verlassen des internationalistischen

Standpunktes und der überging zu "zänftlorisch beachrrlnkten
Anschauungen", üeutlioh, als die in Oktober 1918 im •'Gor—

respondenzblatt’' veröffentlichten "Leitsätze aur gesetzli¬
chen Regelung der Arbeitslosenversicherung und Arbeitsver¬
mittlung nach dem Kriege"*^ «örtlioh erklärten:

"Ausländische Arbeitskräfte dürfen nur herangezogen
werden, wenn keine einheimischen auf dem Arhoits—
markt vorhanden sind." 27)

Damit hatte die Gewerkschaftsfährung den gleichen tanc-
punkt vertreten,. den sie achon, worauf wir hinwieaen, im
Jahre 1915 einnahm. Wenn eie auch, mit Rücksicht auf eien
bev/ußten 'feil der deutschen Arbeiterklasse, ihre Meinung
zum feil mit Phrasen Uber die internationale Freizügigkeit
zu verdecken suchte, so ist doch offenkundig, daß sie in
der unnderarbeiterfrage die Positionen des bürgerlichen
coaialrefonaertuoa verfocht. Stellen wir dem die . orte der
Stuttgarter Se3clution gegenüber;

"Ein— und Auswanderung der "rbeiter sind vom v.csen
des Kapitalismus ebenso unzertrennliche Krncheinun—
gen v,ie die Arbeitslosigkeit, Überproduktion und
Unterkonsumtion der Arbeiter. I'er Kongreß vor
ein mittel zur Abhilfe der von der Aus- und Einwan¬
derung für die Arbeiterschaft etwa drohenden ieigen
nicht in irgendwelchen ökonomischen oder politischen
Ausmhmeregeln zu erblicken, da diese fruchtlos und
ihrer.! i.esen nach reaktionär sind, -•Iso insbesondere
nicht in oiner Beschränkung der Freizügigkeit und
einem Ausschluß fremder i.ationolitäten oaer Lassen.n28)

Statt d^rzulogen, daß die endgültige Lösung des binwmüe-
rungsprobloms erst mit dem Sozialismus gegeben ist und
alles daran zu setzen, die während des Krieges nach Deutsch—
lind oinwmflernden ausländischen Arbeiter in den K«npf ge¬
gen Imperialismus und üilitarismus einzubeziehen, bomühten
sioh die LechtssoHiilisten, die deutschen Arbeiter gegen

26) Corres-; onäenzblatt,
L. 532L394

27) ebc. 594
28; bitiert bei üichtwe:

28.

iss,

Jg. 1918, iir. 45, 26. Oktober,

Laiaonarbeiter, 3, 159
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die Einwanderung ausländischer Arbeiter aufzuhringen,

V/ehrend sie, zumindest in V.orten, 1) Lg 1914 die Stuttgar¬
ter Resolution vertraten, rückten sie jetzt offen von ihr

ah. Die Sn t Sa oho, daß die Erfolge des Beniihons der deut¬

schen Arbeiter um die Organisierung und Gewinnung ihrer
ausländischen Klassenbrüder vor 1914 insgesamt gesehen

nur gei'ing v/aren und die Ausländer oftmals als Lohndrücker

und .Streikbrecher die deutsche Arbeiterbewegung schädigten,
wurde zum .Ausgangspunkt genommen,- um die Stuttgart :r Re¬
solution als angeblioh im Widerspruch zur Praxis stehend

abzulehneri. So stallten die .Gewerkaohnftoführer ERlinger

und Ginnig, letzterer stellvertretender Vorsitzender das

Deutschen Bauarbeiter-Verbandes, fest, die Stuttgarter Re¬
solution habe die Interessen der deutschen "rbeifcer nicht

genügend berücksichtigt, die deutschen Arbeiter wären vor
dem kriege zu unrecht auf die internationalistischen Grund¬
sätze orientiert worden.¡fach v.-innig würde die unter—
Buchung der Stellung der deutschen Arbeiterbewegung gegen¬
über den -•ualäncÜBohon Arbeitern vor dem kriege zur Rr-

kenntnl® führen, daß

•’die deutschen Arbeiter schon längs Anlaß zu einer Än¬
derung ihrer Haltung gehabt hatten, von Ger nie al¬
lein Ihre Anhänglichkeit an die Grundsätze der inter¬
nationalen Arbeitersolidarität «ibgefa-lten hat.,:

3ü)

Wörtiioh erklärte fifinnig weiter:

"Bio deutschen Arbeiter haben seur echmerzlioh ein—
aohen müssen, daß der ganze holde Sauber dsr inter¬
nationalen Solidarität ein Vergnügen auf ihre Kosten
war.’’ 31)

Deshalb, so sekundierte Jilinger, sollten jetzt bsw. Ha oh
dem Kriege die Interessen der deutochon Arbeiter in erster
Linie im Auge behalten Werdens wenn deutsche Arbeiter ar¬
beitslos sind, dürften ausländische nloht nach Deutsch¬
land kommen. ' Ähnliche Auffassungen, die auch *us den

29) - Inger, Einwanderung, 363 u. 370} -innig, Die
fr-ge der ausländischen Arbeiter in Deutschland, in:
Soziale Praxis, Jg. 2XV, 1916/17,Kr. 7,16.11.1916,3p.122

•30) Soziale Praxis, Jg. RRV, 1916/17,Kr. 7,16.11.1316,3p.122
31) obd. 3p. 124
32) EHinger, Einwanderung» 3. 372
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Veröffentlichungen der Generalkammiasion sprachen, wurden

von Bahlreiohen Partei- und Gewerkschaftsführern und rauch

vom Vorstand .des Deutschen Landarbeiterverbandea vertre¬

ten.^^ Es war nicht verwunderlich, wenn aioh diese Hal¬

tung auf das Verhältnis der aeutschen Arbeiterbewegung

zu den während des Krieges in Deutschland weilenden aus¬

ländischen Arbeitern auswirkte.

Es mußte während des Krieges Aufgabe der -oziraldemakrratie

sein, die ausländischen Arbeiter duroh das gemeinsame wir¬

ken ¿egen deren Entrechtung und Ausplünderung in den K-opf

gegen Imperialismus und Krieg einzubeziehen. Ratte Lenin

der Arbeiterklasse schon 1914 emp ohlen,

"sich nicht auf legale Kampfesformen (zu) beschrän¬
ken, naohdem die Krise begonnen und die Bourgeoisie
die von ihr geschaffene Legalität selbst aufgehoben
hat," 34)

und empfahl die Konferenz der Auslandssektionen der HDAPR

vom März 1915 in der von Lenin verfaßten Resolution u. i.

die
"Bildung illegaler Organisationen überall dort, wo
Regierung und Bourgeoisie unter Verhängung des Be¬
lage rungs «ust^ndea die verfassungsmäßigen Freiheiten
aufhaben," 35)

so mußten diese Hinweise von der deutschen Sozialdemokr-tie

um so mehr gegenüber den ausländischen Arbeitern verwirk¬

licht werden, als diesen sofort mit Beginn dos Krieges

sämtliche demokratischen Rechte genommen wurden, zu einer

Zeit also, als die deutschen Arbeiter nooh übe: gewisse le¬

gale Kampfesmögliohkeiten verfügten. Es braucht sicher

nicht näher rausgeführt zu werden, daß sich die Partei und

die Gewerkschaften unbedingt einer Zwangs Überführung aus¬

ländischer Arbeiter nach Deutschland widersetzen mußten.

Aufgrund ihrer Kriegsbereitschaft, ihrer Unterstützung des

deutschen Imperialismus und ihres Rationalismus in der

33) Außer ülliogo und tfinnig vergl. Kleeis, Ausländische
Arbeiter, B. 328} Gchiruel, Internationale Arbeiterfra¬
gen, S. 779" Reichstag, Bö. 306, 1916, S. 80 (.¿chnidt,
Berlin), Der Landarbeiter, S. Jg.1916,Sr.
6, Juni, S. 26j 9. Jg. 1917 Hr. 1, Januar, S. 5/6

34) Lenin, Werke ßd. 21 o. 26
35) ebd. S. 150



Sanderarbeiterfrage orientierten die Reohtssozialisten
auf diese Aufgaben nicht. Statt im Interesae des Be¬
freiungskampfes dos internationalen Proletariats alles eu

tun. um den deutschen Imperialismus zu schwächen, halfen
die Gewerkschaftsführer sogar den deutschen Monopolen,
Facharbeiter aus dem neutralen Ausland für die deutsche
Kriegswirtschaft heranzuzieben. So organisierte die Gene¬
ralkommission der deutschen Gewerkschaften in Verbindung
mit den Gewerksohaftszontralen Dänemarks und der Schweiz
die Überführung von Arbeitern dieser Länder, besonders
aus der Letallind strie, naoh

Deutschland.'1 '

Besonders gegenüber den ausländischen Landarbeitern wirk¬
te sich der Verrat der reohten Partei— und Gewerkschafts¬
führer aus. Die Schnitter erhielten von dieser Seite, z.
B. auch von der Leitung des Deutsohen Landarbeiter-Var¬
bandes, keinerlei ßinwelse darüber, sie sie den Kampf ge¬
gen nie junkerliche Ausbeutung und gegen die sie knebeln¬
den Ausnahmegesetze führen sollten. Zwar wurden in den
sozialdemokratischen Zeitungen verschiedentlich, wie auoh
vor dem Kriege, dißstände in der Behandlung der Schnitter
duroh die Junker angeprangert, wobei es allerdings^ a. B.
in der "Mecklenburger Volks-Zeitung", boi einer "sachli¬
chen", unparteilichen Berichterstattung über Bestrafungen
der Schnitter durch die Gerichte blieb; zwar forderten
die sozialdemokratischen Abgeordneten im Beiohetag und
im Preußischen Landtag die Verbesserung der Behandlung der
Sohnitter, doch blieb die Orientierung dar ausländischen
Arbeiter auf den revolutionären Kampf aus. Oft wurde so¬
gar der herrschenden Klasse zum künde geredet, wie zi B.
aus den «.'orten hervor geht, die der sozialdemokratische Ab¬
geordnete Braun im Dezember 1316 im preußiaohen Landtag
ausapmoh*

36) Vergl. hierzu Umbreit. Deutsche Gewerkschaften, S.125;
DZA Potsdam, Reichs«rat des Innern, Polizeiwesen-Gen.
Br. 5 A, Bd. 2 (Kr. 13719) f. 233; DZA Potsdam, iieicha-
amt des Innern, bilitaria-Gea. Hr. 11 adh. 17 o (kr.
12382> f. 70/71; DZA Potsdam, Eeiohaaut dee Innern,
Militari—Gen. Br. 11, adh. 17 Bd. 8 (Br. 12369) f.105



"Auoh dürfte die Gewährung größerer Freiheit für diehier ns. oh Ausbruoh des -Krieges zurUckgehaltenen
russisch - polnischen Sai¬sonarbeiter und eine bessere BeZahlungihrer Arbeitskraft ihre Arbeitslust nicht unv/eseut-lich steigern.37)

Sorge um die .Arbeitswilligkeit der Schnitter, statt prin¬
zipielle Veränderung der Lage der Sohnitter im Klaasen-
kaiapf! Das war die Gxundl-ge, von der aus sioh die Gewerk¬
schaften, auch der Deuteehe 1-ndarbeiter-Verbnnd, hin und
wieder beim Üriegsrainisteriun, bei den Generalkommandos
usw. für die Verbesserung der Löhne, der Wohnverhältnisse
usw. der Schnitter einsetzten. Daran ändert auch die Int—
Sache nichts, daß dieses Vorgehen der Führer der Prtei
und Gewerkschaften verschiedentlich auf den Protest der
Junker stieß, wie es e. B. der Fall war mit dem’Antrag der
SPD^mktion des Reichstages vom 13. 3. 1918, der die For¬
derung aufßteilte, den Sohnittem .Arbeitsverträge in ihrer
.Autterspraohe mit einer Vertragadauer von höchstens 3 Do-’
n°ten zu geben und die Sohlichtungs- und Fürsorgestellen
mehr die Interessen der Arbeiter vertreten zu lassen.
¡¡ach dom Antrag sollte zugleioh den Ausländern der Bei¬
tritt zu Berufsorganisationen in Deutschland erlaubt wer¬
den.’58^ Es gab a-uoh Proteste in den Parlamenten gegen die
Behmdlun, der nach Deutschland verschleppten Arbeiter und
gegen die Zv/nngsverschleppung üi orhaupt.''”^ All das aber
war unzureichend, inkonsequent und nicht geeignet, . ie
Politik der herrschenden Kl-iS3e gegenüber den Schnittern
zu verändern, weil zugleich nichts getan wurde, um prin¬
zipiell das System der Ausplünderung und der brutalen Ge¬
walt zu bekämpfen und den Sohnittern den weg des Kampfes
gegen das Junkertum zu weisen.
Paul ümbreit behauptete,, es wäre der deutschen Gewerkschaft
gelungen, den Polenexlaß vom Dezember 1916 durohzusetzen,

37) Berichte des Hauses der Abgeordneten, 22.Leg.nerlode, III. Gess., Dd. 3, 3p. 2551
38) Reichstag, Bd. 324, Br. 1403, S. 2146/2147.Proteste derJunker gegen diesen Antrag s. Auswirkungen der Oktober¬revolution, 4/ZV, G. 1568/69; DBA Potsda , £elohsamtdos Innern, Polizeiwesen-C-en. ¡¡fr. 5 A, Bd. 3 (nr.

13720) f. 433/434, 480; DZA Potsdam, Beiohaamt des In¬nern, Polizeiwesen-Gen. ifr. 5 A» Bd. 2 (Hr. 13719) f.
Forts, n. Seite
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durch dar. die polnischen Arbeiter die Erlaubnis erhielten,

sioh den deutschen Gewerkschaften anzusohließen.'*""'^ Unter¬

sucht men «her die inneren Vorgänge genau, ao kenn mm die

im Erlaß vom 7. 12. 1916 getroffene Feststellung, daß

"dem Beitritt von polnischen Arbeitern zu dan Ge¬
werkschaften ... - im Kähmen der für diese gesetzlich
s«gelassenen Betätigung - nicht entgegengetreten wer¬
den ..."

sollenicht der deutschen Gewerkschaiteführung als Ver¬

dienst stnxochnen. Schon «m 18. 1u. 1916 sprich sich der

preußische Kxiegsninister für die Zulassung dar ausländi¬

schen Arbeiter au dan deutschen Gewerkschaften -ma. Auf¬

schlußreich ist seine Begründung:

"Zunächst scheint mir eine Vereinigung, die im Kähmen
und unter dem Einfluß der während des Krieges als
vaterländisch bewährten, außerdem leicht au Überwa¬
chenden deutschen Arbeiterverbände bleibt, im staats-
interesse einwandfreier zu sein, als die Bildung von
Geheimbünden rein polnischer /’usicaaensetaung, die bei
einem Verbot das Zusammenschlusses araterer Art zu
erwarten und kaum wirksam zu verhindern wären. Außer¬
dem kann ich nicht erwarten, daß die deutschen Gewerk¬
schaften dauernd wie bisher auf meinen wünsch hin be¬
müht bleiben werden, ausländische ‘rbeiter zur Frei¬
machung kriegsverwendungsfähiger deutscher Arbeiter
heranzuziehen, wenn sic sich dadurch ihrer eigenen
Angehörigen berauben, ohne ln den von ihnen beschaff¬
ten Ersatz orbeits*#kräften auch
Ers&tzmitgl'i der zu erhalten." 42)

Forts, v. S. 262:

87/88, 93-95i Dresden, Ministerium des Innern,
Ausländische landwirtschaftliche Arbeiter, Bd. 4 (hr.
15858) f. 50/51.

39) Vor gl. . B. Reichstag. Bd. 313. 1918, ... 5839 (Cohn);
Reichstag, Bd. 310, 1917, 3. 3138 (Ledebour).Gustav

i-' fiel allerdings den ausländischen Arbeitern in
ihrem Kampf in den Kücken, wenn er die von dor DAZ
in Polen vorgenoBmene Anwerbung als sachgemäß bezeich¬
net© und erklärte, daß es hierbei keinen Grund zur
Klage gäbe. Varel, hierzu Reichstag, Bd. 308, 1916,
8. 2129. 3-, auch ebd. 3. 2130.

40) Umbreit, Deutsche Gewerkschaften, 8. 125
41) BZ4 Potsdam/ fieichaaat des Innern, hilitaria-uen.Rr.

11, adh. 17«, Bd. 2 (ür. 12381) f. 120
42) - DZA kersoburg, Kap. 87 B, Arbeiter- und •ngeetellten-

saohen ßr. 18 A, Bd. 6, Schreiben an den Innenminister.
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Auch der Direktor der Deutschen Arbeiter-Zentrale, von

dem Bussohe, dem man keinesfalls ein mildes Vorgehen ge¬

genüber den ausländischen Arbeitern nachsagen kann, wandte

sich ein Jahr später gegen den Eintritt polnischer Arbei¬

ter in die polnische Barufavereinigung und wies auf die

1916 gewährte Erlaubnis, in die deutschen Gewerkschaften

eintroten zu dürfen, hin. Man dürfte, so sagte von den

Buesche, zu den deutschen Gewerkschaften das Vertrauen ha¬

ben,

"daß sie bei aller Energie der Vertretung ihror aus¬
ländischen Mitglieder doch allen Versuchen, in die¬

sem Zusammenhänge polnische, nationale, wirtschaft¬
liche und politische Interessen über die Notwendig—

- Iceit der deutsohen Wirtschaft, des deutschen Stoa-

tes zu stellen, entschlossen entgegentreten werden."*^'

Im November 191.6 begründete der Kriegsminiater nochmals

seinen Vorschlag, den polnischen Arbeitern au erlauben,

deutschen'Gewerkschaften beizutreten mit dem Hinweis darauf,

daß

"dadurch ma obres ton geheimen Zusammenschlüssen der Ho¬

len untereinander der Boden entzogen werden dürfte.
Dieses Zugeständnis würde für das fernere Verhalten
der Gewerkeebaften von großer Bedeutung sein." 44)

Der preußische Innenminister schloß sich jetzt dieser Mei¬

nung an.*^

Diese Meinungsäußerungen sprechen gegen die deutsche Ge¬

werks oh.aftsführung, die für ihre önterstützung der krio'gs-

politik, für ihre Gtaatetreue belohnt wurde, wobei zugleich

illegalen Zusammenschlüssen der polnischen Arbeiter der

Boden entzogen werden sollte. Die preußische Hegitsrung

konnte den ausländischen Arbeitern allerdings um so eher

die Erlaubnis zum Beitritt zu den deutschen Gewerkschaften

geben, als die Generalkommandos der Armeekorps jederzeit

berechtigt .waren, für den Bereiea ihres Armeekorps diese

¡Erlaubnis aufzuheban. Von diesem Hecht machten sie beson-

43) DZA Potsdam, ßeiohsast des Innern, Polizeiweoen-Gon.

St. 5 adh. t, Bd. 7 "(Kr. 13715) f. 334/335
44) DSA 'Potsdam, ^eiohoaist des lauern, Militaria—Gen. .¡r.

11 adh. 17«, Bd. 2 (lir. 12331) f. 95

45) ebd. f. 110
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dere in den Jahren 1917/1918 regelmäßig dann C-ebru-ch, .
. wenn sieh deutsohe und ausländische Arbeiter zu geneinsa—

¿¡¡am Kampf zusammenfanden bzw. eolohec vermutet wurde.

Bir hatten darauf hingewiesen, daß .die Sevisionisten eohon
vor dem Kriege die Agrarfrage vernachlässigten und nichts

oder nur wenig zur Organisierung der deutschen Landarbei-
ter taten. Auoh in der Kriegszeit änderte sich in dieser

Beziehung nichts. Statt die 1-ndarhelter und werktätigen

Bouera gegen das. Junkertum, den reaktionärsten Teil der

herrschenden Klasse, den IL-uptträger des preußisch-dput¬

schen Militarismus, zu mobilisieren und in den Kampf zu
führen, überließen die ozi-jlchauvinisten die Werktätigen

des Bandes ihrem Schicksal. Sicht zuletzt deshalb zeigten

sich erst unter dem Einfluß der Oktoberrevolution unter
den deutschen Landarbeitern und werktätigen Bauern junker¬

feindliche und revolutionäre utiuaungen, die aber mangels

klarer Beeinflussung und Führung bis in die fiovemberrpvolu-

tion hinein zu keinen großen Aktionen führten. Bis Sparta¬
kus gruppe konnte während des Krieges diese Führung nicht
ausüben, v/eil sie die Hotwendlg^eit der revolutionären

'Bündnispolitik,
die Sotwandigkeit der Einbeziehung der

Landarbeiter und Bauern in den Kampf zum üturz dos alten
Systems noch nicht erkannteSie hat aber, in krassem

Gegensatz zu den rechten Partei- und Gewerkschaftsführern,

durch ihren aufopferungsvollen Kampf gegen Krieg und Mili¬
tarismus auch im Interesse der deutschen und ausländischen

Landarbeiter gewirkt. Die Spartakusgruppe hat die besten
Uraditionen der deutschen Arbeiterbewegung fortgeführt,

wenn sie den Kampf gegen den Ausnahmezustand, gegen den Be¬
lagerungszustand, für das freie Vereins- und Versammlung- .

* recht, für Freizügigkeit usw. mit dem Kampf gegen Imperia¬
lismus und Krieg verband und, wie sehen im März 1916, .die
"verschärfte Geltendmaohung der sozialistischen Programm-

forderungen" verlangte.4^ Buroh das Zusammensein mit In-

46) ühlmaHn, Oktoberrevolution und Deutschland, . 146;
Golow.atschow, Dekret über den Frieden, S. 317/518

47) D o k u a e n t e II. Bd. 1 S. 320



266 -

dustriearbeitern an dar Front kamen auoh Landarbeiter mit
den Ideen und dem Kampf der revolutionären Kräfte der deut¬
schen Sozialdemokratie in Berührung, was sich allerdings
erat Ixl. .der Novemberrevolution und in den weiteren Kaoh—
krlegs^ahren stärker auswirken sollte.

Waren die deutschen Landarbeiter während des Krieges ohne
revolutionäre Führung geblieben und hatten die sozial-
ohauviniatischen Führer der SPD und -der Gewerkschaften
nichts getan, um die deutsohen Landarbeiter gemeinsam
mit den ausländischen Schnittern in den Kampf gegen das
Junkertum au führen, so gab es ohne Zweifel zahlreiche
Verbindungen zwischen deutsohen Arbeitern bzw. Funktio¬
nären und ausländischen Sohnittern. Es war auoh nicht auf
die Führung des Deutsohen Landarbeiter—Verbandes zurüoto-
zuführen, wenn die ausländischen Landarbeiter Anfang des
Jahres 1918 den vierten JEeil der Mitglieder des Deutsohen
Landarbeiter-Vorb.andoa ausmaohten.^8' Gerade das von uns
geschilderte Beispiel des Kreises Franzburg in Pommern
bestätigte die Bereitschaft der Sohnitter, sioh im gemein¬
sam mit deutsohen Arbeitern geführten Kampf zu .organisie¬
ren. Wenn wir auch die zwischen deutschen und ausländi¬
schen Arbeitern bestehenden Verbindungen nicht gründlich
untersucht haben, so kann dooh gesagt werden, daß sioh
nicht nur in Pommern revolutionäre deutsche Arbeiter um
die Agitation unter den Sohnittern in den Jahren 1917/1918
bemühten. Der preußisohe Kriegsminieter sah sioh z. B. im
Juli 1917 geswungen, die Generalkommandos zu ersuoben,
einen Erlaß herauszugeben, der es verbot, polnische Arbei—

48) Ende 1917 hatte der Deutsche Landarbeiter-Verband nachAngaben seines Vorstandes 6 132 männliohe, 2 642 weib¬liche Mitglieder. 1918 mußten, so wird weiter erklärt,
über 2 000 Polen durch Verfügung der Militärbehörden
den Vorhand verlassen.' (Ges oh g. ft s bericht
des Landarbeiter-Verbandes, 3. 64.) An anderer Stel¬
le seines Berichtes wies der Vorstand darauf hin, daßer duroh das Vorgehen des Generalkommandos des IX.Armeekorps allein in Mecklenburg 2 000 polnische Mit¬glieder verlor. (Bbä. S. 35.) Diese Angabe ooheintge-
genüber der obigen zutreffend, da ein generelles Ver¬
bot für Preußen oder Tins Reich, v/onaoh Schnitter nichtim Landarbeiter-Verband Mitglied sein dürften, nioht
erfolgte. Das würde bedeuten, daß unter den rund 6 500Mitgliedern des Verbandes, die nach Abzug der 2 000 Po¬len übrigblieben, sioh weitere ausländische Arbeiter
befanden.
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ter zu verleiten oder anbei zu unterstützen, die Arbeits¬

stellen zu verlassen bza. zu streiken.Mit diesen und

ähnlichen ¿rlaesen, auf dis wir schon hinwiesen, sollte

der Zusammenarbeit zwischen deutschen und polnischen -Ar¬

beitern ontgegengev/irkt werden. Die 1918 seitens einiger

Generalkommandos, z. ß. des XVII., II. und II. Arneeicorps,

herauage¿ebenen Verfügungen, die den polnischen Arbeitern

für den Bereich dieser Armeekorps die Mitgliedschaft in

Irndorbeiter—Verband untersagten und zugleich den deut¬

schen Arbeitern verboten, Ausländische Arbeiter in den

Verband aufzunehmen bzw. an Versammlungen teilnehnon zu

lassen,bestätigten ebenfalls das Bestehen vor, Verbin¬

dungen »wischen deutschen Arbeitern and Schnittern, die

der herrschenden Klasse ein Dora im Auge waren. In Meck¬

lenburg und Pommern stießen die Junker immer wieder auf

das Wirken des Leiters des Gaues Rostock des L indarbeiter—

Verbandes, Heinrioh ohmidt., der, wie s. B. die ÜLreiebehöxw

de für Volksernährung des Aushebungsbezirkcs Wismar in Karin

im August 1918 berichtete, mit der- JnterStützung eines deut¬

schen Tagelöhners die Schnitter zum Verlassen d -r Arbeits—

steilen bzw. zur Verweigerung der Unterschrift unter neue

Arbeiteverträge «ufforderte' Ebenfalls im August 1916

berichtete ein okonomier-’t Blanck aus Kalpendorf in Meck¬

lenburg über das Slnwirken deutscher Arbeiter auf die

Sohnitter.

"!heilweise werden die Schnitter, auch von unseren
hiesigen Leuten, besonders den irauen aufgewühlt,
die hierdurch hoffen, ihre .=änner vcm Heeresdienst
befreit zu eehen.** 32)

49) BZA Potsdam Reiohsamt des Innern, Uilitaria-Gon.br.11,
adh. 17«, Bd. 2 (ür. 12381) f. 234

50) LA Greifswald, Rop. 65 c, Akten betr. die russischen
Sohnitter während der Mobilmachung ..., Bd. 4 (är.2807)
f. 161; Geacbäf t «bericht des Landar¬
beiter-Verbandes, ... 34; vergl. unten a»

51) LHA Schwerin, Rep. 41, Akten betr. die Überwachung der
russisch-polnischen Arbeiter (isr. 17254) £• 230

52) ebd. f. 235



268 -

In der Provinz Sachsen entfaltete der dortige Gauleiter

des Deutschen Landarbeiter—'Verbandes, Bille, eine rege "gi—

tationa- und l/rganisationetHtigkeit unter den ausländischen

Landarbeitern.'5'5^ Wenn er auch im Mam 1917 an das General¬

kommando des 17. Armeekorps in Magdeburg schrieb, die Auf¬

nahme der polnischen Landarbeiter in den Verband erfolge

"mit zu dem Zwecke, um sie vor unüberlegten Schritten
und Handlungen zu bewahren und ihre wünsche und Be¬
schwerden -iuf ordnungsmäßigem «¿ege den zuständigen
Stollen zu unterbreiten," 54)

ao verriet das ach-rfe Vorgehen der Behörden gegen Hille

die Ang»t der Junker vor der Organisierung der Schnitter und

die Furoht, daß revolutionäre deut^ohe Arbeiter dinfluß auf

die unzufriedenen Schnitter nehmen könnten. Aus diesem Grun¬

de erließ auoh das Generalkommando dea IV. Armeekorps am

19. 6. 1917 eine Bekanntmachung folgendes Inhalts:

'iiichrtdeutachen mit Aucmhme der Angehörigen neutraler
Staaten ist der Suaainmenffchluß su Verbänden und Ver¬
einen verboten. Das ainsamraeln von Beiträgen zu Ver¬
einen und Verbänden unter ihnen ist verboten." 55)

Schließlich wurde Gauleiter Hille im Januar 1918 "im Intersä¬

ße der öffentlichen Sicherheit" vom Generalkommauco verbo¬

ten, die Forderungen der russisch-polnischen Arbeiter zu

vertraten.

Wir haben nur einige Beispiele genannt. Weitere Forschungen

werden ergeben, daß sich auch auf den I*nde die bewußtesten

deutschen Arbeiter in den Jahren 1917/1918 nicht m*hr mit

der Politik der reformistischen Partei- und Gewerkschafte-

führung abfanden, entgegen deren nationalistischer Haltung

mit den ausländischen Arbeitern gemeinsam zu kämpfen such¬

ten und damit die Idee der internationalen Solidarität der

Arbeiterklasse verfochten.

53) Alfred Hille, zu Beginn des- Krieges Leiter des Gaues
Magdeburg des B1V, hatte seit Linberufung einiger Gaulei¬
ter des DLV zum Heeresdienst und durch eine neue Gauein¬
teilung Anfang 1917 zu wirken in der Provinz Lachsen, im
Königreich Sachsen, in Anhalt, Brauneohwei, und in den
thüringischen Staaten. Vergl. 1,1er BerLandirbeiter, 9.Jg.
1917, Er. 1, Januar, S. 8

54) Geschäftsbericht des Liid?rbeiter-Ver-
b mdes, 53

55) ebd. S. 35
56) ebd.



2. Bemerkungen zur Holle dar katholischen Kiroke bei ¿er
’’Beruhigung" der ausländischen Landarbeiter

Der Bruoh mit den Prinzipien dos proletarischen Internatio¬
nalismus, den dl© reformistischen Führer der deutschen Bo—
zialdemokratie zu Beginn des Krieges .offen vollzogen, ihre
nationalistische Stellung zur V.»ndemrBeiterfrnge und dm
Kichtbegrelfen der ivotwendigkolt, des Bündnis der Arbeiter¬
klasse n±t den ländlichen Werktätigen herzustellen, führte
dazu, daß während dos Krieges der Organisierung und Aufklä¬
rung der ausländischen Landarbeiter noch weniger iufqerkaam-
keit geschenkt wurde »1s vor 1914. Dadurch blieb die liohr-
Zahl der Sohnitter auch während des Krieges den; Einfluß der
katholischen Kirohe unterlegen.

iiiohtwoiss hat anhand seiner Forschungen über die ¿iaiaonar—
beiterfrage bis 1914 prinzipielle Ausführungen über die Hol¬
le der katholischen Kirche in der iaonnrbeiterfrege ge¬
macht."*^ Die Kirohe, so wies or nach, entfaltete eine leb¬
hafte Tätigkeit unter den zum großen 0?eil katholischen aus¬
ländischen Saisonarbeitern und bemühte oioh, der Verbreitung
sozialistischer Ideen unter den Wanderarbeitern entgegansu—
wirken und das System der kapitalistischen Ausbeutung auf—
reohtzuerhalten und zu festigen, tim diese Ziele zu erreichen,
traten - v/as keinesfalls geleugnet werden soll — zahlreiche
Geistliche für die Beseitigung der schlimmsten bei der Be¬
handlung dar Ausländer bestehenden ilißstände ein. Insgesamt
gesehen half die katholische Geistlichkeit den Junkern bei
der Ausbeutung der Gchnittar, indem sie diese mit allen Hit—

57) Niohtweiss, Saisonarbeiter, 3«.175-186. Drewniak, der
ebenfalls auf die Haltung uor Kirche zu den S -.isonax-
beitem eingeht, nennt interessante Fakten, gelangt -<ber,
zumindest für die Kriegozc-it, su keine;- prinzipiellen
•in. 1. Eri-k, Eoboti icy saeancwi. S..306 - 310.
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teln von Lohnbewegungen und Streiks .-ibzuhnlten suchte.

Diese prinzipielle Einschätzung der ¿tolle der Kirche bei
der Hiederhältung der ausländischen- Landarbeiter wird
durch die Untersuchung der Haltung der katholischen Geist¬
lichkeit gegenüber den ausländischen Schnittern in der
Zeit des Krieges bestätigt, «fohl haben die verschlechter¬
te wirtschaftliche Lage der Schnitter und die Behinderung
des Kirchhesuehes durch das ürtswechselvarbot und andere
Zwangsmaßnahmen Broteste katholischer Pfarrer verursacht,
die auch verschiedentlich nur Beseitigung von. ¿¿ißstäadon
führten, jedoch geschah das zumeist, um der unter.den
Schnittern wachsenden .Unruhe au begegnen. IVix hatten sohon
darauf hingewiesen, daß-.während des Krieges die Zusammen¬
arbeit zwischen lüpiskcpat und Junketn bzw. den Generalkom¬

mandos der Armeekorps enger als zuvor wurde und z. B. die
Geistlichen regelmäßig mithelfen mußten, um -die Schnitter
zur Aufgabe des Widerstandes gegen Vertragsabschlüsse zu
bewegen.-5859'1 Der Einfluß der katholischen Kirche im Ginne
der "Beruhigung" der Schnitter wirkte sich in den Jahren
des Krieges um so negativer aus, je mehr die bewußtesten
der ausländischen Arbeiter, besonders unter dem Einfluß
der Oktoberrevolution, ihrer Entrechtung und der gegenüber
der Vorkriegszeit verstärkten Ausbeutung rtidurstnnd ent—
gegenzusetzen begannen. Aufschlußreich für das Sinken.
der Kirche ist die Haltung des Fürstbischof von Breslau,
Adolf Bertram, sowie der Bischöfe mehrerer ost- und mittel—
deutscher Diözesen.

Im Jahre 1917 erklärte der Fürstbischof von Breslau', Ber¬
tram, dom Reichskanzler, die katholische Seelsorge für die
polaisohen Arbeiter wäre verbunden mit dem Bemühen um

"die Förderung der 'Freue in Haltung der eingegangenen
Arbeltsverträge seitens der Arbeiter und Bemühungen
zur Behütung vor TJnxuhestiftung." 59)

58) Vorgl. S. 154 ff.
59) DZA Potsdam« Reichsamt des Innern, Folizoiwesea-Gen.

Sr. 5, adh 2, Bd. ß (Sr. 15716) f. 17
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Um ln diesen Sinne die Seelsorge für die polnisohan tfan-
derarbeiter zu intensivieren, wurde Bertram, in dessen
Diözese, die die Provinzen Schlesien, Pommern und Bran¬
denburg umfaßte, sioh die größte Zahl ausländischer Ar¬
beiter befand, von der 1917 tagenden Bisohofskonferenz

gebeten, eine Aussprache mit den ein der Wanderarbeiter—
Beelaorge interessierten kirohllohen Würdenträgern zu or¬
ganisieren.60^ Die geplante Besprechung fand am 10. Okto¬
ber ,1917 unter Vorsitz des Fürstbisohofs und unter Betei¬
ligung von kirchlichen Würdenträgern der Diözesen Posen,
Gnesen, Culm, Breslau, Paderborn, Osnabrliok, üildesheim
und aus dem Königreich Sachsen statt. Wie Bertram sohrieb,
legte die Konferenz größten Wert darauf,

"im Einvernehmen mit der Staitsregierung und allen
ihren Organen zu handeln und keinerlei Ansuchen
zu stellen, die nicht in ihrer Endwirkung durchaus
auch im Interesse der Arbeitgeber, insbesondere der
heimischen Landwirtschaft lägen." 61)

Gegenüber zunehmenden Klagen der polnischen Wanderarbeiter
über ihre Lage und Behandlung habe sich die Konferenz

"der größten Mäßigung und strengsten Objektivität' befleißigt ..." 62)

Diese Haltung, die den Junkern und der Kodierung nur ge¬
nehm sein konnte, fand in den von der Konferenz auagear-
beiteten Leitsätzen über die "Seelsorge fremdsprachlicher
Wanderarbeiter"6"^ ihren klaren Ausdruck. Wir gehen rauf
den Inhalt der Leitsätze ein, weil er verdeutlicht,, in
welch starkem Maße der höbe Klerus die kirchliche Seel¬
sorge auf die Unterstützung der Junker ausrichtete. Sicher
erschienen diese Leitsätze auoh nicht von ungefähr gerade
im Jahre 1917.

Punkt 1 der Leitsätze erläutert den Heimatpfarrern der
Wanderarbeiter, in welcher Hiohtung sie zu wirken haben,
Um die Arbeiter den deutschen Junkern willfährig zu machen

60) ebd.
61) ebd.
62) obd.
63) ebd. f. 18-21
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und der sozialistischen Belegung abzuhalten. Ben Ar¬
beitern

"sind die Standespfliohten - Gehor¬
sam. Fleiß und Treue, Mohternheit und Sparsaakeit,
Haltung des eingegangenen Vertrages - einzuachiirfon;
sie sind zu warnen vor den Demagogen, die von Zeit
zu Zeit zu Vertragsbruch reizen, dessen schlimme fol¬
gen Rancher verleitete Arbeiter hat bitter durchkosten
müssen;”

sie sind zu belehren,

"daß die katholischen deutsohen rie¬
st e r wirklich römisch-katholische Priester gleich
den Heimatpfarrer/! sind." 64)

Der hoho Klerus unterstützte die preußische Germnisierungs-
Politik auf religiösem Gebiet, indem er dazu auffordert®,
für die Seelsorge an den Arbeitsorten "Ordensleute reiohs-
deutsoher Abstammung" zu erbitten.6*5^ Um noch einmal deut¬
lich zu machen, wie stark die Kirche mit den ¡junkerlichen
Interessen liiert war, wurde den Pfarrern, die die auslän¬
dischen Arbeiter in Deutschland betreuten, ausdrücklich
nahegelegt, ein gutes Verhältnis zum "Arbeitgeber" und
zum Landrat herzustellen, denen gegenüber "man sich in Vor¬
stellungen bei aller Offenheit eines maßvollen Tons be¬
dienen wolleSie sehr nlle Bestrebungen, die Lage
der polnischen Arbeiter in Deutschland zu erleiohtern, den
Hauptzielen dos hohen Klerus untergeordnet waren, ist
ersichtlich, wenn die Forderung, die Schnitter nach Ende
der Saison in die Heimat zurückkehren zu lassen, damit be¬
gründet wurde, daß sie sonst dem "Unglauben und der So-,
zinldemokratie" anheimfallen würden. '* Entgegen den Kla¬
gen der Schnitter fand die Tätigkeit der Deutschen Arbei¬
tern entrale in den Leitsätzen Anerkennung, was einen-Be¬
amten des Beiohsamtes des Innern zu der Bemerkung voran-
lnßtej

"Diese Anerkennung der Arbeiter-Zentrale ist sehr
erfreulich." 68)

64) Ebd. f. 18
65) , ebd. f. 19
66) ebd.
67) ebd. f. 20
68) ebd.
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Waren die biaher ¿eaannten Forderungen nicht speziell im
Elnbliek auf die Kriegszeit erhoben, so wurden im An-
sehluß hieran verschiedene '»Unsche, die die Verbesserung der
fege (ier Schnitter während des Krieges betrafen, vorge-

brsoht. Die Leitsätze setzten sich oln -für Lohnerhöhung,
Drlsubsbewilligung, bessere Fürsorge vfür uneheliche Kln-
der, Erleichterung dos Kirohbasuches sowie für die Besei¬
tigung der Sonntagsarbeit.Gleiohsam um sioh sofort

für die vorgebraohten Wünsohe zu entschuldigen, hieß es
abschließend ln den Leitsätzen, daß die gegebenen Anre¬
gungen

"keinerlei Tendenz gegen Arbeitgeber oder staatliche _
Stellen haben, daß vielmehr ein harmonisches Zusam¬
menarbeiten mit diesen durchaus notwendig ist." 70)

Da die Bisohöfe in diesen Leitsätzen nur einige der Forde¬
rungen der Schnitter vorbraohten und es ihnen offensicht¬

lich mehr darum ging, die..Schnitter in der Hand der Kir¬
che und der Junker zu behalten und alles zu unterlassen,
was den Interessen der Junker und ihres Staates zuwider-
lief, war es den preußischen Staatsbehörden ein Leichtes,

die Vorschläge der Bisohofskonferenz für die Besserung der
fege der ausländischen Arbeiter mit dem Hinweis darauf
abzutun, daß ähnliche Überlegungen schon angestellt worden
wären bzw. durch die Erlasse von Ende 1917 ihre Bogelung
gefunden hätten.^ Ansonsten wurde der

'"Segen seelsorglLoher Fürsorge fUr die polnischen Ar¬
beiter und der Eutzen einer vom Geiste des Vertrauens
und der Mäßigung getragenen Mitarbeit der Geistlich¬
keit -an der Pflege ihrer Wohlfahrt"

dankbar anerkannt J**

La Sinne der vom hohen Klerus aufgestellten Leitsätze in¬
tensivierten die GoiBtliohen die kirchliche Seelsorge be¬
sonders in den Jahren 1917/1918, als die Unzufriedenheit
der Sohnitter zunahm. Auf Anregung des Fürstbischof Adolf
Bertram reisten, wie das griechisch-katholische iletropoli-

69) übd. f. 21

70) ebd.
71) obd. f. 23. Vergl. auoh DZA Potsdam, Eeichsamt dos In¬

nern, Polizeiweaen-Gon. Kr. 5 A, Bd. 1 (lir. 13718) f.- 3/6
72) DZA Potsdam, Eeichsamt des Innern, Polizeiweaen-Gon.

Kr. 5 adh. 2, Bd. 8 (Kr. 13716) f. 23
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tanordinariat ln Lemberg berichtete, zwei Missionare
dieses Ordinariats in Jahre 1917 seohs Kochen lang in
Schlesien und Westfalen umher, um die ukrainischen Saison¬
arbeiter zu betreuen und zur Arbeitsamkeit anzuhalten.
Sie hätten, so hieß es im Bericht

"auch die Interessen der Gutsherren gewahrt und
gepflegt," 72a)

Bel einer derartigen Kinwirkung auf die Sohnitter war es
verständlich,' wenn sich die Deutsche Arbeitor^entrile
bereit erklärte, derartige kiesionsreisen finanziell zu
unterstützen.) Für die erbetene Hilfe beim Bau einer Ka¬
pelle in Breslau für die »anderarbeiten zeigte die Arbei¬
ter-Zentrale dagegen wenig Interesse, weil es ihr wichti¬
ger schien, daß die Arbeiter von den Geistlichen möglichst
oft auf ihren Arbeitsstellen nufgesucht und beeinflußt wür-

74.)den. Zahlreiche sogenannte Polenseelsorger reisten von
Gut zu Gut und wirkten beruhigend auf die Schnitter ein.
Einer von ihnen, dessen Harne uns nicht bekannt ist, gab
wählend des Krieges "Praktische Winke und Wünsche für die
religiös-oaritntive Wanderarbeiter-Fürsorge" heraus.^
In ihnen finden sich zahlreiche kritische Bemerkungen
Uber die Lage und die Behandlung der Schnitter. Weshalb
oioh der anonyme Polenseelaorger aber mit diesen Fragen
befaßte, wird deutlioh, wenn er den seinen Amtsbrüdern er¬
teilten Eatr sich mit den Beschwerden der Schnitter zu
beschäftigen, mit den Korten begründetes

"Seist er (d. h. der Pfarrer, L.B.) sie aber ganz ab,
dann werden nie religiös verschlossen und oind .unzu¬
gänglich, wenn seine Hilfe und sein Einfluß seitens
der Arbeitgeber zur Vermittlung von Schwierigkeiten
in Anspruch genommen ird." 76)

72a) DZA Potsdam, Eeiohssmt des Innern, Polizeiweaen-Gen.
Br. 5 K, Bd. 1 (Hr. 13718) i. 77

73) ebd. f. 83/84
74) ebd. £. 34
75) s. Polnische Feldarbeiter
76) ebd. S. 9
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Auoh hieraus ist au entnehmen, wessen Interessen mit der
Seelsorge vertreten wurden.

Aufgrund der nur mit wenigen körten angedeuteten Bemühun¬
gen der katholischen Kirche, nur Beruhigung der Schnitter
im Interesse der Junker belzutragen, fanden sioh die Guts¬
besitzer in den Jahren der Verschärfung der üideroprüohe
auf dem lende bereit, die Seelsorge für die ausländischen
Landarbeiter finanziell zu unterstützen. In einem Flug¬
blatt von Jahre 1917 beten die kratholisohen Pfarrämter
von Belgexd, Köslin, Greifenberg, Heustettin, Pyritz,
Ruiaiüi Isburg, Storgard und Stolp in hinterpommera die Guts¬
besitzer, für.jeden der bei ihnen beschäftigten polnischen
Arbeiter jährlioh eine Hark an die Kirche zu zahlen. Es
handelte sioh um oine Abgabe, die naoh Aussagen des Flug¬
blattes schon seit längerer Zeit in Vorpommern, z. B«

Rügen, Stralsund, Anklam und P.aoewalk mit Einverständnis
der zuständigen Landratsämter entrichtet wurde.Um den
Gutsbesitzern klarzumachon, daß die Eirohe das gespendete
Gold in ihrem Interesse verwandte, erklärte das Flugblatt«

"Es ist den Pfarrämtern nur zu gut bekannt, wie
schwierig die Behandlung dieser Arbeiter (d. h. der
Schnitter, L.B.) im Laufe der kriegszeit geworden
istj sie dürfen aber wohl ohne Überhebung darauf
hinweisen, daß es ihr stetes Bestreben war, im In¬
teresse einer gedeihlichen Fortführung der iirtscbafts-
betriebe, auf die Sohnitter beruhigend eingowirkt zu
haben."

Sie Pfarrer gaben die Versicherung ab, •>uch weiterhin mit
den Gutsverwalfcungen bei der Siederhaltung der ausländi¬
schen Landarbeiter Hand in Hand arbeiten zu wollen.

Heu war die Forderung, die Gutsbesitzer an der Finanzie¬
rung der Seelsorge für die ausländischen .Arbeiter zu be¬
teiligen, allerdings nicht. Der Bischof von Paderborn vor¬
trat schon 1915 eine solche Forderung} nach seinen Angaben
hatten die Gutsbesitzer in Sachsen früher schon Beiträge
für die Pastorisierung der Sohnitter'entrichtet.Während

777879

77) Flugblatt abgedruckt bei Brewnimk, Robotnioy sezonowi,

78) ebd.
79) D2A Herseburg, Rep. 87 B, Arbeiter- und Angeatellton-

sachen Hr. 21 Gon. Bd. 15 f. 2
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der Minister der geistlichen und Unterrichtsangelesenbei—

tea den Antrag des Bischofs befürwortete,88' lehnte ihn

der Minister für Landwirtschaft ab. Br hielt die damalige

Zeit« d. h. das Jahr 1915, für ungeeignet, um die Gutsbe¬

sitzer zu freiwilligen Abgben aufaufordern.*
81

8283

84^ Jotst aber,

im Jahre 1917# unter dem Eindruok des wachsenden Wider¬

standskampfes der .¿efcnltter, fanden aioh die Junker be¬

reit, alle Möglichkeiten zur Beruhigung ihrer Arbeiter

auoaunutzen und die Stärkung des Einflusses der katholi¬

schen Kirche unter den Schnittern finanziell zu unter¬

st iltzen. Lehnten sie Lohnforderungen der Schnitter oft mit

dem Hinweis auf die. angeblich so hohen Produktionskosten

der Landwirtsohaft ab, so wurden diese 3inwände nioht gel¬

tend gemacht, wenn es um die Sicherung der Ausbeutung ging.
Auf das Flugblatt der Pfarrämter hin erklärten eich 1918

fast alle Gutsbesitzer in.-Pommern bereit, pro Schnitter

Jährlich 1 Mark für die katholische Seelsorge auesugoben.8^

ilur in zwei Kreisen - Pyritz und Greifswald - erhoben sich

ablehnende Stimmen.8"5^ Lio Gutsbesitzer fanden aioh auch

deshalb mit der Abgabe ab, weil sie versuchten - in Alton-

pleon wurde das praktiziert - das Kopfgeld den Schnittern

vom Lohne abzoziehen.8^ Auf diese öeise sollte dio kirch¬

liche Se«l3orge von den Gohaittern, gegen deren Interessen

sie objektiv gerichtet war, mitbezahlt werden.

Das in den Jahren des Krieges wesentlich stärker gewordene
Zusammenwirken von Junkertum, Staat und katholischer Kir¬

che trug nicht unerheblich dazu bei, daß sich die ln.den

Jahren 1917/1918 wachsende Unzufriedenheit und dor Kampfes—

wlllo der Schnitter niaht in großen Aktionen auswirkten

$0) Ebd. f. 1. Dar Minister wioo zugleich darauf hin, daß
seit 1904 5 000 Mark aus dem Staatshaushalt zur P.&ato-
rlaierung der Schnitter verwandt wurden, von denen die
Bischöfe von Münster und Paderborn Je 2 000, der Brz-
bisohof von Cöln 1 000 Mark Jährlich, erhielten. Außer¬
dem hatten die Gutsbesitzer finanziell zur Faotorisio—
rung beigetragen.

81) ebd. f. 5
82) LA Greifswald, Kep. 60 XI« Akten betr. die im Inlande

befindlichen russischen Saisonarbeiter, Bd. 3 (Kr.476)
f. 259/60, 255-265, 271/272/273, 275, 277, 279

83) ebd. f, 259
84) ebd. f. 223
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Und ein Teil der Schnitter die gewaltsame ( usplltaderung
ohne Widerstand hinnshn. Die Berechtigung der Worte Lenins
aus den Jahre 1915 fand durch die Tätigkeit der katholi¬
schen ICtjicbe in der Kinderarbeit er frage während dea Krieges
ihre Bestätigung!

"Ausnahmslos alle unterdrückendon Klassen bedürfen
zur AUfrechterhsltung ihrer Herrschaft zweier
sozialer Funktionen! der Funktion daß Henkers und
der Funktion des Pfaffen. Der Henker soll den Pro¬
test und die Smpörung der Unterdrückten niedorhal—
tea. Der Pfaife soll die UntererückSBg trösten,
ihnen die Perspektiven einer Üildorung der Leiden
und üpfer bei «ufreabterhaltung der Klassenherr¬
schaft aussalen (...) und sie eben dadurch mit die¬
ser Herrschaft sussöhnen, sie revolutionärer Taten
entwöhnen, ihren revolutionärer» Geist untergraben,
ihre revolutionäre Entschlossenheit zerstören." 85)

85

85) Lenin, Bd. 21, S. 226



3. Zur Tätigkeit polnischer Verwaltung«- und rilraor.'-cütcl—
len zugunsten der in Deutschland befindlichen ;.ohnittar

Cie nach der Proklamation des sogen-’nnten Königreiches

Polen vom 5» 11. 1916 gebildeten polnischen Verwaltungs-
stellen - dar provisorische Stantsrat, dar im September

19.17 dem unter deutscher-Kontrolle stehenden Eegentschafts-
rat wich - nahmen sich bald naoh ihrer Bildung der Arbei¬
terfrage an. Sie konnten an der Tatsache nicht vorübergehen,
daß Hundertta usendo polnischer Arbeiter zwangsweise? in
Deutschland tätig waren und mußten der gegen die deutschen
Okkupanten gerichteten Stimmung des polnischen Volkes Rech¬
nung tragen. Der polnische Etaatsrat bildete eine "Abtei¬

lung für Arbeit", die Einfluß auf die Arbeitsvermittlung

nach Deutschland zu nehmen suchte.88^ Es seigte sich -je¬
doch sehr rasch, daß die deutschen Okkupanten,, die hach
wie vor die Exekutive im Generalgouvernement aueübten, und
die deutsche Regierung nicht gesonnen waren, eich in der
Arbeitakr&ftefrage in die Karten sehen au lassen. Gegen¬
über den Bemühungen des provisorischen Gtaatsrates, Ein¬
fluß auf die Gestaltung der Wanderung polnischer Arbeiter
und deren lege in Deutschland zu nehmen, erklärte der deut¬
sche Verwaltungechef v. Kries, die Arbeit¿rvormittlung müß¬
te weiterhin in der Hand deutscher Institutionen, wie der
Deutsohen Arbeiter-Zentrale, bleiben, da

"das Deutsohe Reich eine Einmischung in seine inneren
Angelegenheiten nicht dulden könne." ö7)

Um aber den Staatorat nicht ganz vor den Kopf zu stoßen, -
erklärte sich der Verwaltungsohef einverstanden damit, daß
die "Abteilung für Arbeit" einen Ausschuß einsetzte, der
den deutschen Behörden i. Uns oho in Arbeiterfragen übermit¬
teln durfte und der über aratliohe Maßnahmen Informiert wer-1

*87

66) DZa Merseburg, Rep. 87 , Arbeiter- und Angeotellten-
saohen Hr. 18 A, Beiheft 4, f. 8/9

87) obd. f. 9
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den sollte«
"Würde loh den Staatoret dieses! Kugeständni© nicht gs—

mcht haben1', so schrieb v. Üriea aas 2u. "j. 1217 an
da3 Eeichsant des Innern, "hätte ich die Agitation '
gegen die Arbeiteranwerbung nur um ein neues Kampf-
mittel bereichert, so habe ich die Betätigung die¬
ses Staatsrats nicht völlig auageschaltet, sie aber
so gorlohtet, daß meine isntschließungefrciheit unberührt
ist und nach wie vor alle Fäden 'in

meiner ibnd blei¬
ben." 88)

ln der Tat blieben bis zur äiederlage dea deutschen Im¬
perialismus die Entscheidungen Uber die mit der Anwerbung
polniaoher Arbeiter und deren Überführung nach Deutschland
verbundenen Probleme in der Hand der deutschen Cmkupa-
tionsbehördon. «¡ährend es, wie der Verwaltungsohef des
Generalgouvernements ira Dezember 1917. bestätigte, bis zu
dieser Zeit zu einer praktischen Zusammenarbeit mit dom
vom polnischen Staatsrat gebildeten "Beirat in Arbeiter—
angelogenheiten" nicht kam und der Beirat sich längere Zeit
mit der Ausarbeitung-von Vorschlägen für die Besserung der
Lago der in Deutschland befindlichen Arbeiter beschäftig¬
te,®^ bemühten sich die deutschen 3t~atsbehörden dos Ge¬
neralgouvernements, das Anknüpfen von Verbindungen zv/i-
sohan dem St&atarst und den Schnittern in Deutschland zu
verhindern. Mit Verfügung vom 18. 11. 1917 wurde den pol¬
nischen Verwaltungsstellen der unmittelbare Schriftverkehr
mit den auf den deutschen Gütern beschäftigten Schnittern

verboten.;^ Dieses Verbot blieb bis zum Kriegsende be¬
stehen, nachdem der Delohekanzler finde 1911/ den Yer-
waltungschef ersucht hatte, allen Versuchen polnischer
Dienototellen, eine direkte Verbindung zu den Arbeitern
herzustellen, ontgegenzutreten.®2^ Auoh nachdem 1917
der polnische Pegentschaftsrat geschaffen war, hielt der

88) hbd.
89) DZA Potsdam, Beiohsauit des Innern, Polizeiweaen-Gen.jir.

5 4, Bd. 1 (3r. 137 18) f« 28. Iin ilalblnhroabsrioht
für die Zeit v. 1. 4. 1917 bis 30. 9. 1917 erklärte
der Verwaltungsehef allerdings, daß die dea Beirat an—iliederte"Fürsorge-KommissionfürpolnischeArbeiter

in Auslände" zahlreiche Gesuche einreicht®, in denen
die Rückkehr polnischer Arbeiter aus Deutschland ge¬
fordert viurde. a. DZA Potsdam, •“cichs-Justizamt, Völker¬
recht 11a/19 M. 2 (Hr. 7753) f. 156 (3. 75)

90) DZ A Potsdam, “eichsamt des Innern, Polizeiwesen-Gen.hr.
Forts, n. Seite
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deutsche Imperialismus an dieser Politik fest. Dos be¬
stätigen die Ergebnisse einer Besprechung, Cie am 25. 5.*1918 »wischen Vertretern des polnischen ¡¿inisteriums für
öffentliche Gesundheitspflege, soziale Iürsorge und Ar¬
beiters ohutz und der Verwaltung des Generalgouvernements
stattfand. In dieser Besprechung wurde fes.tgelegt bzw. den
poiniaohen Vertretern diktiert: 1. Der Geschäftsverkehr dos
MnisteriuES mit deutschen Behörden erfolgt nur durch die
Vermittlung des...Verualtungaohefs über das Kaiserlich Deut¬
sche Kommissariat bei der polnischen Regierung, 2. Es iet
den Ingehörigan der in Deutsehl nd beschäftigten Arbeiter
zu empfohlen, eich mit ihren Gesuchen an die deutschen
.Arbeitsämter und Verwaltungsstellen des Generalgouverne¬
ments su wenden. 3. Her wünsch des polnischen iiinisteriuas,
Anfragen dor in Deutschland weilenden polnischen Arbeiter
direkt beantworten zu dürfen, soll geprüft werden. 4. Der
Verwaltungschef ist bereit, auf Antrag hin Auskunft Uber
die mit den Polen abgeschlossenen rbeitsvertrüge su ge- .
ben. 5. Das polnisohe Mnisteriun fc;nn -iuf Antrag hi.i sta¬
tistische Angaben Uber die Arbeitsvermittlung erhalten.

Weshalb die deutschen Staatsbehörden sc eifrig bestrebt
waren, die polnischen Behörden in der Arbeitskräftefr-ge
nicht mitspreohea zu lassen und die Verbindung zwischen
ihnen und den Saisonarbeitern unmöglich au machen - die in
den Punkten 3 .- 5 gegebenen Zusagen wurden im allgemeinen
nicht eingeh-lten geht deutlich aus einem Schreiben des
liriegsministars vom Juli 1918 hervor, in dem es hieß;

"Von einer Aufnahme unmittelbarer Beziehungen zwi¬schen den polnischen Arbeitern und dem gananatonkiniaterium wären weitgehende Beunruhigung der pol-

Forte. v. S. 279:

5 A, Bd. 3, (Sr. 13720) f. 37/38
91) ebd. f. 40
92) DZ 4 Potsdam,“ Heiehaamt dos Innern, Mlit.aria-Sen.lir.11, adh. 17*, Bd. 2 (i?r. 12381) f. 294/295

93) DZA Potsdam, Eoichsanit des Innern, Polizeiweeen-Gen.Hr.^5 1, Bd. 3 (Br. 15720) f. 37 u. 3ß, Vergl. auch
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nischen Arbeiterschaft und damit Häufung von Be¬
schwerden. Arbeitsunlust und Unbotmäßigkeit mit
Sicherheit zu erwarten." 94-)

Der Staatssekretär des Innern stimmte dem zu.9-5^ Jioht er¬
wähnt wurde von beiden Ministern die Tatsache, daß die
deutschen Junker und Konopolisten nioht gewillt waren,
durch Erfüllung etwa von polnischen Behörden vorgebrach¬
ter Wünsche und Beschwerden ihre durch die Ausplünderung
der polnischen Schnitter erzielten Profite schmälern zu
lassen; nie fürohteten, die Sohnitter könnten in ihrem
Widerstand gegen die Ausbeutung HUokhalt bei den polni¬
schen Verwaltungsstellen finden und widersetzten sich jeg¬
licher Einmischung polnischer Kreise, auch der prodeut¬
schen, in die Sanderarbeiterfrage, Wie dieses Vorgehen be¬
stätigt, konnte trotz Proklamation vom 5. 11. 1916 v.on .
oinera selbständigen und unabhängigen polnischen Staat ab¬
solut keine Hede sein.

Haohdem den polnischen Verwaltungsstellen nioht gestattet
wurde, mit den in Deutschland .beschäftigten polnischen
Arbeitern Verbindung aufzunehmen, bemühten sie sioh, über
den Kationalrat in Posen und über verschiedene Fürsorge¬
organisationen dieses Ziel zu erreichen. Schon vor dem
Kriege hatten sich einige polnische Vereine mit der Sni—
sonarbeiter-i’ürsorga beschäftigt.9*^ Üb sie mehr auf eine
Organisierung der Saisonarbeiter hindrängten, sie der Eni—
grationsvarein in Krakau, oder ob sie, wie der Possner
Emigranten-fUrsorgeverein, sioh mehr von einer klerika¬
len Grundeinstellung leiten ließen - auf jeden Fa11 waren
sie der deutschen Segterung ein Dorn im Auge, da sie einen
"nicht zu unterschätzenden Faktor dos Widerstandes gegen
die preußisch-deutsche Polenpolitik" bildeten.9^ Wenn
diese bürgerlich-nationalen polnischen Fürsorge-Vereine

94) Ebd. f. 151
95) ebd. f. 152
96; Vergl. Biohtweias,

S. 242/243
97) ebd, S. 211

Saisonarbeiter, S. 209 ff. u.
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auch den Saisonarbeitern nicht den Seg zur sozialen Be¬

freiung wiesen, so bentihten sie sich doch auch wahrend
-des Krieges die Verbesserung der Lage der Schnitter.

In der Kriegszeit eine enge Zusammenarbeit zwischen

einigen dieser Vereine und der polnischen Reichst-gsfrAk¬

tion zustande. Anstelle das "Vereins für die Betreuung

der Saisonnuswanderer” trat ab 1. 1, 1918 in Berlin das
"Soziale Büro der polnischen fieiohstagsfraktion" ins lie¬

ben, welches sich mit dem Schutz der Intsressen der pol¬

nischen Arbeiter in Deutschland befaßte. Die Angliederung

des vom Nationalist in Posen finanzierten "Sozialen Bü¬

ros" an die polni.che Reichstagsfraktion war vorgenommen

worden, um der polnischen Saisonarbeiter—Fürsorge größe¬

res Gewicht bei den Gutsbesitzern und deutschen Staatsbe¬

hörden zu verleihen.

Das "Soziale Büro" erwarb sich unter den polnischen Sc (mit¬

ten! großes Vertrauen. Hach Drewniak erhielt das Büro in

den ersten 5 Monaten seines Bestehens mehr als 7 600

Briefe von polnischen Arbeitern.®^ Allerdings konnte

das "soziale Büro" nur wenigen Sohnittern Hilfe gewähren.
Obwohl os, wie auch die polnische Eeiehstagsfraktion,

keinesfalls die polnischen Arbeiter zu entschiedenem Klas—

senkampf aufforderte, wurde es von den Verfeohtern der-

preußisehen Polenpolitik und den Initiatoren der den

Schnittern auferlegten Zwwngsverordaungen gehaßt. Die Jun¬

ker, die bei einer wirksamen Fürsorge für die Saisonarbei¬

ter um die Schmälerung ihres Geldbeutels fürchteten, waren

schnell mit dem Vorwurf "großpolnia.chsr Bestrebungen" zur

Hand. Senn es dem "Sozialen Büro" auch gelang, mit zahl¬

reichen Land rät en zusammenzu-irbeiten und ihnen die Be¬
schwerden der Schnitter schriftlich vorzutragen, so wurde

93} Drewniak, Robotnicy seaonowi, S. 333
99) ebd. S. 333, Anmerkung 234



es dooh im allgemeinen von den Staatsbehörden boykottiert.

Das Kriegsoinisterium sah in der Bildung des "Sozialen

ürps" ein. "illoyales Verhalten" und fdrohtete, daß ge¬

gen die naoh der Herausgabe des Erlasses vom finde 1917-

exrlohteten Fürsorgen teilen, die, .wie wir darlegten, gar

nicht an eine wirksame Fürsorge dachten, Mißtrauen er¬

weckt würde.101 ^ Auf jeden Fall sollte eine selbständige

Tätigkeit polnischer Füreorgeorganisationen verhindert

werden. Das hatte auoh der Direktor der Deutschen Arbei¬

ter-Zentrale ec hon im'¿fahre 1917 gefordert.102^ Aus die¬

sem Grunde erhielten die Generalkommandos der Armeekorps

am 5. 2. 1918 vom iriegsraiaisterium die Anweisung, Be¬

schwerden und Schreiben des Sozialen Büros unbeantwortet

su lassen.10^ Beklagte eich das Innenministerium von

Mecklenburg-Schwerin am 23. 2. 1918 Uber die Zunahme der

vom "Sozialen Büro" ihm übermittelten Beschwerden der

polnischen Arbeiter,10*' so konnte es aufgrund der kriags-

minist riollon Anordnung im März erklären, daß Schreiben

des "Sozialen Büros" nicht beaohtet werden sollten.1

Die Generalkommandos der Armeekorps, z. B. des II. und

des IV., erteilten den ihnen unterstellten Instanzen

die gleiche Anordnung.106'’

Die Junker und die preußisch-deutsche Regierung bemühten

sieh nicht nur, das "Soziale Büro" an einer wirkungsvol¬

len Tätigkeit im Interesse der Schnitter zu hindern, son¬

dern waren zugleich bestrebt, andere polnische Institu¬

tionen und Organisationen keinen Einfluß auf die ».uslänöi-

100) Brewnlak führt an. einem Bericht des sozialen Büros
folgend,daß ca. 100 Landräte offiziell mit dem
Büro zusammenarbeiteten, 39 die ihnen zugesandten
Sssohwerdesohreibea beachteten bzw. teilweise er¬
ledigten und 25 Landräte die Tätigkeit des Büros
völlig boykottierten, (ürewniak, kobotnley aezonowi,
0. 333, Anmerkung 235) Diese Angaben entsprechen, was
die Verhältnisse in den östlichen und mittleren Ge¬
bieten des Deutschen Reiches anbetraf, u. E. nicht
ganz den Tatsachen bzw. können sich höchstens auf die
Zeit kurz nach der Gründung des sozialen Büros be¬
ziehen« Seit Frühjahr 1918 sind von den meisten Ixnä-
räten die vom preußischen Kriegsministerlua und den
Generalkommandos ergangenen Anordnungen, ie Arbeit
des Büros zu boykottieren, befolgt worden.

Forts, n. Seite
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sohen Arbeiter gewinnen zu lassen. Gegenüber den WUneohen

polniaoher Arbeiter, in die polnische Berufsvereinigung^0^

eintreten bu dürfen, und gegen die gleiche, polnischen

Verwaltungsstellen erhobene Forderung verhielt sieh die

deutsche Regierung streng ablehnend. Der Verwaltungsohef des

Generalgouvernements Warschau begründete seine Ablehnung

dea Eintritts in diese Berufevereinigung wie folgt:

"ür würde die deutschen Polen in enge Beziehungen mit
dem Königreioh Polen bringen und die Gefahr des Irre-
dentiamua erheblich vergrößern und nicht nur für die
polnische Borufavereinigung, sondern auch für die
großpolnieche Bewegung eine Stärkung herbeiführen,
die dem deutscuVöUdschen Interesse widerspricht.1' 108)

Die deutsche Regierung ließ sich von den Worten leiten,

die-der Direktor der Deuteohen Arbeiter-Zentrale 1917 aus-

spradht

"Der Pole ist immer zuerst Pole, dann erst Mensoh
und Arbeiter." 109)

Um die Sohnitter ungestört ausbeuten zu können, widersetz—

ten oioh die Junker und deren Regierung allen Versuchen,

Verbindungen zwischen den Saisonarbeitern und polnisohen

Organisationen,heraus teilen.

Die polnisohen fürsorgeOrganisationen, z. B. daa soziale

Büro, waren nuroh die Behinderung ihrer Arbeit seitens der

preußisch-deutschen Staatsbehörden nicht in der Lage, die

Sohnitter wirksam zu unterstützen. Da es ihnen nicht um die

soziale Befzeiung der *rbaiterklaase ging, konnten sie

einen illegalen iampf der ausländischen Arbeiter nioht

Richtung weisen. Von einer direkten Biawirkung revolutionä¬

rer polniaoher Organisationen, wie der •.ozialdemokratie des

Königreiches Polen und Litauens, auf die Schnitter ist uns

nichts bekannt. Angesichts dieser Satsaohen wirkte sieh der
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101) DZA Potsdam, Reiohea: t des Innern, Polizeiwesen-Gen.Kr.

5 A, Bd. 1 (Hr. 13718) f. 176/177
102) DZA Potsdam, Reiohaamt des Innern, Polizeiwosen-Gon.iir.

; ? adh. i, Bd. 7 (Kr. 13715) f. 229/230
105) BZA Potsdam, Reiohaamt des Innern, Polimeiwesen-Gen.Rr.

5 A, Bd. 1 (Hr. 13718) f. 177
104) IEA Schwerin, Rep. 41, Akten betr. die Überwachung der

Russen, insbesondere der Schnitter (i»r.17253)»Schreiben
v. 23.2.1918 an daß Stellv.Generalkommando des IX.Ar¬
meekorps.

Forte, Seite



Varrat der Führer der SPD und der deutsahen Gewerkschaften an

den Interessen der deutschen und ausländischen Arbeiter um

so negativer aus. Wenn sich die bewußtesten der Schnitter

in den Jahren 1917/1918 von dom Hoffen auf bürgerliche Wohl¬

tätigkeit befreiten und bewußt den &'eg dee Klassenkaiapfee

einsohlugen, so wer das den 'Einflüssen der Großen üozialieti-

schen Oktoberrevolution und dem Wirken revolutionärer deut¬

scher Arbeiter eu danken.
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103) ebd. Schreiben v. 27. 3. 1918 an Stellv. GK des IX. Ar¬
meekorps

106) Ausw irfcungen der Oktoberrevolution, Bd. 4/
III, S. 1333} LA Greifswald, Rep. 65 o, Akten betr.
die russischen Sohnitter während der üobilmaohung
Bd. 4 Cai. 2807) f. 163

107) !!ber die opportunistische und nationalistische H-ltung
der polnischen Berufsvereinigung vergl. Schumann,

.-Auswirkungen, S. 256/257
108) DZ.A Potsdam, Reiohsamt des Innern, Poliaeiwesen-Gen.

. Br« 5 *>, Bd. 1 (lir. 13718) f. 35
109) DZA Potedwa, “eichsamt des Innern, Polizeiwesen-Gon.ilr.

5, adh. 2 Bd. 7 (Hr. 13715) f. 335
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VII. Die Versuche dee deutschen Imperialismus, die Ein¬

wanderung und die Ausbeutung ausländischer Arbeiter

für die Baohkriegezeit gewaltsam zu sichern

Während des ersten Weltkrieges war der junkerlioh-bourgeoise

deutsche Imperialismus bemüht, nicht nur die von iha be¬

setzten Gebiete fremder Staaten ausauplUndern und auslän¬

dische Arbeitskraft© in großem Umfange in die doutsohe

Kriegswirtschaft einaubeziehen, sondern zugleich die Einwan¬

derung ausländischer Arbeiter für die Haohkriegazeit zu

sichern. Befanden eich schon in den letzten VoricrlegsJah¬

ren ca 500 000 ausländische Arbeiter in der deutschen Land¬

wirtschaft, so 3tieg-deren Zahl im Varlaufe des Krieges bis

zum Jahre 1918 auf oa 7oG 000 an.^ Bas große Ausmaß der

Aualänderbeeohäftlgung und die beaondors mit dem Krieg gege¬

bene KSgliohkeit der starken Ausplünderung dieser Arbeiter

führten die Junker und die Regierung zwangsläufig zu dem Be¬

streben, die Quelle großer Extraprofite auch nach Kriegsende

nioht versiegen zu lasse; . Bemühungen in dieser Richtung

1) Es liegen uns keine exakten Zahlenangaben vor, ¿‘ährend

das Xriegsministerium im Dezember 1917 von ca 4ou 000

aus dem Generalgouvernement stammenden ausländischen
Landarbeitern redete (DZA Potsdam, ßeiohskanzle1, I Gr.

22, Landwirtschaft 12, Bd. 4 (Sr. 1146) f. 72), sprach
der Kriegsausschuß der Deutschen Landwirtschaft vor,

500 CÜO ausländischen, in der deutschen lendwirtschaft

tätigen Arbeitern. (LDd. f. 61) Abgesehen davon, daß die

deutsche Regierung be=onderß während des Krieges nicht

daran interessiert War, zu hohe Zahlen anzugeben, sind
bei diesen Angaben die im J«hre 191S nach Deutschland
überführten ^uslUndiecr.es Arbeiter und die K-rtoffelgrä-

ber nicht eingerechnet, riech Berichten der veutschen Ar¬
beiter-Zentrale waren 1917/1918 insgesamt 572 274 auslän¬

dische Arbeiter in der deutschen Landwirtschaft legiti¬

miert. Hiervon stammten 548 566 aus Rußland (besonders aus

Polen), 14'1#7 aus Österreich )besonders Euthonen und Po¬

len), 145 aus Ungarn, 2 197 aas der Schweiz, 128 aus Ita¬

lien, 5 574 aus Belgien und den Niederlanden, 1 205 aus
Dänemark, Norwegen und Schweden, 585 aus Frankreich und
Luxemburg, 166 aus anderen Ländern. (Statistisches J a hr

buch 1919, 3. 313), Diese Zahlen, die wir noch einmal
aufführen, um einen gewissen überblick über die Herkunfts¬

länder der Baaderarbeiter zu vermitteln, entsprechen koi—

Forts, n. Seite
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zeigten sich nicht erst bei der unmittelbaren Vorberei¬

tung der Friedensvertrage mit ¿>owjetrußland und der

Ukraine 1910, sondern schon Jahre zuvor wurde ein Pro¬

gramm entwickelt, das Forderungen in dsr Wanderarbeiter—

frage enthielt, wolohe von anderen Staaten erfüllt wer¬

den sollten. Dieses Programm stand in enger Verbindung

mit den Annexionsplänen des deutschen Imperialismus! 60

wurde nicht nur von einigen Monopolgruppen und J-unkern

vorfoohtpn, sondern vom preußisch-deutschen Staat ausge¬

arbeitet und vertreten.

Mit der Durchsetzung seiner aggressiven Pläne — seien es

die direkte Annexion Belgiens, Polens, der baltischen

Staaten, oder deren Unterwerfung unter den deutschen Im¬

perialismus als Pufferstaaten oder in Gestalt dsr Ver¬

einigten ¿tasten Mitteleuropas, die auch Österreich um¬

fassen sollten - hoffte der.deutsch® Imperialismus, zu¬

gleich die Wanderarbeiterfrage in seinem Ginne lösen zu

können. Damit sollten Bobwierigkeiten beseitigt werden,

die ausländische Regierungen vor dem Erlege hin und wie¬

der der massenhaften Einwanderung von Arbeitern dieser

Staaten in den .Veg gelegt hatten. Schon während des deut—

russischen Zollkrieges 1895 brachte die russische Regie¬

rung zum Ausdruck, daß sie in ihren "Praußengängarq" ein

Druckmittel gegenüber Deutschland besaß, indem sie ein

l’orts. v. S. 286t

nesfalie den Tatsachen, wurden doch sehr viele Wan¬
derarbeiter nicht durch die Legitimierung erfaßt.
Außerdem sind hier die Zehntausendo von Zartoffol—
grübern, die alljährlich zur Erntezeit ins L•nd ka¬
men, nicht einbezogen. Dach unseren Berechnungen, die
aloh aus 7. -hlemngabon der einzelnen preußischen Pro¬
vinzen sowie einiger Bundesstaaten ergaben sowie nach
Schätzungen, die sich beim Fehlen ähnlicher Angaben
notwendig machten, wird es nicht zu hoch gegriffen
sein, wenn die Zahl der im Jahre 1918 in der Land¬
wirtschaft der mittleren und östlichen Gebietes
des Deutschen Reiohes arbeitenden Ausländer auf
700 000 beziffert wird.
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Varbot dar Wanderung jSolnisohor Arbeiter naoh Deutsch¬

land vorbereitete.^'^. Durch den Absohluß des deutsch-rus¬

sischen Handelsvertrages -von 1894 wurde Jedoch diese für
den deutschen Imperialismus entstandene Gefahr beaoitlgt.
Auoh bei späteren Verhandlungen Uber die Erneuerung des
Handelsvertrages von 1394 bemilhto sich die russische So¬
ßierung, die Forderung, "ihre" Arbeiter in Deutschland

besser zu behandeln, nur Stärkung ihrer Positionen Deutsch¬

land gegenüber auezunutzen.*
2

3

4^ Dann alofa die preußische Re¬
gierung schließlich .den Anschein gab, den russischen Wün¬

schen in der Wand erarbeit erfrage zu entsprechen, so zeig¬

te das nur, in welch starkem Haße die Monopolisten und

Junkor auf die Einwanderung russisch-polnischer Arbeiter

angewiesen waren.^ Die Protecte ausländischer Regierun—

gen mehrten sieh,-nachdem im Jahre 1907 der Inlandslegiti_

nationszwang für ausländische Arbeiter in Preußen eiage-

führt wurde und die herrschenden Klassen dadurch über bes¬
sere Möglichkeiten für die Kontrolle und die iiiedorhnl—

tung der Ausländer verfügten. In ihrem Protest gegen das

Inlandelegitioationsverfahren wies die österreichische .

Regierung auf den deutsch-österreichischen Handelsvertrag

von 1891 hin, der die Bestimmung enthielt, daß die Öster¬

reich—ungarischen Arbeiter den deutschen gleichgestellt

sein sollten, denn die österreichische Regierung auoh

nioht ernsthaft daran daohte, um der Schnitter willen die
deutaoh-öaterreichisohen Beziehungen zu trüben,^ so be¬
stärkte doch ihr Protest die Bemühungen des deutschen

Imperialismus, sich die freie Verfügung über die nach
Deutschland einwandernden Saisonarbeiter zu siohern. Die¬
ses Bestreben wuchs, als in den letzten Jahren vor dem

Kriege Österreich und Rußland, zum Peil auf Wunsch der

Agrarier dieser Länder, die jetzt die Arbeiter selbst

1a) Mohtwoiss, Saisonarbeiter, . 118
2) ebd» S. 121/122. Zu den "Verhandlungen

über den doutooh-
rusaischen Randeisvertrag von 1594 und dessen Verlän¬
gerung vergl. Kuozynski/Y/ittkowski, Handelsbeziehun¬
gen, Sv 29 ff.; Hallgarten, Imperialismus, 3. 431/482;
Jerussolimski, Außenpolitik, 3". 291 ff.

3) liiehtweiss, Saisonarbeiter, S. 123/124
4) ebd. S. 192
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ausbeuten sollten und ia Interesse des Lohndruoks an
einer Reservearmee interessiert waren, erneute Proteste
gegen die schlechte Behandlung der Wanderarbeiter ln
Deutschland erhoben; durch den Entwurf des österreichi¬
schen Auswanöerungsgesetzes von 1913 z. B. sohlen die Ge¬
fahr dar Behinderung des weiteren. Zuzugs von äianderar-
beitarn nach Deutschland gegeben.'''' Nicht gewillt, sich
in der Ausbeutung der ausländischen Arbeiter Grenzen auf—
erlogon zu lassen, glaubte der deutsche Imperialismus,
ia Kriege und mit den Krieg die Voraussetzungen zu schaf¬
fen, ura seinen Standpunkt in der Wanderarbaitsrfrage durch-

ausotzen.

Das Bestreben des deutschen Imperialismus, den Einfluß
ausländischer Regierungen auf die Z ur/ani.orung von Arbei¬
tern aus -tisterrcioh, Rußland und anderen Staaten nach
Deutschland zu beseitigen, Zugeständnisse bei dar Behand¬
lung dieser Arbeiter zu vermelden und sie euch nach dem
Kriege ungehindert Ausbeuten zu können, trat schon in
den ersten Kriegsjähren deutlich hervor. Bin vorläufiger
und als "unverbindlich" bezeiohneter Entwurf von "wirt-

schaftspolitisohen Forderungen zum Friedensvertrage mit
Rußland" vom 26. .8, 1915, verfaßt von Oberregierungarat
von Schoenebeck aus dem Seichsnnit des Innern, gibt hier-Uber

Aufschluß.5

6^ Iiaoh diesem Entwurf sollte mit einem Friedens¬
vertrag zwischen. Deutschland und Rußland der Handels- und
Schiffnhrtevertrag von 1894 mit seinen 1904 getroffenen
Änderungen wieder in Kraft treten. Absatz 8 der Artikel
1 und 12 des Schlußprctokolls von 1907 müßte, so sah es
der Entwurf vor, eine Formulierung dos Inhalts erhalten,
daß die russisohen Arbeiter, die für die Saison nach
Deutschland kommen, wie bisher kostenfrei mit Legitime--
tionspepieren, gültig für die Zeit vom 1. 2. — 20. 12.,

5) Vergl. ebenda, £>. 195-2u0, 201-208
6) D2.A Potsdam, ReiohBfunt des Innern, Akten betr. Frie¬

de nsverh-'nälunfion (wirtschaftliche, handelspolitische
pp. Fragen) mit Rußland, Bd. 1 (Sr. 19239/3)f. 158-170



290 -

seitens Rußland versehen werden.^ ferner sollte die rus¬
sische Regierung verpflichtet werden, die Saisonwanderung
ruasisoher Arbeiter naoh Deutschland ungehindert zuzulas—

aen. Die Beutsohe .Arbeiter-Zentrale könnte - n-sch dem
deutschen Vorschlag - in Rußland völlig unbehindert rus¬
sische Arbeiter für die deutsohe Industrie und Landwirt¬
schaft anwerben» reohtagültige Arbeitsvertrügo mit den
Saisonarbeitern abschließen, ohne daß die russischen Be¬
hörden hierbei raitwirkon oder irgendwelche Gebühren er¬
heben dürften. Die Bestimmungen sollten für die Anwer¬
bung einer jährlichen HBchetssahl von 8üü 000 russischen
Arbeitern gelten. Deutscherseits wurde zugesichert, daß
diese Arbeiter keine Reohtsnachteile in Boutochland hät—

.Andere Entwürfe eines Iriedensvertrages mit Rußland aus
dom Jahre 1915 stellten, wa3 die vianderarbeiterfrage be¬
traf, ähnliche Forderungen aufDiese Entwürfe verraten
das Bestreben des deutschen Imperialismus, der russischen
Regierung das Recht, in der 8fanderarbeiterfrage mitzu-
spreohen, zu nehmen. Vergegenwärtigt.-man sich die vor dem
2rlege zwischen Deutschland und Rußland über die Sander—
Arbeiterfrage geführten Auseinandersetzungen,^^ so wird
mit den Friedensvertxagsentwürfen des Jahres 1915 deut¬
lich, daß die deutsche Regierung von der Voraussetzung aus—
ging, aus dem Kriege gegenüber Rußland als Sieger hervpr—

zugehen. Gleiches ist don Verhandlungen zu entnehmen,
die der "Wirtschaftliche Ausschuß°vom 14. - 16. Septem¬
ber 1915 durohführte."*^ Der Aussohuß kam zu der *»#*'

7) Ebd. f. 163
8) obc. f. 1G9
9) s. "Dnverbindlicher im Reicheamt des Innern und im us-

wärtigen Amt verbreiteter Entwurf zum russischen irie-denavertrage1' (2. Entwurf) vom 2o.10.1915, in: DZA Pots¬
dam, Heiohsamt des Innern, Akten betr. friedensverhand—
lungea (wirtschaftliche, handelspolitische >p.Fragen) mi1
Rußland, Bd. 2 (Rr. 19239/4) f. 5-12. Gleiche Bestimmun¬
gen unter Einfügung der Forderung, daß die Zeitwanderung
nicht vom Besitz eines Passes oder anderer i-egitiinatioas-
papiere abhängig gemacht werden solle, enthält der vom
15.11.1915 datierte Entwurf über don mit Rußland zu
schließenden Friedensvortrag, s. D2A Potsdam, Heiohsamt
des Innern, Hilitaria-Gen.Kr. 85, adh. 24, Dd. 1(ilr.
13054) f. 34-42

Forts, n. beite



Auffassung, daß Deutschland in dreifacher Hinsicht wirt¬
schaftliche Vorteile aus den Kriege erwachsen könnten
und müßtest in Gestalt von Landerwerb, handelspolitischen
Zugeständnissen und einer baren Kriegsentschädigung. In
Vorbindung mit dioaen Überlegungen über dio wirtschaft¬
liche Ausplünderung fremder Staaten an oh Kriegsende 'wur¬
de auoh dio hand erarbeit erfrage berücksichtigt. Der Stap.ta—
Sekretär des Innern, belbrüok, berichtete über die dies¬
bezüglichen Forderungen des Ausschusses:

"Auf die Zulassung einer ausreichenden Zahl von Wan¬derarbeitern ist nach Ansicht des .. irtschaftlichenAusschusses ganz besonderes Gewicht zu legen." 12)
Die in den verschiedenen Entwürfen von Priedensverträgen
mit Rußland vom Jahre 1915 aufgestellten Forderungen in
der Sanderarbeiterfrage wurden in den folgenden Jahren
nicht nur1 gegenüber Rußland erhoben, sondern sollten ge¬
genüber "11 den Staaten durchgesetzt werden, "US denen die
deutschen Junker und ¡.unopolisten hauptsächlich Wanderar¬
beiter bezogen und die der deutsche Imperialismus sich
durch den Krieg entweder .direkt angliedern oder wirtschaft¬
lich von sich abhängig mci en wollte, bas bewiesen uie
gegenüber Polen verfolgten Pläne.

Hnohuom am 5. 11. 1916 von Deutschland und Österreich das
sogenannte Königreich Polen proklamiert war, ein von den
Mittelmächten koam-’ndiertea und gelenktes dt’atßgebilde,
bemühte sich die preußisch—üeutsohe Regierung, "Sicherungen"
auf militärischem, politischem und wirtschaftlichem Gebiete
zu erhalten, die ihr die Gewißheit geben sollten, daß Po¬
len einen dauerhaften Anschluß an die Mittelmächte, vor
allem Deutschland, behält. Zu den wirtschaftlichen "Siche¬
rungen", die Polen in für 30 Jahre geltenden Verträgen
Deutschland zugestohan sollte, rechnete der preußische

Forts, v. S. 29o:
10) üiohtweiss, Saisonarbeiter, S. 20o - 206
11) DZ4 Potsdam, «oichsarat des Innern, Akten betr. Frie¬dens Verhandlungen (Wirtschaftliehe, handelsnolitisohepr>. Fragen) mit Rußland, Bd< 1 ( r. 19239) i. 207-21112) öbd. f. 209



Innenminister am 18. 11. 1916 das Zugeständnis der freien
Anwerbung polnischer Arbeiter im Interesse besonders der
deutschen Irfindv/irtsolMift.1^ eie aus dem Schreiben des
Innenministers an den Reichskanzler zuglaioti hervprging,
gedachte die preußische Regierung trotz Förderung dar Ein¬
wanderung polnischer Arbeiter nioht, ihre «mtipolniaohe

Politik aufzugebenj die vor dein Kriege bestehende Karenz¬
zeit, d. h. dis ailjährliohe Rückkehr der *anderarbeiter
in ihre Heimat Uber Inter, müßte unbedingt gefordert
werden.

" Auf de» Rückkahrszwang", so hieß 03 wörtlich, "wird
im Interesse des Schutzes von Deutschland gegen
eine Überflutung duroh eine fremdländisohe und unge¬
bildete Bevölkerung, -'.Iso im Interesse der Erhal¬
tung eines deutschen national- und Kulturstaatea,
keinesfalls verzichtet werden können." 14)

Riese Forderung deutete das Bestreben der Regierung an,
Jene vor dem Kriege gefundene Form dar Ausländerbesohäf-
tigung, die die ökonomischen Interessen der Junker an der
Ausbeutung billiger ausländischer Arbeiter mit der natio¬
nalistischen preußischen Polenpolitik vereinte, auch nach
dom Krieg fortzusetaon.

Die Forderung des preußischen Innenministers nach oiohe—
rung dar ungehinderten Sinwandorung polnischer Arbeiter
entsprach deq. Interessen der Junker# Ende 1916, in Ver¬
bindung mit der Proklamation des polnischen Königreiches,
mahnten die Gutsbesitzer und deren Interessenvertretun¬

gen in zahlreichen Sohreiben, bei der "Neuordnung" der
Verhältnisse in Polen unbedingt den Zuzug polnischer
Schnitter für die Zukunft zu sichern.Derartige Forde¬
rungen rissen von nun an bis zum Kriegsende nicht mehr

,*?<>

13141516

13) DZAMsBeburg, Rep. 77, ZentraleUro, Pit. 863 A,Welt¬
krieg, Nr. 26 £. 22

14) ebd. f. 22
15) Var gl. S. 187 ff, ferner: DZAfc&rseburg. Rep. 87 ß,Arbei¬

ter- und ngestuiltenenohen Ur. 18 A, Bö. 6, Telegramm
dar Londvilrtschaftskammer. Jat> If -U Al

16) Vc-rgl. s.B. LZAPotsdam, ^oichsamt des Innern, Poli-
zeivveson-Gen. :lr. 5 A, Bd. 1 (Kr. 13718) f.259 u. 360|
DZAPotsdam, Auswärtiges Amt, Auswanderung Sr. 33,
adh. I, Bd. 1 (Nr. 30007) f. 2; DZAHersebürg, Rep.
87 B, Arbeiter- und Angestelltensachen Ir. 18 s, Bei¬
heft 4, f. 24



Dieser Feststellung widerspricht die Tatsache nicht, daß
sich wahrend des Krieges zahlreiche stimmen, besonders aus
den Seihen der Bourgeoisie, erhoben, die die Notwendigkeit
für die deutsche Wirtschaft, von ausländischen Arbeitern
unabhängig zu sein, betonten, idit den Mittel der "inne¬
ren Kolonisation" und dem Eintreten für den landwirtschaft¬
lichen Kleinbetrieb hatten Vertreter der liberalen Partei¬
en schon lange vor dem Kriege versucht, den "deutschen
Osten" gegen dis Slawisierung zu schützen.1^ Jetzt,
während des Krieges., verbanden sich derartige Forderungen
mehr denn Je mit nationalistischen und rassistischen Ideen.
Be ging den Verfechtern der Kolonisation keineswegs nur
um die gewaltsame Germanisierung der bis dahin von Preußen
geraubten polnischen Gebiete; die Schaffung eines festen,
"kernigen" Bauerntums, eines "harten Kriegevolkes", soll¬
te die Voraussetzung bilden, um das durch den Krieg zu
gewinnende "Neuland" im Osten "völkisch" zu sichern.1

Es handelte sich um die gleiohen Ideen, die, modifiziert,
der westdeutsche Agrarsoziologe Alexander Riistow 1957 zus-
spraohi

"Das Bauerntum und seine Verwurzelung im Bodeneigen—
tum und in der Natur der menschlichen Familie bil¬
den die festeste Verankerung, den stärksten Schutz¬
wall gegen kollektivistisch-totalitäre '-Tendenzen." 160)

Äie stark die Forderungen nach Vermehrung des B-ucrntuos
und der seßhaften Landarbeiter mit den Annexionsplänen
des deutschen Imperialismus übereinstimmtea, ist den Aus¬
führungen des Junkers von Schworin-Putzar über die Aufga¬
ben der ostelbisehen Gutsbesitzer vom Jahre 1916 zu ent¬
nehmen. v. Schwerin-Putzar sprsoh sich für die Stärkung
der seßhaften Landarbeiterschaffe, u. «.„durch rücksichts¬
lose Germanisierung der preußisohen Staatsangehörigen pol¬
nischer Nationalität, aus, um dann zu erklären:

*S.

16a) Vergl. Kicbtweiss, Saisonarbeiter, 3. 18
16b) Vergl. u. a. Hansen, Landwirtschaft, S. 77-79; Keup,

Innere Kolonisation, S. 591-593; Keup, Heues Sied¬
lungsland, S. 268, 170-273; Nagel, Innere Kolonisation,
S. 59; Pagenkopf, Innere Kolonisation, 3. 296-298; v.
Sohwerin-Putzar, Aufgaben, S. 10—18; Waltenath, Land¬
flucht und Slawisierung, S. 337-540, 350.

16o) RUstow, Bauerntum, S. 4



"Und wenn dereinst der Zeitpunkt eintritt, wo ia
heutigen Usteibien ohne Vernichtung der großen
Güter kein L-nd nehr nu hnben ist, dann wird das
deutsche Volk sioh erinnern müssen, d*3 der
iieltEsoht Deutschland im
Daten i rn n e r wieder neues Land aur Ver-- .¡g,-.
fUgung eteht, sob~ld sie dessen notwendig bedarf." J

Nationaliotische, rassistische Gedenken waren es, verbun¬
den mit der Forderung auf Annexion weiterer polniaohor
Gebiete —Sieger a. B. schlug vor, die Banderarbeiterfrage
einfach su lösen duroh die Angliederung sueaioch-Tolena
an Deutschland .die einen feil der Junker und die
dem Ostaarkenverein nahostehenden Preise des Kleinbürger¬
tums den Versieht auf den Beäug ausländischer rbeiter
für spätere Zeit verkünden ließen, tiaig waren sich die
Junker aber - der "Patriotismus" sollte keinesfalls den
Geldbeutel schmälern - in dem Bestreben, für die ersten
Jahre nach dem Kriege den Zueug -usländischer Arbeiter für
die. L.-'f<uwIrteohaft zu sichern.

Den von den Junkern geäußerten »dasoben entsprach es, wenn
dar preußische Innenminister v. loeboll im Juli 1917 in
einem Schreiben an den Beiohskanzler die Hotwendigkeit be¬
tonte, dem polnischen Staatsrat mitauteilen, daß die deut¬
sche Regierung nicht gesonnen wäre,, mit der endgültigen
ke&eiung dar staatsrechtlichen Verhältnisse Polens auf
den 3ubu£ von G-ieon^rbcitern au Vorsichten. Gerade im
Hinblick «ui die in Polen gegen die Anwerbung bestehendes
¿idoratände müßten die "deutschen" Interessen in dieser
Besiehuag vor der Übernahme der Staatsgewalt durch die
polnisohe Eeglerung vertraglich gesichert sein. Anläßlich
der bevorstehenden Verhandlungen üb r die Übergabe einaeL-
ner Verwaltungszweige an die polnischen Behörden, 'die der
deutsohe aoumissar beim provisorischen Staat«rat in dessen
Site.ung vom 9. 6. 1917 nngokiindigt hatte, sollte die Sai—

16d) v. Schwerin-? utsar, Aufgaben, S. 14
. 16a5 Eieger, Landarbeitarfmge, S. 265
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sonarbeiterfrage in deutschen Interesse geklärt werden.1^

Sie vom Innenminister geforderte "Klärung'! erfolgte im
Jahre 1917 nicht. Der polnische Regentschafterst mußte den
besonders im Jahre 1917 wachsenden Widerstand der Werktä¬
tigen gegen die Wanderung naoh Deutschland berüoksichti- .
genj aum anderen hielten .die deutschen Behörden des General¬
gouvernements Warschau nach wie vor daran fest, alle mt
der Überführung polnischer Arbeiter in die deutsche Kriega-
wirtsohaft verbundenen Fragen in ihrer Hand zu behalten.
Je mehr aber die Schwierigkeiten des deutschen Imperialis¬
mus in der Arbeitskräftefrage in Verbindung mit dom Wachsen
der innerpolitischen Krise Zunahmen, desto stärker und häu¬
figer wurden die Forderungen der Junker, mit allen Mitteln
die Einwanderung polnischer Arbeiter für die Zeit nach .
Kriegsende zu regeln. Eingehend beschäftigte sich die an
anderer Stelle schon genannte Eingabe des Kriegsausschussea
der Deutschen Landwirtschaft vom 25. 11. 1917, geriohtet
an den Reichskanzler Graf v. Härtling, mit diesen Proble¬

men.17

18-^ Umdie Notwendigkeit des Bezuges ausländischer
Landarbeiter für die Nachkriegszeit zu beweisen, stellte
der Kriegsausschuß folgendes Riobenexempel ant

In der deutschen Landwirtschaft befanden sich naoh der
letzten amtliohen Betriebszählung 7 800 000 Männer, davon
5 Millionen hauptberuflich Erwerbstätige. Von diesen 5
Millionen wurden 2 110 000 zum Heeresdienst eingezogen.
Mit den nebenberuflich in der Landwirtschaft tätigen Män¬
nern, die man also nur als halbe Arbeitskräfte rechnen kann,
beträgt die Oosamtzahl der im Heeresdienst stehenden land¬
wirtschaftlichen Arbeitskräfte 2 500 000. Nimmt man den
durch den Krieg voraussichtlich entstehenden Geearatverlust
an Toten und Arbeitsunfähigen mit nur 15 £ an,-so bedeutet
das für die Landwirtschaft einen Verlust von ca 525 000
Männern. Zählt man die in der Landwirtschaft während des
Krieges arbeitenden oa 300 000 Kriegegefangenen und ca 900 QO*

17) D2A Merseburg, Rep. 87 B, Arbeiter- und Angestellten-
sachon I?r. 18 A, Beiheft 4, f. 21/22

18) DZAPotsdam, Reichskanzlei., I Gr. 22, Landwirtschaft 12,
Bd. 4 (Hr. 1146) f. 65-58
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auslMndieohe V,«nderarbeiter, die mit Kriegsende io die Hei¬
mat zurückkehren wollen, hinzu, hat die Landwirtschaft
einen Geseatverlaet von 1 800 000 männlichen ‘rboitskräf—

Mit dieser Rechnung wollte dor -Vriegsausschuß der Deut¬
schen Landwirtschaft seine Forderung begründen, nach dem
Kriege weiterhin ausländische Landarbeiter . * eh—
dem betot worden war, daß die Landwirtschaft aus "nationa¬

len und völkischen Gründen'' lieber deutsche Arbeiter als
ausländer beschäftigen

würde,19

2021-* ließ der krlegcaussohuß
nationalistische Phraaan rasch fallen;

'•leider", so erklärte er,>«ürden die deutschen Arbeits¬
kräfte nicht -- eichen. ¡¿a ist zwecklos, sich

dieser Erkenntnis verschließen, und es raufl klar
und deutlich aUsgesproohen werden, daß die deutsche
Landwirtschaft nit einer vollständigen GicheretoL-
lung eines ausreichenden ZuBuges ausländischer Ar¬
beiter steht und fällt." 21)

Von den ¿.unsche ausgehend, auch nach dem Kriege ausländi¬
sche "rboiter ausbeuten zu können und bestärkt von der
Furcht, daß nach den Kriege die polnischen Großgrundbe¬
sitzer die ..enderung polnischer Arbeiter nach Deutschland
erschweren könnten, stellte der krieguaussohuß der Leut—
neben Landwirtschaft in seiner Eingabe folgende Forderungen
auf; 1. l)ie Zufuhr einer ausreichenden Zahl geeigneter
Wanderarbeiter aus Polen und wen angrenzenden Gebieten ist
durch entsprechende Otaatsvertrüge unter eilen Umständen
aioherzustollen und so zu organisieren, daß die...palnioohen
Staatsbehörden sie nicht hemmen können, hie Staateverträge
sind so zu gestalten, daß die künftigen gesetzgebenden In¬
stitutionen des polnischen Staates an ihnen nichts ändern
können. 2. Die Anwerbung polnischer Arbeiter ist durch die
Schaffung deutscher Anwerbenteilen in Polen zu sichern, die
frei und ungehindert arbeiten dürfen. 3. In den Stantever-
trägen ist genau festzule^en, wie und mit woloben Papieren

19) Ebd. f. 62/61
2ü) ebd. f. 6ü
21) ebd.
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die polnischen Arbeiter nach Deutschland kommen; sie sol¬
len die Grenze unbehelligt überschreiten dürfen. 4.

"Alle mit der Zufuhr polnischer Arbeitskräfte zusam¬
menhängenden Fragen müssen^in dem St«atsvertrage

fuhr p . „ i-tisohon und wirtschaftlichen Konjunktur des neuen
Staates ebenso unabhängig ist und bleibt, wie von
den Wirkungen der nationalen und religiösen polni¬
schen Bestrebungen und Leidenschaften." 22)

Obwohl angeblich die "tiefste Besorgnis um die Zukunft der
deutschen Volkswirtschaft" den Kriegsausschuß zu diesen
Vorschlägen veranlaßts, versäumte ex es nicht hinzuaufü-
gen, daß, sollte polnisoheroelts als Gegenleistung eine
besondere FUrsorgeorganiaation für die polnischen Arbei¬
ter verlangt und deutscherseits äugestanden werden, die
"deutsche Landwirtschaft" dem nur zustinmon werde, wenn
den Gutsbesitzern ein "ausreichender Einfluß" bei dar Für¬
sorge tätigkeit gewahrt bliebe.

Das Programm der Kriegsaussohusaes dor Deutschen Landwirt¬
schaft enthielt die ochärfsto Zusammenfassung der Forde¬
rungen, die die Junker im Kriege bezüglich der polnischen
Saieonarbeiterfr-ge aufstellten. Das in der Eingabe des
Kriegsauseohusses gestellte Ziel, Polen für Jahrzehnte
das Beoht zu nehmen, in der Vfranderarbeiterfrage mitsu-
sprechen, konnte nur in der Annahme vertreten werden bzw.
beinhaltete zugleich die Forderung, daß Polen für diese
Zeit ein von Deutschland abhängiger St->nt bliebe. Das wird
um so deutlicher, als gerade zu der Zeit, wo die Eingabe
dem Reichskanzler vorlag, die polnischen Verwaltungsorgane
des sogenannten Königreiches aioh bemühten, Einfluß auf
die Arbeitsvermittlung nach Deutschland und die Arbeitsbe¬
dingungen der polnischen Arbeiter in der deutschen In¬
dustrie und Landwirtschaft zu gewinnen. Da die Versuche

22) Sbd. f. 59
23) ebd.

Srörte
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des polnischen Staatsrata bz». des Begentachaftariifcee in

dieser i'.ichtung bedingt w«ren durch die wachsende Uneufric-

denheit der polnischen Arbeiter mit der Überführung nach

Deutschland und den dortigen Arbeitsbedingungen, richtete

sieh die Eingabe des Krisgsauasohuasos oinöuutig gegen uie

Interessen der polnischen Werktätigen, die von der Bil¬

dung eines wahrhaft polnischen ütnates einen ochute gegen

die maßlose Ausbeutung seitens der preußischen J.nker er¬

hofften.

Das Programm des AriegSAUsaohusscs der Deutschen Landwirt¬

schaft in der Frage der Einwanderung polnischer Arbeiter

nach Kriegsende deckte sich mit den Auffassungen der

preußisch-deutsohen Regierung» D»s bestätigt nicht nur eia

Vergleich mit den inhaltlieh angeführten ÄatwUrfen eines

Friedenavertrages mit ¿Rußland oder . .den an anderer ßteile

erwähnten örundaügen für einen ßtaatsvartrag mit. Ueter—

reioh vom Jahre 1917»*"^ sondern das ging auch aus den .

Stellungnahmen der Vertreter, .der Hegierung zu der Eingabe

des ¿riegsauseehueaes sowie verschiedenen Verhandlun¬

gen und Besprechungen des Jahres '1918 hervor. Gehen " 17.

12. 1917 teilte der Staatssekretär des Innern mit, der Ab¬

schluß -eines Staatsvertrages im Sinne der Forderungen dos

üriegaausechueees der Deutsonen Landw ¡.rtschnft wäre in

Aussicht genommen.Daß dar deutsche Imperialismus die

während des Krieges durchgeführte systematische Ruinierung

der polnischen Wirtschaft auch in der üaohkriegseeit fort-

ausetBsn gedachte, um auf diesem Söge polnische .Arbeiter

zu swingen, naoh Deutschland zu kommen, bestätigt eine

:. itaung des. preußischen St-atoninisteriums von 8. 12. 1917,

in der Stnateainister v. Jfaldow wörtlich erklärtes
!iSs raiiase deshalb darauf hingesixkt werden, d.-*3 das

neue Polen in dieser Beziehung (d. b. bei Wanderung
polnischer Arbeiter naoh Deutschland, L.D.) keine -
Schwierigkeiten mache und nicht zu einer Dntv.-icklurg
gelange, die su einem intensiven Betriebe und damit
zu einem größeren Arbeiterbedilrfnie führen würde26)

24) Vergl. e. 101/102
25) D2a Potsdam, neichskanzlei, I Gr. 22, Landwirtschaft 12

Bd. 4 (Lr. 11d6) f. 78
26) DZA Lereeburg, Rep. 96 n, Abt. B, fit. III, 2 b . 6

Dd. 166 f. 365



Es entspraoh der Eingabe des Kriegsausschussea der Daut-
sohen Landwirtschaft, wenn im Dezember 1917 der .Verw&l—
tungaohef des Generalgouvernements Wnrsohau die im-J^hre
1917 aufgeotellten Grundziigo für einen Staatsvertrag mit
Österreich als Grundlage für einen mit Polen abausehließen-
den Vortrag verwendet wissen wollte.2^ *ls Inwerbe Or¬
ganisation für Polen schlug er die Deutsche Arbeiter-Zen—
trale vor. Öm deren ausschließliches Wirken bei der An¬
werbung polniocher Arbeiter vornübereiten, wäre das Ar¬
beitsamt beim iireischaf von Czeastoch/iu, so berichtete
der Verwaltuagsohef weiter, aohon in eine Vermittlungs¬
stelle der Arbeiter-Zentrale umgev/andolt worden. Gleiches
sollte mit den Arbeitsämtern in Loco und Soenowioe ge¬
schehen, um der Gefahr vorzubeugen, daß die Polen bei
einer endgültigen ¡staatsrechtlichen Gestaltung Polens den
Übergang dieser Arbeitsämter auf polnische Behörden for¬
derten.2®^ Kar damit u. a. sohon Vorsorge getroffen, um
der Deutschen Arbeiter-Zentrale auch für die Daohkriegs—
seit die Arbeitervermittlung in Polen eu belassen, so er¬
klärte sioh der Verwaltungschef unter dieser Voraussetzung
bereit, den zu bildenden polnischen Staatsorganen einen
gewissen Einbliok in die Vermittlungstätigkeit dor kv-
boiter-Zontr-ilo zu gewähren. Dieses Zugeständnis wurde
nicht nur gemacht, weil der Verwaltuni.sohef die massiven
Forderungen der schon bestehenden polnischen Verwaltungs¬
stellen, Einfluß auf die Auswandererfrage zu erhalten,
kannte, sondern es sollte zugleich den erfolg der Anwer¬
bung sichern helfen. Die Anwerbung für Deutschland, so
betonte der Verwaltungsohef, würde an Vertrauen gewinnen,
je mehr dabei die iVahrung polnischer Interessen gesi¬
chert sohiene.2^

"ohne jede Beteiligung polnischer Organe ist die
ArboiterVermittlung nicht mehr denkbar, wir
sind auf ein Zusammenarbeiten angewiesen." bO)

Da die Anwerbung aber weiterhin in der Kand der Deutschen

*5

27) D2A Potsdam, fleiobsarat des Innern, Poliaeiweoen-GQn.hr.
5 A, 3d. 1 CE*. 13718) f. 25

28) ebd. f. 25-28
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Arbeiter-Zentrale bleiben und die polnischen Organe nur
dem Soheine nach raitwirken sollten, widersprach das
verlangte Eugaständnis nicht der Eingabe des Deutschen

Kriegsoussohusaos.. Auch der Direktor der Deutschen Aibei-
ter-Äentrnls, der den widerstand der polnischen Werktä¬
tigen gegen die Tätigkeit seiner Anwerbeinstitution kennen
mußte, stimmte dienen Vorschlägen des Verv«-tltun,,3chefs

31 ^
au, '' ging aber insofern noch über nie hinaus, da er
die Vermittlung polnischer Arbeiter innerhalb des polni¬
schen Landes selbst ebenfalls ln der II*nd der Arbeiter—
Zentrale wissen wollte, damit gleichsam die Fortsetzung
der während dea Krieges im Generalgouvernement Wirsobau
betriebenen Praxis für die finqhkriegseeit fordernd

Die Vorschläge des Veiwsltungsohefs des Generalgouverue—
raent3 befürwortete eine «m 2. 2, 1318 im Leie'«samt des
Innern durcligeführte Besprechung, an der neben den Ver¬
tretern der Legierung, des stellvertretenden Gonerpl.ctabs,
der Gouvernements Warschau und Brüssel (Belgien) Beauf¬
tragte der Deutschen rbeiter-Zantrale teilnahmen. In
der Diskussion Uber den mit Polen abzusohließendon iitaata—
vertrag* in dem Deutschland cioh das liecht sichern wollte,
die «rbeiteranwerbung in diesen Linde in seiner Land »u
behalten, wurde Uberoinstinmong darüber erzielt, daß die
Deutsche Arbeiter-Zentrale der polnischen Legierung, als
alleiniges Organ der Arbeiteraawoxtujig, für daß Deutsch- 1
land die Grantle übernähme, benannt werden sollte."'^
Die nooh einzuriebtende deutsche Geeandachaft oder das
Generalkonsulat in Polen hätten die Aufsicht üb-r die
Tätigkeit der Arbeiter-Zentrnle zu übernehmen.’^ Der .
polnischen Legierung wollten die Teilnehmer an der Bera¬
tung ein gewisses Aufoichtarecbt zugeetehen — sicher aus
den vom Verwaltungßohef angeführten Gründen wobei eie
zugleich, aber oine'Litairkuug niehtsuntlieber stellen
oblehnten.'5®' Wenn von der Forderung, die polnischen Bo—

31) libd. f. 38-4-8
32; ebd. f. 39
33) Protokoll ebd» i. 231—246
54) ebd. £. 232/233 u. 235
35) ebd. f. 236
36) ebd. f. 237/238
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harden sollen nach Polen geflohene kontraktbrüchige Ar¬

beiter zwangsweise naoh Deutschland zur ückfUhren lassen,

Abstand genommen wurde,so aioher deshalb, well wäh¬

rend dieser Zeit die Erbitterung der polnischen Werktäti¬

gen Uber die Z-j^ngs Verschleppung po niocher Arbeiter n*oh

Deutschland noch sehr groß war und einer solchen Forde¬

rung unmöglich seitens der polnischen Regierung hätte bu-

geetiamt werden können. Hnohüem Dr. Köhler, der Leiter

der Abteilung für Handel und Gewerbe des Generalgouverne¬

ments Belgien, für einen mit Belgien abzuschließenden

Staatsvertrag ähnliohe Leinungen vorbraohte., wie sie be¬

züglich Polen entwickelt worden waren'*8^ — die Deutsche

Arbeiter-Zentrale sollte ellerdinge in Belgien nur die

Vermittlung der Arbeiter für die Landwirtschaft überneh¬

men, während im Interesse der westdeutschen Schwerin¬

dustrie das Industrie-Büro in Brüssel weiterhin Arbeiter

für die Industrie anwarb -, erhielten die Vertreter der

Generalgouvernements Warschau und Brüssel den Auftrag,

die Staatsvertragsentwilrfe über die Arbelterabworbung in

Polen und Belgien für die Kaohkriegszeit nuszuarboiten.

Ausgangspunkt für die Ausarbeitung des Entwurfes des mit

Polen abzuschlieiienden Staatsvarträges bild te ebenfalls

wie für die Eingabe des Kriegs*ussohusses der. Deutschen

Landwirtschaft vom Jahre 1917 die Annahme, daß der polni¬

sche Staat weitgehendst wirtschaftlich und politisch von

Deutschland abhängig bleiben würde. Das bestätigte der

Verwaltungschef des Generalgouvernements Warschau schon

Konnte zuvor mit der Forderung, dahin zu streben, das neu—

geschaffene Polen Cer deutschen Wirtschaft soweit wie mög¬

lich nutzbar zu machen. Die Regelung der iiaieonauewanderung

aus Polen bzw. Einwanderung nach Deutschland wäre nach

Meinung des Verwaltungsohefs abhängig von der Klärung der

Frage, ob und inwieweit für Deutschland ein politisches

und wirtschaftliches Interesse bestände, aus Polen einen

*3839

37} Ebd. f. 240*
38) ebd. f. 244/245
39) ebd. f. 246
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mögliohat selbständigen und leistungsfähigen .sirtoctnita-

körper au machen. '

Der Entwurf eine» Bit Polen nbzuaohließenden bzw. Polen

aufzuawlngenden Staatavertrsges Tom Jahre 191ö4Ua^ be¬

stätigte ebenfalls« daß seine Verfasser fest mit einer

engen Bindung des polnischen Staates an Deutschland rech¬

neten. Bei der Behandlung der Saisonarbeiterfrage in die¬

sem Entwurf fanden die Forderungen der Junker und ihrer

Organisationen, z. B. des Kriegenusschuaaes der Deutschen

Landwirtschaft, ihren Ausdruck, Neu war der Voraohlag,

daß die polnischen Behörden nioht nur die Anwerbung und

Wanderung polnischer Arbeiter nach Deutschland ungehindert

Kulissen, sondern die Anwerbung und Vermittlung durch die¬

jenigen Organisationen und Eersonen, die ihr nioht von

der deutschen Rogierung benannt wurden, strafrechtlich

verfolgen

sollten.40

41' Auf diese Weise wurde jede Konkur¬

renz, die der Deutschen Arbeiter-Zentrale bei der Anwer¬

bung polnischer Arbeiter entstehen konnte, von vornherein

auageaohaltet. Bao Bestreben, ¿ie polnischen Behörden weit¬

gehendst von der Mitwirkung bei der Arbeiternnwerbung

ausausohließen baw. ihr das Kontrollrecht au nehmen, fand

ebenfalls seinen Niederschlag in dem Entwurf.42^ Um in

Interesse einer erfolgreichen Anwerbung den Anschein au

erwecken, daß die polnischen Behörden ein Jort mitaure—

den hätten, war vorgesehen, bei dar deutschen Gesandtschaft

baw. beim Konsulat eine .ienststelle einaurichten, die die

deutsche AnwerbeOrganisation beaufsichtigen sollte und an

die Eesohwerden Uber deren Tätigkeit geriohtet worden konn¬

ten. Ein unmittelbares Eingreifen in die Arbeit der Deut¬

schen Arbeiter-Zentr~le wurde den polnischen Behörden nioht
augestanoen.4^ Neu ln dem StaateVertragsentwurf war fer¬

ner die der polnischen Regierung gestellte Forderung, den

urohaug von Arbeitern aus den östlich Polen gelegenen

Ländern nach Deutschland au gestatten.44^ las die polnischen

40) Ebd. f. 210
40a)DZ.A Potsdam, Beiohsamt des Innern, Polizeiwesen-Gen.

Sr. 5 i, Bd. 3 (Nr. 13720) f. 169-173
41) ebd. f. 170
42) ebd. f. 170

43) ebd. f. 172
44; ebd.



- 303 -

Arbeitor anbatrsf, dlo sich zur Zeit des Abschlusses des
Staatovertragea noch in beutsohlend befäden, so sollten
eie unter Einhaltung der Kündigungsfrist nach Polen zurück—
kehren dürfen; landwirtschaftlichen Arbeitern wurde dies
allerdings nicht vor dom 1. 12. des entsprechenden Juhres
erlaubtBit dieser Festlegung war wiederum den wün¬
schen der Junker entsprochen worden, die keinesfalls zu-
lsssen wollten, daß die seit Kriegsbeginn in Deutschland
fostgehaltsnen Schnitter ihre Arbeitsstellen vor Beendi¬
gung der Ernte verließen.
Hatte die Deutsche Arbeiter-Zentrale im März 1918 vorgo—
schlagen, das Huster der mit den polnischen Arbeitern
abauschließenden Verträge zwischen der polnischen und deut¬
schen Regierung zu

vereinbaren454647

48-^ - die Zentrale hoffte,
dnduroh die polnischen Arbeiter leichter zum Vertragsab¬
schluß zu gewinnen —, so wandte sich der Reichskanzler aus
"t-'ictioohen Gründen", gegen die Aufnahme einer solchen Be¬
stimmung in den i>t«*tsvertr«gsentwur£, da erst die Forde¬
rungen der polnischen Regierung abgewartet werden soll¬
ten. 4^ «ie «nzuaehmen ist, wollte sich die preußisch-
deutsche Regierung die Uöglichkeit offenh-'lten, ein "Zuge¬
ständnis" au machen, uh ihre Forderungen in dar S-’ison-
arbeiterfmgc besser durchsetzen zu können.

Die Regierung sowie die Deutsche Arbeiter—Zentrale stimm¬
ten dem vom Generalgouvernement vorgelegtsn St’atsvcr-
tragsentvurf, der die Eingabe des Kriege«usachusses der
Doutsohon Landwirtschaft vom J»hro 1317 berücksichtigte,
prinzipiell zu.48^ Kur mit den Ausführungen über die in
Deutschi nd befindlichen Arbeiter war der Direktor der
Arbeiter-Zentrale nicht einversteneon*4^ solange der

45) Ebd.
46) ebd. f. 156. Der gleiohe Vorschlag wurde schon im De¬

zember vom Verwaltungeohef des Generalgouvernements
Warschau unterbreitet, s. DZA Potsdam, Reichs«:.! des
Innern, Polizeiwesen-Con.iJr. 5 A, Bd. 1 (iir. 13718) £,
29

47) DZA Potsdam, Reiohsamt des Innern, Polizeiwesen-Gen.Kr.
5 A, 3d. 3 (Kr. 13720) f. 175

48) Vergl. ebd. f. 336, 337, 165-167; DZA Potsdam, Reiche-
amt des Innern, Poiizclwesen-Gen.Sr. 5 A, Bd. 4 (Sr.
13721) f. 345 (Stellungnahmen des Kriog3ministeriums,

Forts, n. Eeite
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Krieg nicht beendet wäre, dürften die in Deutschland be¬

findlichen polnischen Arbeiter euch über Winter nioht in

ihre Heimat zurUokkohren, meinte er. Wörtlich fuhr von

dem Buasche fort:

"In der weitaus Überwiegenden Zahl der fälle hält
nioht der Vertrag, ebnaera der Befehl dar komnwn-
dierenden Generale die Leute hier zurück."

I>er Staatsvertrag könnte über diese befehle nioht einfaoh

hinweggehen, Um bis Kriegsende weiterhin die ausländischen

Arbeiter im bisherigen Umfang für die Kriegswirtschaft

susnutzen zu können, forderte der Direktor der Arbeiter-

Zentrale würtliohi

"Mir will scheinen, als ob man an diese Dinge mög¬
lichst wenig rühren, vielmehr Ihre iic-gelung besser
d in Generalen mitsamt der Verantwortung überlassen
sollte." 50)

Bis aus Kriegsende, bis ln die Novemberrevolution hinein,

gab der deutsche Imperialismus seine Pläne nicht - uf,

durch einen Staatsvertrag di® polnische ocisonwnnd^rung

in seinen Sinns zu regeln und Polen das Becht au nehmen,

Über die Anwerbung und die Behandlung der polnischen Ar¬

beiter ein Dort mitsuaprechen. Einige läge n>oh dom Kaf-

fsnstillstmidsangebot der deutschen Regierung forderte

das Kriegemlnisteriua/Kriegeat noch, in den Entwurf des

alt ’ölen abzuaohlieflanden Staohsvartrages eine Bestimmung

aufouaehaen, wonach die polnische Regierung nicht nur die

Anwerbung nicht behindern durfte, sondern sich zugleich ver¬

pflichtete, Jede Gegemgitetion gegen die Anwerbung nach

Deutschland, die eioh im Lande erheben könnte, zu unter¬

drücken. Sie sollta ferner nach dem Vorschlag des Kriege—

Ports, v. 3. 3.03:

des Generalgouvarneurs von Warschau, der Deutschen Ar¬
beiter-Zentrale und dsa Staatssekretärs des Beiohswirt-
achai'ta—Amtes.

49) DZ A Potsdam, Reicheamt des Innern, Poli0eiwesen-Gea.Br.
5 A, Bd. 3 (tr. 13720) f. 1*9/166

50) ebd. f. 166/167
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ministeriumigeawungon werden, für die Rückkehr jener
polnischen Arbeiter nach Deutschland au sorgen, ..tiie, nach¬
dem sie einen Arbeitsvertrag f ilr das Jahr 1919 nbschlos-
son, über Sinter in die Heimat beurlaubt werden sollten.

iiooh wenige Tage, bevor infolge der Revolutionen in Oster—
reich und Deutschland und duroh den Kampf dor polnischen
Werktätigen das deutsch-österreichische Sesatssungsregims
ln Russisch-Polen zussmmenbraoh und die polnische Bourgeoi¬
sie die Macht im Staate in die Hand nahm, verfolgte der
deutsche Imperialismus gegenüber Polen in der '¿'anderer—
beiterfrage seine in den Stantavertmgsentwiirfen niedere—
legten Ziele. Bin© letzte Möglichkeit, die Forderungen dor
Junker und Monopolisten ln der Saieonarbeiterfrage durob-
zusctBen, sah die deutsche Regierung im Abschluß eines
Abkommens mit den polnischen Behörden über die .Übergabe
der Verwaltung des Generalgouvernements Warschau an die
polnische Regierung zum 1. 12. 1918. Der Entwurf des Ab¬
kommens, welches so lange..gelten sollte, bis ein deutsch—
polnisoher ¿tastsvortrag abgeschlossen war, beinhaltete
die bekannten Forderungen naoh ungehinderter Auswanderung
polnischer Arbeiter nach Deutschland.'’*^ Allerdings schlug
der Varwaltungachef oohon die kildorung der deutschen
Wünsche vor, da, wie er in seinem Cchroiöen vom 2.11.1918
betonte,die Aussichten, die deutschen Forderungen, durch—

,Besetzen, äußerst gering wären.
"Gerade hier besteht dor erheblichste widerstand derPolen, die sogar fordern, daß die in Deutaohl-nd be¬findlichen Arbeiter sofort entlassen werden." 54)

Unter Hinweis auf die Forderung der polnischen htsntsorgane,
die Verwaltung dos Generalgouvernements schon bis zum

51525354

51) D2a Potsdam, ^eiotasant des Innern, Polizeiv/esen-Gen.Dr.5 A, Bd. 4 (Kr* 13721) f. 110
52) Entwurf s. obd. f. 95-113. Die Ausführungen über dieSaisonarbeitcrf age befinden sich f. 102/103.
53) sbd. f. 77-83. Die Forderungen, die er durohzusetzennicht für möglich hielt, hat der Verwaltungschef im"Entwurf" unterstrichene Vergl. ebd. f. 102/103
54) ebd. f. 81/82



- 306

15t 11« 1918 an 3ie zu übergeben und auch die im General¬
gouvernement bestehenden Büros der Be titschen Arbeiter—
Zentrale zu schließen,sowie getrieben von der Furcht,
daß die polnischen Ansprüche sich noch steigern würden,
drängte der Verwaltuagsohef dnrnuf, die Verhandlungen mit
größter Beschleunigung zu

führen.55

5657'' Einige Inge moh den
Ausbruch der Novemberrevolution, =un 7. 11. 1918, fand im
Roichsarat des Innern eine Besprechung über des bei der
Auflösung der deutschen O’dcupatlonsvoraaltung mit der pol¬
nischen Regierung abzusohließende '’'hereinkommen

statt,
in der die Vorschläge des Vsrw'-ltungsohefs Zustimmung fan¬
den.5^ Das war jedoch die letzte Besprechung der preußisch-
deutschen Regierung über die ’'ölen in der Wanderarbeiter—
frage aufzuzwingenden Forderungen während des Krieges.

Die Biederläge des deutschen Imperialismus im ersten Welt¬
krieg, die revolutionären Aktionen des polnischen und
des deutschen Volkes, ließen die vom deutschen Imperialis¬
mus während dea Krieges gegenüber Polen in der Janderar—
beiterfrage verfolgte gewalttätige Politik scheitern. Die
Grundlagen dieser Politik, der aggressive deutsche Im¬
port- lianuo, die Herrschaft der Monopolisten und Junker,
wurden aber nicht beseitigt, wie die bei Kriegsende in
Deutschland befindlichen polnischen "rbeiter frühzeitig
zu spüren bekamen. Die Schnitter..'erhielten mit Kriegsen¬
de nicht sofort die Srlaubnis, nach vierjährigem Zwmngs-
aufenthalt in Deutschland nach Dolen zurückkehren zu kön¬
nen, sondern sie mußten ihre Rückreise vielerorts orst
gegen die Versuche der Junker, sie v/eiterhin <ruf den Gü¬
tern festauhilten, erkämpfen.

Die gewalttätige Politik des deutschen Imperialismus ia
der «aaderarbeiterfrage richtete sich nicht nur gegen
Polen. Die Junker und das Monopolkapital drangen ständig
darauf, durch die mit anderen Ötaaten abausohließenden

55) über diese Forderungen vorgl. ebd. f. 88-94
56) ebd. f. 83
57) ebd. f. 76
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Friedensverträge und «irtschaftaabkomraen die unbehinderte
Einwanderung ausländischer Arbeiter moh Deutsohland au
siohern und diesen Staaten das Hecht zu nehmen, Hie In¬
teressen Ihrer nach Deutschland„gewanderten Staatsbürger
zu vertreten. Die FriedensvertragsentvrUrfe mit Kußland aus
...en Jahre 1915, die dieses Ziel verfolgten und die, nach¬
dem die polnische Frage 1916 in den Vordergrund gerückt
war, ¡nuah bei den Entwürfen eines mit Polen nbzuschließen-
den Staatsvertrage© Berücksichtigung fanden, boten den
Ausgangspunkt für die Forderungen, die dar deutsche Im¬
perialismus in den Friedensvertragsverh''ndlungen mit oowjet-
rußland nde 1917/Anfang 1918 in der tfanderarbeit erfrage
stellte.

"Bei der Vorbereitung des Iriedonsverträges mit Ruß¬land widmeten die herrschenden Kreise Deutschlands
der Frage der russischen Kriegsgefangenen und derSicherung des bedarfs an Arbeitskräften große Auf—aerkaamkait",

schrieb dar sowjetische Historiker Brjunin.*^ Was die
Kriegsgefangenen anbetraf, 30 stimmten die Junker mit Lu—
dendorff und dar Obersten Heereeialtung überein in dem Be¬
mühen, bis zum Abschluß eines allgemeinen Friedens die Ge¬
fangenen nur Kopf um Jiopf aueeutauschen und nicht die gom
genseitigo Püokg'be aller Kriegsgefangenen zuzula3©en, da
bei.diesem Verfahren Hunderttausende russischer Kriogs-
gefar.gener in Deutschland zurückbehalten werden konnten.5*®^
Gemeinsam strebten eie auch danaoh, in den Frisdonsvsrtrng
mit ^owjetruSland Bestimmungen über die Anwerbung von Bai—
sonarbeitern auf Zunahmen. Die "iieoiclenburgieche Landwirt¬
schaftliche Wochenschrift" gab cen Forderungen der Gutsbe¬
sitzer Raum, wenn sie am 26. 1, 1918 schrieb:

***

595 • rjunin. Deutsch© Begierune, o. 980
6ü) Vergl.ü£e11ungnnhmon~des ständigen Aussohuaaeo desrsnt.-id.au b •u&,Irts c.!;•>its rtes, ¿cs preußischen ..i-nisters für Landwirte ch*.ft und Ludondorffs, in; Lk\Dresden, Ministerium des Innern, Arbeit erverhiiltniosc

bei der Landwirtschaft, Bd. 4- (fix. 15848) f. 122j DZAMersoburg, Kap. 87 ü, .Arbeiter- und \ngestolltensachen
Mr. 18 4, Beiheft 4, £. 2j Auswirkungen
der Oktoberrevolution, Bd. 4/II, S, 815/816
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"Daß die »eitere Sicherstellung der Anwerbung von Ar¬
beitern in polen und Rußland in den Priedcnsvertrü-
gen gegeben sein muß, Ist selbstverständlich." 61)

Derartige fittasohe entsprachen auch den fielen Ludendorffa,
wie eine Äußerung von ihm vom Dozeober 1917

zeigte,61

62'*

sowie den Interesse): der oberschlesisohen Industrie.63

**

*-*

Auoh die 1912 von der Vereinigung für exakte i'irtsobafta-
forschur.g gebildete "Studienkomraisaion für Erhaltung des
Bauernstandes, für Kleinsiedlung und Landarbeit", die
unterauohen sollte, wie der deutsche "Bauernstand" durch
Vermehrung der deutschen Landarbeiter erhalten werden könn¬
te,6^ kam in ihren 1916 veröffentlichten bisherigen
"Hauptergebnissen" zur Auffassung, daß durch die Friedens—
vertrSge für die erste Zelt nach Kriegsende die Kinivmde—
rung einer ausreichenden Zahlvausländischer Wanderarbei¬
ter gesichert werden müßte.

io Befürchtung, nach .dem Kriege würden trotz eines Po¬
len aufgezwungenen StaatsVertrages nicht genügend polni¬
sche Arbeiter nach Deutschland kommen, verstärkte das Be¬
mühen dos deutschen Imperialismus, durch den friedensver¬
trag mit Rußland die unbehinderte Zuwanderung russischer
Arbeiter nach Deutschland zu sichern, öo erklärte dar
preußische Innenminister im Dezember 1917:

"Ls diHose versucht werden, den Ausfall an polnischen
Arbeitern durch Russen zu ersetzen, sonst würden
unsere landwirtschaftlichen Betriebe schließlich nur
noch mit hilfe chinesischer Kulis aufrecht erhalten
werden können." 66)

Zugleich betonten aber verschiedene..Regicrungsvertreter,
daß sich die Verhandlungen mit Rußland nicht -uf die rus-

61) Mecklenburgische l-ndwirtocbaftlichö ..oohoas'otarif t, 2.
Jg. 1916, Kr. 4, 26.1. Sp. 54, Aufsatz "ZrsotzbeSchaf¬
fung für die russischen Kriegsgefangenen". Gleiche For¬
derungen- in derselben Üeitoohriit a. 2. Jg. 1916, "r.
22, 1.6. 3p. 541, Aufsatz von Br. Bormann "Steuer und
f bnopoiplöne, die Landarbeit erfrage'' u. 2. Jg. 1918,
Kr. 25, 8.6., Sp. 556, Aufsatz von Ukonomierat Stein¬
sann "Die

Landarboitarfrage".
62) Auswirkungen der Oktoberrevolution, Bd.

4/II, ¿.816
65) abti. 3, 855-857, Eingabe des überoohlesiaohen Berg- und

Hüttonmänniachen Vereins vom 15.12.1917 an den Staats¬
sekretär des Äußeren.

Borts, n. Seite



slsch-polniaehen Arbeiter beziehen dürften. Eie Präge derpolnischen Saisonarbeiter wäre eine deutsch-polnische An¬gelegenheit, in die sich Rußland nicht einzumiachon ha-be.^Obwohl des sogenannte ..ongreßpolen staatsrechtlich noch»u Rußland gehörte, suchto der deutsche Imperialismus desdurch als Oktoberrevolution verkündete Recht der l'.tionen
auf Solbatbeatinunung in seinem ßinne auszunutzon, um dievom Sowjetstaat geforderte sofortige Moideehr der in Deutsch¬land befindliohen polnischen Arbeiter au verhindern.
Unter Leitung des Vertreters des deutschen limnzkapitale,
Karl lielfforich, der am 4. 12. 1917 den Auftrag erhielt,
den irtachaxtlichen '¿eil des Friedeaevertrageo mit Ruß¬land auszuarbeiten,^ fanden verschiedene Besprechungen
statt, die eich auch der Frage der iVanderarbeitor .vidnie¬
ten. In einer Beratung, die am 22. 12. 1917, an dem läge,
als in Brost-litowsk die iriadensverhandlungen der Kittel-
raäohfce mit ßowjefcrußland begannen, stattf-nd,69-' forderte
der preußisohe Landwirtschaftsminister aua der DrwSgung
heraus, daß das bisherige. Reservoir für .Vander-.rboitor,
Polen, eventuell in Zukunft nicht mehr genügend Arbeiter
liefern würde, Rußla d ochon im Präliminarfrieden zur
Verpflichtung zu zwingen, seine Arbeiter ungehindert nachDeutschland ziehen zu lassen. Der Vertreter der Obersten
Heeresleitung schloß sich dem an. Er hielt die Aufnahme
einer aolohen Bestimmung in den Präliminarfrieden vor al¬lem dann für notwendig, wenn ca nicht gelingen würde, den.Austausch der Iriegsgefeeigenen Kopf um iopf durchzusetzen.^^Ansonsten, so ergab eie Besprechung, sollten in den wirt¬
schaftlichen i’öil des iriedenovertrngas die schon 1915

Ports, v. ß. 5o0j
64) Hauptergebnisse,

G. 153
65) ebd. ß. 156
66) DZA öersoburg Rep. 90 a, Abt lg. B, 2'it.III b i!r. 6,Bd. 166 f. 565

6768

67) Vergl. D?iA Potsdam, Büro ßtaatsainiotar Dr,i*elfferioh,Akten betr. ßitzungsprotokolle, fr. 41 -.•pez« 1u, Bd. 1(Sr, 19283) f. 6} DZÄ Merseburg, Rep. 87 3, Arbeiter¬und .Angeste11tensachon Nr. 18 A, Beiheft 6, Gohreibendsa iBUdwirtsohiiftsministers
v. 17.12,1917 an iielf-fcrich.

68) Brjunin, Deutsche Regierung, 8. 977

Forts, n. Saite



aufgeatelltea Forderungen. aufgenommen werden, d« h. die

Verpflichtung ¿owjetrußlands, seine Arbeiter urige hindert

nach Deutschland sieben au lassen und. die Anwerbetätigkeit

deuteober Organisationen baw. Institutionen in keiner .oi—

ee hu hemmen«^

Ea gelang dem deutschen Imperialismus nicht sofort, saine

in der wanderarbeiterfrage gegenüber Sowjetrußland verfolg¬

ten Ziele -durchausetBen. Schon das Bemühen, in den i’rie-

densvertragaverhindlungen die Frage der rusaisoh-polni-

sohen Arbeiter nicht au erörtern, stieß auf den ¿idorst'nd

der Vertreter Sowjetrußlands, Die sowjetrussischen äitglie—

der dor seit dem 1,1, 1918 tagenden Gonderkonmieoion, die,

aufgrund der Zuaatabesticimungen zu dem -n 15, 12. 1917 «bge—

sohlosaenen Baffenatillstandevertra, gebildet, sich mit

dor Frage der Zivil- und ¡iriegsgefangenen beschäftigte,

verlangten, wio der Lsgationsrat Sokardt *ra 10. 1. 1918

aus Petersburg berichtete, die iieitakebr der in Deutschland

und. Kußland fastgehaltenen und aus den besetzten-Gebieten

stammenden Personen .sowie diG Verbesserung dor Inge die-

Personen - vor allem also der russisch-polnischen Ar¬

beiter. - in Deutschland»^' dar die .sowjetische Delega¬

tion ara 28. 12. 1918 noohmals fia1 das ZelbstbaetiicmuEgii-

reoht der -Völker eingetreten und hatte sie sich bereit

erklärt, alle russischen ïruppen aus fresden Territorien

abzuaieuea, falls, auch nie -ittelaiäohte Polen, Kurland

und Litauen und andere von ihnen besetzten Gebiete riium-

tea,^ so stimmte auoh ihr Vorgehen in der Gonderkonmis-

i'oxta. v. S. 509:
69) Aufaeiohnucg Uber diese Besprechung s. BZA Potsdam,

.-.o t -t -.iutc-i . r. -oli'fotlob, Akten betr,
Citzun. Protokolle Kr» 41, . 10 bd. 1 (:>i. 19285) .
f. 15—27; Vorschläge von ilelfferioh und Ergebnisse
dor Besprechung s. ebd. f. 11-14

70) ebd. f. 21

71) obd.' f. 12/15
72) i.crseburg, i ep» 87 , Arbeiter— und tagestelltea-

saohen ar. 18 A, Beiheft 6, Aufzeiohaungen Eokardts v.
10.1.18

73( Kocenfeld, ¿owjetrufiload und Deutschland, 8. 35



sioh mit don Interessen des polnisohen Volkes überein.

Die dsutsohan Delegierten lohnten allerdings die Behand¬
lung der frage .der russisch-polnischen Arbeiter .als an¬
geblich aui! er halb des Programms der ¿oncorkommisBion

,stehend ab. Bine cm 9. 1. 1918 in preußischen Kriegaraini—
stcrium stattfindende Besprechung hatte sich noch einmal
dafür ausgesprochen, unter allen Umständen die soit 1914
in Deutschland festgehaltenen polnischen Werktätigen und
die zwangsweise, besonders »ua dem Gebiet dos Oberkomman¬
dos Ost, naoh Deutschland gebrachten Arbeitar bis zum Ab¬
schluß des allgemeinen .Friedensschlusses in Deutschland
zu belassen. Das Auswärtige Amt war gebeten worden, die
deutschen Delegierten der in Petersburg tagenden oonder-
kommission für Gefangenenfragen hierüber zu infurinieren.
Diesen Standpunkt durohzusetzen, fiel den deutsohen Ver¬
tretern nicht leicht. Abgesehen vom Widerst ad do®jetruß—
lande wurde die Erfüllung der deutschen ¿Unache noch er¬
schwert durch viidersprüohe zwischen Deutschland und Öster¬
reich. Eckardt schrieb hierüber am 10. 1.s

"Unbequem ist allerdings die abweichende H-.ltung derösterreiohisch-ungarisohon Delegation, die 'zum Teilduroh die i¿¡oksioht auf die früheren Bewohner dernooh in russischer Gewalt befindlichen Teile Gali¬ziens bedingt ist und sich in der Bereitwilligkeit
zeigt, allen russischen Staatsangehörigen in Öster¬reich—Ungarn die Ausreise zu gestatten." 75)

Außer der Haltung der sowjetrussiochen und Österreichischen
Delegierten kamen die deuteeben Vertreter auch daduroh
in eine sehr zwiespältige l--ge, weil sie einerseits die
rusaisch-polnisehen Arbeiter keinesfalls aus Deutschland
herauslassen wollten, andererseits aber die Forderung
aufstellten, die während des .Krieges nach Rußland Über¬
fahrten wehrfähigen Ostpreußen sofort zu entlassen. Um ~-us
dieser Situation herauszukomnen, bemühte sioh der deutsche

74) DZA Potsdam, ^eichsamt des Innern, Polizeiwesen-Gen.Kr. 5 A, Bd. 1 (Kr. 13718) X, 18
75) DZA Merseburg, Rep. 87 8, Arbeiter- und Angestellton¬sachen Wr. 18 A, Beiheft 6, Aufzeichnungen Eckardtsv. 10.1.18
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Imperialismus, auf Sowjetrußland einen stärkeren Druck

nuszuilben. Das entsprach seinem derzeitigen Torgehen bei
den Sriedensvertragsverhandlungen, war ea doch Mitte Ja¬
nuar ganz offensichtlich geworden, daß das deutsche Fi¬
nanzkapital nicht einen .demokratischen, sondern einen

annexionißtischen Separatfrieden anstrebte,' ' den es
unter Drohungen und Druok durchzusetzen suchte. In einem
Bericht Tom 27. 1. 1918 schrieb Eokardt:

CVVenn es nicht möglich ist, in irgendeiner Form der
russischen Gegenforderung zu enteorechen, etwa durch
Zusage der Heimsohaifung der zwangsweise fort geführ¬
ten Polen usw. nach Rückkehr dor sämtlichen "Ostpreußen,
wird niohts übrig bleiben, als beim Fehlen anderer ge¬
eigneter iiompens.ntionsob jekte zu soiüJrferen Druckmit¬
teln zu greifen, alo wir sie hier zur Verfügung haben,
oder auf die Einbeziehung der wehrfähigen Ostpreußen
in sine vorläufige Vereinbarung über die -lichtwehr-
fähigen zu verzichten." 77)

Ara 9. 12. 1918, an dem Tage, als der Friedensvertrag mit
der Ukraine unterzeichnet wurde, mit dem der deutsche Im¬
perialismus Sowjetrußland unter Druck setzen bzw. den er
benutzen..wollte, um zu einer "energischen Sprache" tiberau-

gehon, was seinen Ausdruck auch am selben Tage nooh im
Sowjetrußland gestellten Ultimatum f*nd,^8^ Unterzeichnete
die Petersburger Kommission unter Vorbehalt der Genehmi¬

gung beider Regierungen eine Vereinbarung Uber die Keirnbe—
förderung der beiderseitigen Zivilgöi'angenen.^ Artikel 1
dieser Vereinbarung enthielt die Bestimmung, daß die in
Rußland zurückgehn.lterien deutschen Zivilangehörigen und
die in Deutschland befindlichen Zivilangehörigen Rußlands,
die nicht aus den von Deutschland und seinen Verbündeten

besetzten Gebieten stammten, möglichst bald <>uf uunsoh in

76) Rosenfeld, Bowjetrußlanä und Deutschland, B, 38
77) B3A Merseburg, Rep. 87 B, Arbeiter- und Angestellten-

saohen Kr. 18 4, Beiheft 6
78) Über den Verlauf der Friedensverhmnulungen seit Janu¬

ar 1918, die Rolle des mit der Ukraine abgeschlosse¬
nen FriedensvDrtrages sowie den Diktatfrieden vergl.
Rosenfeld, Bowjetrußland und Deutschland, S. 55 ff.
Korden, Berlin und Moskau, S, 88/89

79) -abgedruckt inj Auswirkungen der Oktober¬
revolution, Bd. 4/IH» 8. 113S-11Ï0
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die Heimat befördert werden sollten, außer militiird laust—
tauglichen Männern im Alter zwischen 16 und 43 Jahren. Von
den liilitärdlensttauglichen konnten Irste, Geistliche so¬
wie alle von russischen Truppen fortgeführten Bewohner

Ostpreußens ohne Rücksicht auf ihr Alter hoimbefördert
werden.öü-! Im Zuantzprotokoll vom gleiohen Tage31-1 hieß
es, daß die militi'rdiensttauglichen raännliohon Bewohner
Ostpreußens nicht vor den Tage in die Heimat entlass.-n
werden,. an den die deutsche Regierung die Zurticfcfiihrung
der zwangsweise zur Arbeit nach Deutschland überführten
Bewohner der von Deutschland und seinen Verbündeten be¬
setzten Gebiete (Polen, Litauen, Livland usw.) zusichert.
Letzterer Bestimmung konnte die deutsche Seite um so eher
beipflichten, als sioh zu dieser /Seit, wie der Leiter
der Reohtsabtoilung des Auswärtigen Amtes, Kriege, er¬
klärte, nur noch eine kleine Zahl von Zwangsarbeitern in
Deutschland b<fnnd.3^ Kriege hatte mit diesem Hinweis
durchaus recht, war doch ein Teil der in den Jahren 1916/17
naoh Deutschl-nd zwangsverschleppten Polen inzwischen in
die Heimat geflohen, während andere wiederum, die man zum
Abschluß eines Arbeitsvertrages zwang, duroh die l:frei-
willige" Arbeitaübernahme in den Augen der deutschen Re¬
gierung nicht mehr als zwangsverschleppt g-lten. Überdies
war es 3osieso schwer, die unter dem Drucke der wirt- .
schnftlicfaen Kotlage "freiwillig" nach Deutschl-nd gewan¬
derten Polen von den duroh direkten militärischen Zwang
dorthin iiberführten zu unterscheiden, was ;or deutschen
Seite immer die Möglichkeit bot, diese Bestimmung nicht
einzuh-lten.

Sie der Inhalt der am 9. 2. 19 18 getroffenen Vereinbarun¬
gen bestätigte, gelang es dem deutschen Imperialismus,
seine Interessen durohvusetzen. Er erreichte sein Ziel,

80) Ebd. S. 1138/1139
81) ebd. S. 1141
62) ebd.
83) D2A Potsdam, Reichsnmt des Innern, Polizeiv/eren-Gen.

Kr. 5 A, Bd. 1 (Hr. 13718) f. 125
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die Arbeiter der besetzten Gebiete, d. h. Polens, der
Ukraine, Litauens, Livlands usw. v/a iterhin für die deut¬
sche Kriegswirtschaft zur Verfügung zu haben und zugleich
die in Sowjetrußland befindlichen deutsohen Zivilgefan¬
genen - fcis auf die von den zaristischen Truppen fort-
gefiihrten Bewohner Ostpreußens - zurückzuerhalten. Baß
die Bestimmung des Zuaatzprotokolls kein echtes Zuge¬
ständnis bedeutete, haben wir schon ausgeführt. Somit be¬
stätigen »uoh die Ergebnisse der Verhandlungen über die
Zivilgefangenen den imperi-listischen Charakter der Sowjet—
rußland im Jahre 1918 aufgezwungenen Verträge.

Ehe der Friedensvertrag mit Sowjetrußland abgeschlossen
wurde, kamen dis deutschen Imperialisten mit der Ukraine
überein. Ler Eeichtum der Ukraine an Getreide und indu¬
striellen Rohstoffen "hatte schon vor dem ersten Welt¬
krieg begehrliche alldeutsche Augen nach dem Süden Ruß¬
lands blicken lassen", schrieb Albert Horden.0^ Jetzt,
im vierten %’iegsjahre, hielt der deutsche Imperialismus
den Augenblick für gekommen, vom Wunsche zur Tat Uberzu¬
gehen. Der Abschluß des Friedensvortragos mit der ukrai¬
nischen Zentralrada am 9. 2. 1918, durch den Deutschland
phantastische Lengen an Getreide, Fleisch, Zucker u. s.
Lebensmittel zugeaichert erhielt,S^) dar deutschon
Regierung um so leichter, als die Zentralrada zu diesem
Zeitpunkt schon eine Regierung ohne L»nd war. .Ala in Kiew
am 8. Februar die Arbeiter und Bauern die Sowjetmacht er¬
richteten, wurden die Rada—Leute endgültig "zu reinen Ma¬
rionetten in den Händen der deutschen Generäle, von denen
sie sich ihre iiiedoreinsetzung in Kiew erhofften."®^
Bie deutsche Regierung, deren Truppen jetzt die Ukraine
besetzten, brnohte den Friedensvertrag mit der Endn nicht

83a) Korden, Berlin und Roskau, S. 115
85bj Bestimmungen des Vertrages s. Friede ns ver¬trag mit Ukraine. Uber die UirtBchaftsabkoramen vomApril 1918, in denen die Ukraine die Lieferung vonLebensmitteln, Rohstoffen usw. zusiohern

muflte^ vergl.Sosenfeld, Sowjetrußland und Deutschland, S. 83/S4.über die Ausplünderung der Ukraine vergl. uoh die ver¬öffentlichten Geheimdokumente, in: Beutsohe ü k -
ku. p a t i o n.

84) Rosenfeld, Sowjetrußland und Deutschland, s. 55



315 - '

nur, tua der Ausplünderung des Landes einen Anschein des
Hechtes zu verleihen, sondern nuoh deshalb, um ..owjet—

rußland vor vollendete Tatsachen zu stellen .und dar auf
Seiten Österreichs .wachsenden Tendenz zum baldigen Ab¬
schluß eines Separatfriedens zu entsprechen.

Dem deutschen Imperialismus ging es, was die Ukraine an—
betraf, nicht nur um Lebensmittel oder Rohstoffe. Auch die
Arbeitskräfte des Landes sollten der Götschen Kriegs¬

wirtschaft bzw. auch der hachieriegswirtschaft nutzbar ge¬
macht werden. In einer Besprechung bei Helfferioh über die
wirtschaftlichen Forderungen der mit Kußland und der
Ukraine abzueohließendon Priodonsvertrage vom 19. 1. 191G
beschlossen die anwesenden Vertreter der Legierung, die

in der ,ianderarbeiterfrage gegenüber Oowjetrußland erho¬
benen Forderungen auoh der Ukraine zu stellen.8® Jedoeh
enthielten der am 2. 2. 1918 mit der Ukraine abgeschlos¬

sene Friedensvertrag und der deute, h-ukrainisohe "us-itfe¬

ver trag vom gleiohen Tage8® keine Bestimmungen über die

Sioherung dar Arbeite re inw an ds r ung .aus. der Ukraine naoh

Deutschland. Wie der legationamt von ¡stookharamem, Bit—

arbeiter der'Handelspolitischen Abteilung des Auswärti-

gen Amtes, im I¿ürz 1918 berichtete,8® lehnten die ukrai¬
nischen Delegierten die Saioonwand erung ukrainischer Ar¬

beiter nach Deutschland ab mit dem Hinweis, die Ukraine
benötige selber landwirtschaftliche Arbeiter dringend. Ls

ist anzunohmen, daß die deutschen Diplomaten von Forde¬
rungen in der Kinderarbeiterfrage im Friedaasvertrage

deshalb Abstand nahmen, um mögliohst rasch zum Abschluß
des Vertrages zu kommen; zum anderen sahen sie andere Mög¬

lichkeiten, die wenig später «uoh genutzt wurden, um den¬
noch die deutschen Forderungen riurebsuseteen.

Sicht widerspruchslos nahmen die Junker die ablehnende Hal¬

tung der ukrainischen Verhandlungspartner hin. Sie plä¬
diertem dafür, einen Druck auf die Zentralrnd» auszuübea,

85) DZA Potsdam, %ichsamt des Innern, Polizeiwesen-Cen.
Hx. 5 A, Bd. 1 (Br. 13718) f. 119/120

86) Beide Verträge im:, iriedensvertrag mit
Ukraine, L. 5-13, 14-23

87) DZA Potsdam, Auswärtiges Amt, Auswanderung-Gen. iir.
33, Bd. 3 (Sr. 30006) f. 72
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um das Recht für die Anwerbung von Arbeitern für die deut¬
sche Landwirtschaft zu erhalten, her erste Friedenssohluß
des Krieges, so betonte der Direktor der Deutschen Arbei¬
ter-Zentrale, von den Bussche, sei eine "schwere Ent¬
täuschung" . ' »örtlich setzte von dem Busoohe hinzu:

"Dieser Frieden hätte noch mehr als ein Brotfriodon
ein Arbeitsfrieden werden müssen.“ 89)

Unabhängig von einer für alle Zelten geltenden Erlaubnis,.
'

ukrainische Arbeiter anzuwerben, sollte wenigstens die An¬
werbung für das Frühjahr 1918 durohgesetzt werden.^0' Wes—
halb die Junker und ihre Arbeiter-Zentrale so stark auf
die Anwerbung ukrainisoher Arbeiter drangen, geht aus
einem anderen Dohreiben von dem Busaohes hervor:

"Hoch in keinem Jahre waren die Aussichten für die
Landwirtschaft so ungünstige wie in diesem. :.inem
sehr gestiegenen Bedarf steht ein verschwindendes
Angebot (an Arbeitern, L.E.) gegenüber. Auch ist die
Etiiamung in P o 1 o n gegenwärtig infolge der
letzten politischen Vorgänge so feindlioh, die
Hetze ... besonders gegen jede ’rbeitsannahme in
DeutechLmd so groß, daß ich sehr ernste Gefahren
für unsere Frühjahrsbestellung und die landwirt¬
schaftliche Erzeugung überhaupt voraussohe, wenn
nioht in anderer «eise geholfen wird." 91)

Die Schwierigkeiten, die sich in Polen bei der Arbeiter—
enwerbung ergaben — sicherlich hatten die Junker auch
die zahlreichen Streiks in Deutschland gegen dia Hungers¬
not nicht vergessen -, sollten -u£ Kosten dor ukrainischen
•Arbeiter behoben werden. In der Tat setzten die Oberste

Heeresleitung sowie die Führer der deutschen Qkkupat; ona—
truppea seit dem Frühjahr 1918 alles daran, um mögliohst
viele Arbeiter aus den im Jahre 1918 besetzten Gebieten
herauszuholen. Wir werden an anderer Stelle hierauf oin-
gehen.
EaOhdem der Friedßtisvertrag mit der Ukraine vom 9. 2. 1918
nioht die Arbeiteranwerbung seitens Deutschlands sicher¬
st eilte , bemühte eich die preußische Regierung, dem Wunsche
der Gutsbesitzer zu entsprechen und auf andere ¿eise ihr

88) Ebd. f. 69
89) ebd. f. 70
90) ebd.
91) obd. f. 76
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Ziel au erreichen« Schon am 18. 2. 1918 bat eins Kriogs-
ministerium/kriegsamt das Auswärtige Amt, falls’ in den
i'riedauavürtrag die .Arbeiteranwerbung nicht susbedungen
wäre, in einem nach .Artikel VIII des Vertrages noch a'o-
zuschließeadea Eiaaelvertrag zu erwirken, daß dem Aus-
tausoh der Arbeitskräfte und ihrer "freien Verwertung"
seitens beider Staaten kein Hindernis in den »Veg gelegt
werden dürften.®^ Zugleioh sollte die ukrainische Re¬
gierung verpflichtet werden, die Anwerbung zu unterstützen.®'5''

.Wie diese Forderungen zu verwirklichen seien, legten die
Vertreter der deutschen Regierung ebenfalls dar, indem
sie aioh dafür aussprachen, das Recht der Arbeiter-nwer-
bung als Entgelt für die der Eada gewährten militärischen
Unterstützung zu verlangen •®*‘l

her Staatssekretär des Innern schriebt

"loh begrüße die kögliohkeit, die Bewilligung dieser
Forderung als Gegenleistung für militärische Hilfe
zu erreichen ..." 95)

Dieser Weg schien den deutsohen Imperialisten um so eher
gangbar, als sie genau wußten, daß nioht nur von "Militä¬
rischer Hilfe” gesprochen werden konntej die deutschen ..
IruppeD hotten die von der Sowjetmacht gestürzte Zentral-
rada durch die Besetzung der Ukraine überhaupt erst wie¬
der in ihr ‘mt eingesetzt. Aufgrund dieser Meinungsäuße¬
rungen erhielt der deutsche Botschafter in Kiew, Freiherr
Mummvon ^ohv/arzanstein, uie Anweisung, in das geplante,
mit der Ukraine abauscnließende Abkommen über Gegenleistun¬
gen für die deutaohe militärische Rille eine Bestimmung

aul'zunohaen, wonach die Ukraine die Zeitwanderung ihrer
Staatsbürger nach Deutschland nicht behindern dürfte und
die fätigkeit der von der deutschen Regierung zu benennen—

92) DZA Potsdam, Auswärtiges Amt, Auswanderung-Gen.Ur. 33,
Bd. 3 (Er. 30006) f. 65

93) ebd. Gleichartige Forderungen, von ludendorff im In¬
teresse der Kriegführung und der deutschen SrieesWirt¬
schaft naohdrüokliob unterstützt. 3. ebd. f. 138j D2A
Potsdam, Reiehsamt des Innern, Polizeiwesen—Gen.Er. 5 A,
Bei. 5 (Er. 13720) f. 486j D2.A koraeburg, Rep. 87 B,Ar¬
beiter- und A,ngestelltensachen Er. 18 A, Beiheft 6,
Aufzeichnungen über eine Besprechung v. 19.3.1918.

94) Vergl. z. B. BZA Potsdam, Reiohsamt des Innern, Poll—

Porte, n. oeite
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den Anwerbeorganisationen ungestört eulasses sollte.9^
Als Vorbild für. .den zu schließenden Vertrag wurde der
entsprechende Passus dos gleichzeitig mit dem deutsch—fin¬
nischen Friedensvortrag am 7. 3. 1918 abgeschlossenen
"Handels- .und Sohiffahrtsabkommens zwischen Deutschlandnn\
und Finnland" ' bezeichnet.

Der deutsch-finnische Friedensvertrag bzw. das ÜanoolsAb¬
kommen konnten in der 2»t als Vorbild für ein imperia¬
listisches Abkommen galten. Sie waren zu einer Zeit zu-
standegekommen, als auf ßrsuohen der finnischen ..eißgir-
distan der deutsche Imperialismus die Intervention in
Finnland begann, die die proletarische Revolution, in der
die finnischen 'rbeiter und Bauern im Februar 1918 die
Hätenaoht errichtet hatten, niedersohlug.

"Der deutsch-finnische Frledenovertrag vom 7. lw.trsollte vor allem Deutschland die Vorherrschaft inzinnland sichern und es zu einer militärischen Ba¬sis machen.” 98)

Im Interesse des Kampfes gegen die Rätern- ebt war die fin¬
nische Reaktion bereit, Deutschland in Vorträgen große .
Heohte einzuräumen. Das betraf auch die irbeitskrüftefrage.
V.'ie sehr1 die preußische Regierung an der Regelung der
Arbeiterfrage mit Finnland interessiert war, gabt aus
einem.Sohreiben des Kriegsministeriuma (Krieganmt) vora
Januar 1918 horvors

"Die Gewährung von Arbeitern ist zurzeit wohl daswesentlichste, mit dem Finnland deutschen Interessendionen k-ann, und es durfte die Bereitwilligkeit, mitdar die Anerkennung Finnlands von unserer Ooite er¬folgt ist, es nioht unerheblich erleichtern, dio fin-

Forts. v. S. 317s
zeiwesen-Gen. Sr. 5 A, Bd. 1 (Iir. 13718) f. 284; DZPotsdam, Auswärtiges Amt, ausw.audarung-C-sn.Rr. 33, Bd.3 (. 3üüü6) f. 90

95) DZA Potsdam-, Auswärtiges Amt, Auswanderung-Gen. Iir. 33,Bd. 3, (Hr. 30006) f. 103

96) ebd. f. 108. Vargl. auch DZl Potsdam, &eioh3amt dos In¬nern, Polizeiwesen-Gen.Ir. 5 , Bd. 2 (Hr. 13719) f.61
97) Beide Vorträge s. Reichstag, Id. 323, Drucksache Kr.1396 (S. 2140)
98) Rosenfeld, Sowjetrußland und Deutschland, 3. 81.Über die

Forts, n. Seite



vsran-nisohe Regierung zu diesem Zugeständnisse zu
ln.ssen." 99)

Auoh hier wieder zeigte sich die alte, gegenüber der Ukrai¬

ne angewandte liethode: Unterstützung - ob politisch oder

militärisch — einer Regierung, um sie darauf sofort er¬

pressen zu können! Wenn der deutsohe Imperialismus, im

Gegensatz zu der vom Srlegsministerium geäußerten Meinung,

nicht nur an der Ausbeutung finnisoher Arbeiter interes¬

siert war, sondern sich große wirtschaftliche Vorteile

und eine Aufranrochbaßis gegen Sovvjotrußlond sichern woll¬

te und dieses Siel auoh erreichte,so sorgte er doch

dafür, daß in das mit Finnland hm 7. 3. 1918 abgeschlos¬

sene Handels- und Schiffahrtsabkommen die <Var,de rnrbe i t er—

frage aufgenommen wurde, •V.örtlich hieß es in diesem Ab¬

kommen in Artikel 16:

"Jeder vertragschließende Seil wird die Zeitwanterung
seiner Angehörigen in das Gebiet dos anderen Teiles
zur Beschäftigung in landwirtschaftlichen und gewerb¬
lichen Betrieben gestatten und sie in keiner weise,
insbesondere auch nicht durch P.aßersohwerungen, hin¬
dern« Die Vertreter von Organisationen, die im Gebie¬
te des einen i'eilee zur Vermittelung der Anwerbung
soloher Arbeiter gegründet sind, und die Aron der Re¬
gierung dieses Seiles der Regierung ties anderen Hel¬
les bezeichnet werden, sollen im Gebiete des letzte¬
ren ohne weiteres zugelassen werden und ihre Vermlt—
telungstätigkeit ungehindert aus üben dürfen,'1 1u1)

Da Finnland keinen Wert auf die Einwanderung ausländischer

Arbeiter legte, war trotz dar diplomatischen Sprache des

Abkommens klar, daß der deutsohe Imperialismus der finnl—

sehen Regierung seine Forderungen in der iianderarbeiterfra—

ge aufgezwungen hatte, für die Biedereohlagung der Arbei—

Forts, v. 2. 218:

Zrwürgung RUtefinnlands und die vom deutschen Imperia¬
lismus in Finnland verfolgten Ziele vergl, auch Forcen,
Berlin und Moskau, 0. 107 ff.

99)D2a Potsdam, Auswärtiges Ajnt, Auswand srung-Gen.i'ir, 35,
Ed, 5 (Br. 30006) f. 84

100) Vcrgl. Hinweise in Amerkg. 98
101) Eaichstag, Ed. 523, Drucksache ßr. 1396 214o), e.

21/22



ter— und Bauemancht durch die deutschen Interventen
sollten die finnischen Arbeiter u. a. mit ihrer Arbeits¬
kraft bezahlen.

Der mit Finnland abgeschlossene '¿ertrag galt, was die
Regelung der Wandorarbei¿erfrage anbetraf, den doutaehen_
Junkern und ¡Aoaopoliaten als Vorbild für das alt der Ukrai¬
ne p.üBuschlieQende Abkommen. Der § 16 des Entwurfs eines
mit der Ukraine abzusohließendeu ¿irt.se!>-•'.ftsabkeumaeno
stellte der ukrainischen Regierung die Forderung, die
Anwerbung au gestatten und ihr keinerlei Hindernisse in
den heg zu legen.101a^ Allerdings ging es Uber die deutaoh—
finnischen Abmachungen hinaus, wenn das Kriegsrainiaterium
nicht nur die Gewährung, sondern auch die UnterStützung
der deutschen Anwerbung seitens der ukrainischen Regierung
verlangte. Auf entsprechende -inweiae das Kriegsnini-
steiiuas"*^2-* erhielt dar deutsche Botschafter in Kiew die
Ermächtigung, in diesem Sinne vorsugehen.1^ Formal wurde
zwar inner von der Gegenseitigkeit des Austausches van Ar¬
beitskräften zwisohea Deutschland und der Ukraine gesprochen}das Kriegsministerium erläuterte -‘her unmiüvcrstiindlioh, daß
es sich hierbei nur um eine Eaktik bandelte. D-a verge-
oohlagene Recht beider Feile, ‘rbeiter anzowerben, sollte
nur die ukrainische Regierung veranlassen, leichter auf
den deutschen Vorschlag einzugehen.1Ob

die ukrainische
Regierung diesem zustimmte, d. h. ob sie .das deutsch—
ukrainische Wirtschaftsabkommen, das u. a. die Sanderar—
beiterfrage regeln sollte, noch vor Kriegsende unter-

101p.) D2A Potsdam, Auswärtiges Amt, Auswond e r\xvz-Gen. Kr.33, Bä. 3 (Br. 30006) f. 136
102) DZA Potsdam, Auswärtiges .Amt, Auawanc!erung-Gen.Kr.33. Bd. 3 (Kr. 30006) f. 136;•DZA Potsdam, Roichs-«mt des Innern, Polizeiwesen-Gan. Br. 5 A, Bd. 3. Oör. 13720) f. 435/436
103) 1)3A Potsdam, eiohsamt doe Innom, P.oliseiwosen-Gen.Br. 5 A, Bd. 3 (Br. 13720) f. 487
104) DZA Potsdam, Reichsaat des Innern, Polizeiweoen-Gen.Br. 5 A, Bd. 3 (Br. 13720) f. 4Ö5
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Belohnte, konnte von uns bis jetzt nooh nicht ermittelt

werden« Auf jeden Fall mußte der starke widerstand der
ukrainischen äerktätigen gegen die in Jahre 1918 von

der heuteoben Arbeiter-Zentrale aufgenommene Anwerbung

sich hemmend auf den Abschluß eines aolohen Vertrages

«uswirke».

Zur gleichen Zeit, als sich die deutschen Imperialisten

bemühten, die Ausnutzung ukrainischer Janderarbeiter für
die Iiaohkxiegsseit zu sichern, zwangen sie im Friedens-
Vertrag vom 3. 3. 1918 hawjetrußland ihre Forderungen in

der Wanderaxbeiterfrage auf. hie Anlagen'zum Frieuena-
vartrag bzw. das Schlußprotokoll enthalten die Bestim¬

mungen über die Handels— und «irtBebaftebeziehungen swi—
sehen beiuen Staaten.10®' ubvohl, wie es in der Denkschrift
der deutschen begierung zum Vertrage hieß, ccm Be¬
streben der deutschen beite, den deutsch-russischen Ii'-n—
dels- und irtschai'tevcrtrag von 1894/1904 wieder in Kraft
zu setzen, seitens Dowjetrußland "hartnäckiger .aidort.'^d,,
begegnete,1wurden dennoch die deutsch-russischen Kan¬
dels- und Wirtschaftsbeziehungen vorläufig entsprechend
dem lten Handelsvertrag geregelt. Vorgenomniene Änderun¬

gen dos eiten Vertrags zugunsten des deutschen Imperialis¬

mus bestätigten den räuberischen Charakter des Friedens
von Brest-Litowsk. D~o Schlußprotokoll enthielt die glei¬
chen Formulierungen über die Saisonarbeiterfrag© wie der
deutsch-finnische Vertrag vom 7. 3. 1918. nur folgender
Satz aus dem alten deutsch-russischen Handelsvertrag «
hinzugefügt worden:

"Die russischen Arbeiter, welche nach Deutschland kom¬
men, um daselbst in landwirtschaftlichen Betrieben
oder kebenbetrieben zu arbeiten, sollen wie bisher

105) Zur Vorgeschichte und Einschätzung des Fxiedensver—
träges vergl. iiosenfeld, Eowjetrußland und Dautaoh—
land, 0. 22 ff.

106) Friedenavertrag und Anlagen a. Beiohatag, Bd. 325,
Drucksache Kr. 1395 (3. 2150)

107) ebd. 3. 87 ff.
107a)ebd, S. 96
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kostenfrei mit Legitimtionspapieren. gültig vom
1. Februar bis 20. Dezember neuen Stils, verschon
werden." 108)

Diese Bestimmung unterstrich erneut, daß der deutsche

Imperialismus trotz der Formulierungen des Vertrages

nicht mit der Anwerbung deutscher Arbeiter seitens 3cv;Jet¬

rußland rechnete.

Die getroffenen Vereinbarungen genügten den deutschen Ui—

lit«eisten'aber noob nicht, nas Sriegeminiaterium plädier¬

te dafür, die ßowjetrusaiuche Begiexung zu verpflichten,

die Anwerbung positiv zu unterstützen und dem Abtransport

der Angeworbenen keinen Widerstand entgegensusetzen.1 yöa^

..lese Forderungen, von Budcndorff nachdrücklich unter¬
stützt,1®8^' sollten in ein später «bzuechließendö3 Ab—

kommen ufgenommen werden.1®80*'

Die Bestimmungen über die Handererbeit erfrage unterstri¬

chen dae räuberische, imperialistische '•esen rico Friedens—

Vertrages von Brest—Litov/sk. V.e;m der Junge Sowjetstaat

auch diesen Bedingungen zustimmte, so nur, weil der

Breater Vertrag ihm die notwendige "Atempauso" verschaff¬

te, die er benötigte, um sich dem imperialistischen *n_

sturm zu widersetzen. i'it der Kisderlage das deutschen .Im¬

perialismus im ersten Weltkrieg zerriß Sowjetrußland das

Breater Diktat. Die Hoffnung der deutschen <Junk:;r und Mo¬

nopolisten, russische ’rbaiter den ProfitInteressen nutz¬

bar machen zu können, wurde nicht erfüllt. In Do»jetruß—

land war ein Staat entstanden, der durch dio Beseitigung

des Kapitalismus die Wurzeln für die iVander-^rbeit vernich¬

tete. Zum .ersten sisie in der Weltgeschichte existierte ein

gesellocLinftliohoa System, das allen werktätigen Arbeit

und ^rot sicherte und sie nicht zwang, in fremden ländsrn

billig ihre Arbeitskraft zu verkaufen. Bit der Oktoberre—

108) Kbd. d. 24
108a)DZA. Potsdam, «eiohsamt des Innern, Poliseiwesen-Oen.

r. 3 l, Bd. 3 (Sr. 13?2o; f. 485/86
108b)ebd. f. 488
I08opebd. -f. 486
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volution und dem Aufbau .des Sozialismus in der Sowjetunion

wurden die Grundlagen dafür geschaffen, daß die baltischen

Sowjetrepubliken, die Volksrepublik Polen und andere

volksdemokratische Staaten, aus deren Gebieten der deut¬

sche Imperialismus bis in den zweiten Weltkrieg hinein

Arbeitskräfte erhielt, heute als Teil des sozialistischen

Weltlagere den Bemühungen des westdeutschen Imperialis¬

mus, aus Hündische Arbeiter in die Kriegsvorbereitung oin-

subeziehen, verschlossen sind. Die Sowjetunion und die

volksdemokratischen Staaten demonstrierten den Arbeitern

der kapitalistischen Staaten, die, wie s. 3. die Italie¬

ner, oftmals gezwungen sind, einen kargen Lebensunterhalt

im Ausland zu verdienen, wie durch den'sozialistischen

Aufbau das Problem der SSanderarbeit gelöst wird.

Zurück zura Jahre 1918.. Sollte durch die Verhandlungen mit

Sowjetruöland, Finnland und der Ukraine die-binwandorimg

von rbextern dieser Staaten naoh Deutschland für die

Haohkriegszelt gesichert werben, bemühten sich die

deutschen Junker und Monopolisten zugleich, noch für die

Kriegs zeit rbeiter in der Ukraine und in anderen v'on den

deut. oben Truppen besetzten Gebioton Sowjetrunlanus anzu—

werben. Im Februar 1918 wandte sich die Gautsche Arbeiter—
Zentrale an den Chef des Generalstabes des Oberkommandos

Ost, Goneral lioffmann, und bat ihn unter Hinweis auf die

geringen Mengen von Arbeitern aus Polen, Litauen und

Dialystok—tirodno, die noch zur Verfügung stanken, darum,

das ganze Steppen— und Operationsgebiet bis unmittelbar

hinter die Front für die Anwerbung freizugeben. Die Anwer¬

bung müsse weiter ostwärts aufgenommen uae a, D. in Bara-

nowitschi, Pinsk und auch in der Ukraine vollzogen werden.^®'

Der Bitte der Deutschen Arbeiter-Zentrale, die Unter¬

stützung fand beim Haichskanzler und beim Staatssekretär

109) DZ* Potsdam, keichsamt des Innern, Polizeiwesen-*,c
Sr, 5 A, Bd. 1 (Hr. 13718) 'f. 195/196
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des Jiriogsernährungsnrntoa ^ entsprach von Ober-Ost in

Erlaß von 17. 3« 1918.111) £j_e Deutsche Arbeiter-Zentrale

erhielt die .Erlaubnis, ira bisherigen Operationsgebiet

-bis an die alte B~uerstellung, in der Ukraine innerhalb

des Bereiches der deutschen fruppen, in Livland und Est¬

land, in den zwischen der Ukraine und Livland liegenden

russischen, von deutschen Gruppen benetzten Gebieten so¬

wie in den Quarantänelagarn fiir russische Rückwanderer-

Arbeitskräfte anzuwerben. Die Linie Bkurce-Äreraentsohug—

Zmerlnka-Odessa sollte die vorläufige Grenze gegenüber

dar österreichischen Interessensphäre in der Ukraine bil¬

den und die Anwerbung nur nordöstlich davon gestattet sein.

Für den Bereich der Militärverwaltung Litauens wurde die

Anwerbung freigegeben, für Kurland nicht"*^ Zugleich soll¬

te der lieimkehrwunach polnischer Arbeiter nusgenutzt wer—

den; den aus Sowjetrußland über die Front kommenden Polen

wurde erlaubt, in ihre Heimat zur iokzuleehren, Y/enn sie

sioh verpflichteten,^zuvor eine bestimmte Seit in Deutsch¬

land zu ’rfceiten.'

Der Erlaß- vom Mürz 1918 und die Unterstützung der Anwerbung

von -rbeltern in den vom deutschen Imperialismus im J’bro

1918 neu besetzten Gebieten seitens der militärischen Zorn—

nnttdestellen wider spiegelte nooh einmal das Bemühen des

deutschen Generaistabsj seine aussichtslosen Positionen

im Kampfe ¿-egen cie Entente zu verbessern. Lei' ganze Mi—

litärapparat wurde jetzt sehr denn je eingesetzt, um alle

verfügbaren arbeitsfähigen Bevölkerungsteile der okkupicr-

ten Gebiete der oeutschen Kriegswirtschaft suzufUhron. Lu—

dendorff bestätigte das im üei 1913 mit den Kortens

"Seitens des Feldheeres v/erden in den besetzten Ge¬

bieten alle nur irgend durchführbaren Maßnahmen ge¬

troffen, um cie dortigen Arbeitskräfte für Heer oder

Heimat nutzbar zu maoben." 114)

•110) £bd. f. 193 und DZ« Potsdam, Auswärtiges Amt, Auewan-

fderulig-Gen. Kr. 33, Dd. 3 (Kr. 30006) f. 74

111) D2A Potsdam, Heiohssst des Innern, Polizeiaessn-Gen.

lir. 5 A, Dd. 1 (iir. 13713) f. 321-323

112) ebd. f. 321/322
113) efcd. £. 321
114) DZA Potsdam, ^eichsamt des Innern, Polizeiwesen-Gen.

Br. 5 A, Bd. 3 (Nr. 13720) f. 2
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Dooh die gewünschten Erfolge traten nioht ein. Zu lnnge
hatte der deutsche Imperialismus eich duroh sein üfckupations-
regirae in dem ästlioh Deutschland gelegenen Staat verhaßt
gemacht, au stark wirkten schon der aufopferungsvolle
Kampf der Bolsehewiki für den Frieden auf die Werktätigen
dieser Länder ein.

In der Ukraine sahen die deutschen Anwerber ihr Hauptbetä-
tigungefeld, obwohl die von den Deutschen eingesetzte Re¬
gierung sich aufgrund des Widerstandes der Werktätigen
geweigert hatte, der Arbeiteranwerbung vertraglich zuzu-
stimmen. Ludendorff schrieb im Mai 1918 an Gioeners

"Ich will Sie über unsere Lage unterrichten. Ich
brauche Menschen für Heer und Heimat und Entlastung
unserer Kriegswirtschaft. Deutschland hat bisher für
andere gearbeitet, jetzt müssen die anderen für Deutsch¬
land arbeiten. Ich denke dabei >uch an die_besetzten
Gebiete, vornehmlich an die Ukraine." 114a)

Dooh den vereinten Bemühungen der Arbeiter-Zentrale und
der deutschen Besatzungstruppen gelang es nicht,' große
Mengen ukrainischer Arbeiter nach Deutschland zu schaffen.
Mitte 'pril 1918 erklärte der Direktor der Deutschen Ar¬
beiter-Zentrale, daß sioh die Versuohe, ukrainische Ar¬
beiter anzuvvorben, als .Fehlschlag erwiesen hätten, weil
diese Arbeiter nicht nach Deutschland wollten und außerdem
ihr Lohn zu Hause höh r wäre als in Deutschland. In den
anderen neubesetzten Gebieten rekrutierte sich der größ¬
te Teil der -Angeworbenen aus den im Generalgouvernement
Warschau beheimateten Polen, die sich duroh eine (> Mo¬
nate währende Arbeit in Deutschland das Heoht der Rückkehr
in die Heimat erkaufen wollten.’*1'’^ Wie Generalleutnant -
Groener, der im Februar 1918 zum Führer des I. Armeekorps
in der Ukraine und wenig später zum Chef des Stabes der
Heeresgruppe des Generalfeldraarsohalle v. Eichhorn ernennt
wurde und der als ehemaliger Chef des Kriegsamtes genügend
Erfahrungen bei der Ausplünderung ausländischer Arbeiter

114a) Zitiert bei Groener, Lebenserinnerungen, ß. 4üü
115) DZA Potsdam, Beichsamt des Innern, Polizsiwesen-Gen.

Br. 5 A, Bd. 2 CBr. 13719) f. 162 a
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gesammelt hatte, im September 1918 berichtete, gelang es

der Beutachen Arbeiter-Zentrale bis au dieser Zeit, aus

der Ukraine ca 12 000 Arbeiter für die deutsche Industrie

und Landwirtschaft «neuwerben.”*^^ Diesem kläglichen Er¬

gebnis stand die ¡Tatsache gegenüber, daß die Arbeiter-

Zentrale im September 1918 allein über 14 Anwerbestellen

mit 22 Beamten im deutschbesetzten ¡Teil der Ukraine ver¬

fugte, während weitere 6 Stellen und 8 Beamte im von
117-)

Österreich besetzten Teil der Ukraine wirkten. Naoh

einer Mitteilung der Betriebeinspektion «arsohau der

•Arbeiter-Zentrale vom Juli 1918 waren in den in diesem

J’hre neubesetzten östliohen Gebieten 21 Anwerbeotellen

errichtet worden — gegenüber 46 im früher besetzten Ge¬

biet —, deren Arbeitsergebnisse trotz großer Propaganda

unbedeutend
blieben.^1

Um die Anwerbung ukrainischer Arbeiter .zu beschleunigen,

beschloß eine am 27. 9. 1918 im fieichsamt durchgeführte

Beratung, die S?erbeorganis«tion in der Ukraine wei¬

ter aussub-uen.”1^^ Die anwesenden Militärs erwarteten

hiervon keine wesentliche Steigerung der Zahl der Ange¬

worbenen! Groener schlug deshalb vor, den ukrainischen Ar¬

beitern bei der Anwerbung Prämien zu zahlen und in ihrem

Falle von dem den polnischen Arbeitern auferlegten Rück—-i21Ä
kehrverbot Abstand zu nehmen. ' Der geplante Ausbau

der öerbeOrganisation in der Ukraine, den die Deutsche

Arbeiter-Zentrale u. a. mittels einer vom Reichsamt des

Innern erbetenen vorläufig "einmaligen" Zuwendung von 3

Millionen Mark vorzunohmon gedachte,ifurde ebenso

duroh die niederlege des deutschen Imperialismus verhindert

116) DZA Potsdam, Auswärtiges Amt, Auswanderung-Gen.Hr. 33,
Bd. 3 (Hr. 30006) f. 168. Der Direktor der Deutschen
Arbeiter-Zentrale sprach -nde Oktober 1918-sogar nur
von oa 10 000 Angeworbenen, s. DZA Potsdam, Eaichs-
amt des Innern, Polizeiwesen-Gen. Hr. 5 A, Bd. 4 (Hr.
13721), f. 5

117) DZA Potsdam, Auswärtiges Amt, Auswanderung-Gen.ür. 33,
Bd. 3 (Kr. 30006) f. 168

118) DZA Potsdam, Seiohsarat des Innern, Polizeiweoen-Cen.
Hr. 5 A, Bd. 3 (Iir. 13720) f. 262

119) Aufzeichnung s. DZA Potsdam, Auswärtiges Amt, Auswan¬
derung-Gen .Kr. 33, Bd. 3 (Hr. 80006) f. 168/169
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wie die «yetecatische mwerbuag finnischer Arbeiter, die

begonnen weraes sollte, nsohdea. wie d*s Uriagsitlniaisriun/
Srlegaaot is Juli 1918 schrieb, ^ die "Unruhen* in

lianlmd beigelagt waren, d. u. n-chdea aie deutschen Grup¬

pen die finnische iiiteu'Cht niedergeschlagen hatten.

«uch auf ‘rbeiter aus den nicht ran dan deutschem oder

2starreichi3chen Gruppen boaetaten Gebieten t,o»Jetru31-nds

spekulierten die deutsche Legierung, der Ganer- lstnb und

die Junker. Eine Besprechung ron 19. 3. 1918, in der die

Deutsche Arbeiter-Zentrale, dar stellrextretende Jeaeral»

stab, di« ñriogsainistez-iua und andere Hoseartn rartre¬

ten w->rea,12*^ legte feet, die '¿erbeorg*niatian der 'r—

beiter-Senfcmle bia an die de utseb-rass Ische Front her «in¬

sufle Ul eben, de »us den besetzten russischen Gebieten nicht

¡aehr riele Arbeiter au erhalten aeren und deshalb 'Iber die

Orense könnende Arbeiter angewerben werden sollten, ihn
?Of

spekulierte hierbei auf di# duroh die ai—latisifac sißwirt-

schaft uac. die s-nswirkungen des Krieges bedingte wirt¬

schaftliche hot in Lowjatrufll’nd.

"Bann diese Leute gesehen hoben »erden, d»3 sie ron
de- bolschewistischen Ideen nicht s«tt werden, dann
werden ais Arbeit suchen ¡rilasen.8 125)

Zugleich aber wurden ä*3n*bmen eingeleitet, un diese Ar¬

beiter -utf bolschewistische Gesinnung zu beobachten. '

Das entsprsoh rüllig den »Unschön der Junker, denen ca

während des gesagten Krieges nie schlechthin ".uf Arbeiter

«sagekociaen wer, send'rn nur .»uf "willige”, •nspruehsloss

und bewußtesinaaäßig rückständige Arbeiter. Lie opeiatlatio-

Forts. . S. 326s
120) Lbd. f. 166
121) ebd. f, 169
122) -BZA Potsdam, LeiohsAnt des lanera, ?cllselwesen-Gen.lir.

5 A» Bd. 4 (kr. 13721), f. 6

123) DZ* Potsdam, *eioha*wt des Innern, Poliseiwesen-oen.
Fr. 5 km Bd. 3 Car.' 13720) £. 220

124) iufseichaung a. DZAkerseburg, Ken. 07 B, Arbeitor-und
AngestelltsaBaohen Hr. 18 A,Beiheft 6

125) ebd.
126) ebd.



nen auf sowjetiweh-russiüche irbeiter währten nicht lange. Mit

einera-öeutachen Offizier, der naob Moskau geachickt wor¬

den war, ins die Möglichkeit der Anwerbung von Arbeitern

zu prüfen, das Deutsche Generalkonsulat in Moskau

überein, die Anwerbung russischer Arbeitskräfte nicht

zu empfehlen, da die Löhne in Moskau und in anderen In¬

dustriezentren, wie es hieß, zu hoch wären und außerdem

die Gefahr bestünde, daß bolscbwistisohe Ideen in die

deutsche Arbeiterklasse hineingetragen würden.2*' Dp die

Junker beides - hohe Löhne und revolutionäre Gesinnung -

haßten wie der Teufel das Weihwasser, nahmen sie rasch Ab¬

stand von den Versuchen, Arbeiter aus Sowjetrußland anzu¬

werben.

•uoh nach den Arbeitern des von den Mittelmächten von Kd—

Vember 1917 bis Oktober 1918 besetzten Gebietes Italiens

streckte der deutsche Imperialismus seine" ringer aus. Im

heftigen Konkurrenzkampf mit Österreich gelang es der

Deuteoben Arbeiter-Zentrale schließlich, 1 000 bis 2 000

italienische Arbeiter für die deutsche Industrie anzuwer-
bon.128^ Zur gleichen Zeit, als der Mißerfolg bei der An¬

werbung italienischer und ukrainischer Arbeiter immer

deutlicher wurde, bemühte sieh die Deutsche Arbeiter-Zen¬

trale in Verbindung mit Versuchen, die Arbeiteranwerbung

in Belgien und Holland für die Baohkriegszeit ähnlich wie

mit Sowjetrußland und Volon zu regeln, um die Überführung

von Arbeitern dieser Staaten in die deutsche Landwirt¬
schaft.^2^ Größere Erfolge waren diesen Versuchen eben¬

falls nioht mehr besohieden.

Die Bemühungen der deutschen Monopolisten und Junker, im

Jahre 1918, buohotäbllch in letzter Minute nooh, auslän-

*5

127) DZA Potsdam, Auswärtiges Amt, Auswanderung-Gen.Kr.
33, Bd. 3 (I.r. 3uoG6) f. 17u

128) Über Anwerbung ln Italien, WlderaprUoho zwisohen
Deutschland und, Österreich dabei usw. vergl. DZA
Potsdam, «elchsamt des Innern, Polizeiwesen-Gen.Iir.
5 A, Bel. 2 (.Kr, 13779) f. 18/19, 25-28, 30-36, 39/40}
DZA Potsdam, eiohsamt des Innern, Polizeiwesen-Gen«
ßr. 5 A, Bd. 5 (Kr. 13720) f. 343, 423, 492} öster¬
reichische Militärverwaltung ,
S. 321" u. 358

129) Über ¿(insche und Bemühungen bfefer. Arbeitoranwerbung in
Ports, n. Seite
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dlache Arbeitor naoh Deutschland zur. .Zwangsarbeit zu über¬
führen, mußten ebenso scheitern wie alle anderen Annex!oos—
plane dee deutschen Imperialismus, «eil der historieoh

überlebte junkerlich-bourgeoise Staat seine Kräfte maß¬
los überschätzte lind den Kampf der Volksmassen aller Län¬
der gegen Imperialismus, Krieg und grenzenlose Ausbeu¬
tung nioht in Beobnung stellte. Der Versuch, das System
der Ausbeutung duroh den Krieg und die Ausplünderung frem¬
der Völker zu erhalten, konnte den Lauf der Geschichte
nicht hemmen; mit der Großen soaiftlistiachen Oktoberre¬
volution begann eine Entwicklung, die nach der Zerschla¬
gung dos Hitlerfaaohiasius den Uno ¡.kommen der polnischen
Schnitter im eigenen lande Arbeit und Brot gab und die „
mit der Beseitigung der Herrschaft der Junker und Milita¬
risten in Westdeutschland die Grundlagen für die Ausplün¬
derung ausländischer Arbeiter vernichten wird. Auch der
aUditnllonioohe Arbeiter, der heute noch gezwungen ist,
Seine Arbeitskraft in Westdeutschland, Frankreich oder
in -der Schweiz zu verkaufen, wird durch den Sieg des So¬
zialismus im Weltmaßstab nioht mehr Qualle dos Extrapro¬
fits sein, sondern die Früchte seiner Arbeit in seiner
Heimat selbst ernten.

Forts, v. Seite 328i

Belgien imd Holland s. u. a. DZA Potsdam,.Beiehaamt desInnern, Polizeiwesen-Gen. Er. 5 A, Bd. 1 (Br. 13718) f.219-222, £24; DZA Potsdam, •‘'eiohsaat des Innern, Poli—
zeiwesen-Gen. Sr. 5 A, Bd. 3 (»r. 13720) £. 56, 120,.486. 9
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Sohlußbemerkungon

Buroh unuore Untersuchung der brutalen preußisohr-deut-

sohen Politik gegenüber den ausländischen Handarbeitern

während des ersten äeltkriegos hoffen wir, den Baohweia

von Johannes iiiohtweles, daß dio hitlorfaachistiacho 7er—

aklavunga- und Ausrottungspolitik gegenüber den polni¬

schen Volke und anderen slawischen Völkern nur die konse¬

quente Fortsetzung der Politik des deutschen Kaiserreiches

war, unterstützt au haben, ln Kriege fanden die Bru¬

talität der Junker und ihres Staates sowie die Ausplünde¬

rung der ausländischen Sohnittor einen Höhepunkt* base¬

re Überlegungen müssen um so mehr au der Schlußfolgerung

führen, den westdeutschen Kriegsbrandstiftern-, dio dio

antinatianale preußisch-deutsche Politik auch in der KKn-

der.arboiterfrage fortaetzen, in den Ara au fallen, alo sie,

wie z. B. das ISotdienefcgesetz zeigt, schon vor Beginn des

von ihnen geplanten Krieges ähnliche Bedingungen schaffen

wollen, wie sie im Kaiserreich erst im Verlaufs des Krie¬

ges entstanden. fc'ir hoffen ferner deutlich geraaoht zu

haben, daß das nur noch duroh den Hitlerfasohiansus über¬

botene Ausmaß der .Ausplünderung fremder Arbeiter und-frem¬

der Völker ira ersten Beltkrieg nioht etwa mit duroh den

Krieg gegebenen besonderen Bedingungen begründet werden

kann, Bondern dem Wesen und den Plänen des aggressiven

deutschen Imperialismus entsprach. Die während des Krie¬

ges ia Vergleich zur Vorkriegszeit mehr mit gewaltsamen

Sittela gegenüber den Wanderarbeitern betriebene Zwangs—

Politik sollte, nach dem «iunacbe der deutschen Junker

und Monopolisten, auch nach dem Kriege fortgesetzt werden.

Senn die Schnitter unter schwierigen Badingungon, beim ...

Pefalefi einer zielklaren Führung, bei mangelnder ürganioa—
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tioa us®. den Knopf gegen ihre Ausbeutung und damit gegen

Iranerinllsraua und Krieg »uffiahmen, so muß uns das '¿lasen

um diesen Kampf daau führen, unter den uns heute gegebenen

günstigen Bedingungen der Sxistems des sozialistischen

Zeltlagers, seiner dominierender. Rolle in der interna¬

tionalen Politik und dos Aufschwungs der Arbeiterbewogung

in den kapitalistischen Staaten, unsere Anstrengungen bu

vergrößern, um den auf Kosten dor Völker geführten Krieg

und dessen imperialistische Grundlage für Immer zu be¬

seitigen. Itit der Vernichtung dos Iitp-arlalianuB und dem.

Aufbau des Sozialismus findet auch die «-¡nder-irbeiterfra-

g* ihre ira Interesse der SerktStigon liegende Lösung.

Wir haben in unserer «rbait verschiedene Probleme nioht

behandeln können. ¿ir beschäftigten uns s. B. nur mit den

in der deutschen Lndwlrtaohaft tätigen '’.ualHadiaoh-pol—

niaehen Arbeitern, eiao gründliche Untersuchung dar Lage

der preußischen otasta- ngehörigan polnischer R tion-lität

und ihres n^tion.len und sozialen Befrciungakampiss so¬

wie der entgegengesetzten Bestrebungen des Ostaariäenver-

oiaa und der «m meisten annexionietischen 'feile des Fi¬

nanzkapitals würden •uoh die Richtung und die'Leeluflus—

suag des Kampfes der in Deutschland befindlichen polni¬

schen Sotaittor deutlicher machen. Auch die Verbindungen

der"c-iaonarbeiter zu polnischen Org niastionen in der

liriegaaeit müßten gründlicher unterauoht aercien, -,1s sa

uns für diese Arbeit mcJglioh war. Gleiches triift zu für

die Urforachung doe Verhältnisses zwischen deutschen und

ausländischen Arbeitern. Da es uns hauptsächlich darum

ging, die von den Junkern und ihres Staate gegenüber den

ausländischen Arbeitern verfolgte reaktionäre und anti-

nationale Politik darzusteilen und das 6'esea dieser Poli¬

tik anhand der Jahre 1914 - 1918 zu verdeutlichen, aurcen

die genannten Probleme von uns nicht erschöpfend behandelt.

Ke ist 'ufgobe der marxistischen Historiker der Volksre¬

publik Polen und der Deutschen Demokratieoben Republik,
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die Fragen der gegenseitigen Beziehungen der herrschenden
Klassen sowie -der Werktätigen Polens und'Deutschlands in
Gemeineohaftanrboit zu untarauohen. Damit würde ein Bei¬
trag zur Festigung der .deutsch-polnischen Freundschaft
geliefert werden, der auch unsere Arbeit dienen soll.
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Akten betr. Arbeiternngel (Beschäftigung ausländischer Ar*

beiter)
Arbeiter- und Angeatelltensaohen Kr. 21 Gen,

Akten betr. die Pastarisierung ruthoniaohar daisonarbaiter

Arbeiter- und «.ngestelltensaohen Sr. 21 ..pes. Beiheft II

Akten betr. Hactoeisüngen Uber Zugang, Abgang und Bestand der
ausländischen Arbeiter

Arbeiter- und Angestelltensachen 3r. 21 B

Akten betr. den S.ontraktbruoh ländlicher Arteiter

Arbeiter- und Angestelltsnosohen Kr. 23, Bd. 3

Akten betr, Durchführung der Ickerbestollung

Militärsachen Br. 66, Bd. 1

Rep. 77> ¿Ministerium des Innern

Akten betr. Bankaobrlften des üstnwxkenvereins

Zentralbüro fit. 363 A, ilr.' 1 a

Akten betr, Polenpolitik (künftige Gestaltung Polens)
Zentralbüro, Tit. 863 A, Kr. 26

Akten betr. die Monatsberichte der Oberprfäaidenten Uber dio
Stimmung und Lebensmittelversorgung der Bevölkerung für die

Monats Ifov. 1917 bis Märe 1918

Tit. 1099, Kr. 3, Beiheft II, Bd. 2

Akten betr. die Monatsberichte der überpr.'laioenten über die
Stimmung und Lebensmittelversorgung der Bevölkerung für die

Monate April 1918 - September 1918

Titel 1059, Kr. 3; Beiheft II, Bd. 3

Akten enthaltend die Berichte der Obereresidenten und des
Regierungßpräsii. enten in Sigmar Ingen auf den Erlaß vom

12. Oktober 1914 betr. iiborsloht derjenigen russischen o ieon—

arteiter, mit denen ein Abkommen wegen des Verbleibens auf der

Arbeitsstätte während des Sinters 1914 getroffen resp. nicht
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getroffen worden lat.
Tit. 1135, ftr. 1 adh. i», Beiheft 2, Bd. 1

Akten betr. die auslSndiech-i>olnisehen 'abeiter
Sit. 1135, Kr. 1 Fans. 7b

Rep« 197 A, Preußischer StaatakocamiBSar für Volksernährun;;

Akten betr. Verfügung--£acnlungen des Kriegs >»Ets enthaltend
1. Richtlinien für' die Kriegsen; taste llen,
2. Richtlinien für die KriegswixtSohnfts&Htor
Gen. £. II Br. 11 c, Bd. 1

Akten betr. Auszüge des Kriegsamte aus den Berichten der kriegs-
wirtseliaftsäEter

Gen. B. II Ür. 11 t, Bd. 1

Akten betr. die Lebensmittelversorgung der ausländischen
Arbeiter und Kriegsgefangenen
Teil I h üfr, 26

Rep. 120 B5. riiniaterlum für Handel und Gewerbe

Akten betr. die Organisierung der I^ndcrbeiter
Abt lg. VII, Fach 5 1fr. 10

Rep. 90 a. Preußisches Gt.iatsarLaiaterium

Akten betr. die Btantsinieterlal—Sitzungsnrotokolle
Abt 1g. B, Tit. III, 2 b ilr. 6 Bd. 165-167

Sop. 195. Deutscher Ostmni-ken—Fcreia

Akten betr. üiederschriften über die Sitzungen des
Hauptvorstand.es
Br. 2, Bd. 2

Akten betr. Geserrt-iUBSohuiJaitzung in Posep 1918
Br. 4
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Aub dam Iieutsohen Zentralarohlv X, Potsdam (MA Potsdam)
Keiohaamt des Innorn

.Akten .betr. iiriogsamt. .Amtliehe Mitteilungen und ü iohrichten
Bilitaria-C-en. i.r. 11 adh. 131’

4 Bd. i (lir. 12318)

Akten 'betr. den Eriegasuntand• Anordnungen der stellv.Generalkaia-
tnandoa pp.
Uilitaria—Gen. Kr. 11 adb. 9 « II. A2 ('vr. 12225)

Akten betr.. die Behandlung der Ausländer wahrend des -Krieges
Hilitarla-ßen. Kr. 11 adh. 17 Bd. 1-11 (Mr. 12561-12372)

Akten betr. Behandlung, der ruasisohen Arbeiter
L’iliterin-Gea. Kr. 11 ?.dh. 17a Bd. 1 u. 2 (Br. 12380 u. 12381)

Akten betr. Beschäftigung von Arbeitern feindlicher Staatsan¬
gehörigkeit (mit Ausnahme der Bussen)
Bilitaria-GeE. Kr. 11 adh. 17 b (Kr. 12382)

Akten betr. Behandlung der Gtsatanngehörigen der russischen
Hepublik.und der ehemals russischen Gebiete-
Militäria-Gen. Üx. 11 adh. 17 o Ed. 1 (Kr. 12383)

Akten betr. Zusammenstellung der Monatsberichte der etellvertr.
Generalkommandos

Hilitariß-Gen. Kr. 16 adh. 16 «Bö. 1 u.2 (Kr. 12478 u. 12479)

Akten betr. die Beiohsaentr-ile der Arbeitsnichweiae
Militaria-Gon. Kr. 35 adh. 2 (lir. 12987)

Akten betr. die kriegswirtschaftlichen äon -.tsbarichte des
stellvertretenden Generalst&bea
Militaria-Gen. Kr. 85 adh. 17 a Bd. 1 (Kr. 13G44)

Akten .betr. die FriedensVerhandlungen

Militaria-C-.an. Kr. 85 adh. 24 Bd. 1 u. 2 (Kr. 13054 u. 13055)

Akten betr. die Inlsndslsgitimicrung der ausländischen Arbeiter
Poliiseiwesen-Gen. Kr. 5 adh. 2 Bd. 5-8 (lir. 13713-13716)



Akten betr. ausländische Arbeiter
Poliaeiwesen-Gen. Er« 5 A, Bd. 1-4 (lir. 13718—13721)

Akten betr. Inlandelegitimicruns 'ausländischer Arbeiter,
Presse-Äußerungen

Polisseiwesen-Gsn. lir. 5 adh. 2. Presse Sd, 1 (Sr. 13716/1)

Akten betr. die Bestimmungen über dos Vereinsweeoa.
Polisseiwesea-Gen. Kr. 17 Bd. ö-11 (Kr. 15855-13858)

Akten betr. J’riedensverhandlungen (wirteohaftllohe, handalepoliti—
soho pp. ¿ragen) mit Rußland
Bd. 1-3 (Er, 19239/3, 19239/4, 19239/5)

Akten betr. Sonderabkoimaen zum deutsch—ruseiaohen Iriedena—
vertrage überadie Rückwanderung der deutsoh-ruseinchen
Bevölkerung neoh Beutechl?nd
lA.ü.-frieden^.ü-en. Kr. S, Bd. 1 (Er* 19239/7)

Akten betr. Heranziehung arbeitsscheuer Belgier zu Arbeiten
in foutBo&Lsnti. Irruustriebureau in Brüssel

IA.Ü.-Belgien. Gen. Er. 9, Bd. 1-3 (ür. 19388-19390)

Akten betr. ausländische Arbeiter
IA.ü.—Polen, ..yeB. Er. 42, Bd. 1 (Br. 19856)

Akten betr. die Arbeiterfrage in eien besetzten russischen
Gebieten.

iA.O.r-Pclen. Spez. Kr. 12, Bd. 1 (Kr. 19798)

Auswärtiges Amt

Akten betr. L-tge und Hebung dar heimischen Landwirtschaft.
Mitteilungen -?n fremde Regierungen
Landwirtschaft Hr. 2 Bd. 94 u. 5? (Kr. 13568 u. 13369)

Akten betr. den loutechen Land v,irt s chaftsrat
Landwirtschaft Er. 2 adh. I Bd. 3 (Er. 13573)
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Büro Etar-ts.-. isistor.Er. Uclfforicli

Akten betr» tzungaprot okolle

Kr. 41 i>pea. 19 Ed. 1 (Kr. 192®)
•

Akten betr. Rußland (Ukraine)
Nr. 70 öpea. 19 Bd. 1 (Kr. 19293)

Akten betx. Rußland (Ukraine)
Jir. 71 Sp'ea. 19 Bd. 2 (Kr. 19294)

Keichsg±rtac-!"£teant

Akten betr. wirtschaftliche Kobilmohung
Bd. 3 u. 5 (Kr, 7611 u. 7612)

Akten betr. Utenograp'blsohe Auxsei hnuug Über die Verhandlungen
dos Wirtschaftlichen Ausschusses betr. Prägen der wirtschaft¬
lichen Kriegsbereitschaft
iiirtaobßitasiassohuß-ÄiobiliaftOhung Bd. 1 (Kr. 7613)

iielchs«y ustia wfc

Akten betr. den Krieg 1914. Cie zwangsweise aeechäftigung
arbeitsloser üinwohner der besetzten Gebiete ' -
Völkerrecht 11 '/25 (Kr. 7764)

Akten betr. V'erwuitun^s boriahte der ueutacaen nivilver-./aitung
in Polen.
Völkerrecht 11a/1S Bd. 1 u. 2 (Kr. 7752 u. 7753)

Akten betr. die Freizügigkeit, Aufenthnltsbesohriinkung und
AUßweieunr

Staatsbürger-fißcht 2/1, 3d. 3 (Kr. 5092)

Reichskanzlei

Akten betr» innere Kolonisation in Verbindung nit der L aii-
arbeiterfrage

‘I
Gr. 2a, landeorerw Itung 6^ Bd. 4 u. 5 (2r. 1031 u. 1G32)
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Akten betr. ländllohe Arbeiter
Z Ga« 22, Landwirtschaft 12, Bei« 4 (Br« 1146)

Aus dem Landesh.TUpterchiv Schwerins

Sen» 41« .Hinist orium des Innern Schwerin

Akten feetr. Übertretungen dor Bek-rntmsckuagen beagl. dar

ausländische» Arbeiter (Allgemein)
i-ilitarla Br. 17244

Akten betr. die 'berw-rchung der Bussen, insbesondere der
Schnitter

Br. 17250, 17251, 17253

A tan betr. die Überwachung der im L^ade sich “.ufh-.lt enden
Russen während dos Krieges, insbesondere der Schnitter
Br. 17252

Akten betr. die Überwachung der russlech-aolnischen Arbeiter
Br. 17254

Akten betr. Vertragsabschlüsse mit russischen Schnittern
Br. 17255

Akten betr. den Bezug einer Zeitung - G •aets Lodaka - ftlr die
russisoh-polnischen Schnitter und sonstige Zeitungen für
Schnitter

Br. 17256

Akten betr. die Schnltterstrafgalder und ihre Verwendung

Br. 17258 ’

Akten betr» Varhängung der Fosteperre über die russisch-
polnischen Arbeiter

Br.
17258ß

Akten betr. Bestimmungen Uber die Aufnahme rusEicoh-polnisoher
Arbeiter tn das L-nc!«rbeitshaus und Uber ihre Entlassung
Br. 17259*
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Akten betr« öle Feststellung der 8sterreicb~ungar±sohen
Staatsangehörigen

Kr« 17264

Akten betr« den Landes«usschufl zur Abtülfe dor Arbeiteraot in
der Landwirtschaft

Sr* 20719

Akten betr. die Bildung von Ortsausschüssen (aur Abhilfe dor
Arbeitoraot in der Landwirtschaft, L*E.)
Sr. 20720

Akten betr. Feststellung des Bedarfs oder des Überschusses
an landwirtschaftlichen Arbeitern für die Ernte auf brauchen
dos Boiofasanta des Innern
Br. 20722

Re?» 92,n Bonaaial—Aat hiibz

Akten betr. Jahresberichte
Vol. 10, Fasa. 1

Ren. 92 c, Boiaania.l—Amt Biitzov; (-Bühn)

Akten betr. die alljährlich zun Baujahr ad Seranissinun zu er¬
stattenden Berichte über vorgekomaene Veränderungen und,
Ereignisse iss Ante
Hr. 5a, Fass. 4

Rep. 92 ta, Hoaanial-Aint lingoaow, geddin. B-akandorf

Akten betr. die iiobilunohung in Jahre 1914 und Weltkrieg
Br. 19* Fenz. 65, Bd. IV

Aus den Lendeehnuptarchiv Dresdens

Ministerium des Innern

Akten betr, Arb eit erVerhältnis 3 e bei der Landwirtschaft
Bd. 4 u. 5 (är. 1534S u. 15349)
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Akten betr. ausländische landwirtschaftliche »rbeiter,
. 4 (Sr* 15858)

Akten betr* Maßnahmen ¡sur Bergung der ¿rate. Arbeiter für die
¡Landwirtschaft (Kriegszustand)
Ir. 16598

Akten betr. Arbeiter und Hilfskräfte für die L-yadwirtscbaft
(Eriegszust and)
Ir. 16999

Akten betr. XriegswirtscbAftsiimter
Kr. 16614

Akten betr. russische Srnteafbeiter
Kr» 16600

Außenmini t er ium

Akten betr. Sitzungen des äsuptausschussos des Reichstages'
. 14392

Aus dem ¿.•oidesarchiv Oroifswald

Ron, 6ü, Ober-raoidlun der Provinz Pommern

Akten betr. die im Inlande befindlichen russischen Saisonarbei¬
ter.

Rep. 6ü XI Bd. 1-3 (¿fr. 1455, 2112, 476)

Akten betr. ausländische Arbeiter
Rep. 60, iI 3d. 1 u. 4 (. 994 st. 1597)

Akten betr. Sicherung der Ackerbestellung
Rep. 60 XVI b Bd. 1 (Hr. 2573)

Rep. 65 o. Regierung Stralsund

Akten betr. die russischen Schnitter während der Robilnacbung
1914 ff. und die Abschiebung der . Untertanen.
Bd. 3 u. 4 (Kr. 2046 u. 2807)
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Rep« 79 3», Polizeipräsidium Stettin

Akten bete. Kriegsbubtand 1916 (Br. 4)

2. Polieeiravior, Kriegsakto I-IV (Hr. 491, 410, 96, 107)

Kriegeakten. Bd. 4 (Hr. 365)

Rep. 38b. Magistrat der Stadt l'ribaoes, Polineiverwaltunr;

Akten bete. Beaufaichtigung der Ausländer (Kr. 2181)

Rep« 58 b, Magistrat bu Gütskow

Akten bete* allgemeine Landi/irt-nchafts-Angelegenfaeitenj die
landwirtschaftlichen Arbeiter (Br. 275)

Aus den Archiv des üuseums für Deutsche (iesohiohte, Berlins

Freasearohiy des Bundes der Landwirte

Deutschland, Landwirtschaft im Weltkriege 1914—1919 und im
Kriege 1939 Bd. 19 (Hr. 1 i»)

Lnadarbeiterfrage, Bd. 1 (Kr. 42 C)

L’.ndarbeitorfrage Deutschland, Bd. 17 (Br. 42)

Landwirtschaftliche Arbeiter und Arbeiterinnen, Deutschland
Bd. 18 u. 19 (Hr. 42)

Aus dem Deutschen Institut fite Zeitgeschichte, Berlins

Zeitungsausschnittarchiv, Hr. 677522



- XII

2, Verbandluagstätigkeit und Jahresberichte, Protokolle,Gesetz- and Dokumentensammlungen

Die öffentlichen Arbeitsnachweise
inDeutschland und der deutsohe Arbeitsmarkt unter besondererBerücksichtigung des ersten KriegsJahres. Jahresbericht desVerbandes Deutscher Arbeitsnachweise 1912/13 - 1914/15. An¬hangs Bibliographie der Arbeitsvermittlung. Berlin 1917»(Schriften des Verbandes Deutscher Arbeitsnachweise, Kr. 13)Abk.: Arbeitsnachweise

Die Auswirkungen der Großen ->ozialistisohenOktoberrevolution auf Deutsobland. Hrsg. v. Prof. Dr. L. Stern,"rohivalisohe
Forschungen zur Geschichte der deutschen Ar¬beiterbewegung, Bd. 4/1, 4/11, 4/III u. 4/IV. Berlin 1959Abk.J Auswirkungen d. Oktoberrevolution, 3d. 4/1(4/H usw.)

(1.) B e r i ö h t über die Tätigkeit der l-jadwirtochaffcs—kaiamer für das Großherzögtum Meeklonburg-So hwerin im Geschäfts¬jahr 1916/17. Eostock o.J.Abk.: 1.Be r. iaht d. 1WE Mecklenbg.-Schwerin

2. Bericht Uber die Tätigkeit der Landwirts chaftekninmerfür das Großheraogtum
Mecklenburg-Schwerin. Geschäftsjahr1917/18. Eostoolc 1918

Abk.« 2. Bericht der LI Meoklenbg.-Üchwerin

Bericht über die 25jährige Tätigkeit der Landwirt—schaftsksmmer für die Provinz Brandenburg, o.u. o.J.Abk.: Bericht Uber 25jährige Tätigkeit

Stenographischer Bericht Uber die 21.öffentliche Sit¬zung des Vereins—Ausschusses der Landwirt;:c haftskamsar fürdie Provinz Brandenburg am 12. Dezember 1917, Berlin.Prenzlau o.J.
Abk.s B e r i o h t Uber die 21. Sitzung

Stenographische Berichte über die Verhandlungen desPreußischen Hauses der Abgeordneten. 22. Legislaturperiode,II. Session 1914/1915
Bd. 7, Berlin 1916
... III. Session 1916/1917, Bd. 1-5, Berlin 1917
(Fortsetzung unter Titel):Wörtliche Berichte Über die Verhandlungen des Preußi¬schen Abgeordnetenhauses. 22. Legislaturperiode. III. Tagung1916/1918, Bd. 6-9, Berlin 1918Abk.J Berichte d. Hauses der Abgeordneten, 22.Leg.p.II.Sess. Bd. 7 uaw.
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Dazu die Anlagen:
Sammlung der Drucksachen des Hauses der Abgeordne¬ten. (Anlagen au den Stenographischen Berichten). 22. Leg.p.II. Session 1914/19. Bd. 7-10, Berlin 1919
Fortseteg. unter Titel:
Sammlung der Drucksachen das Preußischen Hausesder Abgeordneten (Anlagen zu den Stenographischen Berichten),22. Legislaturperiode, III. Session 1916/1918, Bd. 9Berlin 1918.
Abk.: Drucks sehen d. Hauses der Abgeordneten

Dokumente und Materialien zur Geschichte der deutschenArbeiterbewegung. Leihe II: 1914-1945, Bd. 1, Berlin 1998,Bd. 2, Berlin 1997.
Abk.: Dokumente II Bd. 1 bzw. Bd. 2

Der Friedonsvertrag mit SuQland vom 5. Härs19t8, das deutsoh-russisohe Wirtschaftaabkomraen nebst dem Ver¬tragezoll tarif und der deutaoh-russitäche Zusatzvertrag. Dieamtliche Denkschrift. Hrsg, v. H. Busemann, Berlin 1918.Abk.: Friedensvertrag mit Bußland.

Der Friedena'Vertrag mit der Ukraine vom 9.Februar 1918, der Zusatzvertrag und der deutsch-ukrainischeHandelsvertrag nebst der amtliohen Denkschrift. Die wirtschaft¬liche Bedeutung der Ukraine. Hrsg. v. ä. Busemann, Berlin 1918.Abk.: Friedensvertrag mit Ukraine.

Geschäftsbericht des Deutschen Landarbeiter-Verbandes für die Jahre 1914-1919. Hrsg. v. Vorstand des Deut¬schen Landarbeiter-Verbandes, Berlin 1920. (Schriften des Deut¬schen Landarbeiter-Verbandes, Sr. 9)Abk,: Geschäftsbericht des Landarbeiter-Ver¬bandes

Statistisches Jahrbuch für das Deutsche Reich. Hrsg»v. Kaiserlichen Statistischen Amte (ab Jg« 40 vom Statistischenßeiohsamt). Jg. 56-40, 1919-1919
Abk«: Statist. Jahrbuoh 1919, 1916 usw.

Jahresberichte der Gewerbe-Aufsichtsbearaten undBergbehörden für die Jahre 1914-1918. .Amtliche Ausgabe,Bd. I-rv, Berlin 1919-1920.
Abk.: Jahresberichte der Gewerbe-Aufsicht, Bd .1 um
Kriegsarbeit der Landwirtsohaftskammer für die Pro¬vinz Pommern. 1914-1918. Sonderausgabe des Pommernblattes.O.Û.O.J. s
Abk.: .Kriegsarbeit Pommern

Hlederaohrift der 19. öffentlichen Sitzung desVereins-Aussohuoses der Landwirtschaftakanmer für die ProvinzBrandenburg zu Berlin am 17. Dezember 1919. Prenzlau o.J.Abk.: äiedersohrift der 19. Sitzung.



»iedersohrift der 20. Öffentlichen Sitzung de3
Vereins-Ausschusses der Landwirtsohaftskammor für die Provinz
Brandenburg Btt Berlin an 12. Dezenter 1916. Prenalnu o. J.
Abk»s Hlederschrlft der 20. Sitzung

Die deutsche Okkupation der Ukraine. Geheimdokumen¬
te Strasbourg o.J. (1937)
Abk.i Deutsche Okkupa tion

Prot okoll Uber die Verhandlungen des Parteitages der
oozialöemokratisohen Partei Deutschlands. Abgehalten in
Sürzburg vom 14. bis 20. Oktober 1917. Berlin 1917.
Abk.i Protokoll SPD-P7rt eitag fiürsburg 1917

3oziald enokr atlsoha Partei Sachsens. Protokoll über
die Verhandlungen der ¿^.ndeaversamalung. Abgehalten an 9. und
10. Juni 1918 in Dresden. Anhangs Geechäfteberichte des L-ndes-
vorstandes für die Jahre 1914/15 bis 1917/18 und das Protokoll
der erweiterten Lmdessitzung vom 12. Februar 1917. Dresden 1917
Abk.s Protokoll der.Landesversanmlung Sachsens 1518

Regierungsblatt für das üroßhorzogturj Uocklea-
burg-üctworia« Schwerin, Jg. 1914-1918.
Abk.s Regie rungo bla tt Hookienburg-Oehwerin, Jg.
1914 usw.

Regierungsblatt für das Groflhersogtum Mecklen¬
burg-Schwerin. mtliche Beilage. Schwerin, Jg. 1914-1918.
Abk.s Regierungsblatt Mecklenburg-Schwerin,
Beilage, £g. 1914 usw.

22. öffentliche Sitzung des Vereins—Ausschusses der
LaadöirtsoLa.ftskammer für die Provinz Brandenburg, 25.. Februar
1920, Berlin. PreHElau o.J.
Abk.s Sitzung d. 2Ä Brandenburg

Die ¡Tätigkeit des Landeskulturrates während des
Krieges. Berioht des Ständigen •usschuases an die 57. Gesamt—
Sitzung des Landesksilturra^as. Dresden 1916.
Abk.i ¡Tätigkeit des L«adeskult urrates

üb ers i o hfc über die amtlichen UaBnahmen während des
Krieges, die für Landwirtschaft, Volksernährung und Verpfle¬
gung von Heer und Harine besonderes Interesse haben. Hrsg. v.
Deutschen landwirtschaftamt. Berlin. 3. Ausgabe, 1914, und
1.-5. Baohfcrag zur 3. Ausgabe, 1915, 6. l.'aohtxag 1916,
Abk.i ubersieht ,3. Ausg, (bzw. 1., 2. U8w.fiaehtr«g)

örkunti en der Obersten Heeresleitung Uber ihre lät ig~
keit 1916/18. Hrsg, von Brich Ludendorff. 2. Aufl. Berlin 1921
Abk.s Drkunoen d. CHL

Die Verbände der .Arbeitgeber, Angestellter und Arbei¬
ter im Jahre 1914, mit besonderer Berücksichtigung der Kriegs-
Wirkungen. Bearbeitet im Kaiserlichen Statistischen Amte,
Berlin 1916 (15. Sonderheft zum Reichs—Arbeitsblatte)
Abk.i V er bände 1914



Die Verbände der Arbeitgeber, Angestellten und Ar¬beiter ira Jahre 1915. Bearbeitet ...
Berlin 1918 (16. Sonderheft zum iieiohs-'irbeitsblafcte)Abk.t- Verbände 1915

Die Verbände der Arbeitgeber, Angestellten. und Arbei¬ter in Jährei916 und im Jahre 1917. Bearbeitet im Statisti¬
schen Reiohsante.
Berlin 1919 (19. Sonderheft aus Seichs-Arbeitsblatte)Abk.t Verbände 1916/1?

Die Verbände der Unternehmer, Angestellten, Arbeiterund Beamten im Jahre 1918,' mit Berücksichtigung ihrer Entwick¬lung in der I'olgezeit. Bearbeitet im Seichsamt für Arbeits¬
vermittlung. Berlin 1920 (22. Sonderheft aus Reiche- Arbeits¬
blatte)
Abk.: Verbände 1918

Verhandlungen des Reichstags . XIII. Eeglslatumerlo¬de. II. Session. Stenographische Berichte* Bd. 306-315, Berlin
1916-1918. Bd. 315-324 (Anlagen), Berlin 1914-1918.
Abk.t li g i h s t a- g , Bq. ...

Das We des Untersuchungsausschusses der Veriessungsge—enden Deutaohea Sationalversaamlung und des Deutochen Reichs¬tages 1919-1928. Verbandlungen/Gutaehten/tirkundön. 1.4. desReichstages hrsg. v.d. Abgeordneten Walter Sohtioking. JohannesBell, Rudolf Breitscheid, Albrscht Philipp. 3. Reihet Völker¬recht im Weltkrieg, hrsg. v. Johannes Bell, Bd. 1, Berlin 1927....4. Reihe; Die urseehen des Deutsoben Zusammenbruches im Jah¬re 1918, 2. Abtlg.t Der innere Zusammenbruch, hrsg. v.AlbrechtPhilipp, Bd. 12, 1. Halbbd. Berlin 1929.
Abk.: >Ve r k. das Untersuchungsausschusses, 3. Reihe, Bd. 1baw. 4. Reihe .Bd. 12.

3. Zeitungen und Zeitschriften

(Die wichtigsten Zeltschriftenaufsätze worden in der Literatur-überaicht, nach Verfassern geordnet, auf geführt. Zeitschriften,denen nur ein oder zwei Artikel entnommen wurden, werden hiernicht genannt.)

landwirtschaftliche Annalen des Mecklenburgischen Pa¬triotischen Vereins. Hrsg. v.M.Kefctioh» Rostock, laueste Folge,
53.-55.Jg, 1914-1916.
Abk.t Land®. Annalen

Der Arbeitsnachweis in Deutschland. Zeit¬schrift des Verbandes Deutscher Arbeitsnachweise. Berlin. 2.-6.Jg. 1914/15 - 1918/19.
Abk.t Der Alle i t s n a h ® e i s



Archiv ihr innere Kolonisation. . rse, i.A. des deutschenVereins für ländliche &oK£»hrts- und Keimatpflege und derGesellschaft zur Förderung der inneren Kolonisation von Prof.Heinrich Sohnrey, Berlin Sd. VI-Ä, 1914-1917/13Ahfc.s Archiv f. innere Kolonisation
Archiv für die Geschichte des ZoHlalieraus und der ':z"bei—terbowegung. Hrsg. v. Carl Grünberg, Leipzig,Bd. IV-VX1I, 1914-191S
Abfc.i ' r o h i v für Geschichte des Goeialiomus
Weltwirtschaftliches Archiv. Zeitschrift für A;.lgerael-na Und ...pssiello l'Jeitv;irt3 ok?f ta lehr e. Hrsg. v. Bernhard H-rms,Jona. Bd. 7, 1916 (i)
Abk.; Weltwirtschaftliches Archiv
A f o h i v für' exakte , irtsohaftaforsohune

(i'hünen-Arohiv).Hrsg. v. Eichard Ehronborg. Jena, Bd. 7 u. 8, 1915/1916Abk»; A r o h i v für Wirtsohßftsforschung
Deutscher B * uernbund . Monatlich erscheinende \virt—aohaftsriolitische Zeitsohr. Hrsg, von l'ontralbureau des Deut¬schen B~uernbundes, Berlin. Jg. 7—10, 1915-1910.Abk.'! Deutscher Bauernbuna

Berichte über Landwirtschaft. Zeitschrift für Agrarpo¬litik und Landwirtschaft. Hrsg, van Bundeaministeriua für Er¬nährung, Lendwirtechift und forsten, Hamburg und B.ili,., ... ucfolge, Bd.. iJüCT und XJlOT, 1957 u. 1958.Abk.i Berichte über Lindwirtschaft
Alldeutsohe Blätter. Hrsg, von Alldeutschen Verband.24. Jg. 1914.
Abk.i Alldeutsche Blätter

Polnische Blätter. Zeitschrift für Politik, Kultur undaosiales Leben. Hrsg. v.W»Peldia«ni5, Berlin. Bd. I—VI, Bd. illu. Bd. XIII, 1915-1917 u. 1918.Abk.i Polnisotae Blätter

C o r r e s p o n d e a z b 1 » t t der Genen lkomissi on derGewerkschaften Deutschlands. Berlin. 24.—2ß.Ji,. 1914-1918.Abk»! ’Correspond
smn b b 1 a t t

Jahrbuch für Geschichte der ödßSR und der volksdemo¬kratischen Länder Europas. Berlin, Bd. 3 u. 4, 1959 u.1960Abk.: J a h r b u c h" für Geachiohte der IdGSB
Jahrbücher für Rationulökonomie und Statistik. Hrsg,v. J. Conrad, Jena (ab.Bd.50 hrsg. v.Ludwig Elster) 3. folge,Bd. 47-56, 1914-1918
Abk.i Je.hrbUoher für Bationalökonomie
landwirtschaftliche Jahrbücher, Zeitschrift für wis¬senschaftliche Landwirtschaft. Hrsg, v.li.(Thiel u. G.Oldenburg,Berlin, d. 47-51, 1914-1918.Abk.! Landwirtschaft!. J ehrbücher



- -
EorrespoadeaB lies Bundes der Landwirte (ls1: nuskrtpt gedruckt). ierlin. 1914—1918
Abk«: Sorreoponden.z d. Bundes der Landwirte
Das L p. n d . Zeitschrift für die socialen und volkstümlichenAngelegenheiten «uf dem Lande. Organ des deutschen Vereins fürländliche ohlfakrts— und Heimatpflege. Caa.-m des Deutschen
L-ndpilegeverbondes. Hrsg. v. Eelnrich Oobnrey, Berlin 23.-26.Jhg. 1914/15 - 1517/18
Abk.: Das Land

Der Landarbeiter« Organ des deutschen Landarbeiter-Verbandes. Berlin 6.—10.Jhg. 1914-191.Abk.: Der Landarbeiter

Mitteilungen der Deutschen Landwirtschafts-Gesellschaft.Hrsg, vom Vorstand. Berlin'. 29.-35.dhg. 1914-1918.Abk.j Mitteilungen der DLG
Josialistische Monatshefte . Hrsg, v.J.Ll-ch.BerlinJhe. 20-24 1914-1918
Abk.: Sob. Monatshefte

Joaialc Praxis und Archiv fUr Volkswohlfahrt. HxGg.v.K. Francko und Ziromercrnn, Münohon u. Leipzig bssw. Jena,/.-:?. Jhg. 1914/15-1517-1918
Abk.: Soziale Praxis

S c tifc i I 1 s Jahrbuch für Gasotagebung, Verwaltungu ö Volksuirtohaft im Deutschen -Liehe, Hrsg. v. GustavQohasllc- , München und Leipzig. 38.—42. Jhg., 1914-1918 <42.Jhg. 1918 hr3g. v .Hermann Gohumohor u. Arthur Opiothoff)Abk.: 5 c he i 1 1 e r S Jahrbuch
Mecklenburgische Volks- Zeitung. Organ der soalal-''.oi'io!3*atioc!ien Partei. (Ab iir. 2?2, 2.11.1915 Untertitel: Orjnader sozialdemokratischen Partei für- beide Mecklenburg), Rostock,23.-27.Jhg. 1914-1916
Abk.: Hecklenbg, Volkazeitung

Das Wirtschaftsleben im --xrieg. Hon tsberich-te dos .•irtsohnftsstatiatischen Bureaus von Richard C-lvrer. sr—lin. 1914 u. 1915.
Abk.: ßirtschaftsleben 1914 baw. 1915
tlocklenburaische Landwirtschaftliche .. ochenachriftAmtsblatt aer Landwirtseb-ftaknumer für Mecklenburg—Schwerinund der sugesohlossenen Vereine.. Soetoak. 1. u. 2.^ hx.1917 u.1918
Abk«: Landw. Aoohensohrift

Die neue Zeit, fe'ochanschrift der Leutachen Gozialdeuo—kratie. Hrsg. v. Harl k-utsky (ob Jhg. 36^.Heinrich Cunow),Stuttgart«
Abk.: Reue Z' e i t



Z e 1 t s o 'h x i f t für Agrarpolitik. Organ dos deutschen
I^ndwirtßolisftarate. Zeatralblntt der deutschen Landwirtschaft—lichen Vertretungen. Hrsg. v. Prof. Dr. Bade, Berlin aII.-.HT.Jhg. -1914-1916.
Abk.j Zeitschrift
Fortgesetzt unter Titels

fllr Agrarpolitik.

Zeitschrift dos Deutschen Laadsirtsoh?ftsrats.CSeueFolge der Zeitschrift für Agrarpolitik). Hrsg.v.Prof.Dr, Bade.Berlin. kV. Jhg. 1917
Abk.t Zeitschrift d. EU;

Zeitschrift filr Geschichtswissenschaft. Berlin.I.-Ik. Jhg. 1953-1960.
Abk.j Z £ G
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Aereboe, Friedrich, Agrarpolitik, Bin lebrbuoh. Berlin 1928Abk.s Aereboe, Agrarpolitik

Aereboe, Friedrich, Allgemeine landwirtschaftliche Betriebe-
lotos. 5. Auf1. Berlin 1920
Abk.s Aereboe, Betriebslehre

Aereboe, Friedrich, Ber Einfluß des Krieges auf die landwirt¬schaftliche Produktion in Deutschland. Stuttgart/Berlin/Leipzig 1927. Wirtschafte- und ...oaialgssohiohte des feoltkrio-gea. Deutsche berie.
bk.i Aereboe, .Einfluß des Krieges.

Deutsche Agrarpolitik in Hahnen dor inneren undSüßeren . irtochaftspolitik. i.A. ces Vorstanues der iriodrfoh-liot-Gesellschaft o.V. hrsg. v.i’, Beckmann, Bernhard Karma,IfteodoT Brinkman*. Hermann Beute, Edgar Sa*in, ferner Honlcsl-mann. 2.1 u.II, Berlin 1932.
Veröffentlichungen dor Friedrich—iist-Gossllschaft e.Y., Bd. 5
Abk.j Deutsche A g 2 » r politik

Altiaann, £ V a , Arnann Waldemar u.a., Westdeutschland unterden Gesetze» der Heproduktion des tv-pitals und die Arbeiter¬klasse. Berlin 1959. Kollektivarbeit aus cieia Institut Politi¬sche ¡Ökonomieder Hochschule für Ökonomie.
Abk.j. Altuann u.a., Westdeutschland

Sozialpolitische Arbeitexford erungen derdeutschen Gewerkschaften. Bia sozialpolitisches Arbeiterpro-grarani im 'Aufträge der GeneraIkommission der GewerkschaftenDeutschlands usgearbaitet von Paul Biabro.it, Berlin 1918.Abk»: Sozialpolitische Arbeiterfordarungen
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Arbeitazlele dar deutschen laädwirtochaft nach damKrieg©. Hrsg. v.üFr« 'i'dler von Braun ln Verbindung mit Prof«Dr.iU üada. Berlin 1918
Abk.; \ r b e i t s ziele

Augustin, Die deutsche Landwirtschaft in Kriegs Beiten,ins Mitteilungen der BIG. 29. Jhg. 1914, Stück 51, S. 684-688Abk.: Augustin, Landwirtschaft

Bartel, Walter, Die Linken in der deutschen oOBiaidemolcratieim Kampf gegen Militarismus und Krieg. Berlin 1958.Abk.: Bartel, Die Linken

Basler, IVerkor, Sie Politik des deutschen Imperialismus ge¬genüber Litauen 1914-1918.' Ins Jahrbücher für Geschichte derUdSSKund der volksdemokratischen lünder Europas, Bd. 4, I9608•" 255—264
Abk.: Basler, Deutschor Imperialismus

Becker. Otto, Die Regelung des ausländischen Arbeiteraesensin Deutschland. Unter besonderer Barückaiclitigung der Anwer¬bung und Vermittlung. I.A. der Gesellschaft nur Bekämpfung derArbeit •>los i Ly.:i t hei K.;e; v...Berlin ISIS. dchriftun
dar Deutschen Gesellschaft zur Bekämpfung der Arbeitslosigkeit-,H. 4)
Abk.s Becker, Regelung des Arbeiterwosens.
Berger, "Julius, Ostjüdische .Arbeiter in Deutschland. In: Co-nialioticc-ho . .onatshefte, Jhs. 24. 1918. "i. . Al—M'-l.Abk.: Berger, Ostjüdische Arbeiter

Bethniann Hollweg, 2h. von, Betrachtungen zue Weltkriege.2. i'eil: Sährend des Krieges, Berlin 1922
Abk.j Botbmann Hollweg» Betrachtungen

Bosaler, Johann Baptist, Die Streikbewegung in der deutoohenLandwirtsohaft unter besonderer Berücksichtigung Osteibieneund fiitteldeutechlnnd*. Inauft.Disa. Phil. ; -Je. irlang©nBamberg 1927 ' J
Abk.i Basaler, Streikbewegung

Bischoff, Heinrich, Beiträge zur Lohnentwieklung in der Land¬wirtschaft von 1214-1920. In'Ug.l’iss. Phil.i>,k. II•Ile—»i11Da¬berg. Halls 1921
Abk.: Bischoff, Lohncntwieklung

Bittermann, Eberhard, Die landwirtschaftliche Produktion inDeutschland 1800 bis 1950. Ein methodischer Beitrag zur Er¬mittlung der Veränderungen des Umfanges der landwirtschaftli¬chen Produktion und der Ertragssteigerungen in den letzten 150J-hren. Io.aug.Biss. d.Landw.Faic.d.Üniv.L-Ile-. itte-.:berg,1954Abk.: Bittermnnn, Land». Produktion

Blank, Carl, Innere Kolonisation oder landwirtschaftlicher Groß¬betrieb nach den Weltkriege? Eine kritische Betrachtung undzugleich eine .wichtige frage für Deutschland und Österreich-Ungarn, Berlin 1916.
Abk.: Blank, Innere Kolonisation
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(1890-1918) . Poznan 1959 (Praoe Instytutu Zaohodniego, lir. 29)Abk.s Drewniak, Robotnioy sezonowi

Engelberg, Emst, Aus den Sohuldbuoh des deutschen Generalstebs.
Im KD lir. 299, 29.10.1960, Beilage Mr. 44
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Abk.t Engels, Bauernfrage

Ellinger, August, Das Baugewerbe während des Krieges. Ins
Die Heue Seit, 56. Jhg. 1918, Bd. 1, 3. 571-575
Abk.i Ellinger, Baugewerbe

Ellinger, August, Die Einwanderung ausländischer Arbeiter und
die Gewerkschaften. Ins oosialietische ^onetshafte, 25. Jg.
1917. Bd. 47, S. 566-373
Abkus Ellinger, Einwanderung

Brdmann, Karl Dietrich, Die Zeit der oltkriege. Stuttgart 1959
Bruno Gebhardts Handbuch der deutschen Geschichte, ü. Aufl.
Hrsg.v. Herbert Grundmann, Bd. 4
Abk.s Erdmann, Weltkriege

Revolutionäre Ereignisse und Probleme in Deutsch¬
land während der Periode der Großen Sozialistischen Oktoberrevo¬
lution 1917/18. Hrsg. v.Institut für Geschichte ,-n der Dt.Akade-
der «iöahachaften zu Berlin. Berlin 1957.
Abk.s Revolutionäre Ereignisse

?. Falkenhayn. Erich, Die Oberste Heeresleitung 1914-1916
in ihren wichtigsten Entschließungen, Berlin 1920.
Abk.s v. Falkenhayn. OHL1914-1916

FeIber, Georg, Die Bedeutung der freien Inlandaarbeiter und der
V/anderarbeiter für meoklenburgisohe Güter unter dem Einfluß
von Betriebsgröße und Hackfruchtbau, ins Archiv für exakte
w'irtsohaftsforsohung (ThUnen-Archiv), Bd. 7, 1915, 3. 299-312
4bk.s Falber, Inlandssrbeiter und «anderarbeiten

Die polnischen Feldarbeiter in Deutschland während
der iriegszeit. Praktische «inke und wünsche für die reli^iös-
caritative .‘/sinderarbeiter-FUrsorge. Fon einem Polenseeloorger.
Sonderdruck aus der Zeitschrift "Caritas", 22.Jhg.Br.2/3, Üov./
Dez. 1916. Freiburg i.Br. o.J.
Abk.s Polnisohe Feldarbeiter

Felsööry, Magdalena, Die Ausländer Lager und ihre pädagogische
Situation, In-sug.Diaa. ¿Hinchen 1956
Abk.s Felaööry, Ausländ er lagen

Ferenozy, Imro, kontinentale Wanderungen und die Annäherung der
Völker. Ein geschichtlicher Überblick. Jena 1930. (Kieler Vor¬
träge, 32)
Abk.s Fereaoai, Wanderungen
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Graf í'inck von Pinokenstoia, Hans aolfgram. Die Entwicklung der
Landwirtschaft in Preußen und Deutschland 1800-1930. '•yftrzburg
c.J. (1960)
».bk.: v. Flnokenstein, Landwirtschaft
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